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Einleitung  und  Abwehr. 

Als  ich  im  Juli  vorigen  Jahres  die  ,,mediciniscli-gericlitliclieu  Gut- 
achten der  wissenschaftlichen  Deputation"  herausgab,  war  ich  mir  voll- 
kommen des  grossen  Dienstes  bewusst,  welcher  dadurch  der  medicinischen 
Gesammtwissenschaft  und  besonders  der  gerichtlichen  Medicin  geleistet 
wurde;  und  darum  hielt  ich  es  für  meine  unabweisliche  Pflicht,  den  da- 
für erwarteten  Dank  des  medicinischen,  wie  des  juristischen  Publikums 
von  vornherein  auf  den  Mann  zu  lenken,  dem  er  allein  gebührte  —  auf 
den  unvergesslichen  v.  Ladenberg.  Die  Widmung  des  Buchs  sprach 
dies  in  wenigen  Worten  aus,  die  „geschichtliche  Einleitung"  gab  dafür 
xlie  aktenmässigen  Beweise. 

Ein  Missverständniss  meiner  Absicht,  ein  Zweifel  an  meinen  that- 
sächlichen  Angaben,  eine  ungünstige  Aufnahme  meiner  Schrift  war  nicht 
zu  erwarten,  wohl  aber  durfte  ich  mich  der  allgemeinen  freudigen  Be- 
grüssung,  der  lobenden  Beurtheilung  und  der  über  Erwarten  raschen 
Verbreitung  der  letzteren  um  so  unbefangener  freuen,  als  mein  ganzes 
Verdienst  dabei  nur  darin  bestand,  ein  Vermächtniss  eines  theuren 
Todten  unter  schwierigen  Verhältnissen  treu  bewahrt  und,  nach  Beseiti- 
gung derselben,  sofort  ausgezahlt  zu  haben. 

Aber  auch  noch  einen  andern  Auftrag  hatte  ich  von  ihm  erhalten, 
dessen  Erfüllung  ihm,  oder  der  wissenschaftlichen  Welt  gegen- 
über von  seinem  Verbleiben  im  oder  von  seinem  früheren  Ausscheiden 
aus  dem  Ministerium  abhängen  sollte.  Dieser  Auftrag  bezog  sich  auf  die 
Benutzung  des  gesammten  ministeriellen  Aktenmaterials  für  meine  Mit- 
wirkung zur  Reform  des  Medicinalwesens;  und  da  diese  Reform  bei  sei- 
nem Austritte  aus  dem  Ministerium  noch  im  Stadium  der  Vorarbeiten 
war,  von  seinem  Nachfolger  aber  öffentlich  in  dem  Hause  der  Abgeord- 
neten aufgegeben  worden  ist,  so  hielt  ich  mich  bei  der  Herausgabe  der 

Kaiisch,  Kunstfehler.  a 
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Deputationsgutacliten  berechtigt  und  verpflichtet,  eine  auf  sie  bezügliche 
und  mit  der  Medicinah-eform  innig  zusammenhängende  Frage  in  den 
Kreis  meiner  Betrachtung  zu  ziehen. 

Für  das  wissenschaftliche,  wie  für  das  materielle  Interesse  des  ärzt- 
lichen Standes  giebt  es  nämlich  kaum  eine  wichtigere  Frage,  als  die,  ob 
eine  Medicinalperson  im  Bereiche  ihrer  Approbationsbefugnisse  Avegen 
eines  angeblichen  Kunstfehlers  zur  gerichtlichen  Untersuchung  gezogen 
werden  kann,  und  ob,  wenn  dies  thatsächlich  eintritt,  dem  Angeschul- 
digten wenigstens  sichere  Bürgschaft  geboten  ist,  dass  ihm  nicht  Unrecht 
geschehe. 

Mit  grosser  Geuugthuung  dürfen  wir  sagen,  dass  in  dieser  Bezie- 
hung die  Einrichtung  in  Preussen  eine  musterhafte  ist,  da  die  Verthei- 
digung  des  angeschuldigten  Arztes  drei  einander  übergeordnete  tech- 
nische Instanzen  hat,  welche  von  den  Kreismedicinalbeamten  zu  dem 
Medicinalcollegium  der  Provinz  und  von  diesem  zur  wissenschaftlichen 
Deputation  im  Medicinalministeriumemporsteigen.  Dass  bei  dieser  di-ei- 
fachen  Garantie  eine  ungerechte  Bestrafung  einer  Medicinalperson 
wegen  eines  angeblich  begangenen  Kunstfehlers  gar  nicht  denkbar  ist, 
unterliegt  keinem  Zweifel-,  ist  es  denn  aber  nicht  schon  bedenklich,  dass 
der  Arzt  durch  die  dreifache  Folter  dieser  Begutachtungen  hindurch 
muss,  imd  dass  ein  mehrjähriges  Fegefeuer  einer  Criminaluntersuchung 
nöthig  wird,  um  ihn  —  vielleicht  erst  nach  einer  bereits  erfolgten  erst- 
instanzlichen Verurtheilung  —  zu  reinigen?  Nicht  als  Schutzwehi'  des  un- , 
schuldig  verfolgten  und  angeklagten  Arztes  gegen  weitere  Verfolgung 
und  Bestrafung  erfüllt  die  wissenschaftliche  Deputation  ihre  hohe  Auf- 
gabe, sondern  erst  dadurch,  dass  sie  den  Grundsatz  proclamirt  und  zur 
Geltung  bringt:  die  gerichtliche  Verfolgung  des  Arztes  Avegen  eines 
Kunstfehlers  sei  vom  technisch-medicinischen  Gesichtspunkte  aus  durch- 
aus unzulässig.  Dass  sie  dies  bisher  nicht  getlian,  folgt  aus  den  immer 
und  immer  sich  Aviederholenden  betreffenden  Kechtsfällen ;  dass  sie  aber 
bei  dieser  Unterlassung  nicht  selten  von  unrichtigen  Grundsätzen  sich 
hat  leiten  lassen,  kann  nur  aus  einer  geschichtlichen  und  kritischen 
Würdigung  ihrer  einerseits  amtlichen,  andrerseits  wissenschaftlichen 
Wirksamkeit  nachgewiesen  werden.  Darum  habe  ich  mir  bei  meiner 
Herausgabe  der  Deputationsgutachten  diesen  NachAveis  nicht  ersparen 
zu  dürfen  geglaubt,  für  denselben  aber  eine  besondere  Schrift  mir  vor- 
behalten. 

Diese  Schi-ift  nun  ist  es,  welche  ich  nachfolgend  der  Oeffentlich- 
keit  übergebe,  nachdem  sie  Avährend  iln-er  Bearbeitung  eine  Umgestal- 
tung  und  Erweiterung  erhalten  hat,  Avelche  ihr  Interesse  und  ihren 
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Nutzen,  wie  ich  hoffe,  vermehrt  haben,  und  welche  sie,  wenn  dies  der 
Fall  ist,  einem  rein  zufällig-en  Ereigniss  verdankt. 

Xachdem  nämhch  alle  mir  zu  Gesicht  gekommenen  Beurtheilimgen 
meiner  Sammlung-  von  Deputationsgutachten  dieselbe  wohlwollend  be- 
oTÜsst,  ihre  Nützlichkeit  anerkannt  und  zuo-leich  auf  die  von  mu-  in 
Aussicht  gestellte  liistorisch-kritische  Beleuchtung-,  als  auf  eine  willkom- 
mene und  wichtige  Ergänzung",  hingewiesen  hatten,  brachte  die  von  dem 
Herrn  Medicinalassessor  Dr.  Alexander  Gro eschen  herausgegebene 
,, Deutsche  Khnik''  in  ihrer  No.  49  vom  3.  December  1859  nachstehen- 
des Feuilleton  mit  der  Ueberschritt: 

„Buchmach  er  ei. 

In  unserer  merkantil- industriellen  Zeit  verlegen  sich  gar  häufig 
Leute  auf  Dinge ,  von  denen  sie  eigentlich  gar  nichts  verstehen.  Ein 
Geschäft  eröffnet  die  Aussicht  auf  Gewinn.  Schnell  ist  Einer  zur  Hand 
und  unternimmt  es,  gleichviel  ob  er  irgend  welche  Einsicht  darein  hat 
oder  nicht.  Er  tröstet  sich  mit  dem  schönen  Spruch:  ,,AYas  gemacht 
werden  kann,  vnvd  gemacht  werden",  und  macht  schliesslich  entweder 
den  Gewinn,  oder  hat  sich  und  leider  oft  auch  Andere  —  betrogen.  Es 
konnte  eben  nicht  gemacht  werden.  Auch  auf  die  Bücherfabrikation  hat 
sich  die  Industrie  seit  langer  Zeit  geworfen;  am  unberührtesten  blieben 
indess  hier  bisher  noch  die  eigentlich  wissenschaftlichen  Felder ,  vor 
allen  solche,  die  eingehende  praktische  Stadien  erfordern.  Erst  in 
neuester  Zeit  ist  es  vorgekommen,  dass  selbst  in  solche  Unberufene  sich 
zu  drängen  wagen.  Derartige  Betrachtungen  sind  bei  mir  angeregt 
durch  die  Druckschrift : 

Medicinisch-gerichtliche  Gutachten  der  Königl.  Preuss.  wissen- 
schaftHchen  Deputation  für  das  Medicinalwesen  aus  den  Jahren 
1840  bis  1850.    Herausgegeben  von  Dr.  M.  Kaiisch.    Leipzig 
1859.  Veit  und  Comp. 
Ob  das  M.  hinter  Dr.  ,,medicinae"  bedeuten  soll,   oder  den  Vornamen, 
weiss  ich  nicht.    Dass  aber  der  Dr.  medicinae  Kali  seh  das  preussische 
Staatsexamen  nie  gemacht,  mithin  nie  der  ärztlichen  Praxis  sich  zu- 
geAvandt,  dass  er  noch  weniger  irgend  welche  Gelegenheit  gehabt  hat, 
von  der  gerichtlichen  Medicin  praktisch  eine  Einsicht  und  Kenntniss  zu 
gewinnen,  das  weiss  ich.     Wie  ist  es  nun  möglich,  dass  ein  so  wenig 
Berufener  sich  nicht  allein  an  die  Herausgabe  eines  Werkes,  wie  das 
vorliegende,  macht,  nein,  dass  er  sich  zum  Eichter  und  Ki-itiker  der  be- 
treffenden Gutachten ,  der  Referenten ,  der  ganzen  wissenschaftlichen 
Deputation,    die  bekannthch  aus  den  hervorragendsten  Fachmännern 
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zusammengesetzt  ist,  aufzuwerfen  wag-t.  Wie  man  aus  ein  Bischen 
Leetüre  kein  Baumeister  wird,  wie  hinterm  grünen  Tisch  ein  praktischer 
Landwirth  noch  nie  erzogen  wurde,  wie  Jemand  noch  lange  kein  Rich- 
ter wird,  weil  er  den  neuen  Pitaval  wähi-end  seiner  Nachmittagsruhe 
gelesen  hat,  so  wenig  wird  Hr.  Kali  seh  den  innern  Beruf,  Gutachten 
des  ersten  medicinischen  Gerichtshofes  in  Preussen  mit  Sachkenntniss 
zu  veröffentlichen  oder  gar  kritisch  zu  beleuchten ,  nachweisen.  Mag 
er  meinethalben  sich  in  seinen  Mussestunden  etwas  mit  gerichtlich- 
medicinischer  Leetüre  beschäftigt  haben ,  zur  Beurtheilung  und  Ab- 
urtheilung  delicater  Fälle,  die  ein  paar  Instanzen  durchlaufen  sind,  die 
in  zwei  CoUegien  gründliche  Behandlung  erfuhren,  berechtigt  das  nicht. 
Wie  also  kam  Hr.  Dr.  M.  Kaiisch  zur  Herausgabe  des  oben  genann- 
ten Werkes?  Das  begreift  sich  für  den,  der,  wo  es  sich  um  die  Wissen- 
schaft handelt,  zu  strengen  Ansprüchen  sich  berechtigt  hält,  eben  so 
wenig ,  wie  dass  man  einem  Manne ,  der  seiner  ganzen  Stellung  nach 
die  Berechtigung  zu  solcher  Arbeit  so  wenig  nachweisen  konnte,  seitens 
der  höchsten  Behörde  im  Staate  die  Erlaubniss  ertheilte,  Acten  hierzu 
zu  benutzen.  Ich  gehe  auf  die  Erörterung  dieses  letzten  Gegenstandes 
nicht  ein;  diejenigen,  welche  die  Erlaubniss  dem  Herrn  Kaiisch  er- 
wirkten und  ertheilten,  ruhen  zumeist  unter  der  Erde  und  de  mortuis 
nil  nisi  bene!  Diesen  Grundsatz  freilich  hat  Hr.  Kaiisch  nicht  gehabt, 
denn  die  erste  That,  die  er  in  der  geschichtlichen  Einleitung  seines 
Buches  thut,  ist  die,  dass  er  über  einen  verdienten  Verstorbenen  ein  an- 
maassendes  überhebendes  Urtheil  fällt. 

„Die  Herren  Geheimräthe  Schmidt  und  Casper  haben  in  der 
Form  einer  officiellen  Geschichte  büreaukratische  Fabeln  ge- 
schrieben, die  dazu  gehörige  Moral  aber  weggelassen.   Letztere 
nachzuliefern,  ist  der  Zweck  dieser  Einleitung,  welche  zugleich 
nachweisen  wird,   dass  sie  eine  nothwendige  Ergänzung  dieses 
Buches  bildet." 
Möglich,  dass  es  in  den  Augen  des  Hrn.  Kali  seh  Moral  ist,   einen 
verstorbenen,   als  hochrechtlichen  Menschen  und  Beamten  bekannten, 
und  auch  von  denen,  die  mannigfach  anderer  Meinung  und  anderer 
Richtung  waren,  hochgeschätzten  Mann  auf  schmähliche  Weise  zu  ver- 
dächtigen. Was  man  im  gewöhnlichen  Leben  so  nennt,  habe  ich  in  die- 
ser gescliichtlichen  Einleitung  nicht  zu  finden  vermocht.  Für  mich  geht 
aus  ihr  nur  hervor,  dass  man  Hrn.  Kaiisch  zu  einem  bestimmten  Zweck 
die  Einsicht  von  Acten  des  Cultusministeriums  gestattet  hat,  und  dass 
er  diese  Erlaubniss  zu  etwas  ganz  Anderem  benutzt  hat.    Weil  der  ver- 
storbene Schmidt  dies  missbilligte,  weil  es  ihm  vielleicht  auch  überall 
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widerstrebte,  dass  gerade  Hrn.  Kaiisch  eine  solche  Erlaubniss  ertheilt 
war,  der  sie  seiner  Meinung  nach  am  wenigsten  beanspruchen  konnte 
und  sie  eben  nur  persönlicher  Gunst  verdankte,  nimmt  sich  der  Hr. 
Kaiisch  sogar  heraus,  demselben  eine  Lüge  zu  imputiren: 

„Nicht  gegen  seinen  früheren  Chef  würde  er  freilich  aufzutreten 
gewagt  haben;  wohl  aber  konnte  er  seinem  neuen  Chef  die 
Sache  so  darstellen,  als  ob  dessen  Vorgänger  dieses  Princip  der 
öffentlichen  Verwaltung  durchaus  nicht  gehabt,  und  ich  nur 
missbräuchlich  zur  Rechtfertigung  meines  Vorhabens  eine  solche 
Behauptung  hingestellt  hätte." 

Ich  möchte  hier  einfach  fragen,  hat  Jemand,  der  es  wagt,  einem  dahin- 
geschiedenen Ehrenmann  so  künstlich  geradezu  eine  Schlechtigkeit,  eine 
Lüge  öffentlich  anzumuthen,  wohl  das  Vertrauen  verdient,  mit  dem  ihn 
in  aller  Hast  Hr.  v.  Ladenberg  beelirte: 

„Verzeihen  Sie,  mein  bester  Doctor,  wenn  ich  in  aller  Eile  ad 
marginem  antworte.    Lassen  Sie  die  Eingabe  abgehen,  wie  sie 
gefasst  ist,  und  recht  bald,  ehe  ein  von  mir  dringend  erbetener 
neuer   Chef  unsern   guten  Absichten  eventuell   entgegentreten 
kann.  Ich  denke,  Sie  sollen  einen  Bescheid  erhalten,  der  Sie  be- 
friedigt und  die  Sache  erleichtert." 
Der  Groll  des  Kali  seh  gegen  Schmidt  stammt  theils,  wie  schon  ge- 
sagt, davon  her,  dass  dieser  die  ihm  ertheilte  Erlaubniss  zur  Einsicht 
von  Acten  missbilligte,  theils  dass  er  selbst  mit  der  Veröffentlichung  von 
Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation,  die  Hr.  Kaiisch  bereits 
als  ein  ihm  zukommendes  Areal  betrachtete,  vorgegangen  ist,  und  aus 
letzterem  Grunde  trifft  dieser  Groll  auch  Casper,  den  er  deshalb,  wie 
Schmidt,  zu  den  Fabeldichtern  zählt.     Hr.   Casper  wird,  wenn  ihm 
der  Gegner  ebenbürtig  scheint,   seine  Sache  selbst  führen,    über   die 
Schmähungen  gegen  Schmidt  habe  ich  hier  nicht  schweigen  wollen, 
weil  mir  sein  Andenken  werth  und  theuer  ist,   und   ich   es  für  eine 
Schmach  halte,  wenn  der  makellose  Charakter  eines  Verschiedenen  auf 
eine  so  hämische  Weise  verdächtigt  wird,  wie  sie  dem  Hrn.  Kaiisch 
gefallen  hat. 

Wie  aber  ist  denn  Hr.  Kaiisch  überhaupt  zu  der  Erlaubniss,  die 
Acten  des  Cultusministeriums  zu  benutzen,  gelangt?  Derselbe  Hess  vom 
1.  Januar  1846  an  eine  Zeitschrift  „der  Mediciner"  erscheinen  und  be- 
sprach in  dieser  wiederholt  die  Medicinabeform  in  Preussen,  bis  er  sie 
am  8.  Juli  1848  eingehen  liess,  nachdem  am  6.  Juli  der  Minister  Eod- 
bertus  entlassen,  und  mit  Führung  des  Cultusministeriums  interimistisch 


Hr.  V.  Ladenberg  betraut  war.  Als  Motiv  für  die  Sistirung  des  „Me- 
diciner"  führt  Kaiisch  Folgendes  an: 

„Die  Aufgabe,  welche  ich  mir  bei  der  Herausgabe  meines  .,Medi- 
ciner'^  gestellt  hatte,  war  durch  den  Amtsantritt  des  Hrn.  v.  Laden- 
berg als  Chef  des  Medicinalwesens  insofern  erledigt,  als  sein  persön- 
liches Verhältniss  zu  mir  ihn  in  den  Stand  setzte,  jederzeit  meine 
Ansichten  über  die  von  ihm  ergriffenen  und  zu  ergreifenden  Maassregeln 
zu  fordern,  meine  innigste  und  aufrichtigste  Verehrung  für  ihn  mir  aber 
nicht  gestattete,  mein  freimüthiges  oder  wohl  gar  tadelndes  Urtheil  über 
sein  Ministerium  anders  als  ihm  selbst  auszusprechen.  Hierzu  konnte 
natürlich  nur  er  selbst  mir  die  Befugniss  ertheilen." 

Sollte  man  danach  nicht  glauben,  es  sei  Hrn.  Kalis cli  weniger  um 
die  Sache,  als  um  die  Opposition  unter  ihm  nicht  angenehmen  Ministern 
angekommen?  Hr.  Kali  seh  nahm  keine  öffentliche  Stellung  ein,  wenn 
auch,  wie  er  den  Lesern  später  versichert,  Hr.  v.  Ladenberg  Willens 
war,  ihn  als  Hülfsarbeiter  im  Ministerium,  und  zwar  speciell  in  der  Me- 
dicinalreform-Frage  zu  benutzen.  Gerade  jetzt,  unter  einem  ihm  be- 
freundeten, ihm  gewogenen  Minister,  hätte  er  für  die  Reform  öffentlich 
aufzutreten  gehabt,  wenn  es  ihm  recht  um  sie  zu  thun  war,  nicht  um 
Gunst  oder  Ungunst,  um  amtliche  Beschäftigung  oder  Benutzung  der 
Acten  zu  literarischen  Arbeiten.  Die  öffentliche  Meinung  wird  zur 
Stütze  der  Litentionen  eines  Ministers,  und  das  um  so  mehr,  wenn  die 
persönliche  Stellung  eines  Vertreters  derselben  zu  dem  Minister  die 
Möglichkeit  giebt,  privatim  weiter  zu  verfechten,  was  man  öffentlich 
hingestellt  hat.  Auch  war  Hr.  v.  Ladenberg  gar  nicht  der  Mann, 
selbst  einen  Tadel,  wenn  er  aus  bester  Absicht  und  in  anständiger  Form 
vorgebracht  wurde,  abzuweisen  oder  übel  zu  nehmen.  Er  hatte  auch  in 
andern  Fragen  die  freie  Meinungsäusserung  wohl  vertragen  und  wohl 
gewürdigt.  Und  ist  es  denn  etwa  eine  Verleugnung  ,,  innig  er  und 
aufrichtiger  Verehrung",  wenn  ich  nicht  Allem  und  Jedem  bei- 
stimme, was  der  Verehrte  denkt  und  meint,  vollends  in  einer  Sache,  in 
der  man  sich  für  so  competent  hält,  dass  man  sich  einem  Minister  als 
heimlichen  Rath  für  sie  octroyirt?  Dass  dieses  aber  Hrn.  Kalischs 
Gedanke  war,  wird  Jeder  leicht  erkennen,  der  die  „geschichtliche  Ein- 
leitung" liest,  wenn  er  auch  für  sich  selbst  gerechte  Zweifel  hegt, 
ob  Hr.  Kali  seil  der  richtige  Mann  dazu  war.  Li  wie  weit  nun  Hr.  v. 
Ladenberg  auf  die  Lispirationen  des  Hrn.  Kali  seh  bezüglich  der 
Medicinah'eform  wirklichen  Werth  gelegt  hat,  kann  man  nicht  wissen. 
Er  blieb  zu  kurze  Zeit  und  unter  zu  stürmischen  Verhältnissen  an  der 
Spitze  des  Cultusministeriums,  als  dass  er  hatte  etwas  Wesentliches  für 
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die  so  dringend  g-ewünsclite  Reform  tliiin  können.  Dagegen  hat  er  aller- 
dings dem  Wunsche  des  Hrn.  Kaiisch,  in  Bezug  auf  die  schwebende 
Frage  die  Acten  des  Ministeriums  einzusehen,  respective  zu  veröffent- 
lichen, willfahrt: 

„Ew.  Wohlgeboren  erwidere  ich  auf  das  Schreiben  vom 
21.  d.M.,  dass  ich  Ihr  Vorhaben,  unter  entsprechendem  Titel 
zwangslose  Hefte  herauszugeben,  in  welchen  das  Material 
des  Ministeriums  für  die  bevorstehende  Medicinalreform 
übersichtlich  mitgetheilt  und  gutachtlich  besprochen  wird, 
vollkommen  billige  und  gern  bereit  bin,  Ihnen  zur  Unter- 
stützung desselben  die  Einsicht  der  betreffenden  Acten  des 
Ministeriums  zu  gestatten  etc." 

Wenn  Hr.  Kaiisch  hiernach  wirklich  geglaubt  hat,  dass  ihm  auch 
die  Erlaubniss  ertheilt  sei,  Gutachten  der  wissenschaftlichen 
Deputation,  Darstellungen  höchst  wichtiger  gerichtlich- 
medicinischer  Proceduren  zu  veröffentlichen  und  gerichtliche 
Gutachten  zu  kritisiren,  so  kann  man  wolil  an  seiner  Loo'ik  nicht 
ganz  mit  Unrecht  zweifeln.  Was  hat  alles  das  mit  der  Medicinalreform 
zu  thun,  wie  kommt  er  dazu,  anzunehmen,  dass  Hr.  v.  Ladenberg, 
als  er  ihm  die  Erlaubniss  ertheilte,  Actenstücke  zur  Keformfrage  zu 
veröffentlichen^  ihm  gleichzeitig  die  Berechtigung,  die  Befugniss  er- 
theilte, sich  zum  Richter  in  gerichtlich-forensischen  Einzelfällen  aufzu- 
werfen, ihm,  der  in  seinem  Leben  kein  Gutachten  gemacht  hatte,  der 
nie  Beweise  davon  geliefert  hatte,  dass  er  in  der  gerichtlichen  ^ledicin 
bewandert  war,  dass  er  die  nöthigen  praktischen  Kenntnisse  in  Anato- 
mie, Medicin,  Chirurgie,  Geburtshülfe  besass?  Das  vorliegende  Buch 
aber  beweist,  dass  ihm  noch  mehr  abging.  In  einem  Erlass  des  Ministers 
Eichhorn  an  das  Königl.  Medicinal-Collegium  der  Provinz  Branden- 
burg bezüglich  Ueberweisung  von  Acten  zur  Benutzung  an  einen  Arzt, 
welchen  Hr.  Kaiisch  mittheilt,  heisst  es  von  diesem  Arzt: 

„Er  hat  dabei  nicht  allein  die  Berücksichtigung  des 
strengsten  Anstandes  in  Beziehung  auf  die  Verfasser  der 
Gutachten,  sondern  auch  versprochen,  letztere  nur  auszugs- 
weise mitzutheilen." 

Von  einem  solchen  Anstände  weiss  Hr.  Kali  seh  nichts.  Er  theilt 
mit  fetter  Schrift  die  Namen  der  Verklagten,  der  Kläger,  der  Zeu- 
gen, der  Gerichtsärzte  u.  s.  f.  mit,  vielleicht  nur,  um  die  Gutachten 
dadurch  für  das  Publikum  pikanter  zu  machen.  Das  hat  bis  jetzt  in  der 
Gelehrtenwelt  nicht  für  wohlanständig  gegolten,  und  es  steht  zu  hoffen, 
dass  das  gegebene  böse  Beispiel  gute  Sitten  nicht  verderben  wird.   Und 
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weiter.  Während  Hr.  Kaiisch  selbst  sagt,  er  habe  ursprünglich  z.  B. 
die  fünf  von  Schmidt  herausgegebenen  Gutachten  zurückgestellt,  druckt 
er  gerade  sie  zum  Theil  wörtlich  jetzt  wieder  ab.  Das  ist  ein  Unrecht 
gegen  das  lesende  Publikum,  das  Dinge  zum  zweiten  Mal  vorgeführt 
erhält,  das  ist  ein  Unrecht  gegen  den  Verleger  Schmidts,  der  für  jene 
Gutachten  ein  Eigenthumsrecht  hat,  welches  bisher  von  der  Gelehrten- 
welt respectirt  zu  werden  pflegte.  Es  war  dies,  das  ist  nicht  zu  leug- 
nen, sehr  bequem  und  trifft  in  gleicher  Weise  Casper,  denn  wir  finden 
wörtlich  gleichlautend : 

1)  Kaiisch  S.  87  Fall  Bergmann  (11  Seiten); 
Casper  Vierteljahrsschrift  Bd.  I.  S.  4 — 20  (incl.). 

2)  Kaiisch  S.  185  (12  Seiten)  Fall  Knobeisdorf; 
Casper- a.  a.  0.  Bd.  X.  S.  1—17. 

3)  Kaiisch  S.  247  (3  Seiten)  Fall  Claasen; 

Casper  Handbuch  der  gerichtlichen  Medicin  1.  Th.  S.  540  bis 
543  incl.  (Ist  wenigstens  angegeben.) 

4)  Kaiisch  S   3  (33  Seiten)  Fall  Dohlhoff; 
Schmidt  Gutachten  etc.  S.  191  bis  243. 

5)  Kaiisch  S.  385  (39  Seiten)  Fall  Fischer; 
Schmidt  Gutachten  S.  123—174  und  177—188. 

Von  dem  Schmidtschen  Werke,  welches  16 '/2  Bogen  enthält,  werden 
von  Kaiisch  auf  diese  Weise  150^2  Seiten,  also  fast  die  Hälfte,  wört- 
lich wiedergegeben. 

So  hat  sich  Hr.  Kaiisch  mit  der  Herausgabe  seines  Buches  in 
vielfachster  Weise  unloyal  gezeigt.  Er  hat  eine  Erlaubniss  des  Ministers 
V.  Ladenberg  anders  benutzt,  als  wozu  sie  ihm  ertheilt  war,  und  war 
doch  daran  bereits  vom  Hrn.  Minister  v.  Raumer  amtlich  erinnert;  er 
hat  sich  der  Schmähung  und  Verdächtigung  eines  verstorbenen  hoch- 
geachteten Beamten,  Arztes,  Schriftstellers  schuldig  gemacht;  er  hat  die 
den  Verklagten  und  deren  Angehörigen  schuldigen  Rücksichten  (die 
mitgetheilten  Fälle  sind  zum  Theil  vor  Einführung  des  öffentlichen  Ver- 
fahrens vorgekommen,  zum  Theil  selbst  nur  disciplinarischer  Natur) 
durch  Nennung  der  Namen  bei  Seite  gesetzt;  er  theilt  dem  ärztlichen 
Publikum  Sachen  aufs  Neue  mit,  die  bereits  gedruckt  waren;  er  tritt 
hierdurch»  auch  dem  Rechte  eines  früheren  Verlegers  zu  nahe.  Das 
schadet  aber  Alles  nichts;  Hr.  Kaiisch  hat  doch  ein  Buch  in  die  Welt 
geschickt  und  verheisst,  ihm  ein  zweites  folgen  zu  lassen.  Dieses  erst 
soll  kritischer  Natur  sein  und  wahrscheinlich  der  wissenschaftlichen  De- 
putation, die  ja  demPublikum  gegenüber  nur  eine  „reine  Abstraction" 
ist,  den  Todesstoss  versetzen.    Vielleicht  giebt  darin  Hr.  Kaiisch  den 


XIII 

Beweis ,  dass  ich  ihm  Unrecht  gethan,  und  er  doch  ein  gerichtlich  medi- 
cinischer  Sachverständiger  ist,  als  welchen  ihn  bisher  die  ärztliche  Welt 
nicht  kannte  und  als  welcher  er  sich  durch  das  vorliegende  Buch ,  in 
dem  er  nur  Gefundenes  wiedergiebt  und  nur  hier  und  da  mal  eine 
flüchtige  Bemerkung  macht,  nicht  documentirt,  und  dass  ihm  v.  Laden - 
berg  deshalb  eben  so  gut  die  Ea-itik  der  Gerichts ärzte ,  der  Medicinal- 
CoUegien,  der  wissenschaftlichen  Deputation  hätte  anvertrauen  können, 
wie  er  ihm  die  Erlaubniss  gab,  Ministerialacten  bezüglich  der  Reform- 
frage in  zwangslosen  Heften  zu  veröffentlichen. 

Goeschen." 

Die  schliessliche  Aufforderung  des  Herrn  Dr.  Go eschen  ist  nicht 
in  der  Ordnung.  Die  Vernunft  gebietet  und  das  Strafgesetzbuch  be- 
stimmt, dass  bei  ehrverletzenden  öffentlichen  Behauptungen  nicht  der 
Verläumdete  den  Beweis  des  ihm  angethanen  Unrechts,  sondern  der  Be- 
leidiger, um  der  sittlichen  und  gesetzlichen  Verantwortlichkeit  zu  ent- 
gehen, den  Beweis  der  Wahrheit  seiner  Beschuldigungen  zu  führen  hat. 
Zwei  Umstände  veranlassen  mich  jedoch ,  der  Zumuthung  des  Herrn 
Dr.  Go  eschen  Folge  zu  leisten,  denn  bei  beiden  knüpft  sich  an  meine 
persönliche  Rechtfertigung  ein  allgemeines  Interesse. 

Wer  den  Artikel  des  Herrn  Dr.  Goeschen  unbefangen  liest,  wird 
weder  seinen  Inhalt  für  einen  wissenschaftlichen,  noch  seine  Form  für 
eine  anständige,  noch  die  in  demselben  vorgespiegelte  sittliche  Ent- 
rüstung für  eine  aufrichtige  anzusehen  geneigt  sein.  Warum  hat  denn 
aber  Herr  Dr.  Goeschen,  den  ich  nicht  kenne,  und  der,  wie  sein 
Feuilleton  zeigt,  mich  ganz  und  gar  verkennt,  sich  zu  einem  so  un- 
besonnenen Schriftstück  hergegeben?  Zu  diesem  Räthsel  dürfte  nur  der- 
jenige einen  Schlüssel  finden,  der,  wie  ich,  seit  30  Jaluen  die  Pathologie 
unserer  ärztlichen  periodischen  Presse  studirt  hat.  Herr  Dr.  Goeschen 
bemerkt  —  ob  er  es  auch  meint,  Tsall  ich  dahingestellt  sein  .lassen  — 
dass  er  mir  vielleicht  Unrecht  gethan ;  ich  muss  mir  die  Gegenbemerkung 
erlauben,  dass  das  Unrecht,  welches  er  mir  angethan  hat,  vollkommen 
verschwindet  gegen  den  Schimpf,  den  er  der  wissenschaftlichen  und  sitt- 
lichen Würde  der  medicinischen  Literatur  zugefügt  hat,  und  von  welchem 
sie  zu  reinigen,  ich  mir  seit  dem  Beginne  meiner  literarischen  Laufbahn 
habe  angelegen  sein  lassen. 

Wenn  daher  Herr  Dr.  Goeschen  damit  beginnt,  mir  meine  wissen- 
schaftliche allgemeine  Legitimation  abzufordern,  so  will  ich  ihm  zwar 
diese  nicht  vorenthalten,  sie  gehört  aber,  eben  weil  sie  eine  allgemeine 
sein  soll,  nicht  hierher-,  und  ich  werde  sie  deshalb,  weil  sie  gleichzeitig 
ein  interessantes  Licht  auf  unsere  medicinischen  Zustände  wirft,  in  einer 
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besondern  Schrift  führen,  in  welcher  ich  mein  oOjährig-es  Verhaltniss 
zur  aristokratischen,  bureaukratischen,  demokratischen  und  plebejischen 
Medicin  darzustellen  versuchen  will. 

Der  Leser  wird  dann  erfahren,  warum  ich,  nach  glänzend  absolvir- 
ten  Prüfungen  und  nach  Vertheidigung  meiner  gegen  die  Industrie  des 
praktisch  -  medicinischen  Handwerks  gerichteten  Dissertation  (Primae 
lineaepliiloso23hiaemedicae,Eerol.  1829), es  verschmäht  habe, mich,, der 
ärztlichen  Praxis  zuzuwenden".  Ich  habe  allerdings  dadurch  da^  Recht, 
treffliche  und  hochgeachtete  Männer  als  meine  Collegen  zu  begrüssen, 
nicht  erworben,  dagegen  aber  auch  das  nicht  minder  hoch  anzuschla- 
gende mir  erhalten,  andere  von  meiner  Collegialität  auszuschliessen. 
Dies  führt  mich  wieder  zurück  zu  Herrn  Dr.  Go eschen. 

Gegen  den  Ausdruck  ,,Buchmacherei",  mit  welchem  er  die  von  mir 
herausgegebenen  Deputationsgutachten  bezeichnet,  würde  ich  um  so 
weniger  Einwendung  machen,  als  ich  ja  selbst  jedes  persönliche  Ver- 
dienst dabei  von  mir  abgelehnt  habe,  auch  der  wegwerfende  und  ver- 
ächtliche Sinn,  den  das  Feuilleton  dieser  Bezeichnung  unterlegt,  würde 
—  da  wohl  kaum  jemand  die  Angemessenheit  desselben  anerkennen 
dürfte  —  zu  einer  Berichtigung  keine  Veranlassung  geben-,  allein  wenn 
meine  vierzehn  Gutachten  dieses  Ürtheil  rechtfertigen,  so  müssten  doch 
gewiss  auc1i  die  von  Herrn  Geheimrath  Schmidt  veröffentlichten  fünf — 
gleichfalls  aus  den  Akten  abgeschrieben  —  dieser  Kategorie  der  indu- 
striellen Buchmaclierei  zugerechnet  werden.  Aber  dieselbe  ,, Deutsche 
Klinik"  und  derselbe  Herr  Dr.  Go  eschen  haben  in  Beziehung  auf  die 
Schmidtschen  Gutachten  eine  durchaus  entgegengesetzte  Ansicht  aus- 
gesprochen. 

Als  ich  im  Jahre  1851  meine  Gutachten  herausgeben  wollte,  und 
die  Avissenschaftliche  Deputation,  nachdem  sie  dies  erfahren,  mir 
schnell  zuvorzukommen  beschlossen  hatte,  fand  sich  zwar  der  Herr 
Minister  v.  Raum  er  bewogen,  in  seinem  Rescript  vom  13.  Mai  1851 
mir  von  dieser  hohen  und  darum  scheinbar  gefährlichen  Concurrenz 
Kenntniss  zu  geben,  es  sollte  aber  aucli  dem  wissenschaftlichen  Publikum 
dieses  grosse  Geschenk  sofort  angekündigt,  und  dadurch  der  Ausführung 
meiner  vielleicht  dennoch  nicht  aufgegebenen  Absicht  ein  mächtigerer 
Riegel  vorgeschoben  werden.  Bereits  am  17.  Mai  1851  brachte  daher 
die  ,, Deutsche  Klinik"  in  No.  20  gleichfcills  ein  Feuilleton  mit  der 
Ueberschrift : 

,,Die  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation." 

Nachdem  dasselbe  über  einige  andere  Punkte  sich  ausgesprochen, 
fährt  es  mit  folgenden  Worten  fort: 
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„Aber  genug-  der  tollen  und  sterilen  Ausgeburten  aus  dem  Schoosse 
des  Landes  der  Erbweisheit.  Gehen  wir  vielmehr  zu  einer  glücklicheren 
und  voraussichtlich  fruchtbareren  Conception  eines  hocligeehrten  Colle- 
gen  über,  welche  der  Entscheidung  gerichtlich-medicinischer  Streitfragen 
wesentlichere  Dienste  leisten  wird,  als  Experimente  von  mehr  als  zwei- 
deutigem Charakter.  Wir  hören  aus  sicherer  Quelle,  dass  mit  Närhstem 
die  Publikation  der  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  bevor- 
steht: ein  Unternehmen,  für  welches  wir  derselben  gewiss  auf  das  Dank- 
barste verpflichtet  sind.  Abgesehen  davon,  dass  jene  hohe  Behörde  da- 
durch in  eine  engere  und  innigere  Beziehung  zu  dem  ärztlichen  Publikum 
tritt,  leuchtet  die  Bedeutung  und  Zweckmässigkeit  solcher  Publikationen 
von  selbst  ein,  die  wir  den  bekannten,  den  Juristen  unentbehrlichen 
Entscheidungen  des  Geh.  Ober-Tribunals,  welche  seit  einer  Eeihe  von 
Jahren  publicirt  werden,  an  die  Seite  stellen  möchten. 

Nicht  allein  den  Gerichtsärzten  von  Each,  sondern  auch  jedem  an- 
dern Arzte,  da  bekanntlich  bei  dem  jetzigen  Verfahren  jeder  Arzt  be- 
rufen sein  kann,  vor  der  Barre  des  Gerichtes  zu  erscheinen,  werden 
diese  Normalgutachten  ein  Eührer  und  Leitstern  sein,  wenn  wir  selbst 
absehen  wollen  von  dem  Interesse,  welches  es  für  jeden  Arzt  haben 
muss,  die  Entscheidungen  seiner  obersten  Avissenschaftlichen  Behörde 
im  Staate  bekannt  gemacht  zu  sehen  und  dadurch  der  Besprechung 
Preis  gegeben  zu  wissen.  Die  Einrichtung  wird,  wie  wir  hören,  der  Art 
sein,  dass  die  betreffenden  Eälle  von  den  resp.  Kefereuten  bearbeitet 
und  herausgegeben  werden.  Geh.-Kath  Schmidt,  der  so  eben  erst 
durch  Publicirung  seiner  Grundsätze  bei  Anstellungen  und  Beförderun- 
gen gezeigt  hat,  mit  welcher  Gewissenhaftigkeit  und  welchem  Ernst  er 
seine  Stellung  auffasst,  gebührt  der  liulim,  auch  zu  diesem  Eortschritte 
den  Impuls  gegeben  zu  haben.  Nach  den  von  ihm  gearbeiteten  Gut- 
achten werden  zunächst  die  speciell  forensischen  von  Geh.-Kath  Casper 
bearbeiteten  Eälle  folgen,  und  das  Interesse,  mit  welchem  die  kürz- 
lich erschienenen  gerichtlichen  Leichenöffnungen  vom  Publikum  auf- 
genommen Avorden  sind,  lässt  erwarten,  dass  die  Präcision  und  das  Zu- 
treffende des  Urtheiles,  welche  diesen  Autor  charakterisiren ,  neue 
Ereunde  dieser  Richtung  erwerben  und  die  alten  bewahren  werden." 

Die  A^eröffentlichung  der  Deputationsgutachten  wird  also  hier  nicht 
als  eine  ,, industrielle  Buchmacherei",  sondern  als  ein  ,,Eortschritt"  be- 
zeichnet, und  der  Ruhm,  zu  diesem  den  Impuls  gegeben  zu  haben,  aus- 
drücklich dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  vindicirt.  Dieser  Ruhm 
gebührt  nun  dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  allerdings  nicht;  doch 
nicht  der  Verfasser  des  Eeuilletous  ist  daran  schuld ,    dass    eine  aus- 
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schliesslich  mir  gehörende  Idee  dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  zuge- 
schrieben worden,  sondern  letzterer  selbst  ist  der  Urheber  dieser  Eigen- 
thumsverletzimg,  und  Herr  Dr.  Goe sehen  hat  die  Güte  gehabt,  den 
Beweis  dafür  zu  liefern. 

In  seiner  „Deutschen  Klinik"  vom  22.  Mai  1852  No.  21  giebt 
derselbe  nämlich  einen  Nekrolog  des  wenige  Tage  vorher  verstorbenen 
Geheimrath  Schmidt,  führt  in  demselben  dessen  literarische  Arbeiten 
der  Reihe  nach  an  und  schliesst  mit  folgender  Erzählung: 

„Gleichfalls  im  vergangenen  Jahre  führte  er  noch  eine  lange  ge- 
hegte Lieblingsidee  aus.  Es  schmerzte  ihn ,  dass  ein  so  bedeutendes 
Collegium,  wie  die  wissenschaftliche  Deputation,  seine  wichtigen  Akten 
ruhig  liegen  und  verstäuben  liess,  sie  dem  öffentlichen  Urtheil  und  der 
lehrreichen  Benutzung  entzog.  War  auch  vor  langer  Zeit  der  Anlauf 
zu  Veröffentlichungen  seiner  Arbeiten  genommen,  es  war  bei  einem 
Versuch  geblieben,  Schmidt  hat  aufs  Neue  den  Anfang  gemacht,  und 
es  steht  zu  hoffen,  dieses  Mal  mit  besserer  Nachfolge.  Ausgang  vorigen 
Sommers  erschien : 

Neue  Auswahl  medicinisch-gerichtlicher  Gutachten  mit  Geneh- 
migung des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medicinal-Angelegenheiten,  herausgegeben  von  der  Königl.  wis- 
senschaftlichen Deputation  für  das  Medicinalwesen.  Erste  Lief.: 
zur  gerichtlichen  Geburtshülfe.     Ref.  Jos.   Herrn.  Schmidt. 
I.   Abtheil.:    Ueber  Kunstfehler   der    Geburtshelfer   und   Heb- 
ammen. 
Im  Augenblick  seiner   letzten  Abreise   nach  Lipp springe,    wo 
nach  abgelaufenem  Jahr  der  durch  unermüdliche  Thätigkeit  seit  gerau- 
mer Zeit  angegriffene  S chmidt  neue  Kiaft  für  ein  neues  Jahr  zu  suchen 
und  zu  finden  gewohnt  war,  war  der  Druck  dieser  Schrift  vollendet,  und 
ich  sehe,  indem  ich  dieses  niederschreibe^  den  Dahingeschiedenen  lebhaft 
bei  einer  Begegnung  in  der  Louisenstrasse  vor  mir  stehen,  aussprechend 
seine  grosse  Freude  über  das  vollendete  Werk,  mit  dem  er,  wenn  die 
Collegen  ihm  nachfolgten,   eine  wahre  Fundgrube  für  die  gerichtliche 
Medicin  eröffnet  zu  haben  gewiss  sei.    Wahrhaft  kindlich,  wie  Schmidt 
so  leicht  erschien,  pries  er  sich  glücklich,  das  noch  vor  der  LijDpsjjringer 
Erholungszeit  vollendet  zu  haben.    „Nun  kann  ich  doch  mit  gutem  Ge- 
wissen in  meine  Schulferien  gehen,  denken  Sie  an  mich,  wenn  Ihnen 
Hirschwald  zusendet,  wodurch  ich  sie  verdient  habe  etc."  Diese  Gut- 
achten waren  sein  letztes  Schriftstück,  mit  dem  er  vor  die  Oeffentlich- 
keit  trat." 

Der  Herr  Geheimrath  Schmidt  hat  also  die  Herauss-abe  von  Gut- 
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achten  der  wissenschaftlichen  Deputation  nicht  als  „Buchmacherei",  son- 
dern als  eine  wahre  „Fundgrube"  für  die  gerichtliche  Medicin  bezeich- 
net, wenn  nämlich  die  Collegen  ihm  nachfolgen;  unwahr  aber 
war  es ,  wenn  er  die  Herausgabe  der  Gutachten  als  eine  lange  gehegte 
Lieblingsidee  von  sich  selbst  erklärte. 

Es  war  gewiss  meinerseits  eine  grosse  Eesignation  und  ein,  der 
wissenschaftlichen  Würde  gebrachtes  Opfer,  dass  ich  über  alle  diese 
Punkte  in  meiner  geschichtlichen  Einleitung  zu  den  Deputationsgutach- 
ten schweigend  hinwegging;  wenn  aber  Herr  Dr.  Go eschen  meine 
Schweigsamkeit  missbraucht  und  zwischen  dem  von  Herrn  Geheimrath 
Schmidt  und  dem  von  mir  herausgegebenen  Buch  eine  Parallele  sich 
zu  ziehen  herausnimmt,  welche  auf  mein  beobachtetes  Verfahren  einen 
Schatten  der  Unsittlichkeit  wirft,  so  mögen  folgende  Bemerkungen  dazu 
dienen,  das  richtige  Verhältniss  zwischen  beiden  zur  Anschauung  zu 
bringen. 

Herr  Dr.  Goeschen  stellt  schliesslich  seine  Anschuldigungen  gegen 
mich  zusammen  und  gründet  auf  sie  sein  Urtheil :  „ich  hätte  mich  mit 
der  Herausgabe  meines  Buchs  in  vielfachster  Weise  unloyal  gezeigt". 
Die  Logik  dieses  Urtheils  ist  vollkommen  richtig,  allein  von  den  An- 
schuldigungen trifft  auch  nicht  eine  einzige  mich,  während  sie  alle  den 
Herren  Geheimräthen  Schmidt  und  Casper  zur  Last  fallen. 

1.  „Ich  soll  die  Erlaubniss  des  Ministers  v.  Ladenberg  anders  be- 
nutzt haben,  als  wozu  sie  ertheilt  war,  und  doch  sei  ich  bereits 
daran  vom  Herrn  Minister  v.  Raum  er  amtlich  erinnert  worden." 

Allerdings  hatte  letzterer  in  seiner  ersten  Verfügung  vom  12.  April 
1851  diese  Ansicht  ausgesprochen,  er  hat  dieselbe  aber,  auf  meine  Er- 
widerung vom  19.  April,  in  seiner  zweiten  vom  13.  Mai  wieder  zurück- 
genommen. Hätte  er  dies  nicht  gethan,  so  würde  ich,  nach  dem  aus- 
drücklichen Wunsch  und  unter  der  übernommenen  Verantwortlichkeit 
des  Herrn  v.  Ladenberg,  die  Gutachten  sofort  veröffentlicht  haben. 
Nur  das  amtliche  Zugeständniss  des  Herrn  Ministers  v.  Eaumer,  dass 
die  wissenschaftliche  Deputation  meine  Absicht  erfahi-en  und  darum 
um  seine  Erlaubniss,  der  Ausführung  derselben  durch  ihre  hohe  Con- 
cui'renz  entgegentreten  zu  dürfen,  nachgesucht  habe,  bewog  mich ,  mein 
LTnternehmen ,  für  welches  nun  nicht  nur  das  Recht,  sondern  auch  die 
Priorität  festgestellt  war,  bis  zur  gelegenen  Zeit  zu  verschieben,  aber 
auch  davon  Herrn  v.  Raum  er  Mittheilung  zu  machen,  wie  ich  dies  schon 
in  meiner  „geschichtlichen  Einleitung"  zu  den  Gutachten  angegeben 
habe.  Nicht  „anders,  als  wozu  sie  mir  ertheilt  war,  habe  ich  eine  Er- 
laiibniss  des  Herrn  Ministers  v.  Ladenberg  benutzt",  sondern  vielmehr 
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von  einer  doppelten  Erlaubniss  desselben  vorläufig  nur  eine,  währen'fl 
die  andere  erst  in  vorliegender  Schrift  benutzt  werden  soll. 

Wohl  aber  haben  sich  die  Herren  Geheimräthe  Schmidt  und  C as- 
per herausgenommen,  nicht  nur  ohne  eine  Erlaubniss,  sondern  gegen 
ein  Verbot  ihres  Chefs  ihre  amtlichen  Gutachten  dem  Druck  zu  über- 
geben. 

Durch  die  Ministerialverfügung  vom  13.  März  1822  ist  —  obgleich 
dies  sich  ganz  von  selbst  verstand  —  den  Mitgliedern  der  Wissenschaft, 
liehen  DejDutation,  so  wie  denen  der  Medicinalcollegien  verboten,  ihre 
Gutachten  unter  dem  Namen  des  Collegiums  oder  gar  unter  ihrem  eigenen 
ohne  Erlaubniss  des  Ministers  veröffentlichen  zu  lassen.  Herr  Geheim- 
rath  Schmidt  rechtfel-tigt  daher  die  Herausgabe  seiner  Gutachten  in 
dem  Vorwort  durch  nachstehende  Erklärung: 

,,Die  Absicht,  wie  früher,  auch  sammlungsweise  Veröffent- 
lichungen zu  bewirken,  ist  hierdurch  keineswegs  aufgegeben, 
vielmehr  hat  die  wissenschaftliche  Deputation  unterm  5.  April  d.  J. 
Se.  Excellenz  den  Herrn  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts- 
und  Medicinal- Angelegenheiten  v.  ßaumer  um  Erneuerung  der 
Erlaubniss  gebeten,  von  ihren  Mitgliedern  verfasste,  von  ihr  nach 
vorgängiger  collegialischer  Berathung  adoptirte  Gutachten  „ent- 
weder durch  ihren  Director,  oder  dui-ch  sie  selbst  als  Collegium, 
oder  durch  jedes  einzelne  ihrer  Mitglieder  für  die  von  ihm  als 
ersten  Referenten  verfassten  Gutachten  und  sonstigen  Arbeiten 
mit  Weglassung  der  Orts-  und  Personen-Namen  in  Sammlungen 
oder  einzeln  der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben. 

Se.  Excellenz  der  Herr  Staats-Minister  v.  Raum  er  haben  mit- 
tels hohen  Rescripts  vom  12.  April  d.  J.  nicht  nur  diese  nach- 
gesuchte Erlaubniss  ertheilt,  sondern  auch  die  „Deputation  er- 
mächtigt, auch  die  vorangegangenen  Gutachten  der  Kreisphysiker 
resp.  der  Medicinal-Collegien  in  Auszügen  oder  vollständig  mit- 
abdrucken zu  lassen,  falls  und  insoweit  eine  solche  Veröffent- 
Hchung  zum  Verständniss  des  Gutachtens  letzter  Instanz  noth- 
wendig   oder   zweckmässig   erscheint."     Der  Herr   Minister 
haben  Sich  eine  Mitwirkung  bei  der  Veröffentlichung 
nur  insofern  vorbehalten,  als  jedesmal  ein  Verzeich- 
nis s  der  zum  Druck  ausgewählten  Gutachten  vor  Ver- 
anstaltung des  Drucks  vorgelegt  werden  muss." 
Es  leuchtet  ein,  Avie  Avichtig  der  Vorbehalt  ist,  Avelchen  der  Herr 
Minister  in  dem  letzten  Satze  ausgesprochen,  und  durch  Avelchen  er  sich 
mit  Recht  „die  MitAvirkung''  bei  der  Veröffentlichung  jedes  einzelnen 
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Gutachtens  gesichert  hat.  Während  nun  aber  nach  diesen  authentischen 
Mittheilungen  des  Herrn  Geh.-E,ath  Schmidt  die  Druckerlaubuiss  für 
die  Gutachten  von  der  wissenschaftlichen  Deputation  erst  am5.  Aprill851 
beim  Herrn  Minister  nachgesucht  und  von  diesem  unter  dem  12.  April 
mit  der  hinzugefügten  unabweisKchen  Restriction  ertheilt  worden  ist, 
brachte  das  ,, Leipziger  Börsenblatt  für  den  deutschen  Buchhandel",  1851, 
Xo.  25  bereits  die  nachfolgende  Anzeige: 

„Bei  mir  wird  binnen  sehr  kurzer  Frist  erscheinen  und  ist 
bereits  unter  der  Presse : 

Auswahl 

medicinisch- gerichtlich  er  Gutachten 

der 

Königl.  wissenschaftlichen  Deputation  f.  d.  M. 

Mit  hoher  Ministerialgenehmiguug  herausgegeben. 

Erste  Lieferung 

von 

Dr.  J.  H.  Schmidt. 
Königl.  Geh.  Medicinidrath  u.  s.  w. 
Berlin,  d.  22.  Mcärz  1851.  August  HirschAvald." 

Und  dass  diese  Anzeige  nicht  etwa  eine  verfrühte  gewesen,  zeigt  eine 
auf  S.  89  der  Schmidt  sehen  Gutachten  befindliche  Note,  sowie  die 
nachträgliche  Bemerkung  auf  S.  12U,  erstere  vom  10.,  letztere  vom 
15.  März  1851  datirt. 

Ich  Averde  weiter  unten  aber  auch  aus  innern  Gründen  nachweisen, 
dass  die  von  Herrn  Geheimrath  S  climidt  Xamens  der  wissenschaftlichen 
Deputation  herausgegebenen  Gutachten  vor  ihrem  Abdruck  weder  die- 
sem Collegium,  noch  dem  Herrn  Minister  zur  Prüfung  vorgelegen  haben 
können. 

Ein  noch  unangemesseneres,  weil  viele  Jahre  hindurch  fortgesetztes 
Verfahi-en  hat  Herr  Geh.-Kath  Casper  eingeschlagen. 

Li  seiner  „Wochenschrift  für  die  gesammte  Heilkunde" ,  Xo.  50 
vom  13.  December  1851  kündigt  er  das  Aufhören  derselben  und  das 
Erscheinen  seiner  ,, Vierteljahrsschrift"  mit  folgenden  Sätzen  an: 

„Schon  seit  Jahren  wünschte  der  Verleger,  eine  Zeitschrift  für 
die  Fächer  der  gerichtlichen  und  öffentlichen  Medicin  zu  begrün- 
den, wie  Frankreich  sie  an  den  trefflichen  ,, Annales  d'Hygiene 
publique"  besitzt,  und  wie  sie  in  Deutschland  in  neuerer  und 
neuester  Zeit  mehr  und  mehr  ein  wirkliches  Bedürfniss  geworden. 
So  sehr  auch  Xeigung  und  Beruf  mich  bestimmen  mochten,  dem 
Wunsche ,   die  Herausgabe  einer  solchen  Zeitschrift  zu  unter- 
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nehmen,  zu  genügen,  so  vermochte  ich  doch  die  Besorgniss  nicht 
zu  beseitigen,  dass  unter  den  gewöhnlichen  Verhältnissen  eine 
Sammlung  von,  wenn  nicht  ausschliesslich,  doch  grösstentheils 
wirklich  gediegenen  und  wichtigen  Arbeiten  aus  den  genannten 
Fächern  nicht  zu  Stande  kommen  werde.  Dies  Bedenken  musste 
aber  von  dem  Augenblicke  an  schwinden,  wo  der  Herr  Chef  des 
Medicinalwesens  im  Interesse  der  Wissenschaft  der  obersten 
wissenschaftlichen  Medicinalbehörde  des  Königreichs,  wie  jedem 
einzehien  ihrer  Mitglieder,  wie  kürzlich  geschehen,  die  Geneh- 
migung ertheilte,  ihre  amtlichen  Gutachten,  Berichte  u.  s.  w.  in 
geeigneter  Auswahl  der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben.  Die  Be- 
nutzung dieser  Arbeiten  der  Königl.  wissenschaftl.  Deputation 
für  das  Medicinalwesen ,  mit  Einschluss  meiner  eignen  bezüg- 
lichen Gutachten,  für  eine  Zeitschrift,  musste  nun  derselben  ein 
weites  Feld  wissenschaftlicher  Wirksamkeit  und  wichtiger  Er- 
fahrungen zusichern,  und  liess  und  lässt  eine  fortdauernde  Fülle 
von  ausgewähltem  Material  in  der  Art  mit  Sicherheit  erw^arten, 
dass  alle  Lückenbüsser  ausgeschlossen  bleiben  können,  und  nur 
wirklich  der  Mittheilung  Werthes  den  Gönnern  der  Zeitschrift 
versprochen  werden  kann. 

Von  diesem  Augenblick  an  war  der  Plan  der  neuen  ^,Viertel- 
jahrsschrift  für  gerichtliche  und  öffentliche  Medicin" 
festgestellt." 

Es  ist  für  mich  eine  grosse  Genugthuung,  dass,  wie  das  Schmidt- 
sche  Buch,  auch  die  Casp ersehe  Vierteljahrsscln-ift  mir  ihre  Entstehung 
verdankt,  Avenn  auch  beide  Autoren  diese  Vaterschaft  ignorirt  haben. 
Ist  es  denn  aber  wahr,  wie  Herr  Geheimrath  Casp  er  sagt,  dass  er  die 
Erlaubniss  des  Herrn  Ministers  zur  Veröffentlichung  seiner  amtlichen 
Arbeiten  und  der  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  abge- 
wartet hat?  Ich  muss  dies  entschieden  bestreiten. 

In  meiner  geschichtlichen  Einleitung  zu  den  Deputationsgutachten 
habe  ich  die  Aktenstücke  mitgetheilt,  aus  denen  hervorgeht,  dass  un- 
mittelbar nach  Errichtung  des  Medicinalcollegiums  der  Provinz  Bran- 
denburg die  vier  Medi  cinalräthe  K 1  u  g ,  K 1  u  g  e ,  K 1  a  a  t  s  c  h  und  C  a  s  p  e  r 
die  Erlaubniss  zur  Veröffentlichung  ihrer  amtlichen  Arbeiten  und  Col- 
legialgutachten  nachgesucht,  darauf  aber  einen  Ministerial-  und  Ober- 
präsidialbescheid erhalten  hatten,  der  ihnen  die  Ausführung  ihrer  Absicht 
untersagte.  Unter  den  vom  Herrn  Minister  v.  Alten  stein  geltend  ge- 
machten Gründen  heisst  es  sub  3 : 
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„weil  es  allgemeiner  Grundsatz  ist,  class  von  amtlichen  Arbeiten, 
welche  einmal  Theile  öffentlicher  Akten  geworden  sind,  kein 
Privatg-ebrauch  zulässig-  sei.  Von  Befolgung  dieses  Grundsatzes 
mag  der  beste  Zweck  nicht  entbinden." 
Trotz  dieses  Bescheides  und  derCircularverfügung  v.  13.  März  1822, 
an  welche  Herr  Medicinalrath  C  asper  amtlich  gebunden  war,  machte  der- 
selbe 1833  im  ersten  Jahrgang  seiner  neubegründeten  „Wochenschrift" 
den  Versuch,  Gutachten  des  Medicinalcollegiums  nicht  nur  als  solche, 
sondern  sogar  unter  seinem  eigenen  Xamen  drucken  zu  lassen.  In 
No.  18 — 21  (3.  bis  24.  Mai  1833)  fand  sich  ein  solcher  Vorläufer  unter 
der  Ueberschrift :  das  ärztliche  Verfahren  des  Dr.  Nagel  in  Breslau, 
forensisch  begutachtet  vom  I)r.  Casjoer  (!?).  Allein  der  Oberjiräsident 
von  Bassewitz  zeigte  dies  dem  Minister  v.  Altenstein  an  und  ver- 
bot, auf  dessen  Bescheid  ,  dem  Herrn  Medicinalrath  Ca sp er  derartige 
Veröffentlichungon  für  die  Zukunft.  Und  sie  blieben  auch  weg.  Aber 
wie  lang?  bis  nach  den  Märztagen  1848.  Kaum  hatten  die  eingetrete- 
nen Verhältnisse  die  Discij^lin  gelockert,  als  auch  der  Herr  Geheimrath 
Casper  seine  amtlichen  Fesseln  abzuschütteln  kein  Bedenken  trug,  und 
bereits  No.  31  seiner  ,, Wochenschrift"  vom  29.  Juli  1848  brachte  ein 
von  ihm  erstattetes  criminalpsychologisches  Gutachten:  „Wahnsinn 
oder  Simulation?"  In  No.  47  vom  18.  November  1848  veröffent- 
lichte er  „ein  Gutachten  der  AAdssenschaftlichen  Deputation  für  das  Me- 
dicinalwesen  im  Ministerio:  zur  Lehre  von  der  gerichtlichen  Anschul- 
digung der  Kunstfehler  der  Medicinalpersonen";  und  in  No.  4  vom 
27.  Januar  1849  theilte  er  den  Claasenschen  Fall  unter  folgender 
Ueberschrift  mit:  „Hat  sich  die  verehelichte  Gl  aasen  selbst  erdrosselt, 
oder  ist  sie  strangulirt  worden?  Ein  forensisches  Gutachten  von  Casper". 
Diese  Mittheilung  ist  besonders  dadurch  interessant,  dass  Herr  Geheim- 
rath Casper,  nachdem  er  sein  Physikatsgutachten  und  das  diesem  ent- 
gegenstehende der  wissenschaftlichen  Deputation  angeführt,  mit  grosser 
Genugthuung  hervorhebt,  Avie  der  Richter  im  Erkenntnisse  nicht  nur 
seinem  Gutachten  vor  dem  der  wissenschaftlichen  Deputation  den  Vor- 
zug gegeben,  sondern  auch  ausdrücklich  in  den  Gründen  hinzugefügt 
habe,  dass  die  wissenschaftliche  Deputation  Dinge  und  Gesichtspunkte 
hereingezogen,  welche  der  gerichtlichen  Medicin  fremd  bleiben  müssten. 
Selbst  wenn  Herr  Geheimrath  Casper  hierin  Kecht  gehabt  hätte,  würde 
er  nicht  sicli  haben  befugt  halten  dürfen,  die  wissenschaftliche  Deputa- 
tion, die  als  höhere  Behörde  sein  Physikatsgutachten  verworfen,  in 
solcher  Weise  zu  compromittiren.  Er  war  aber  auch  thatsächlich  im 
Unrecht,  da  der  zweite  Richter  nach  dem  Superarbitrium  der  Deputation 

Kaiisch,  Kunstfehler.  b 
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und  nicht  nach  dem  Gutachten  des  Herrn  Physikus  erkannt  hat.  Ich 
komme  siDäter  auf  diesen  Fall  noch  einmal  zurück  und  will  hier  nur 
noch  hinzufügen,  dass  Herr  Geheimrath  Casper  in  der  Einleitung  zu 
demselben  sagt:  „Ich  habe  bisher,  wie  vieljährige  Leser  der  Wochen- 
schrift wissen,  damit  gezögert,  durch  besondere  Seltenheit  oder  Wichtig- 
keit sich  auszeichnende  gerichtlich-medicinische  Fälle  öffentlich  bekannt 
zu  machen,  weil  ich  Avohl  weiss,  dass  das  Interesse  für  gerichtliche 
Arzneiwissenschaft  bei  einem  grossen  Kreise  von  Lesern  nicht  voraus- 
zusetzen ist." 

Mit  grosser  Naive  tat  schreibt  Herr  Geheimrath  Casper  seine  viel- 
jährige Zögerung  dem  vorausgesetzten  Mangel  an  Interesse  bei  seinen 
Lesern  zu,  Avährend  jene  Zögerung,  wie  wir  gesehen  haben,  sehr  unfrei- 
willig und  auf  einem  ausdrücklichen  Verbot  begründet  Avar. 

Wenn  ich  nun  nach  alledem  in  meiner  geschichtlichen  Einleitung 
bemerkt  habe:  die  Herren  Geheimräthe  Schmidt  und  Casper  hätten 
resp.  in  ihrem  Vorwort  und  Prospectus  büreaukratische  Fabeln  ge- 
schrieben, die  Moral  aber  weggelassen,  so  glaube  ich,  ihnen  in  keiner 
Weise  zu  nahe  getreten  zu  sein. 

2.  ,,Icli  soll  in  meinen  Gutachten  beim  Fall  Dohlhoff  33  und  beim 
Fall  Fischer  39  Seiten  aus  dem  Schmidtschen  Werke,  in 
welchem  diese  beiden  Gutachten  löO^/o  Seiten,  also  fast  die  Hälfte 
des  ganzen  Buches  einnehmen ,  wörtlich  wiedergegeben  haben." 

Da  in  meinen  Gutachten  der  Fall  D  ohlhof  f  47  und  der  Fall  Fischer 
96,  beide  zusammen  also  doppelt  soviel  Seiten  einnehmen,  als  ich  von 
Herrn  Geheimrath  Schmidt  wiedergegeben  habe,  so  muss  letzterer  bei 
A-'eröffentlichung  dieser  beiden  Gutachten  gerade  die  Hälfte  ausgelassen 
haben,  wodurch  nicht  nur  eine  richtige  Beurtheilung  derselben  unmög- 
lich gemacht,  sondern  die  Würde  der  wissenschaftlichen  Deputation 
selbst,  nach  meiner  Ueberzeugung,  compromittirt  war.  Nicht  also 
obgleich,  sondern  gerade  weil  Herr  Geheimrath  Schmidt  jene  beiden 
Gutachten  in  vollkommen  unangemessener  Weise  veröffentlicht  hatte, 
war  ich  genöthigt,  sie  in  ihrer  vervollständigten  Form  in  meine  Samm- 
lung aufzunehmen;  und  ich  habe  dies  ausdrücklich  in  meiner  geschicht- 
lichen Einleitung  hervorgehoben. 

Wenn  jedoch  Herr  Dr.  Go  eschen  besonders  ausrechnet,  dass  Herr 
Geheimrath  Schmidt  mit  jenen  beiden  Gutachten  die  Hälfte  seines 
Werks  ausgefüllt  hat,  so  beweist  dies  nur,  wie  gering  einerseits  das  Ma- 
terial des  Herrn  Geheimrath  Schmidt  gewesen,  und  wie  schlecht  andrer- 
seits diese  eine  Hälfte  seines  Buchs  ausgefallen  ist. 

Wie  steht  es  denn  aber  nun  mit  der  andern  Hälfte? 
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Diese  enthält  nachfolgende  drei  Gutachten : 

I.  Zur  Lehre  von  der  Amputation  gesunder  Glieder  eines  leben- 
den Fötus. 
IL  Zur  Lehre  von  der  Wendung. 
III.  Zur  Lehre  von  der  zeitlichen  Gränze  der  Zangen- Lidication. 
Das  Gutachten  sub  I.  ist  nun  aber  bereits  1847  in  der  Schrift  „der 
deutsche  Helle  von  Dr.  W.  Pröbsting"  wörtlich  abgedruckt;  das  Gut- 
achten sub  IL  hatte  der  Herr  Geheinirath  Casper  in  No.  47  seiner 
Wochenschrift  vom  18.   November  1848   bereits  mitgetheilt;  und  der 
Fall,  den  das  Gutachten  sub  III.  betrifft,  läuft  wörtlich  gleichlautend 
durch  sämmtliche  Ausgaben  der   Casper  sehen   gerichtlichen  Leichen- 
öffnungen und  wird  auch  noch  in  seinem  Handbuch  der  gerichtlichen 
Medicin  Bd.  I.  S.  664,  Fall  '285  in  folgender  Weise  erzählt: 

„Angebliche  Tödtung  durch  Kunstfehler  bei  der 
Entbindung. 
Dieser  Sectionsfall  war  als  solcher  interessant;  er  hätte  schwierig  für 
die  forensische  Beurtheilung  werden  können,  welche  aber  von  uns  gar 
nicht  weiter  gefordert  wurde.  In  Folge  schwerer  Entbindung,  die 
34  Stunden  gedauert  hatte,  und  bei  welcher  fünfmal  die  Zange  angelegt 
worden  war,  war  ein  21  jähriges  Mädchen  sechs  Tage  später  gestorben. 
Die  gerichtsärztliche Section,  der  leider!  schon  eine  privatärztliche  voran- 
gegangen war,  ergab  Brand  der  Vagina  und  des  Uterus.  Dieser  ragte 
noch  eine  Handbreit  über  der  Symphyse  hervor  und  hatte  noch  die 
Grösse  zweier  Fäuste.  Die  Substanz  war  Aveich  und  schlaff,  die  innere 
Fläche  durchweg  schwarzgrau,  besonders  gegen  den  Hals  zu,  die  Sub- 
stanz  an  dieser  Innern  Fläche  aufgelockert,  erweicht  und  leicht  bei 
oberflächlicher  Berührung  in  Fetzen  ablösbar.  Das  Bauchfell  war  nur 
schwach  geröthet.  In  der  hintern  ganz  aschgrauen  Wand  der  Vagina 
fand  sich  ein  1  Zoll  langer  Einriss.  —  Die  Causa  mortis  war  sonach  leicht 
festzustellen.  Darüber  aber,  ob  ein  Kunstfehler  den  Tod  veranlasst  ge- 
habt, musste  natürlich  das  L^rtheil  bis  zur  Kenntniss  der  anteacta  ganz 
und  gar  vorbehalten  werden.  Eine  fernere  V  e  r  f o  1  g  u  n  g  der  S  a  c  h  e 
hat  aber,  aus  mir  unbekannten  Gründen,  gar  nicht  Statt  ge- 
funden. Vor  dreissig  Jahren  habe  ich,  als  damaliges  Mitglied  des 
hiesigen  Provincial-Medicinalcollegii,  einen  vollkommen  ähnlichen  Fall 
mit  zu  begutachten  gehabt,  der  damals  die  Meinungen  der  Mitglieder 
sehr  getheilt  hatte,  wobei  indess  das  Urtheil  der  Majorität  ungünstig  für 
den  angeschuldigten  Geburtshelfer  ausfiel,  dem  natürlich  das  zur  Last 
gerechnet  wurde,  dass  er  den  eingetretenen  Brand  der  Vagina  (es  hatte 
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ein  erliebliclier  Dammriss  bei  der  Entbindung  Statt  gefunden ,  und  der 
Fall  ereignete  sich  im  hohen,  heissen  Sommer)  nicht  rechtzeitig  erkannt 
gehabt  hatte  und  dagegen  nicht  eingeschritten  war." 

Von  den  fünf  Gutachten  also,  welche  angeblich  die  wissenschaft- 
liche Deputation  selbst  durch  Herrn  Geheimrath  Schmidt  veröffentlicht 
hat,  sind  zwei  unvollständig,  zwei,  und  zwar  eins  davon  von  einem  Mit- 
giiede  der  De|jutation,  dem  Herrn  Geheimrath  C  a  s  p  er,  früher  abgedruckt, 
und  von  dem  fünften  beliauptet  der  Mitherausgeber,  derselbe  Herr  Ge- 
heimrath Casper,  später  zu  wiederholten  Malen,  dass  die  Sache,  bei 
welcher  er  als  Physikus  betheiligt  gewesen,  gar  nicht  ferner  verfolgt 
worden  sei. 

3.   „Ich  soll  durch  Nennung  der  Namen  die  den  Verklagten  schul- 
digen Rücksichten  bei  Seite  gesetzt  haben,  was  bis  jetzt  in  der 
Gelehrtenwelt  nicht  für  wohlanständig  gegolten,  und  es  stehe  zu 
hoffen,  dass  das  gegebene  böse  Beispiel  gute  Sitten  nicht  ver- 
derben werde." 
An  sich  wäre  dieser  Vorwurf  wegen  seiner  Lächerlichkeit  kaum  einer 
Erwähnung  werth.      Nicht  nur,  dass  die  von  mir  veröffentlichten  Gut- 
achten in  eine  weite  Vergangenheit  zurückreichen,  hat  der  Verklagte, 
nach  vollständiger  Beendigung  des  betreffenden  Rechtsfalles  nur  auf  die 
vollste  objective  AVahrheit  Anspruch;  und  diese  ist  in  meinen  Gutachten 
nicht  nur  nicht  verletzt,  sondern  vielmehr  da  wieder  hergestellt,  ayo  sie 
zum  Nachtheile  desselben  verfälscht  worden.   Gerade  der  Herr  Geheim- 
rath Casper  aber  ist  es,  dem  dieser  Vorwurf  der  indiscreten  Namens- 
verletzung zum  grossen  Nachtheil  der  Betheiligten  gemacht  werden  muss. 
Das  oben  von  mir  angeführte  forensische  Gutachten  des  Medicinal- 
coUegiums  der  Provinz  Brandenburg  über  das  ärztliche  Verfahren  des 
Dr.  Franz  Nagel  in  Breslau  schliesst  (Caspers   Wochenschrift    1833 
No.  21,  S.  448)  wie  folgt: 

,,Wir  urtheilen  demnach  und  beantworten  die  letztere  Frage 
dahin : 

dass  aus  dem  nachgewiesenen  Heilverfahren  des  Dr.  Fr.  Nagel 

nicht  dessen  ärztliche  Ignoranz,  wohl  aber  sein  befangenes 

Urtheilsvermögen  in  dem  Grade  hervorgeht,  um  mit  Grund 

besorgen  zu  können,  dass  seine  ärztliche  Praxis  mit  Gefahr 

für  Gesundheit  und  Leben  des  Publikums  verbunden  sei. 

Berlin,  den  21.  Februar  1826." 

Herr  Geheimrath  Casper  hat  also  zuerst  das  doppelt  böse  Beispiel 

gegeben,   ein  amtliches  Gutachten  des  Collegiums  gegen  ein  ihm  ent- 
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gegenstellendes  Verbot  zu  veröffentliclien  und  einen  Collegen  zu  com- 
promittiren,  welcher  zwar  ein  Sonderling-,  aber  ein  sehr  gelehrter  und 
sehr  beschäftigter  Arzt  Avar  und  noch  im  Jahre  1851  —  im  Jahre  seines 
50jährigen  ärztlichen  Jubiläums  —  in  meinem  „preussischen  Medicinal- 
kalender"  als  prakticirender  Arzt  in  Breslau  amtlich  aufgeführt  ist.  In 
der  That  ist  es  auch  keinem  andern  Mitgliede  des  ärztlichen  Standes  in 
den  Sinn  gekommen,  dieses  böse  Beispiel  nachzuahmen;  nur  Herrn  Ge- 
heimrath  Casper  war  es  möglich,  sich  selbst  zu  überbieten  und  nicht  nur 
das  Schicklichkeits-  und  Billigkeitsgefühl,  sondern  sogar  Recht  und 
Wahrheit  in  arger  Weise  zu  verletzen. 

In  seiner  ,, Vierteljahrsschrift"  Bd.  VI.  1855  giebt  er  S.  1 — 71  einen 
Aufsatz:  „Mörderphjsiognomieen ",  den  er  mit  folgenden  Sätzen 
einleitet : 

„Jahrzehnte  lang  fortgesetzter  Verkehr  mit  Verbrechern  ist  eine  der 
all  erergiebigsten  Quellen  für  Menschenkenntniss  und  Psychologie.  Ich 
meine  nicht  die  Psychologie,  deren  Firma  so  oft  gcmissbraucht  wird, 
wenn  man  von  jedem,  irgend  ungewöhnlichen  Criminaltalle  sagen  hört, 
dass  er  ,,psyc]iologisch  äusserst  interessant"  sei ,  welches  Interesse  die 
Zuhörerbänke  unserer  Schwurgerichtssäle  mit  männlichen  und  weib- 
lichen Neugierigen  und  blossen  Uaftern  füllt,  die  hier  einen  nerven- 
erscliütternden  Zeitvertreib  suchen  und  finden.  Ich  meine  vielmehr, 
dass  der  Beobachter ,  der  mit  offenem  Auge-  und  regem  Interesse  am 
Menschen  ans  Werk  geht,  wenn  ilnn  die  Gelegenheit  geboten  wird,  mit 
vielen  Verbrechern  anhaltend  zu  verkehren,  wirklich  das  Glück  geniesst. 
Blicke  in  das  tiefe  Dunkel  der  menschlichen  Seelenthätigkeit  zu  gewin- 
nen und  die  Triebfedern  ihrer  Aeusserungen ,  der  Handlungen  der 
Menschen,  spielen  sehn  zu  können,  Avodurch  die  praktisch  nützlichsten 
Ergebnisse,  die  unmittelbarsten  Resultate  für  das  öffentliche  Wohl  er- 
zielt werden.  So  werden  ausgezeichnete  Untersuchungsrichter,  Staats- 
anwälte ,  psychologisch  -  gerichtliche  Aerzte ,  Gefangenhausvorsteher, 
Polizeibeamte  u.  s.  w.  gebildet,  nicht  durch  das  blosse  Studium  von 
Handbüchern  und  Zeitschriften,  welche  leider!  meistens  von  wohl- 
meinenden Theoretikern,  die  ihre  Combinationen  und  aprioristischen 
Satzungen  für  die  Natur  halten,  und  nicht  gar  selten  bekanntlich  von 

puren  —  Buchmachern  geschrieben  wel'den. 

„Ich  bin  in  der  Lage,  nicht  weniger  als  einundzwanzig  Mör- 
der, worunter  fünfzehn  männlichen  und  sechs  weiblichen  Geschlechtes, 
nach  ihrem  Aeussern,  nach  ihrer  Physiognomie  und  Haltung  scliildern 
zu  können,  die  ich  sämmtlich,  und  zum  Theil  lange  (in  ihrer  Haft) 
genau  und  mit  lebhaftem  Interesse  verfolgt  und  beobachtet  habe ,   und 
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schliesse  hierbei  eine  nicht  weniger  grosse  Anzahl  von  Beobachtungen 
aus,  an  Menschen,  die  zwar  aucli  bhitiger  Verbrechen  angeklagt  waren, 
bei  denen  aber  theils  Zweifel  an  ihrer  Zurechnungsfähigkeit  erhoben 
worden,  wozu  ich  für  den  vorliegenden  Zweck  auch  eine  Anzahl  Kindes 
mörderinnen  zähle,  die  ihr  Kind  in,  oder  ganz  unmittelbar  nach  der 
Geburt  getödtet  hatten,  theils  solche,  bei  denen  offenbar  bloss  Tödtung 
im  Affect  (Todtschlag)  und  ohne  Vorsatz  und  Ueberlegung  angenommen 
werden  musste,  theils  endlich  solche,  in  deren  Falle  der  subjective 
Thatbestand  erheblichen  Zweifeln  unterlag,  in  welchen  sämmtliehen 
Fällen  also  die  Beobachtung  keine  reine  war.  Dagegen  lagen  in  allen 
folgenden  Fällen  blutige  Verbrechen,  mit  Vorsatz  verübt,  mIso  Aus- 
wüchse innerster  bösartiger  Gemüths-  und  Denkweise,  vor,  und  diese 
Mörder-Physiognomieen  will  ich ,  in  dem  oben  dargelegten  praktischen 
Interesse,  nach  meinen  Aufzeichnungen  zu  schildern  versuchen." 

Herr  Geheimrath  Casper  führt  nun  der  Reihe  nach  diese  21  Mör- 
der auf,  theils  mit  blosser  Buchstabenbezeichnung,  theils  mit  ausdrück- 
licher Angabe  ihres  Namens  und  Standes;  und  zu  denen,  welche  er  in 
letzter  Weise  bevorzugt,  gehört  der  Tischlermeister  Claasen  zu  Berlin, 
dessen  Mörderphysiognomie  er  S.  31  unter  No.  11  in  folgender  Weise 
schildert: 

,,11.  Roher,  kälter,  leidenschaftsloser  und  überlegter  ist  wohl  selten 
ein  Mord  verübt  Avoiden,  als  der  des  Tischlermeisters  Claasen  an  seiner 
Ehefrau,  der  Mutter  seiner  vier  kleinen  Kinder.  Zwar  hat  derselbe  vom 
ersten  Augenblick  an,  als  er  einen  Nachbar  bat,  zu  ihm  heraufzukom- 
men, „weil  seine  Frau  im  Sterben  läge,  und  sie  sich  soeben  einen  Strick 
um  den  Hals  gemacht  habe,"  bis  zur  letzten  Stunde,  in  der  das  Straf- 
erkenntniss  gefallt  wurde,  versucht,  die  Schuld  von  sich  abzuwälzen 
und  die  Behauptung  AA^ahrscheinlich  zu  machen,  dass  die  Frau  durch 
Selbstmord  geendet  habe.  Und  in  der  That  sind  nicht  häufig  so  viele 
Momente  zusammengekommen,  um  ernstliche  Zweifel  an  dem  That- 
bestande  des  Mordes  zu  begründen,  als  in  diesem  Falle,  in  welchem 
unter  Andern  zwei  vereidete  Handschriftsexperten  das  Gutachten  ab- 
gaben, dass  beschriebene  Blätter,  welche  man  im  Gürtel  der  Kleider  der 
Leiche  fand,  und  in  welchen  die  Absicht,  sich  das  Leben  zu  nehmen, 
ausgesprochen  war,  von  der  Hand  der  Entseelten  geschrieben  seien, 
während  zwei  andere ,  gleichfalls  vereidigte  Schreibverständige  im 
Gegentheil  behaupteten,  die  Schriftstücke  seien  die  Handschrift  des 
Ehemanns  u.  s.  w.  Aber  die  sorgsame  Erwägung  aller  Umstände  führte 
das  Gericht  zu  der  T^eberzeugung,  die  der  Verfasser  dieser  Zeilen  schon 
aus  dem  blossen  Leichenbefunde  geschöpft  und  ausgesprochen   hatte, 
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dass  hier  allerdings  Mord  uud  nicht  Selbstmord  vorläge.  Und  da  es  uns 
hier  darauf  ankommt,  nur  Mörder  vorzuführen,  nicht  Unschuldige  in 
Betreff  ihrer  Physiognomie  und  Haltung  zu  schildern,  so  sei  es  erlaubt, 
da  wir  Cl aasen  in  diese  Gallerie  aufnehmen,  aus  dem  Erkenntnisse  nur 
folgende  Sätze  auszuheben : 

,,,,Ein  fernerer  Umstand,  der  dafür  spricht,  dass  die  Frau  des  An- 
geklagten sich  nicht  selbst  umgebracht  hat,  ist,  dass  sie  in  jener  Xaclit, 
als  sie  todt  gefunden  wurde,  nicht  melir  glattes,  sondern  herunterhängen- 
des, zerzaustes  Haar  hatte.  Der  Angeklagte  selbst  hat  diesen  Umstand 
bestätigt.  Dennocli  ist  sie  am  Morgen  mit  glatt  gekämmtem  Haar  ge- 
sehen worden,  und  es  ist  nicht  abzusehen,  wodurch  jener  unordentliche 
Zustand  herbeigeführt  Avorden.  Ferner  müsste  man  noch  den  Beweis 
dafür  verlangen,  dass  die  Frau  den  Vorsatz  gehabt,  sich  selbst  umzu- 
bringen; dafür  fehlen  jedoch  alle  Beweise.  Es  ist  im  Gegentheil  von 
einer  Fiau,  welche  religiös,  sanft  und  die  liebevollste  Mutter  ihrer  Kin- 
der war,  nicht  anzunehmen,  dass  sie  sich  selbst  nebst  ihren  Kindern  (s. 
unten)  liabe  umbringen  wollen,  und  gerade  aus  ihrer  Aeusserung  gegen 
den  Arzt:  sie  >möchte  sich  bei  ihrer  fortwährenden  Kränklichkeit  das 
Leben  nelmien,  wenn  es  nicht  der  Kinder  wegen  wäre,  spricht  der  Zu- 
satz, dass  sie  der  Kinder  wiegen  nicht  Hand  an  sich  legen  wolle,  für  die 
hohe  Unw^ahrscheinlichkeit  der  That  u.  s.  w. 

,,„Wenn  diese  Umstände  im  Allgemeinen  und  objectiv  dafür 
sprechen,  dass  die  Frau  nicht  Hand  an  sich  gelegt,  so  wird  durch  die 
übrigen  Umstände,  welche  dafür  sjjrechen,  dass  der  Angeklagte  iln-  das 
Leben  genommen ,  die  Wahrscheinlichkeit  dieser  Annahme  bis  zur 
Ueberzeugung  gesteigert.  Es  ist  ausser  ihm  Niemand  da,  dem  man  die 
That  zugetraut  hätte.  Ausserdem  konnte  Niemand  ein  Motiv  dazu 
haben.  Die  Frau  lebte  mit  Xiemaudem  in  Unfrieden,  und  es  ist  in  der 
Wohnung  selbst  Xichts  geraubt  worden.  Der  Mann  war  ein  Trunken- 
bold, ein  Zänker  und  lebte  übrigens  mit  seiner  Frau  in  einer  un- 
glücklichen Ehe.  Er  hat  seine  Frau  verhöhnt,  ge misshandelt,  sogar 
w^ährend  des  Actes  der  Entbindung.  Hierzu  kommt,  dass  die 
Frau  selbst  gegen  ihre  Tante  geklagt  hat:  ihr  Mann  trachte  ihr  nach 
dem  Leben,  ferner  eine  Aeusserung  des  Mannes  in  Gegenwart  der  Heb- 
amme D.:  „wenn  ich  nur  das  Aas  erst  los  wäre".  Auch  seine  erste  Frau 
hat  er  hart  und  roh  behandelt,  und  sie  hat  öfter  Misshaudlungen  erdul- 
den müssen"",  u.  s.  av. 

Das  zum  Himmel  schreiendste  Zeugniss  gegen  den  Angeklagten 
aber  war  das  seiner  eigenen  7jährigen  Tochter  Johanna.  Alle  in  der 
Voruntersuchung  und  öffentlichen  Verliandluiio-  ermittelten  Thatsachen 
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bestätigten  die  Riclitig-keit  dieses  Zeugnisses.  Danach  hatte  die  Mutter 
am  Nachmittage  angekleidet  im  Bette  des  AVohnzimmers  gelegen.  Ihr 
Vater  habe  etwas  geschrieben  (die  oben  besprochenen  Blätter?)  und  sei 
dann  plötzlich  an  das  Bette  getreten,  habe  die  Mutter  am  Halse  gepackt 
und,  obgleich  sie  geschrieen,  aus  dem  Bette  der  Stube  in  die  Werkstatt 
und  dann  wieder  in  die  Kammer  gezogen  und  nun  die  Kammerthür  zu- 
gemacht. Eine  kurze  Zeit  darauf  sei  er  wieder  in  die  Werkstatt  ge- 
treten, habe  dort  aus  einem  Kasten  Bindfaden  geholt  und  sei  damit 
wieder  in  die  Kammer  hineingegangen,  deren  Thür  er  abermals  zuge- 
macht. Bald  darauf  sei  er  fortgegangen ,  nachdem  er  zuvor ,  bei  der 
angedrohten  Strafe,  sie  todtzuschlagen,  den  Kindern  verboten.  Etwas 
zu  sagen.  Abends  sei  er  wiederholt  gekommen  und  wieder  fortgegangen. 
Bei  seiner  letzten  Ankunft  sei  er  in  die  Kammer  gegangen,  habe  die 
Mutter  herausgeholt  und  sie  in  die  Werkstatt  neben  die  Hobelbank  auf 
den  Fussboden  niedergelegt  (wo  eben  die  Leiche  mit  zerzaustem  Haare, 
den  Kopf  ein  wenig  zur  Seite  gebogen,  und  mit  jenen  beschriebenen 
Blättern  im  Gürtel  gefunden  wurde).  Dann  habe  er  seine  kleine 
zweijährige  Tochter  Dore  ergriffen,  ihr  gleichfalls  eine  Schnur 
um  den  Hals  gebunden  und  sie  auf  den  Fussboden  neben  die  Mutter 
gelegt,  Avorauf  er  abermals  fortgegangen  sei,  und  worauf  sie,  die  ältere 
Tochter  Jobanna,  der  kleinen  Schwester,  die  sehr  schrie,  die  Schnur 
wieder  gelöst  habe. 

Die  Todesart  der  Mutter  ergab  sich  bei  der  Leichenöffnung  als 
gewaltsame  Erstickung.  Das  Kind  kam  unversehrt  davon;  doch  habe 
ich  selbst  mehrere  Tage  nach  der  That  noch  die  Spuren  einer  Strang- 
marke an  dessen  Halse  deutlich  wahrgenommen^ 

Alle  ermittelten  Umstände  in  der  weitläufig  und  sorgfältig  geführ- 
ten Untersuchung  bestätigten,  wie  gesagt,  die  vollkommene  Wahrheit 
der  Aussagen  der  kleinen  Augenzeugin.  Das  wiederholte  Ausgehn  und 
Nachhausekommen  nach  der  schrecklichen  Tliat  bestätigten  theils  Haus- 
bewohner, theils  mehrere  Schankwirthe,  bei  welchen  der  ,, Trunkenbold" 
an  jenem  Nachmittage  eingekehrt  Avar  und  Branntwein  und  Punsch 
reichlich  getrunken  hatte.  Noch  in  der  Nacht,  nachdem  er  den  Nach 
bar  mit  der  Aufforderung,  ihm  Beistand  zu  leisten,  zu  der  Leiche  seiner 
Frau  gerufen,  liatte  man  ihn  neben  der  Leiche  ein  Butterbrot  und 
Branntwein  verzehrend  gesehen ! 

Und  nun  der  Habitus  dieses  Scheusals!  Er  war  ein  riesiger,  grosser, 
breitschultriger  Mann,  namentlich  auch  mit  colossalen,  rohen  Händen, 
von  denen  Ein  kräftiger  Druck  an  die  Kehle  eines  Menschen  wohl  hin- 
reichen musste ,  um  einen  zweiten  Druck  überflüssig  zu  machen.     Sein 
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helli'othliclies  Haar,  weich  und  dünn,-  seine  grosse  und  rothe^  den 
Gewohnheitstrinker  bekundende  Nase  konnten  von  vornherein  nicht 
für  ihn  einnehmen.  Aber  wahrhaft  entsetzend  war  auch  bei  ihm  die 
eisige  Kälte,  mit  der  er,  in  kräftiger  Bassstimme  und  rascher  Sprache, 
ohne  je  eine  Spur  von  Verlegenheit  zu  zeigen,  alle  gegen  ihn  sprechen- 
den Anschuldigungen  abzuwehren  wusste.  Die  nicht  hohe ,  breite, 
schlecht  gewölbte  Stirn  zeigte  in  der-ganzen  Verhandlung  keine  Runzel, 
das  grosse,  rohe  Auge  keine  Spur  einer  Innern  Bewegung.  Er  sprach 
über  den  Vorfall  in  der  Audienz,  in  der  es  sich  um  seinen  Kopf  han- 
delte, wie  so  Viele  seines  Gleichen,  mit  einer  ßuhe  und  Sicherheit,  wie 
wenn  er  nur  aus  Versehen  auf  die  Anklage-,  statt  auf  die  Zeugenbank 
gesetzt  worden  wäre.  Je  mehr  im  Laufe  der  Verhandlung  die  unwider- 
sprechlichsten  Beweise  seiner  Schuld  sich  häuften,  desto  widerwärtiger 
wurde  die  ganze  Erscheinung  des  rohen,  marmorherzigen  Gesellen.  Ich 
glaube  nicht,  dass  das  Zuchthaus,  dessen  lebenslänglicher  Inwohner  er 
durch  das  Straf erkenntniss  geworden  ist,  ihn  bessern  wird." 

Zur  Charakteristik  dieserDarstellung  möge  die  einfache  Bemerkung 
genügen,  dass  der  Tischlermeister  Olaasen  unter  dem  11.  Mai  1849, 
also  sechs  Jahre  zuvor,  von  der  Anklage  wegen  Ermordung  seiner 
Ehefrau  entbunden,  und  das  freisprechende  Urtheil  im  ,,Publicisten"  vom 
13. Mai  1849  veröffentlicht  worden  ist.  Wenn  Herr  Geheimrath  Casper 
im  Beginn  dieses  Ai-tikels  die  „wohlmeinenden  Tlieorctiker",  welche  in 
Handbüchern  und  Zeitschriften  ihre  Combinationeu  und  aprioristischen 
Satzungen  für  die  Natur  halten,  als  bekanntlich  pure  Buchmacher 
erklärt,  so  darf  man  Avohl  mit  grösserem  liecht  seine  grelle  Schilderung 
von  Mörderphysiognomieen  angeklagter,  aber  freigesprochener  Personen 
als  „Mördermacherei"  bezeichnen.  Dass  er  diese  gemachten  Mörder  bei 
ihrem  Namen  nennt,  vergrössert  natürlich  sein  Unrecht,  benimmt  aber 
zugleich  allen  denjenigen  Bildern  seiner  Mördergallerie,  bei  welchen  er 
die  Namen  nicht  angegeben,  jede  Glaubwürdigkeit. 

4.  „Ich  soll  es  sogar  gewagt  haben,  einem  dahingeschiedenen  Ehren- 
mann (dein  Herrn  Geheinn-ath  Schmidt)  geradezu  eine  Schlech- 
tigkeit ,  eine  Lüge  öffentlich  zuzumuthen ,  indem  ich  von  ihm 
gesagt:  Nicht  gegen  seinen  früheren  Chef  würde  er  freilich  auf- 
zutreten gewagt  haben,  wohl  aber  konnte  er  seinem  neuen  Chef 
die  Sache  so  darstellen,  als  ob  dessen  Vorgänger  dieses  Princip 
i  der  öffentlichen  Verwaltung  durchaus  nicht  gehabt,  und  ich  nur 
missbräuchlich  zur  Eechtfertigung  meines  Vorhabens  —  der 
Herausgabe  von  Deputationsgutachten  ■ —  eine  solche  Behaup- 
tung hingestellt  hätte." 
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Nun,  ich  bin  Herrn  Dr.  Go eschen  dankbar,  dass  er  das  Verfahren, 
welches  ich  dem  dahingeschiedenen  Geheimrath  Schmidt  zugemuthet 
haben  soll,  als  eine  Schlechtigkeit  und  eine  Lüge  bezeichnet,  denn 
ich  würde  Anstand  genommen  haben,  dieses  Verfahren,  welches  Herr  Dr. 
Go  eschen  mit  photographischer  Aehnlichkeit  g-egen  mich  eingeschla- 
gen hat,  mit  jenen  Namen  zu  belegen.  Behauptet  denn  nicht  Herr  Dr. 
Go  eschen  öffentlich,  ,,Herr  v.  Ladenberg  habe  mir  die  Gutachten 
nicht  zu  dem  Z^veck  gegeben,  zu  welchem  ich  sie  angewendet,  und  ich 
hätte  durch  ihre  Veröffentlichung  einen  Missbrauch  des  mir  persönlich 
und  nur  in  Hast  geschenkten  Vertrauens  gemacht!"  Ich  würde  dies 
Verfahren  des  Herrn  Dr.  Goeschen  ein  unbesonnenes,  ein  aus  Mangel 
an  Sachkenntniss  unrichtiges  genannt  haben,  habe  aber  natürlich  keine 
Veranlassung,  ihn  in  seiner  Selbstkritik  zu  berichtigen. 

5.   ,,Ich  soll  in  meinem  ersten  Buch  (den  Gutachten),  in  Avelchem 
ich  nur  Gefundenes  wiedergegeben,  mich  nicht  als  einen  gericht- 
lich -  medicinischen  Sachverständigen  documentirt   haben,    nun 
aber  in  dem  zweiten  von  mir  verheissenen  (dem  vorliegenden) 
den  Beweis  geben,  dass  Herr  v.  Ladenberg  mir  die  Kritik  der 
Gerichtsärzte,  der  Medinalcollegien  und  der  wissenschaftlichen 
Deputation  habe  anvertrauen  können." 
Diesen  Beweis  werde  ich  allerdings  antreten  müssen,  weil  der  Zweck 
meiner  Schrift  ihn  fordert;  und  ich  danke  dem  Herrn  Dr.  Goeschen  da- 
für, dass  er  nur  für  den  dahingeschiedenen  Geheimrath  Schmidt  seine 
Knappenlanze  gegen  mich  geschleudert,  depa  nicht  verschiedenen  Herrn 
Geh.-Rath  Gas  per  es  aber  überlassen  hat,  ,, seine  Sache  selbst  zu  führen, 
wenn  ihm  der  Gegner  ebenbürtig  scheint".    Diese  Ebenbürtigkeit  unter- 
liegt darum  keinem  Zweifel,  weil  auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaft  alle 
Menschen   gleich  sind,   und  Standesvorrechte  nicht  stattfinden.     Wohl 
steht  der  Herr  Creheimrath  Casper  wie  der  Rhodische  Coloss  mit  einem 
Fusse  unter  den  Gerichtsärzten,  mit  dem  andern  in  der  Avässenschaftlichen 
Deputation  und  lässt  die  höchsten  Masten  der  sich  stets  fortbewegenden 
wissenschaftlichen  Armada,  unberührt  und  unerschüttert,  zwischen  seinen 
Beinen  hindurchsegeln,  aber  nicht  so  unbeweglich  und  nicht  so  leiden- 
schaftslos, wie  jener,  lässt  er  nicht  selten  seine  hochgeschwungene  eherne 
Faust   auf  die   ihm   missliebigen ,   unglücklichen'  Schiffer   zermalmend 
niederfahien. 

Die  unrichtigen  Grundsätze,  welche  bei  der  Beurtheilung  ärztlicher 
Kunstfehler  durch  die  erleuchtete  Einsicht  und  unabhängige  Machtvoll- 
kommenlieit  unserer  Gerichtshöfe  energisch  bekämpft  und  auf  viele 
Jahre  vollständi»-  beseitigt  waren,  sie  sind  durch  den  ungehinderten  Ein- 


XXXI 

fluss  des  Herrn  Geheimrath  Casper  allmälig  wieder  eingeführt  und  be- 
festigt worden.  Ihnen  entgegenzutreten  und  sie,  wo  möglich,  zu  beseiti- 
gen, ist  der  Zweck  der  vorliegenden  Schrift,  welche  zwar  zunächst  eine 
wissenschaftlich-kritische  sein  muss,  ihr  eigentliches  Ziel  aber  vorzugs- 
weise in  der  Verwaltung  zu  suchen  hat. 

Die  Frage  nämlich,  ob  eine  approbirte  Medicinalperson  wegen  eines 
angeblichen  Kunstfehlers  strafrechtlich  verfolgt  werden  kann,  ist  vom 
medicinisch-wissenschaftlicheu  Standj)unkte  aus  unbedingt  und  ohne 
Weiteres  zu  verneinen;  und  die  wissenschaftliche  Deputation  würde 
gewiss  diese  Verneinung  grundsätzlich  längst  ausgesprochen  und  geltend 
gemacht  haben,  wenn  dieselbe  sich  nicht  häufig  hätte  verleiten  lassen, 
ihre  freie  wissenschaftliche  Aufgabe  gegen  ihre  unfreie  amtliche  Stellung 
zu  vertauschen. 

Dies  dem  Herrn  v.  Ladenberg  klar  zu  machen,  war  mir  von  ihm 
erlaubt  worden,  und  weil  ich  diese  Erlaubuiss  mit  voller  Freimüthigkeit 
benutzte,  wurde  Herr  Gelieimrath  Schmidt,  unter  dem  Minister 
V.  Ladenberg,  mein  grollender  Gegner  und  unmittelbar  nach  dessen 
Ausscheiden  bei  Herrn  v.  Raum  er  mein  sich  rächender  Ankläger. 
Aber,  sagt  Herr  Dr.  Go eschen:  „Fühlt  sich  Herr  Kaiisch  wohl  wirk- 
lich berechtigt,  hier  Kritiker  zu  sein?"  Auf  diese  Frage  muss  die  in 
der  Schrift  selbst  enthaltene  Kritik  Antwort  geben;  und  ich  hoffe,  in 
ihr  den  Beweis  zu  liefern ,  dass  ich  die  wissenschaftliche  Deputation 
nicht  nur  in  Beziehung  auf  die  hohen  und  allgemein  anerkannten 
wissenschaftlichen  Verdienste  ihrer  Mitglieder  A^erehre,  sondern  auch 
in  Beziehung  auf  ihre  Wirksamkeit  als  Collegium  für  eine  der  nütz- 
lichsten Listitutionen  der  vaterländischen  Medicinalverfassung  erachte. 
Gerade  darum  aber  soll  imd  muss  gezeigt  werden,  dass  sie  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  nicht  für  die  Gutachten  verantAvortlich  gemacht  werden  darf, 
welche  einzelne  ihrer  Mitglieder  unter  und  in  ihrem  Namen  veröffent- 
licht haben. 

Ich  glaube  daher,  durch  nachfolgende  Schrift  nicht  nur  dem  ärzt- 
lichen Stande,  sondern  auch  der  wissenschaftlichen  Deputation  selbst 
einen  dankenswerthen  Dienst  erwiesen  zu  haben;  und  es  würde  mich 
tief  schmerzen,  wenn  ich  diesen  Zweck  verfehlt  haben  sollte. 

Beim  Schlüsse  dieser  Zeilen  erfahre  ich,  dass  die  strafende  Ge- 
rechtigkeit den  Herrn  Dr.  Go  eschen  bereits  ereilt  hat.  Ich  habe  oben 
bemerkt,  dass  ich  bei  einer  anderen  Gelegenheit  meinen  dreissigjährigen 
Kampf  gegen  die  plebejische  Medicin  darstellen  werde.  Das  Organ 
derselben  ist  bekanntlich  die  medicinische  Centralzeitungswirthschaft, 
welche  J.  J.  Sachs  vor  30  Jahren  hier  gegründet  hat,  und  welche  die 
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Wittwe  desselben  als  Eigenthümerin  fortsetzt,  indem  sie  den  Sanitäts- 
ratli  Dr.  Posner  als  Herausgeber  angestellt  hat. 

Es  war  eine  sehr  weise  Maassregel  der  damaligen  Regierung,  dass 
sie  der  Wittwe  diese  Concession  ertheilte,  indem  sie  dadurch  das  Ge- 
werbe der  medicina  vulgivaga  in  das  ihr  einmal  errichtete  Haus  bannte 
und  es  verhinderte,  mit  seinem  vertheilten  Gifte  in  die  Kanäle  des 
gesunden  und  zeugenden  literarischen  Organismus  einzudringen.  Eben 
so  war  es  von  der  Wittwe  Sachs  ein  glücklicher  Griff,  in  Herrn  Posner 
einen  Mann  zu  finden,  welcher  nicht  nur  das  Geschäft  verstand,  sondern 
ihm  auch  seine  ganze  Zeit  —  weil  er  nichts  anders  zu  thun  hatte  — 
widmen  konnte  und  musste. 

Wie  ich  nun  höre,  hat  Herr  Posner,  durch  die  ihm  drohende 
Concurrenz  geängstigt,  nach  Herrn  Dr.  Goeschen  über  meine  Depu- 
tationsgutachten auch  ein  ,, Feuilleton"  gebracht,  mit  diesem  aber  in 
der  Anwendung  der  geschäftsmässigen  Reiz-  und  Lockmittel  seinen 
Vorgänger  weit  überboten.  Ich  danke  Herrn  Dr.  Posner,  dass  er  mich 
an  Herrn  Dr.  Goeschen  gerächt  hat;  und  um  diesen  Dank  abzustatten, 
habe  ich  mich  von  meinem  Grundsatze:  odi  profanum  vulgus  et  arceo, 
für  einen  Augenblick  losgesagt. 

Berlin,  den  5." Februar  1860, 
am  öOsten  Jahrestage  seit  Errichtung  der  -p.      ■K"a1iar''h 

wissenschaftlichen  Deputation  durch  Er- 
nennung ihrer  ersten  Mitglieiler  (S.  96). 


T. 

Die  Criminalnntersuchung'  geg-en  den  Hofrath  p.  p. 
Dr.  Ernst  Hörn  wegen  fahrlässiger  Tödtung  einer 
Geisteskranken  durcli  Anwendnng  eines  ungeeigneten 
Mittels  (des  Sacks)  auf  Grnnd  einer  Denunciation  des 
Herrn  Geheimrath  Dr.  Kolilransch. 


Die  beiden  Gegner. 

An  dem  Ki-ankenhause  der  Cliarite  zu  Berlin  fungirten  vom 
Jahre  1778  bis  zum  November  1800  als  erster  dirigirender  Arzt 
Dr.  Seile,  und  von  1787  bis  zum  Eintritte  Rusts  als  erster  dirigi- 
render Wundarzt  Dr.  3Iursinna.  Im  Jahi-e  1798  wurde  dem  Dr.  Seile 
der  Gelieimi-atli  Dr.  Fritze  als  zweiter  dirigirender  Arzt  zugegeben, 
welcher  diese  Stelle  beibehielt,  nachdem  im  Xovember  1800  Seile  ge- 
storben, und  unter  dem  23.  December  Hufeland  aus  Jena  zum  könig- 
lichen Leibarzt  und  ersten  Arzt  der  Charite  berufen  war.  Im  September 
1806  wurde  Ernst  Hörn,  ordentlicher  Professor  der  Medicin  und 
Director  eines  allgemeinen  Krankenhauses  in  Erlangen,  zunächst  zur 
Assistenz,  und  bald  darauf  zum  Nachfolger  des  Geheimrath  Fritze  als 
zweiter  Arzt  der  Charite ,  Professor  der  Klinik  und  Director  des  klini- 
schen Cursus  berufen,  mit  der  Verpflichtung,  eine  Amtswohnung  in  der 
Charite  zu  beziehen.    Er  blieb  in  dieser  Stelle  bis  1818. 

Dem  dirigirenden  Wundarzt  Mursinna  wurde  unterm  18.  Juni 
1810  als  zweiter  dirigirender  Wundarzt  und  Geburtshelfer  Dr.  Kohl- 
r  au  seh  zur  Seite  gesetzt.  Dieser  war  in  Hannover  geboren,  hatte  in 
Göttingen  Medicin  und  Chirurgie  studirt,  am  14.  April  1801  privatim, 
d.  h.  ohne  eine  Dissertation  geschrieben  oder  vertheidigt  zu  haben,  den 
Doctorgrad  erhalten  und  wurde  bei  seiner  Anstellung  in  der  Charit^ 
zugleich  mit  dem  Prädicat  eines  Geheimen  Medicinalraths  zum  vortra- 

Kalisch,  Kunstfehler.  1 


geuden  Ratli  bei  dem  allgemeinen  Polizeidepartement  im  Ministerium 
des  Innern  ernannt.  Auch  er  erhielt  eine  Amtswohnung  in  der  Charite. 
Sofort  begannen  zwischen  Hörn  und  Kohlrausch  Reibungen  in 
Beziehung  auf  ihre  Amtsverhältnisse ,  und  bereits  unter  dem  20-  Juli 
1810  reichte  Hörn  bei  dem  Ministerium  des  Innern  ein  Gesuch  ein, 
dass  entweder  Kohlrausch  veranlasst  Averde,  die  Charite  zu  verlassen 
und  jeden  unmittelbaren  Antheil  an  derselben  aufzugeben,  oder  dass 
auch  er  (Hörn)  als  Mitglied  der  Medicinalsection  angestellt  werden 
möge.  Unter  dem  4.  August  1810  ward  Hörn  abschlägig  beschieden, 
mit  der  gleichzeitigen  Bemerkung,  dass  der  Staatsrath  Lang  er  mann 
mit  der  Prüfung  der  Direction  und  Administration  der  Charite  beauf- 
tragt worden  sei,  weil  in  Beziehung  auf  die  Sterblichkeitsverhältnisse  in 
der  Anstalt  unter  Horns  Leitung  sich  ungünstige  Resultate  heraus- 
gestellt hätten.  Hiergegen  reclamirte  Hörn  in  einer  zweiten  Vorstel- 
lung vom  14.  August  und  machte  besonders  darauf  aufmerksam ,  dass 
sein  Verhältniss  zu  Kohlrausch  bei  der  Charite  unhaltbar  sei,  indem 
namentlich  die  Beamten  der  Anstalt  nicht  wüssten,  welchem  von  beiden 
sie  gehorchen  sollten.  Unter  dem  4.  September  erhielt  Hörn  wiederum 
eine  abschlägige  Verfügung,  in  welcher  es  heisst: 

„Eine  eben  so   unschickliche ,  als  unnütze  Anfrage  von  Offi- 
cianten  darüber,  wessen  Befehl  sie  zu  befolgen  haben,  zeigt  von 
schlechter  Disciplin  und  dient  zur  Veranlassung ,  eine  strengere 
einzuführen,    nicht   aber   die    nützlichen   und  uneigennützigen 
Dienstleistungen  eines  Mannes,  wie  Herr  Kohl  rausch,  zurück- 
zuweisen und  der  Anstalt  zu  entziehen.  —  Fernere,  die  Charite 
und  Ihre  Wirksamkeit  darin  betreffende ,  Anträge  werden  Sie 
zunächst    dem    Herrn   Staatsrath    Doctor  Langermann    mit- 
theilen. —  " 
Einige  Zeit  nachher  entstand  über  die  Forderung  mehrerer  Zimmer 
in    der  Charite,     welche    der    Geheimrath  Kohlrausch    für    äussere 
Ki-anke  in  Anspruch  nahm,  eine  Differenz  zwischen  ihm  und  dem  Hof- 
rath  Hörn,  bei  welcher  Gelegenheit  letzterer  von  ersterem  ein  Schreiben 
erhielt,  durch  dessen  Inhalt  er  sich  beleidigt  fühlte.    Er  beschwerte  sich 
über  die  unrechtmässigen  Anmassungen,   welche  er  vom  Geheimrath 
Kohlrausch  zu  erfahren  glaubte,  und  über  die  angeblichen  Beleidi- 
gungen des  Briefs,  den  er  mittheilte,  bei  den  Staatsräthen  Hufeland 
und  Langermann,  er  verlangte  Genugthuung  und  bat  um  Rath  und 
Mitwirkung  zur  Verbesserung  seiner  Lage. 

Auf   diese   unterm    10.   October  1810  gemachte  Eingabe   erhielt 
Hörn  in  einem  Schreiben  des  Staatsrath  Lang  er  mann  vom  23.  dieses 


Monats  und  Jaliies,  T\'ie  es  darin  heisst,  nach  genommener  Rücksprache 
mit  dem  Staatsrath  Hufeland,  Extracte  von  schriftlichen  Erklärimo-en 
des  Geheimrath  Kohlrausch  und  Generalchirurgus  Mursinna  zuge- 
fertigt,  um  weiter  darüber  Auskunft  zu  geben.  Die  Erklärungen  beider 
suchen  die  Behauptung  des  Hörn  zu  widerlegen;  und  in  der  des  Kohl- 
r  au  seh  finden  sich  namentlich  folgende  Stellen: 

„Ich  kann  zugleich  versichern,  dass  selbst  der  Mangel  dieses 
Zimmers  bis  jetzt  noch  vollkommen  ohne  Nachtheil  des  Hauses, 
was,  wie  man  sagt,  Miethe  von  einzelnen  wohlhabenden 
Kranken  erhält,  noch  des  HeiTn  Hofrath  der  sich  von 
solchen  monatlich  1  Friedrichsd'or  Arztlohn  bezah- 
len lässt,  geschehen  ist.  —  Üeberdem  hatte  er  (Hörn) 
mir  gerade  vor  vierzehn  Tagen  einen  Kranken  mit  tinea  capitis 
und  eine  Augenkranke  zugeschickt,  welche  eben  die  Veranlas- 
sung wurden,  dass  ich  die  diagnostische  Bestimmung  der  Augen- 
kranken in  jenem  Briefe  von  demselben  wünschte.  Da  das 
bisherige  Engagement  des  Herrn  Hofrath  nur  bloss  auf  die 
ausübende  innere  Heilkunde  gegangen  ist,  so  scheint  mir  die 
Amtsehre  desselben  bei  dem  geäusserten  Wunsche,  seine  Fähig- 
keit als  Augenarzt  kennen  zu  lernen ,  auf  keine  Weise  compro- 
mittirt.  Was  die  Amtsehre  des  Herrn  Hofrath  anbe- 
trifft, so  würde  ich  ihm  zu  deren  sorgsamen  Pflege 
vor  allen  Dingen  anrathen,  sich  ferner  kein  Fleisch 
und  keinen  Braten  weiter  von  den  Hauslieferanten 
liefern  zu  lassen.  — 

Wer  Jahre  lang  solches  Brod  und  solche  Nahrungsmittel,  wie 
hier  zum  Theil  ausgegeben  sind,  da  wo  er  Director  werden  will, 
ertragen,  wer,  wenn  die  Menschen  fast  Hungers  sterben,  sehen, 
und  12  bis  13000  Rthlr.  für  Medicamente  ausgeben  und  kost 
bare  Schwingmaschiuen  zu  derselben  Zeit  bauen  kann,  der  kann 
oder  will  nicht  sehen. 

Wer  Director  sein  will,  hat  alle  beiden  Stationen  zu  berück- 
sichtigen und  für  Raum  für  beide  zu  sorgen.  Aber  hievon  ver- 
steht der  Hofrath  Hörn  so  wenig,  wie  von  der  Küche,  um  die 
er  sich  in  der  Realität  gar  nicht  bekümmert ,  und  wo  noch  jetzt, 
so  wie  z.  B.  gestern,  Vorfälle  Statt  haben  können,  zu  denen  bei 
keiner  mittelmässigen  Direction  der  Administration  die  Möglich- 
keit eintreten  sollte." 
Hörn  verantwortete  sich  in  einer  Gegenerklärung  vom  26.  October 
1810,  wiederholte  sein  früheres  Gesuch  und  bat  um  eclatante  Genug- 
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thuung.  Da  hierauf  eine  Entsclieidimg*  nicht  erfolgte,  mittlerweile  aber 
der  Geheime  Staatsrath  Sack  als  Chef  des  allgemeinen  Polizeideparte- 
ments, mit  welchem  die  höchste  Medicinalbehörde  verbunden,  ein- 
o-etreten  war,  so  wandte  sich  Hörn  am  8.  December  1810  an  diesen 
und  ward  in  der  ihm  hierauf  ertheilten  Resolution  bis  zum  Eingang  des 
erforderten  gutachtlichen  Berichts  des  Staatsrath  Langermann  ver- 
tröstet, gleichzeitig  jedoch  ermahnt, 

„sich  nicht    durch  Litigiren  vor  Gericht  mit  dem  Geheimrath 
Kohl  rausch  über  Gegenstände,  die  mit  ihren  wechselseitigen 
Amtsverhältnissen  in  enger  Berührung  ständen,  vor  das  Publi- 
kum zu  bringen  und  Gegenstand  des  öffentlichen  Gesprächs  zu 
werden.'' 
Fernere  Eingaben  Horns  vom  9.  Februar  und   31.  August  1811 
Avurden  nicht  weiter  beantwortet,  doch  dauerten  die  Reibungen  zwischen 
Hörn  und  Kohlrausch    ununterbrochen  fort  und  machten  sich  zu- 
weilen durch  erbitterte  Correspondenzen  Luft,  bis  ein  zufälliges  Ereig- 
niss  dem  Kohlrausch  Veranlassung  gab,  gegen  Hörn  den  entschei- 
denden Schlag  zu  führen. 

Die  Denunciation. 

Am  1.  September  1811  starb  in  der  Irrenabtheilung  der  Charite 
die  zur  Heilung  einer  schweren  Gemüthskrankheit  daselbst  aufgenom- 
mene unverehelichte  Louise  Thiele  gerade  bei  der  Anwendung  des 
damals  als  Beruhigungsmittel  gebräuchlichen  Sacks.  Gleich  den  Tag 
darauf,  am  2.  September,  schrieb  nun  Herr  Geheimrath  Kohlrausch 
an  den  Staatsrath  Lang  ermann  einen  Anklagebrief  gegen  den  Ge- 
heimrath Hörn,  worin  es  wörtlich  lieisst: 

„In  Verfolg  der  früher  von  dem  Herrn  Hofrath  Dr.  Hörn 
an  Ew.  Hochwohlgeboren  und  den  Herrn  Staatsrath  Dr.  Hufe- 
land gerichteten  Klageschreiben  habe  ich  die  Ehre,  Ihnen  Nach- 
stehendes vorzulegen. 

Ich  habe  mehrmals  zum  Versuche  der  Aussöhnung  mit  Hörn 
an  diesen,  auch  einmal  an  seinen  Freund,  den  Geheimrath 
Heim,  geschrieben,  ohne  Antwort  zu  erhalten,  dagegen  von 
allen  Seiten  die  gröbsten  Verläumdungen  meines  Charakters 
hören  müssen.  Ich  bin  von  dem  Dr.  Meyer,  einem  Schwager 
von  dem  Bruder  des  Dr.  Hörn,  auf  die  pöbelhafteste  Weise  bei 
der  Jubelfeier  Mursinna 's  beleidigt  worden.  Dennoch  habe 
ich  bei  Gelegenheit  einer  Conferenz  des  Armendirectorii  mit  den 


Aerzten  der  Charite  am  16.  August  1811  wegen  der  Braten- 
geschiclite,  wodurch  Hörn  sich  so  beleidigt  gefühlt^  eine 
Erklärung  in  Ausdrücken  gegeben ,  welche  mir  meine  Freunde 
kaum  verzeihen  wollten.  Einige  Tage  nachher,  am  26.  August, 
hat  mir  Hörn  geschrieben,  dass  er  mir  zwar  als  Mensch  längst 
verziehen,  wegen  der  Beleidigung  als  Staatsdiener  und  in  seinen 
öffentlichen  Aemtern  aber  auf  entschiedener  und  öffentlicher  Ge- 
nugthuung  bestehen  müsse. 

Da  in  diesem  Billet  von  einer  entschiedenen  und  öffentlichen 
Genugthuung  die  Rede  ist,  und  ich  mithin  vermuthen  muss,  dass 
Hörn  mich  abermals  wegen  beleidigter  Amtsehre  belangen  wird, 
ich  ihm  aber  nur  zur  sorgfältigen  Pflege  dieser  Ehre  in  meinem 
Schreiben  vom  21.  October  1810  empfohlen  hatte,  durch  die 
Lieferungen  des  Protzen  an  seine  Küche  keine  so  nachtheilige 
Gerüchte  gegen  diese  Amtsehre,  wie  bisher,  zu  erregen,  so  habe 
ich  mich  nothgedrungen  gesehen ,  mich  nach  einigen  in  dieser 
Anstalt  gegen  ihn  circulirenden  Gerüchten  näher  zu  erkundigen. 

Es  begeben  sich  hier  täglich  Vorfälle,  die  Schauder  erregen, 
und  wenn  sie  gleich  Jeder  selbst  einsieht,  so  tliut  doch  Niemand 
etwas  sie  abzustellen,  und  dies  zwar  hauptsächlich,  um  nicht  im- 
mer im  Zanke  mit  dem  Herrn  Hofrath  Hörn  zu  leben. '  Der  Herr 
Hofrath  Hörn  will  allein  regieren  und  versteht  durchaus  nichts 
davon.  Noch  gestern  hat  er  eine  mit  dem  Tode  ringende 
Kranke,  die  Demoiselle  Thiele,  20  Jahr  alt,  die  Tochter  eines 
Geheimen  Secretairs  aus  Berlin,  die  in  der  Herzensangst  fort- 
während schrie,  nicht  nur  in  die  Zwangsweste,  sondern  in  einen 
Sack  stecken  und  darin  auf  die  Erde  legen  lassen  und  verordnet, 
sie  nicht  früher,  wie  bis  zu  seiner  Zurückkunft  heraus  zu  lassen. 
Da  man  dabei  nicht  an  das  menschliche  Bedürfniss 
des  Essens  und  Trinkens  gedacht,  so  fand  er  die  Person 
schon  vier  Stunden  vor  seiner  des  Abends  erfolgten  Rückkunft 
verstorben,  und  alle  Umgebungen  sagen  aus,  dass  man  schon 
den  Tag  vorher  allerlei  traurige  und  auf  dieses  Evenement 
deutende  Zeichen  an  ihr  wahi-nahm. 

Im  heutigen  Rapport  steht  sie  als  eine  an  Apoplexia  post 
maniam  Verstorbene.  Eine  Wiederholung  der  so  häufig  vor- 
kommenden falschen  Benennungen  von  Krankheiten,  die  nie- 
mals nach  der  Natur  der  Fälle,  sondern  immer  nach 
dem  eigensinnigen  Willen  des  Hörn,  und  häufig,  um 
Fehler  zu  decken,  fabricirt  werden,  —  und  das  Letzte,  was 
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sie  that,  war  noch,  dass  sie  ihre  Wärterin  um  Erbarmen  flehte, 
ihr  einen  Trunk  Wasser  zu  reichen,  weshalb  diese  auch  den 
Sack  aufband,  sie  aber  schon  zusammengesunken  und  sterbend 
antraf.  Mit  der  Hornschen  Diagnostik  steht  es  überhaupt 
schrecklich. 

Solche  Geschichten  bringen  die  Charite  nur  immer  mehr  noch 
in  den  Credit,  in  dem  sie  steht.  Am  allerschrecklichsten  geht 
es  aber  auf  der  melancholischen  Station  zu,  und  nur  ein  Barbar 
kann  dies  wissen  und  ansehen  und  dazu  schweigen.  Der  alte 
Rittmeister  Felgentreu  ist  ein  abgestumpfter  Husar,  aber  ich 
kann  so  gewiss,  wie  ich  lebe,  versichern,  dass  er  schon 
öfters  mit  Thränen  in  den  Augen  zu  mir  hereingetreten 
ist,  mir  ein  oder  das  andere  Greuel  zu  erzählen. 

Ohne  jemals  auf  diese  Abtheilung  zu  gehen,  weiss 
ich  alles,  was  dort  bis  an  das  selige  Ende  der  sogenannten  Heil- 
baren geschieht. 

Sie  werden  in  einer  englischen  Schwungmaschine  getrillt, 
man  begiesst  sie  mit  kaltem  Wasser  (100  Eimer  pro  Dosi),  man 
gibt  ihnen  Emetica^  Pulvis  relaxans^  man  reibt  ihnen  Auten- 
rieths  Märtyrersalbe  von  Tartarus  e?7?e^zcw5  auf  den  Kopf  ein, 
setzt  ihnen  die  Moxa  und  macht  ihnen  einen  Sterbesack. 

Es  ist  nicht  meine  Privatangelegenheit,  warum  ich  Ihnen  dies 
schreibe,  verehrtester  Herr  Staatsrath!  mir  ist  es  gleichgültig, 
was  aus  ihr  werde,  und  was  die  Menschen  von  mir  denken,  wenn 
ich  nur  immer  Kraft  genug  zum  Streite  gegen  das  Schlechte 
behalte  und  meinen  schon  vor  vielen  Jahren  lebhaften  Wunsch, 
zum  Besten  der  Anstalt,  in  der  neben  der  zärtlichsten  Berliner 
Humanität  die  schrecklichsten  Dinge  vorgehen,  beizutragen, 
realisiren  kann.  Aber  es  liegt  mir  daran,  dass  endlich  einmal 
an  einem  Orte  Wahrheit,  Rechtlichkeit  und  Ordnung  einkehren, 
und  dem  gemeinen  Volke  dadurch  das  Vertrauen  eingeflösst 
werde,  dessen  es  zu  ernstlichen  künstlichen  Aeusserungen  bedarf. 
Ich  fordere  Sie  daher  bei  Ihrer  Pflicht  und  Ihrem 
Gewissen  auf,  zur  Abstellung  dieser  Greuel  zu 
wirken,  und  möglichst  bald  Einklang  und  Ordnung  herzu- 
stellen. Es  fehlt  hier  nicht  sowohl  an  Gesetzen  wie  an  Willen, 
sie  zu  befolgen,  und  am  Zwange,  sie  befolgt  zu  machen." 
Dieses  Schreiben  des  Geheimrath  Kohl  rausch  an  den  Staats- 
rath Langermann  ward  von  diesem  dem  Chef  des  allgemeinen  Polizei- 
departements   gleichzeitig   mit   einem   Bericht    des    Polizeipräsidenten 


von  Schi  echten  dal  über  die  verkehrte  Behandlung  der  Unglück- 
lichen in  der  L-renanstalt  der  Charite  übergeben,  und  der  Herr  Chef  er- 
suchte in  einem  Schreiben  vom  8.  September  1811  unter  Mittheilung 
und  auf  Grund  der  eingezogenen  Denunciationen  das  Präsidium  des 
Kammergerichts,  die  Anklage  gegen  den  Hofrath  Hörn  zur  Eröffnung 
einer  förmlichen  Untersuchung  näher  substantiiren  zu  lassen. 

Das  Kammergericht  übergab  die  vorläufige  Untersuchung  dem 
Kammergerichtsrath  Skalley,  und  in  dem  Commissorium  war  aus- 
gesprochen, dass  es  in  Betreff  des  Todes  der  Thiele  zunächst  auf  ein 
Gutachten  des  Obermedicinalrath  und  Stadtphysikus  Dr.  von  Konen 
über  die  Todesursache  ankommen  würde;  und  dazu  sollten  demselben 
die  betreffenden  Verhandlungen  des  Criminalrath  Friedel  mitgetheilt 
werden.  Dieses  Gutachten  wurde  dann  auch  erfordert  und  unter  dem 
4.  October  1811  eingereicht. 

Dasselbe  lautete: 

Gutachten  des  Physikus  Obermedicinalrath 
Dr.  V.  Konen. 

Nachstehend  gebe  ich  mir  die  Ehre,  mein  Gutachten  über  die 
wahre  Todesursache  der  unverehelichten  Thiele  einzusenden,  und  remit- 
tire  die  mir  zu  dem  Ende  mitgetheilten  Actenstücke.  — 

Aus  diesen  mir  vorgelegten  Actenstücken  ist  mir  aufgegeben,  ein 
Gutachten  und  Beantwortung  folgender  vier  Fragen  abzufassen : 

1.  Ob  die  im  Krankenberichte  angegebene  Apoplexie  die  wirkliche 
Ursache  des  Todes  der  Thiele  gewesen  sei,  oder  worin  die  Todes- 
ursache sonst  zu  setzen? 

2.  Ob  die  Apoplexie  lediglich  nur  durch  die  Krankheit  selbst,  oder 
auch  durch  die  der  Kranken  widerfahrene  technische  Behandlung 
hat  herbeigeführt  werden  können? 

3.  Ferner,  ob  im  concreten  Falle  der  Gebrauch  der  Zwangsjacke 
und  des  Sackes  ganz  unzulässig,  oder  unter  welchen  (hier  nicht 
beobachteten)  Modalitäten  nur  zulässig  gewesen  sei?    Und  endlich 

4.  Ob  der  Wahnsinn  der  Thiele  an  sich  unheilbar  oder  heilbar  ge- 
wesen sei? 


Beantwortung  der  Fragen. 
Zu  Frage  1.    Der  in  dem  Obductionsprotokoll  enthaltene  Leichen- 
befund setzt  die  Todesursache  des  Schlagflusses,  durch  Erstickung 
hervorgebracht,  ausser  Zweifel.   Sowohl  der  Zustand  der  Kopfhöhle, 
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als  auch  der  Zustand  der  Eingeweide  der  Brusthöhle  beweisen  es.  Die 
Gefässe  des  Gehirns  waren  mit  Blut  angefüllt  gefunden,  die  plexus 
choroidei  enthielten  viel  Blut  und  die  ventriculi  laterales  enthielten  ein 
blutiges  Serum ;  zwischen  dem  cerebellum  und  der  dura  mater  war  eben- 
falls noch  blutiges  Serum.  Diese  Anfüllung  der  Gefässe  mit  Blut,  diese 
Ansammlung  von  blutigem  Serum  in  den  Höhlen  des  Gehirns  sind  un- 
widerlegbare Beweise  von  einem  stattgehabten  Andränge  des  Bluts 
nach  dem  Kopfe,  wodurch  die  Hirngefässe  mit  Blut  überfüllt  wurden, 
daher  Zerplatzung  oder  Zerreissung  derselben,  Symptome  des  blutigen 
Schlagflusses. 

Dieser  Schlagfluss  ist  in  dem  obigen  Falle  durch  Erstickung  her- 
vorgebracht worden;  dafür  sprechen  die  in  der  Brusthöhle  mit  Blut 
überfüllt  gefundenen  Lungen,  ferner  die  Fülle  des  rechten  Ventrikel, 
sowie,  dass  der  linke  nebst  dengrossen  Gefässen  leer  gefunden  wurde. 
So  lange  der  Mensch  athmet,  circulirt  das  Blut  aus  dem  rechten  Ven- 
trikel des  Herzens  durch  die  Lungen  nach  dem  linken  Ventrikel  des 
Herzens  hin,  sobald  ein  Hinderniss  im  Athemholen  stattfindet,  so  häuft 
sich  das  Blut  in  den  Lungen  an,  der  rechte  Ventrikel  des  Herzens  kann 
sich  das  Blut  nicht  mehr  entleeren,  es  muss  auch  hier  sich  anhäufen, 
und  da  es  nun  durch  die  grossen  Venen  aus  dem  Gehirn  nicht  zurück- 
fliessen  kann,  so  ist  der  Mangel  des  Athemholens  Ursache  der  Schlag- 
flüsse, denn  Hemmung  desselben  kann  nicht  lange  ohne  tödtlichen 
Erfolg  statthaben. 

Zur  zweiten  Frage.  Der  Tod  der  Erstickung  hinterliess  immer 
dieselben  Folgen,  obschon  die  Ursachen  derselben  so  zahllos  mannig- 
faltig sein  können.  Man  kann  aus  dem,  was  die  Leiche  zeigt,  nur  die 
Gattung  des  Todes,  nie  die  Art  beweisen;  man  kann  mit  Bestimmtheit 
sagen,  Erstickung  hat  getödtet,  aber  nie  aus  der  Obduction  herleiten, 
welche  Erstickung  stattgefunden  habe.  Das  einzige  untrügliche  Merk- 
mal bei  Erstickungen  ist  der  Zustand  der  Lungen;  wie  sie  aber  verur- 
sacht worden  sei,  ob  durch  äussere  Gewaltthätigkeit  oder  innere  Krank- 
heitsursache,  darüber  geben  Besichtigung  nnd  Oefihung  der  Leichen 
häufig  nur  Muthmassungen,  vorzüglich  dann,  wenn  heftiger  Krampf, 
durch  innere  Ursachen  hervorgebracht,  die  Function  des  Athmens  schnell 
unterdrückte.  Aeussere  Gewalt,  welche  Erstickung  hervorbrachte,  ist 
nur  dann  deutlich  zu  erkennen,  wenn  noch  ihre  Spuren  bei  der  Leiche 
sichtbar  sind ,  z.  B.  die  Sugillation  am  Halse,  wenn  durch  Zuschnüren 
desselben  der  Tod  bewirkt  wurde.  Sonst  aber  sind  von  allen  gewalt-, 
samen  Todesarten  gerade  die  Kennzeichen  einer  Erstickung  am  unzu- 
verlässigsten und  unsichersten.      Dieses  ist  ein  alter  Satz,   den  schon 
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J.  E.  Hebenstreit  in  seiner  anthropologia  forensis  (pag.  490)  aufstellt. 
Als  äussere  Kennzeichen  einer  hervorgebrachten  Erstickung  führt  man 
gewöhnlich  das  mit  Blut  unterlaufene ,  hervorgetretene  Auge ,  hervor- 
ragende geschwollene  Zunge,  blaue  schwärzliche  Lippen,  Schaum  vor 
dem  Munde  etc.  an ;  allein  diese  Zeichen  alle  können  fehlen,  und  es  kann 
doch  äussere  Gewalt  gewirkt  haben,  und  umgekehrt  hat  man  jene  Zei- 
chen oft  vorgefunden,  wo  nur  Stickfluss  gewesen  war.  Das  Dasein  dersel- 
ben oder  ihre  Abwesenheit  können  daher  nichts  Entscheidendes  beweisen. 

Wie  häufig  kommen  nicht  Erstickungen  von  inneren  Ursachen 
vor?  Auch  diese  zeigt  nicht  immer  die  Obduction;  wir  finden  nicht 
immer  Ergiessungen  von  Eiter,  Wasser,  Blut  in  den  Lungen,  oder 
andere  wichtige  organische  Fehler  derselben,  wodurch  sie  in  ihren 
Functionen  gestört  werden.  Ein  blosser  heftiger  Ea-ampf  bei  hysterischen 
Kranken  tödtet  oft  auf  die  schnellste  Art,  ohne  dass  derselbe  aiswirkende 
Ursache  des  Todes  wahrnehmbar  bei  der  Section  ist.  Die  Aerzte  haben 
eine  eigenthümliche  Krankheit,  welche  sie  Epilepsie  der  Lungen  nen- 
nen, wo  durch  Stickfluss  im  Moment  der  Tod  herbeigeführt  wird.  Der 
Veteran  Walter  in  seiner  Abhandlung  vom  Schlagfluss  sagt  ausdrück- 
lich: mente  capti  et  vehementer  furiosi  apoplexia  moriu7itur :  und  später 
sagt  er  von  ihnen,  sie  sterben  am  plötzlichen  Schlagfluss  ohne  alle  Aus- 
nahme. Ebenso  haben  wir  Beispiele,  dass  Kinder  bei  dem  Ausbruche 
der  Schneidezähne  schnell  an  Convulsionen  gestorben  sind.  Fälle, 
welche  zu  gerichtlichen  L^ntersuchungen  Veranlassung  gaben,  weil  man 
sie  von  der  Amme  im  Schlaf  erdrückt  zu  sein  glaubte ,  und  dieses  oft 
um  so  mehr ,  da  das  zahnende  Kind  öfters  ebenfalls  Schaum  im  Munde 
hat,  wie  das  erstickte. 

Wenn  man  Erfahrungen  dieser  Art  auf  den  in  Anfrage  stehenden 
Fall  anwendet,  so  ergiebt  sich,  dass  auch  hier  Erstickung  an  einer  Innern 
Ursache  recht  wohl  stattgefunden  haben  kann. 

Die  Ea-anke  war  eine  Zeit  lang  schon  gemüthskrank  gewesen,  und 
diese  ihre  Krankheit  hatte  öfters  gefährliche  und  heftige  Paroxysmen, 
während  welcher  sie  leicht  durch  Stick-  und  Schlagfluss  getödtet  werden 
konnte.  Der  Leichenbefund  zeigte  durchaus  keine  Krankheit  der 
Lungen,  so  dass  man  in  ihnen  allein  die  Todesursache  setzen  könnte. 
Die  einzige  pathologische  Erscheinung  war  die  Verknöcherung  zwischen 
dura  mater  und  Gehirn;  diese  konnte  wohl  Ursache  der  Geisteszerrüt- 
tung, aber  nicht  des  schnellen  Todes  sein.  Dergleichen  Verknöcherun- 
gen, als  Ursache  der  Tollheit,  finden  wir  in  den  Annalen  der  Aerzte 
häufig  aufgefühi't.  Morgagni  erzählt,  vorzüglich  dergleichen  Concre- 
mente  im  Gehirn  und  zwar  in  der  Gegend  des  sinus  falciformis  solcher 
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Personen  vorgefunden  zu  haben ,  welche  schnell  durch  Schlagfluss  ge- 
tödtet  wurden.  Dieses  ist  so  sehr  als  medicinischer  Grundsatz  ange- 
nommen worden ,  dass  in  einer  Vorlesung  in  der  Londoner  medicinisch- 
chirurgischen  Gesellschaft  im  Juni  1808  Th.  Chevalier  sich  ver- 
wunderte ,  bei  der  Leichenöffnung  dreier  schnell  verstorbener  Personen 
jene  Verknöcherungen  nicht  zu  finden,  sondern  nur  krampfhafte  Zu- 
sammenziehungen des  Herzens  und  der  Lungen  als  Ursache  des  To- 
des angab. 

Da  also  Erfahi-ungen  dieser  Art  nicht  ungewöhnlich  sind,  so  halte 
ich  den  Tod  der  Thiele  ebenfalls  daraus  erklärbar. 

Die  ihr  widerfahrene  technische  Behandlung  ist  mir  unbekannt, 
da  sie  aus  den  mir  communicirten  Actenstücken  nicht  hervorgeht,  und 
ich  also  weder  ihren  directen,  noch  indirecten  Einfluss  auf  jenen  Todes- 
fall einzusehen  im  Stande  bin.  Die  Behandlung  ist  doch  wahrschein- 
lich nur  von  dem  Arzte  des  Hauses,  H.  R.  Hörn,  angeordnet  worden, 
und  ein  Arzt,  der  als  Gelehrter  und  Schriftsteller  seinen  Euf  bewährt 
hat,  hat  die  Präsumtion  für  sich.  Aus  dem  Krankenjournal  geht  die 
Behandlung  nicht  hervor;  das  Einzige,  was  erwähnt  wird  und  Verdacht 
erregen  könnte,  wäre  das  Stecken  in  einen  Sack.  Dieses  wird  aber  im 
Journal  als  ein  so  gewöhnliches  und  bekanntes  Verfahren  angeführt, 
dass  gewiss  zahlreiche  Erfahrungen  den  Werth,  oder  auch  die  Unschäd- 
lichkeit desselben  in  der  Beziehung  quasi  erwiesen  haben  müssen. 

Ich  habe  nie  einen  solchen  Sack  gesehen,  kann  daher  um  so  weni- 
ger darüber  urtheilen :  vorzüglich  kommt  es  hier  auch  noch  auf  die  In- 
structionen für  die  Subchirurgen  und  Aufwärter  bei  der  Anwendung 
desselben  an,  und  ob  diese  auch  genau  befolgt  worden  sind. 

Nur  die  fortgesetzte  Untersuchung  aller  dieser  Gegenstände  kann 
darüber  Aufschluss  geben,  und  dann  wird  eine  höhere  medicinische 
Behörde,  bei  gehöriger  Kenntniss  und  Uebersicht  aller  vorgefallenen 
Umstände,  es  entscheiden  können,  ob  meine  vorgetragene  Meinung,  dass 
der  Tod  durch  Schlagfluss  aus  Erstickung  von  inneren  Ur- 
sachen bewirkt  worden,  die  richtige  sei. 

Zur  dritten  Frage.  Auch  hier  beziehe  ich  mich  auf  das  sub 
Nr.  2  Angeführte ,  da  mir  der  Sack  so  wenig ,  wie  die  vorhanden  ge- 
wesenen Modalitäten  bekannt  sind. 

Zur  vierten  Frage.  Bei  den  wenigsten  Krankheiten  lässt  sich 
deren  Heilung  apodiktisch  versichern,  und  vorzüglich  ist  dieses  der  Fall 
bei  Gemüthskrankheiten,  wo  es  durchaus  nicht  zu  berechnen  ist,  welche 
physische  Eindrücke  stattfinden  können,  oder  durch  andere  nicht  vorher- 
zusehende Umstände  oft  herbeigeführt  werden,  durch  deren  Einwirkung 
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die  Heilung  sowohl  befördert,  als  auch  verzögert,  oder  gänzlich  un- 
möglich gemacht  werden  kann.  Es  lässt  sich  daher  dieser  Punkt  durch- 
aus nicht  mit  Bestimmtheit  aufklären  und  irgend  eine  befriedigende 
Antwort  darüber  geben.  v.  Konen. 

Durch  dieses  Gutachten  fand  der  Untersuchungsrichter  sich  zu 
dem  Urtheile  bestimmt,  dass  zur  Einleitung  einer  Criminaluntersuchung 
gegen  den  Hofrath  Hörn  kein  Grund  vorhanden  sei;  und  nachdem  der 
Decernent  dieser  Ansicht  in  einem  ausfühi'lichen  Vortrag  beigetreten 
war,  M^urde  die  Richtigkeit  derselben  auch  von  dem  Kammergericht  an- 
erkannt, und  die  Eröffnung  einer  Criminaluntersuchung  für  unzulässig 
erklärt.  Dieses  Resultat  ward  mittels  Schreibens  vom  10.  October  dem 
Geheimen  Staatsrath  Sack  mitgetheilt,  befriedigte  denselben  aber  nicht. 
Er  setzte  sich  vielmehr  mit  dem  Justizminister  in  Correspondenz,  um 
die  Ansicht  des  Kammergerichts  zu  widerlegen,  und  erliess  unter  dem 
22.  October  1811  an  denselben  ein  Schreiben,  in  welchem  es  unter 
Anderm  wörtlich  heisst: 

„Die  Hauptsache  ist  immer  der  Tod  der  wahnsinnigen  Thiele 
und  die  etwanige  Schuld  des  Herrn  Hörn  dabei;  denn  dieser 
Vorfall  hat  in  dem  Publikum  eine  so  grosse  und  nachtheilige 
Sensation  gemacht,  dass  ich  mich  verpflichtet  glaube,  Avenigstens 
meinerseits  alles,  was  mir  zusteht,  zu  thun,  um  eine  möglichst 
vollständige  Aufklärung  desselben  zu  bewirken. 

Durch  die  Section  und  das  Gutachten  des  Obermedicinalraths 
Dr.  von  Konen  steht  ausser  Zweifel  fest,  dass  die  Thiele 
durch  Erstickung,  und  nicht  am  Schlagfluss  gestorben  ist. 

In  so  weit  also  die  Erstickung  durch  innere  Ursachen  hat 
entstehen  können ,  mag  vorauszusehen  sein,  dass  die  eigentliche 
Causalverknüpfung  zwischen  der  Behandlung  der  verstorbenen 
Thiele  mit  dem  Sack  und  ihrem  Erstickungstode,  folglich  das 
Corpus  delicti  gegen  den  Herrn  Hörn  juristisch  nicht  vollkom- 
men festzustellen  sein  wird.  Allein  ich  provocire  auf  den  ge- 
sunden unbefangenen  Menschensinn,  ob  es  bei  der  Unbezwei- 
felhaftigkeit ,  dass  die  Thiele  erstickt  sei,  nicht 
unnatürlich  und  mit  den  Haaren  herbeigezogen  ist,  die  Ur- 
sache dieser  Erstickung  in  bloss  möglichen  innern  Ursachen  zu 
suchen,  wenn  die  äussere  jedem  Unbefangenen  einleuch- 
tende Veranlassung,  der  Sack,  in  welchem  die  Denata  die 
letzten  fünf  Stunden  ihres  Lebens  zugebracht  hat,  unter  Um- 
ständen, die  das  Ersticken  auch  jedem  IS^ichtarzte  leicht 
begreiflich  machen,  vor  Augen  liegt." 


12^ 

Auf  Grund  dieses  Schreibens  befahl  der  Justizminister  in  einer 
Verfügung  vom  26.  October  1811  dem  Kammergericht, 

,,dass   wegen   der  Todesart  der   unverehelichten  Thiele  eine 
förmliche  Untersuchung    wider   den  Hofrath  Hörn  eingeleitet 
und  zu  derselben  auch  die  übrigen  denuncirten  Facta  gezogen 
werden  sollten. 
In  Gemässheit  dieses  Rescripts  ward  denn  auch  unter  dem  2.  No- 
vember die  förmliche  Untersuchung  verfügt ,  welche  mit  der  vollstän- 
digen Freisprechung  des  Hörn  endigte. 

Das  Erkenntniss. 

Nachdem  der  Thatbestand  von  allen  Seiten  auf  das  Sorgfältigste 
geprüft  und  durch  eine  grosse  Zahl  von  Zeugen  und  Zeugnissen  fest- 
gestellt worden  war ,  kam  es  vorzugsweise  darauf  an ,  durch  ein  tech- 
nisches Gutachten  einer  notorischen  Autorität  dem  Urtheil  des  Richters 
eine  sichere  Grundlage  zu  geben;  und  R eil  ward  mit  der  Abfassung 
eines  solchen  Gutachtens  beauftragt.  Hierbei  kam  noch  folgende ,  zur 
Charakteristik  der  Personen  und  der  Verhältnisse  höchst  interessante 
Episode  vor.  Reil  hatte  das  Concept  seines  Gutachte'ns  seinem  Freunde, 
dem  Geheimrath  Schmalz,  zur  Durchsicht  mit  folgendem  Billet  zu- 
geschickt : 

,, Hochgeehrtester  Herr  Geheimrath! 

In  einer  Untersuchungssache  wider  Herrn  Hörn,  in  welcher 
Stupidität,  Verschlagenheit,  Gemeinheit  der  Absicht  unter  der 
Maske  des  Pflichtgefühls  sich  wechselseitig  den  Rang  streitig 
machen,  bin  ich  aufgefordert,  mein  Gutachten  abzugeben.  Plier 
und  da,  wo  ich  roth  angestrichen  habe,  kam  mir  der  Pruritus 
an,  die  Maske  aufzudecken,  was  aber  nicht  wesentlich  zur  Sache 
gehört  und  wegbleiben  kann ,  sobald  ich  Gefahr  laufe ,  dadurch 
dem  Zwecke  nachtheilig  zu  werden. 

Reil." 

Das  Couvert  des  Billets,  dem  das  Gutachten  in  einer  offenen  Rolle 
beilag,  war  versiegelt  und  mit  der  Adresse  ,,An  den  Geheimrath 
Schmalz"  versehen.  Herr  Geheimrath  Kohlrausch  fand  dasselbe 
auf  seinem  Tische  (?) ,  las  auf  der  Adresse  nur  die  Worte  „An  den  Ge- 
heimrath" und  öffnete  es,  in  der  Meinung,  es  sei  an  ihn  gerichtet.  Dies 
geschah  am  7.  Februar.  Unter  dem  16.  Februar  richtete  er  ein  Schreiben 
an  das  allgemeine  Polizeidepartement,  in  welchem  er  dieses  Ereigniss 
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mittheilt,   den  dabei  vorgefallenen  Irrthum  entschuldigt,    gleichzeitig 
aber  hinzufügt : 

„Anfangs  hatte  ich  die  Absicht,  das  Ganze,   wie  ich  es  er- 
halten, zurückzusenden,    allein  die  furchtbare  Weise,   wie  in 
diesem  Gutachten  Wahrheit    und  ßecht   mit  Füssen    getreten 
worden,  und  die  Besorgniss,  dass  der  Medicin  unkundige  Rechts- 
gelehrte ein  solches  Gutachten  für  ein  sachverständiges  halten 
könnten,  und  es  dadurch  dem  Verfasser  gelingen  möchte,  das 
ganze  Departement  zu  compromittiren ,  haben  mich  bestimmt, 
eine  vidimirte  Abschrift  davon  nehmen  zu  lassen." 
Diese  vidimirte  Abschrift  war  von  mehreren  Bogen  Anmerkungen 
des    Geheimrath  Kohlrausch    begleitet   und   wurde    von  dem  allge- 
meinen Polizeidepartement  dem  Justizministerium  zugesendet ,  welches 
dieselbe  dem  Kammergericht  mit  dem  Bemerken  mittheilte, 

,,dass  aus  dem  Inhalte  dieses  Gutachtens  die  NothAA^endigkeit  zu 
ersehen  sei,  dass  statt  des  Reil  ein  anderer,  völlig  unparteiischer 
Sachverständiger  mit  seinem  Gutachten  über  die  Todesart  der 
verstorbenen  Thiele  gehört  werde." 
Die  Gründe,  wegen  welcher  das  Gutachten  von  Reil  nach  der 
Ansicht  des  Herrn  Kohlrausch,  des  Chefs  des  allgemeinen  Polizei- 
departements und  des  Herrn  Justizministers  verworfen  Averden  sollte, 
waren  folgende : 

a.  Es  sei  überhaupt  auffallend  ,  dass  das  Kammergericht  dem  R  e  i  1 
die  Sache  zum  Gutachten  übergeben  habe,  da  dieser  demselben  als 
ein  leidenschaftlicher  Freund  des  Hörn  bekannt  sein  müsste. 

b.  Das  Kammergericht  hätte  nicht  übersehen  sollen,  dass  die  A^on 
ganz  Deutschland  perhorrescirten  Gutachten  ßeils  in  der  liüth- 
lingschen  Vergiftungsgeschichte,  wie  namentlich  in  der  Leipziger 
Literaturzeitung  vom  Jahre  1808  zu  lesen  sei,  die  missfälligste 
Recension  erfahren  haben,  namentlich  über  das  Glück,  mit  Avelchem 
Reil  die  Wahrheit  in  solchen  Fällen  aufsucht. 

c.  Das  E,  eil  sehe  Gutachten  sei  auch  aus  Innern  Gründen  unrichtig 
da  es  in  mehreren  Punkten  mit  dem  von  Reil  selbst  in  seinen 
Rhapsodieen  geäusserten  Grundsätzen  in  Widerspruch  stehe. 

Da  indess  alle  diese  Gründe  die  GlaubAA^ürdigkeit  des  Reilschen 
Gutachtens  nach  der  Ansicht  des  Kammergerichts  in  keiner  Weise  zu 
erschüttern  geeignet  Avaren,  überdies  auch  mit  demselben  das  beeidigte 
Gutachten  des  Physikus  Merzdorf  vollkommen  übereinstimmte,  ja 
sogar  schon  das  Gutachten  des  Obermedicinalrath  von  Konen  zur  völ- 
ligen   Freisprechung    des  Angeschuldigten    hinreichend    gewesen  sein 
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würde,  so  fand  das  Kammergericlit  sich  nicht  nur  nicht  veranlasst,  das  Gut- 
achten R  eil  s  zu  verwerfen,  sondern  erklärte  ausdrücklich,  dass  der 
grosse  Ruf,  welchen  Reil  als  Arzt  und  als  Kenner  der  Gemüthskrank- 
heiten  durch  seine  weit  verbreitete  wissenschaftliche  Forschung-  und 
praktische  Thätigkeit  sich  gegründet  habe,  und  welcher  dem  Richter 
als  ein  vollkommen  notorischer  bekannt  sei ,  den  letztern  mit  Recht  be- 
stimmt habe,  vorzüglich  auf  ihn  und  sein  abgegebenes  Gutachten  Rück- 
sicht zu  nehmen.    Dieses  Gutachten  lautete : 

Gutachten  des  Oberbergraths  Reil  über  die  Ursache 
des  am  1.  Septbr.  erfolgten  Todes  der  L.  Thiele. 

Der  Hofrath  Dr.  Hörn  wird  beschuldigt,  dass  er  durch  die  zweck- 
widrige Anwendung  eines  Sackes  der  am  1.  Septbr.  1811  in  der  hie- 
sigen Charite  verstorbenen  L.  Thiele  einen  plötzlichen  Tod  durch  Er- 
stickung zugezogen  habe,  welches  derselbe  aber  von  sich  ablehnt,  und 
behauptet,  dass  sie  an  einem  Schlagfluss  gestorben  sei. 

Behufs  der  dieserhalb  wider  ihn  bei  dem  K.  Kammergericht  er- 
öffneten Criminaluntersuchung  bin  ich  aufgefordert ,  ein  Gutachten 
nach  physiologisch -pathologischen  Principien  über  folgende  Fragen  ab- 
zugeben : 

1.  Ob  die  Thiele  eine  zweckwidrige  Behandlang  erlitten,  und  diese 
ihr  den  Tod  zugezogen  habe  ? 

2.  Ob  nach  den  Erscheinungen  bei  der  Obduction  (Fol.  — )  anzuneh- 
men sei,  dass  im  vorliegenden  Fall  kein  Erstickungstod,  sondern 
Schlagfluss  stattgefunden,  und  dieser  nicht  von  äussern  Umständen, 
sondern  von  der  Krankheit  selbst  herrühre  ?  Und  endlich 

3.  Da  die  angeblich  zweckwidrige  Behandlung  der  Thiele  in  den 
Gebrauch  des  Sackes  gesetzt  wird,  und  das  Gutachten  des  O.  M.  R. 
von  Konen  die  Anwendbarkeit  oder  Schädlichkeit  dieses  Mittels 
unentschieden  lässt,  so  wird  hierüber  eine  vollständige  Auskunft  um 
so  mehr  gefordert,  als  H.  Hörn  mit  Gründen  nicht  nur  die  völlige 
Unschädlichkeit,  sondern  auch  die  anerkannte  Nützlichkeit  dieses 
Heilmittels  beim  Wahnsinne  behauptet. 

Da  bereits  in  dem  Gutachten   des  H.  0.  M.  R.  und  Stadtphysikus 
v.  Konen  eine  vollständige  Geschichtserzählung  gegeben  ist,  so  gehe 
ich  unmittelbar  zur  Beantwortung  der  mir  vorgelegten  Fragen  fort. 
I.   Hat   die   Thiele    eine    zweckwidrige   Behandlung   er- 
litten, und  ist  ihr  durch  dieselbe  der  Tod  zugezogen? 
In  den  Acten  finde  ich  drei  auf  diese  Frage  Bezug  habende  Mo- 
mente, nämlich  das  Betragen  der  Aufwärterin  Voigt  gegen  die  Thiele 
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—  die  ärztliche  BeLandlung  der  Thiele  —  und  den  Sack,  den  man 
bei  ihrer  Cur  angewendet  hat.     Von  jedem  besonders  : 

a.  In  den  Acten  wird  (Fol.  — )  angemerkt,  die  Voigt  habe  die 
Thiele  so  hart  behandelt,  dass  sie  davon  Spui-en  an  ihrem  Körper 
getragen,  und  (Fol.  — )  wird  eines  im  Gehirn  gefundenen  Splitters 
gedacht,  der  diu'ch  einen  Schlag  auf  den  Kopf  entstanden  sein  soll. 
Hier  könnte  die  Frage  aufgeworfen  werden  ,  was  auch  wirklich 
(Fol.  — )  geschehen  ist,  wo  und  wann  hat  sie  diesen  Schlag  erhalten? 
und  hat  sich  vielleicht  ein  Splitter ,  den  man  bei  der  Obduction  im 
Gehirn  fand,  von  der  innern  Tafel  der  Hirnschale  losgelöst.  Wie- 
fern jene  Anschuldigung  wahr  oder  falsch  sein  mag,  lasse  ich  dahin 
gestellt  und  habe  bloss  die  medicinische  Seite  zu  erörtern,  ob  die 
bei  der  Obduction  unter  der  Hirnschale  gefundenen  Knochenstücke 
durch  vorhergegangene  Gewalt,  oder  auf  irgend  eine  andere  Art 
entstanden  seien?  Dieserhalb  habe  ich  das  Präparat  aus  der  Charite 
abfordern  lassen. 

Es  war  in  einem  versiegelten  Glase  aufbewahrt,  das  die  Aufschrift 
hatte:  Nro.  82  die  dura  mater  und  ein  Theil  des  lohi  sinistri  cerebri  von 
der  am  1.  Sept.  1811  gestorbenen  Thiele.  Obducirt  den  2.  Sept.  1811. 
An  diesem  Präparat  untersuchte  ich  beide  im  Obductions  -  Protokoll 
(Fol.  — )  angemerkten  Knochenstücke  genau.  Eines  derselben  war  halb 
durchsichtig,  glatt,  von  spiessigter  Gestalt,  an  dem  einen  Ende  zuge- 
spitzt, mit  der  freien  Spitze  gegen  das  Gehirn  gekehrt  und  mit  der  ent- 
gegengesetzten in  die  strahligten  Fasern  der  Hirnhaut  eingesenkt.  Es 
lag  nahe  an  der  Sichel  auf  der  innern  Fläche  jener  Haut,  und  diese 
Haut  war  auswärts  glatt  und  unverletzt.  Das  zweite  Knochenstück  war 
von  der  nämlichen  Beschaffenheit.  Da  also  diese  spiculae  osseae  auf 
der  Hirn-  und  nicht  auf  der  Knochenseite  der  harten  Haut  sassen,  diese 
harte  Hirnhaut  auswendig  glatt  und  unverletzt  war,  da  das  Obductions- 
protokoll  keiner  Verletzung  der  Hirnschale  erwähnt,  so  können  sie  nicht 
von  vorhergegangener  Gewalt  entstanden  sein,  sondern  waren  patho- 
logische Bildungen  in  der  harten  Hirnhaut  selbst,  welchen  Ursprung  sie 
ausserdem  auch  noch  durch  ihren  ganzen  Habitus  bestätigen. 

b.  War  die  ärztliche  Behandlung  der  Thiele  zweck- 
widrig? Sie  hat  (Fol. — )  warme  Bäder  mit  kalten  Uebergiessungen, 
ein  Brechmittel,  ein  Haarseil  im  Nacken,  noch  einmal  kalte  Ueber- 
güsse  bekommen,  ist  mit  der  allgemein  üblichen  Zwangsweste  an- 
gethan  und,  da  sie  ihi-  Schreien  unaufhörlich  fortsetzte,  in  einen 
Sack  gesteckt. 

Mit  Ausnahme  des  Sacks,  von  dem  ich  unten  besonders  spreche, 
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sind  alle  diese  Mittel  vom  grauen  Alterthum  her  bis  auf  unsere  Zeit 
von  den  erfahrensten  Aerzten  des  In-  und  Auslandes  gegen  Gemüths- 
kranke  angewandt.  Si  vero,  sagt  Celsus  Lib  II.  cap.  18. ,  consilium 
insanientem  faUit,  tormentis  quibusdam  optime  curatur.  Ubi  perperam  ali- 
quid dixit  aut  fecit^  fame^  vinculis,  plagis  coercendus  est.  —  Praecipitatio 
in  mare^  behauptet  Boerhaave,  Aphorism-.  §.  1123^  submersio  in  eo  con- 
tinuata  quam  diu  fieri  potest ,  princeps  remedium.  —  Chiarugi  S.  384 
liess  die  Tobsüchtigen  mit  Stricken  in  die  Höhe  ziehen,  und  sie  wurden 
dadurch  zahm  gemacht,  dass  sie  wie  der  biblische  Prinz  zwischen  Him- 
mel und  Erde  hängen  mussten.  Bei  Narren,  sagt  Lichtenberg, 
helfen  Stockprügel  oft  mehr  als  andere  Mittel,  und  nöthigen  sie ,  sich 
wieder  an  die  Welt  anzuschliessen,  aus  der  die  Prügel  kommen,  und 
ein  schottischer  Pächter  spannte  die  Verrückten  au  die  Egge  und  den 
Pflug,  nachdem  er  sie  vorher  durch  eine  Tracht  Schläge ,  mit  der  er  sie 
bei  der  ersten  Widerspenstigkeit  bediente,  zum  Gehorsam  gebracht  hatte, 
und  war  mit  dieser  Metho'de  so  glücklich ,  dass  er  sich  einen  grossen 
Ruf  in  der  Kunst,  Verrückte  zu  kuriren,  erworben  hatte.  Pinel  S, 
407.  Diese  Methode,  durch  starke  Eindrücke  auf  Irrende  zu  wirken 
und  ihren  verkehrten  Tendenzen  durch  heftige,  oft  schmerzhafte  Ge- 
fühle eine  andere  Richtung  zu  geben,  scheint  in  gewissen  Zuständen 
des  Wahnsinns  so  unumgänglich  nothweudig  zu  sein,  dass  Willis  kein 
Bedenken  trug,  sie  selbst  bei  einem  mächtigen  Monarchen  anzuwenden, 
dessen  Wimpel  in  allen  vier  Welttheilen  wehen,  und  ihn  in  den  An- 
fällen der  Krankheit  ganz  von  sich  abhängig  zu  machen.    Pinel  205. 

Der   Hofr.   Hörn  hat   also   die   Thiele   nicht   zweck- 
widrig, sondern  vollkommen  schulgerecht  und  nach 
dem  Vorbilde  unsrer  besten  Muster  behandelt. 
Die  Episode  (Fol.  — )    „Am  schrecklichsten  geht  es  aber  auf  der 
melancholischen  Station  zu  etc.,  in  welcher  der  G.  0.  M.  R.  Kohlrausch 
dem  H.  H.  Hörn  es  zum  Verbrechen  macht,  dass  er  Curmethoden  an- 
wendet,   die   von   den   berühmtesten   und   erfahrensten  Aerzten,    Cox, 
Chiarugi^  Pinel,  Autenrieth  u.  s.  w.  sanctionirt  sind ,  möchte  daher  wohl 
nicht  mit  der  Besonnenheit  geschrieben  sein,  mit  welcher  man  in  der- 
gleichen Verhältnissen  billig  schreiben  sollte. 

c.  War  die  Anwendung  des  Sacks   bei  der  Thiele  zweck- 
widrig, und  ist  sie  durch  denselben  getödtet? 
Diesen  Punkt  übergehe   ich  hier,  weil  ich  bei  dem  folgenden  Ar- 
tikel auf  denselben  kommen  muss. 

n.  Ist  nach  den  Erscheinungen  bei  der  Obduction  (Fol.  — ) 
anzunehmen,    dass    im    vorliegenden    Falle    kein   Er- 
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stickungstocl,  sondern  Tod  durch  Schlagfluss  statt- 
gefunden hat,  und  rührt  dieser  Schlagfluss  hier  nicht 
von  äussern  Umständen,  sondern  von  der  Krankheit 
selbst  her? 

Die  Thiele  starb  plötzlich,  ohne  vorhergegangene  Zeichen  einer 
Verderbniss  des  Wägbaren  der  Organisation,  da  sie  noch  kurz  zuvor 
durch  Bewegung,  Reden  und  Schreien  Merkmale  des  vollen  Lebens  von 
sich  o-ecreben  hatte.  Sie  starb  also  durch  ein  Entweichen  des  Lebens- 
princips.  In  solchen  Fällen  geschieht  der  erste  Angriff  auf  einen  der 
Hauptherde  des  Lebens,  Hirn,  Herz  oder  Lungen,  und  der  Tod  erfolgt 
durch  Schlag,  Asphyxie  oder  Erstickung,  geht  aber  schnell  von  dem  ur- 
sprünglich afficirten  Organ  auf  die  beiden  andern  über.  Toute  espece 
de  la  mort  subite  commence  en  ejfe.t  par  Vinterrnption  de  la  circnlatioji,  de 
la  respiration  ou  de  Vactio7i  du  cerveau.  Bichat  recherches  siir  la  vie  et 
la  mort.  pag  196.  Da  sich  nun  nichts  findet,  was  auf  ursprüngliche 
Asphyxie  hinweist,  so  habe  ich  bloss  zu  erörtern,  für  welche  Todesart, 
durch  Suffocation  oder  durch  Schlag,  die  meisten  Gründe  sprechen? 
l.Hat   die   Todesursache   ursprünglich   auf  die   Lungen, 

d.  h.  suffocatorisch  auf  die  Thiele  eingewirkt? 

Für  diese  Todesart  finde  ich,  ausser  der  bei  der  Obduction  ge- 
fundenen AnfüUung  des  rechten  Herz  -  Ventrikels  und  des  Aderge- 
flechts im  Gehirn,  keinen  einzigen,  auch  nicht  einmal  scheinbaren  Grund. 
Jene  Anfülluugen  beweisen  aber  in  dem  geringen  Grade,  in  welchem 
sie  stattfanden,  nichts  für  eine  ursprüngliche  Erstickung,  sondern  waren 
Erscheinungen,  die  dem  Wahnsinn  schlechthin,  dem  heftigen  Anfall 
desselben,  in  welchem  sie  starb,  und  dem  durch  den  Schlag  aufs  Herz 
und  die  Lungen  secundär  übertragenen  Tode  angehören,  wie  ich  weiter 
unten  zeigen  Averde. 

Sie  starb  zwar  in  einem  Sack ,  wie  andere  in  ihrem  Hemde  sterben, 
aber  daraus  folgt  noch  nicht,  dass  sie  durch  denselben  starb.  Ich  konnte 
daher  diesen  Punkt  mit  Stillschweigen  übergehen,  wenn  nicht  der  Po- 
lizei-InspectorHolthoff  (Fol. — )  geradezu  ausgesagt  hätte,  sie  sei  rein  in 
dem  Sacke  erstickt,  der  Arzt  möge  dieses  nun  Apoplexia  etc.  nennen 
oder  nicht,  und  der  Prediger  Gos  sau  er  (Fol. — )  und  Andere  diese  Aus- 
sage im  Zeugenverhör  bestätigt  hätten. 

Doch  diese  Anschuldigungen  möchten  nicht  von  besonderer  Erheb- 
lichkeit sein,  da  sie  von  Laien  sind.  Aber  selbst  ein  Eath  des  ]Medici- 
naldepartements  erklärt  in  einem  Schreiben  an  einen  zweiten  Eath  des- 
selben Departements  den  Sack  für  verdächtig  und  nennt  ihn  (Fol.  — ) 
einen  Sterbesack.     H.  Kohlrausch  sagt  nämlich  Fol.  10,  der  Hr.  H. 

Kaiisch,   die  Kunstfehler.  2 
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Hörn  habe  die  Thiele  in  einen  Sack  stecken  lassen  und,  weil  dabei 
nicht  an  das  menschliche  Bedürfniss  des  Essens  und  Trinkens  gedacht 
sei,  sie  schon  vier  Stunden  vor  seiner  Abends  erfolg-ten  Rückkunft  ver- 
storben gefunden.  Wie  bösartig  die  Säcke  in  manchen  Fällen  nach 
Herrn  Kohlrauschs  Erfahrungen  auch  sein  mögen,  so  wird  doch  jeder 
Laie  die  Beschuldigung  zu  hart  finden,  dass  sie  durch  Hunger  in  der 
kurzen  Zeit  von  einigen  Stunden  einen  Menschen  vernichten  können. 
Eben  so  wenig  kann  der  Sack,  wie  derPolizei-Inspector  Holth  off  (Fol. — ) 
meint,  durch  eine  transitorische  Unterbrechung  des  Sehens  und  der  Be- 
wegung der  Hände  dem  Leben  gefährlich  werden.  LTnd  endlich  steht 
nicht  zu  erwarten,  dass  die  moralische  Seite  eines  Acts,  wo  einer  den 
andern  in  den  Sack  zu  stecken  sucht,  durch  Indignation  auf  eine  Ver- 
rückte hat  einwirken  können,  die  vermöge  ihrer  Krankheit  auf  die  Stufe 
der  Thierheit  zurückgetreten  ist. 

Es  bleibt  also  bloss  noch  die. Möglichkeit  übrig,  dass  der  Sack  theils 
durch  Mangel,  theils  durch  Carbonisirung  der  in  ihm  enthaltenen  Luft 
suffocatorisch  auf  die  Thiele  eingewirkt  habe.  Allein  der  in  Frage 
stehende  Sack  besteht  aus  Commis-L einwand,  ist  im  eigentlichen  Sinne 
sackgrob  und  dann  am  wenigsten  gefährlich ,  so  hohl ,  dass  man  durch 
ihn  lesen,  dass  die  Flöhe  sich  durch  ihn  quer  durch  begatten  können, 
der  also  in  jedem  Punkte  seines  Wesens^  noch  Zugänge  genug  behält, 
wenn  er  auch  nach  Herrn  Gossaue rs  Vermuthung  (Fol.  — )  sehr  fest 
sollte  zugebunden  gewesen  sein.  Es  ist  ein' Sack,  der  seit  geraumer 
Zeit  in  der  Cliarite  im  Gebrauch  ist ,  ohne  dass  noch  Jemand  darin  er- 
stickt wäre,  in  welchem  die  Thiele  während  ihres  eilftägigen  Aufent- 
halts in  der  Charite  viermal,  zweimal  eine  Stunde,  einmal  fünf  Stunden, 
und  das  letzte  Mal,  als  sie  in  demselben  starb,  nur  drei  Stunden,  nach  der 
Aussage  ihrer  Wärterin  (Fol. — ),  war-,  ein  Sack  endlich,  in  welchem,  nach 
der  Aussage  derselben  Person,  der  Hr.  v.  B.  einmal  zwei  Tage  lang 
gesteckt  hat.  (Fol.  — )  Ich  habe  durch  diesen  vierfach  und  achtfach 
zusammengefalteten  Sack  mit  Leichtigkeit  athmen  können ,  Möhrensaft 
hineingegossen,  der  augenblicklich,  wenn  gleich  langsam,  durchfloss,  wie 
er  wegen  seiner  Zähigkeit  langsam  aus  der  weiten  Mündung  eines  Ge- 
fässes  fliesst;  ein  Huhn  in  einen  Zipfel  desselben  gesteckt,  ihn  dicht  über 
dasselbe  zusammengebunden  und  es  nach  zwölf  Stunden  ganz  frisch 
herausgenommen  ,  obgleich  die  Vögel  emjofindlicher  gegen  Stickgas  als 
die  Säugethiere  sind,  auch  eher  verhungern ,  und  endlich  noch  den  Prof. 
Ermann  ersucht,  mir  sein  Urtheil  über  die  Möglichkeit  des  Erstickens 
in  dem  in  Frage  stehenden  Sacke  mitzutheilen,  das  ich  anlege. 

Nach  allem  diesem  beruht   die  Anklage  auf  einer  physikalischen 
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Nullität,  dass  ein  poröser  Sack  olme  Poren  sei,  dass  seine  Poren  zwar 
eingekochte  Pflanzensäfte,  aber  keine  Luft  durchlassen,  was  nicht  ein- 
mal die  Bauern  glauben,  die  ihre  Ferkel  in  Säcken  zu  Markte  tragen. 
Man  sollte  daher  fast  glauben,  dass  man  eher  auf  den  Bäumen  ersaufen 
und  im  Brunnen  verdursten,  als  in  einem  solchen  Sacke  ersticken 
könnte.  Doch  hat  ein  Kath  der  ersten  Medicinalbehörde  in  der  Mo- 
narchie auf  eine  solche  Nullität  einen  Theil  seiner  Denunciation  ge- 
gründet ,  der  zweite  sie  nicht  geprüft  und  den  Chef  des  Departements 
veranlasst,  gegen  einen  angesehenen  Ofiicianten  eine  Criminal  -  Unter- 
suchung anhängig  zu  machen.  (Fol.  —  )  Und  in  Bezug  auf  diese 
Phänomene  füge  ich  noch  folgende  aus  der  Geschichte  selbst  hergenom- 
mene Momente  zu,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  der  Sack  selbst  dann, 
wenn  man  zugeben  müsste ,  dass  er  Jemanden  ersticken  könnte  ,  es 
wenigstens  im  gegenwärtigen  Falle  nicht  gethan  habe. 

a.  Die  Thiele  steckte  in  der  ersten  Hälfte  in  einem  doppelten  und 
in  der  zweiten,  in  welcher  sie  starb,  in  einem  einfachen  Sacke.  Die 
Voigt  sagt  (Fol.  — )  aus,  dass  sie  nach  einer  Stunde  ihr  den  einen 
Sack  abgezogen  habe,  und  die  Scheidling  land  sie  schon  nur 
mit  einem  Sacke  bedeckt.  (Fol.  — )  Wie  man  nun  auch  dem 
Sacke  es  zumuthen  mag,  dass  er  durch  Entziehung  oder  Verderb- 
niss  der  Luft  suffocatorisch  eingewirkt  habe,  so  müsste  er  dies  zur 
Zeit  seiner  Verdoppelung  und  nicht  spät  nachher,  als  das  Hinder- 
niss  um  die  Hälfte  vermindert  war,  gethan  haben,  Avie  man  einen 
Wagebalken,  der  bei  dem  dojDpelten  Gewicht  nicht  sinken  will, 
dadurch  nicht  zum  Sinken  bringen  kann,  dass  man  die  Hälfte  des 
Gewichts  wegnimmt. 

b.  Der  Sack  hat  die  Respiration,  da  er  sie  nicht  auf  einmal  ganz  auf- 
hob und  einen  augenblicklichen  Tod  verursachte,  niu"  geniren  und 
sie  allmälig  unterdrücken  können.  Er  hätte  also  von  Moment  zu 
Moment ,  proportional  der  Zeit,  in  welcher,  und  der  Intensität, 
mit  welcher  er  wirkte,  die  Lebensäusserungen  vermindern  müssen. 
Dieses  geschah  aber  nicht.  Die  Thiele  hat  fortgeschrieen  und 
fortgetobt  und  noch  nahe  vor  ihrem  Tode  zu  trinken  gefordert. 

c.  Als  sie  ruhig  wurde,  band  man  den  Sack  auf  und  fand  sie  fast 
(also  nicht  ganzj  leblos,  sie  wurde  in  das  Bett  gebracht  und  zuckte 
selbst  im  Bette  noch  einige  Male  und  verschied  dann  erst.  (Fol.  — ) 
Warum  kam  sie  unter  diesen  Umständen  nicht  von  selbst  und  in 

dem  Augenblick  Mdeder  zu  sich,  in  welchem  man  die  angebliche  Ur- 
sache ihrer  Krankheit  wegnahm,  wie  es  bei  der  Erstickung  von  äusserer 
Ursache  gewöhnlich  ist,  wie  Kite  (S.  '20.)  sich  augenblicklich  erholte, 
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nls  er  wieder  Luft  bekam,  wie  Lichter,  die  in  einem  mephitisclien  Gas 
erlöschen  wollen,  in  demselben  Augenblick  wieder  hell  zu  brennen  an- 
fangen, wo  die  Atmosphäre  neuen  Zutritt  zu  ihnen  bekommt?  Es  wurden 
augenblicklich  von  dem  herbeieilenden  Pensionär-  und  Sub-Chirurgen 
Mittel  zu  ihrer  Herstellung  angewandt  (Fol,  — ) ,  so  dass  die  Hülfe  im 
Scheintode  nicht  schneller  herbeigeführt  werden  kann,  als  es  hier  ge- 
schah. Warum  wurde  ihr  nicht  geholfen,  da  selbst  noch  mehrere 
Stunden  nach  dem  eingetretenen  Scheintode  sich  Erstickte  erholen, 
und  der  Erfolg  der  Cur  in  dieser  Krankheit  um  so  gewisser  ist,  als  die 
Mittel  zur  Herstellung  schnell  angewandt  werden.  Kite     S.  45. 

d.  Es  fehlten  an  der  Thiele  sowohl  gleich  als  sie  aus  dem  Sack  ge- 
nommen wurde,  wie  bei  der  Obduction,  die  eigentlichen  und  ent- 
sprechenden Zeichen  einer  Erstickung  von  äusseren  Ursachen,  der 
aus  Nase  und  Mund  dick  hervorgebrochene  klebrige  Schaum,  das 
aufgeschwollene  kirschbraune,  gar  ins  blaue  fallende  Gesicht,  die 
hervorgetriebenen  und  mit  einer  zähen  Materie  überzogenen  Augen, 
die  dicke,  aus  dem  Munde  hervorgetriebene  Zunge,  die  blaue  Farbe 
des  Körpers.  Es  fehlte  der  Grad  der  UeberfüUung  des  venösen 
Herzens  und  seiner  Gefässe,  der  allein  beweisend  ist,  und  die  Menge 
von  der  schaumigen  Flüssigkeit,  welche  sich  in  den  Lungen  aus 
den  einheimischen  Säften  bildet,  und  nach  Grodwyns  (S.  17.) 
Versuchen  bei  einer  Katze ,  die  etwa  6  Pf.  wiegt ,  schon  ein  paar 
Loth  beträgt.  Es  fehlten  diese  Erscheinungen  in  einem  Falle,  wo 
die  erstickende  Ursache  langsam  gewirkt  hatte,  und  sie  deswegen 
vorzüglich  ausgebildet  und  in  ihrem  vollsten  Masse  hätte  vorhan- 
den sein  sollen. 

Äu  contraire,  (sagt  Bichat  p.  265)  f altes ßnir  dans  7m  cniimal  les 
phenomenes  chimiques  de  la  respiration ,  dhine  maniere  lente  et  graduee; 
noycz  -  le  en  le  plongeant  dans  Veau  et  ten  rctirant  alternativement; 
asphyxicz  -  le  en  le  plaqaiit  dans  un  gaz ,  ou  vous  laisserez  d'instans  a 
instans  penetrer  un  peu  d^air  ordinaire  pour  le  soutenir,  ou  en  neformani 
qii  incompretement  un  robinet  adapte  a  sa  trachee  -  artere ;  en  U7i  mot, 
en  faisant  durer  le  plus  long  -  temps  possible  cet  etat  de  gene  et  d'an- 
goisse,  qui,  dans  V Interruption  des  fonctioiis  du  poumon,  est  intermediaire 
a  la  vie  et  ä  la  mort;  toujours  vous  observerez  cet  organe  (coeur)  extreme- 
merit  engorge  par  le  sang,  ayant  un  volume  double,  triple  mhne  de  celui 
quHl  presente  dans  le  cas  precedeid. 

2.  Hat  die  Todesursache  ursprünglich  auf  das  Gehirn 
der  Thiele  eingewirkt,  und  ist  sie  an  einem  Schlag- 
f  1  u  s  s    gestorben? 
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Diese  Frage  muss  icli  bejaliencl  beantworten,   in  Gemässheit  der 
Gründe,  die  ich  aufstellen  werde. 

a.  Wenn  nach  der  Voraussetzung-  die  Ursache  des  plötzlich  erfolgten 
Todes  der  Thiele  entweder  nur  in  einem  ursprünglichen  Angriff 
auf  die  Lungen,  oder  das  Hirn  gesucht  werden  darf,  sich  aber  keine 
Gründe  für  Erstickung  finden,  so  muss  man  dann  auf  Schlagfluss 
schliessen. 

b.  Die  Thiele  hatte  die  volle  Anlage  zu  einem  Schlagflusse  und 
war  ganz  vorbereitet,  dass  eine  plötzliche  Asthenie  und  Lähmung 
des  Gehirns  bei  ihr  eintreten  konnte.  Ihre  Mutter  hatte,  als  sie 
mit  ihr  schwanger  war ,  sich  fortwähi-end  unglücklich  gefühlt  und 
oft  geweint  ohne  Grund,  d.  h.  wegen  innerer  physikalischer  Be- 
schaffenheit ihrer  Organisation.  Sie  selbst  war  zart  gebaut,  zeigte 
früh  einen  regen  Geist,  eine  grosse  Fassungsgabe,  lernte  gern,  und 
ihre  Eltern  waren  mehr  bemüht,  ihre  Seele  als  ihren  Körper  aus- 
zubilden. Li  der  Epoche  der  Pubertät  nahm  ihre  Natur  eine  falsche 
Richtung  gegen  den  Kopf  und  störte  die  normalen  Geschäfte  des 
Seelenorgans.  Eine  Menge  von  unglücklichen  Ereignissen  stürmte 
auf  sie  ein ;  ihr  Bruder  ertrank,  die  Mutter  wurde  krank,  der  Vater 
verlor  im  Kriege  seinen  Posten,  und  die  Familie  war  deswegen  um 
so  weniger  im  Stande,  den  Drangsalen  desselben  einen  Gegendruck 
entgegen  zu  stellen  (Fol.  — ).  Abgemagert  und  entkräftet  kam 
sie  in  die  Charlie  mit  einem  Gesicht,  auf  welchem  ein  innerer  Kum- 
mer ruhte,  und  wahrscheinlich  machte  diese  Translocation  aus  dem 
väterlichen  Hause  in  ein  Tollhaus  einen  neuen  Angriff  auf  ihr 
depotenzirtes  Gehirn.  Hier  dauerte  ihre  Exaltation  nicht  allein 
fort,  sondern  stieg  höher  5  sie  wehklagte,  schrie,  tobte  fort ,  schlief 
des  Nachts  nicht  und  wollte  am  Tage  keine  Nahrung  zu  sich 
nehmen.  Kann  es  bei  dieser  Concurrenz  von  Umständen  noch 
Avunderbar  scheinen ,  dass  ihr  schon  geringer  Vorrath  disponibler 
Erregbarkeit,  auf  welchen  die  starken  und  ununterbrochenen  An- 
strengungen immerhin  loszehrten,  ohne  dass  er  durch  Nahrung  er- 
setzt ,  im  Schlaf  einen  Punkt  der  Ruhe  fand ,  plötzlich  ganz  er- 
schöpft wurde? 

c.  Ihr  Gehirn  war  in  einem  so  hohen  Grade  krank,  dass  selbst  die 
niedrigste  Aeusserung  des  Lebens,  die  Vegetation,  nicht  einmal 
mehr  in  demselben  bestand,  sondern  sich  Knochenfragmente  in  dem- 
selben in  einer  so  frühen  Periode  des  Alters,  wo  dies  gewöhnlich 
nicht  geschieht,  gebildet  hatten,  die  wiederum  durch  ihre  Richtung 
und  spiessige  Form  das  abgemattete  Gehirn  reizen  und  direct  zum 
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Schlagfluss  führen  können.  Nee  tarnen  negaverim,  sagt  Morgagni 
m.  22,  eiusmodi  aut  alia  ossa,  praeter  natura m  aut  genita^  aut 
etlam  aucta ,  posse  interdum  morhis  capitis  internis  et  apoplexiae 
7iominatim,  si  aliae  accedunt  causae,  occasionem  praehere.  — 

d.  Allen  Anstrengungen  folgt  eine  Erschöpfung,  und  das  Leben  be- 
steht nur  unter  dem  Wechsel  von  Ruhe  und  Thätigkeit.  Das 
Wachen  endet  mit  dem  Schlaf,  der  fallsüchtige  Anfall  mit  einem 
sinnlosen  Zustand,  und  Anstrengungen,  die  das  Maass  überschi-eiten, 
keine  ßuhepuncte  des  Nachlasses  haben,  wie  in  dem  vorliegen.den 
Fall,  um  so  eher  mit  dem  ewigen  Schlaf,  als  sie  bei  einem 
schon  erschöpften  Zustand  der  Kräfte  stattfanden.  So  bringen 
atonische  Gicht,  Fallsuchten,  hysterische  Anfälle  durch  Zerstreuung 
des  Lebensprincips  den  Schlag  hervor.      Cullen  T.  III.  p.  48. 

e.  Endlich  sterben  maniaci  allen  Erfahrungen  zu  Folge  gern  am 
Schlagflusse.  Mente  capti  et  vehementer  furiosi  apoplexia  moriun- 
tur.      Walter  de  apoplexia. 

Hier  komme  ich  nun  an  seinem  Ort  auf  den  Befund  der  Leichenöffnung. 
Nach  dem  ObductionsprotokoU  (Fol.  — )  waren  die  Lungen  sehr 
mit  Blut  überfüllt,  doch  noch  marmorirt  und  an  manchen  Stellen  blass- 
roth  gefärbt.  Vom  Herzen  wird  bloss  gesagt ,  dass  sein  rechter  Ven- 
trikel voll  Blut  gewesen  sei.  Des  Vorhofes  des  rechten  Herzens  und 
der  obern  und  untern  Hohlader  gerchieht  keine  Erwähnung,  da  doch 
gerade  diese  Höhlen  bei  lu-sprünglichen  Suffocationen  von  äusseren 
Ursachen  am  stärksten,  um  das  Doppelte  und  Dreifache ,  überfüllt  sind. 
Die  Voigt  sagt  zwar  aus  (Fol.  — ),  die  Thiele  habe  ein  rotlies  Ge- 
sicht gehabt,  als  man  sie  aus  dem  Sack  genommen;  allein  die  Scheid- 
ung (Fol.  — )  behauptet  das  Gegentheil,  sie  sei  so  blass  gewesen,  dass 
sie  dieselbe  für  eine  Ohnmächtige  gehalten  habe.  Hieraus  geht  wenig- 
stens so  viel  hervor ,  dass  die  wahre  braunblaue  suffocatorische  Farbe 
gefehlt  haben  muss,  die  Jeden  so  stark  anspricht,  dass  in  Betreff  ihrer 
keine  Doppelseitigkeit  der  Aussage  stattfinden  kann.  Die  Gefässhaut 
des  Gehirns  war  wenig  mit  Blut  angefüllt,  hingegen  enthielt  das  Ader- 
geflecht vieles  Blut.  Endlich  war  noch  in  den  grossen  Hirnhöhlen ,  wie 
zwischen  der  harten  Hirnhaut  und  dem  kleinen  Gehirn,  ein  blutiges 
Serum  vorhanden.  Die  Anfüllungen  des  venösen  Herzens  gehören  den 
Zuständen  an,  welche  jede  Apoplexie  herbeiführt,  die  sich  augenblick- 
lich den  Lungen  mittheilt  und  sie  in  eine  solche  Asthenie  versetzt,  dass 
die  Apoplexie  mit  einem  röchelnden  und  schnarchenden  Athmen  ver- 
bunden ist.  Des  que  le  cerveau  cesse  d^igir^  le  poumon  interrompt  subite- 
ment   toutes  ses  fonctions.     Bichat  p.  370.      Die  Lebensprocesse  sind 
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durch  Zufluss  des  Blutes  bedingt,  und  wo  sie  erlöschen,  tritt  das  Wasser 
hervor.  Daher  sind  AnfüUungen  der  Gefässe  des  Gehirns  und  An- 
sammlungen von  Wasser  in  seinen  Höhlen  so  gewöhnhche  Erscheinun- 
gen in  den  Leichen  solcher  Personen,  die  unmittelbar  im  Anfall  eines 
Wahnsinns  oder  Schlages  gestorben  sind,  dass  sie  den  Sachverständigen 
nicht  in  Verwunderung  setzen  und  zu  falschen  Schlüssen  verleiten  können. 

Wasser  von  aller  Farbe  und  Wasserblasen,  sagt  Fo ebner  11.  59, 
findet  man  fast  bei  allen  Wahnsinnigen  irgendwo  im  Kopfe  und  der 
Brust.  K'och  häufiger  sind  Ergiessungen  von  Blut  und  Wasser  an  Lei- 
chen, die  am  Schlage  gestorben  sind,  so  dass  man  sie  gar  als  constant  an- 
genommen und  demnach  den  Schlag  überhaupt  in  den  serösen  and 
blutigen  eingetheilt  hat.  Morgagni  Epistol.  IL  IIL  et  IV.  —  What- 
ever,  sagt  Culen  III.  151,  faJ:es  of  or  diimnishes  the  mobility  of  the 
nervous  poiuer,  may  oery  muck  retard  the  motion  of  the  blood  in  the 
vessels  of  the  braiu;  and  that  perhaps  to  the  degre  of  Increasing  exhalation, 
or  even  of  occasionlng  rupture  and  effusion.,  so  that,  in  such  cases,  the 
marks  of  compression  may  appear  lipon  dissection ,  though  the  disease 
had  truhj  depended  on  causes  destroying  tlie  mobility  of  the  nervous  power. 
In  den  ursprünglichen  Erstickungen  sind  diese  AnfüUungen  des  venösen 
Herzens,  seiner  Gefässe  und  der  Gefässe  des  Gehirns  allerdings  auch 
vorhanden,  aber  meistentheils  in  einem  weit  stärkeren  Grade,  und  kön- 
nen eben  nur  in  diesem  Grade  als  Zeichen  einer  vorhergegangenen  ge- 
waltsamen Erstickung  angesehen  werden. 

Wenn  daher  Hr.  0.  M.  R.  von  Konen  (Fol.  — )  sagt:  Der  im 
Obductionsprotokoll  enthaltene  Leichenbefund  setzt  die  Todesursache 
des  Schlagflusses,  durch  Erstickung  hervorgebracht,  ausser 
Zweifel,  so  möchte  dies  wohl  ein  vategov  ngoieQüi  und  die  Erstickung 
dahin  gestellt  sein ,  wo  der  Schlagfluss  hätte  stehen  sollen.  Denn  es  ist 
bereits  oben  bemerkt,  dass  die  blosse  Anfüllung  des  rechten  Ventrikels 
und  ein  massiger  Grad  derselben ,  beim  Maugel  aller  Anfüllung  des 
rechten  Herzohres  und  der  obern  und  untern  Hohlader,  wovon  das 
Obductionsprotokoll  (Fol.  — )  schweigt,  nicht  zureichen,  um  daraus 
aiif  eine  ursprüngliche  und  gewaltsame  Erstickung  schliessen  zu  können. 
Hr.  von  Konen  kann  mir  hier  zwar  entgegnen,  dass  auch  Suffocationen 
vorkommen ,  in  welchen  die  Merkmale  derselben  nach  dem  Tode  nicht 
in  dem  von  mir  verlangten  hohen  Grade  vorhanden  sind,  und  für  diese 
Behauptung  Thatsachen  aus  Bichats  Untersuchungen  über  diesen 
Gegenstand  anführen,  die  mir  sehr  wohl  bekannt  sind.  Aber  gerade 
dann  ,  wenn  diese  objectiven  Merkmale  nicht  sichtbar  sind,  auf  welche 
allein  sich  unser  Urtheil  stützen  muss,  dürfen  wir  nicht  positiv  urtheilen, 
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nicht  mit  unsrem  subjectiven  Fürwahrlialten  über  die  Objectivifät  liin- 
ausgreifen  und  am  wenigsten  dergleichen  problematische  Urtheile  auf 
die  harte  Seite  hinausfallen  lassen. 

III.   Da    die    angebliche    zweckwidrige    Behandlung     der 
Thiele  in  den  Gebrauch  des  Sackes  gesetzt  wird,  und 
das  Gutachten  des  Herrn  von  Konen  die  Anwendbar- 
keit oder  Schädlichkeit  dieses  Mittels  unentschieden 
lässt,   so  wird  hierüber  vorzüglich   eine   vollständige 
Auskunft  erfordert,  um  so  mehr,  als  Herr  H.  Hörn  mit 
Gründen  nicht  nur  die  völlige   Unschädlichkeit,    son- 
dern auch  die  anerkannte  Nützlichkeit  behauptet. 
Der  Polizei-Inspector  Holthoff  nennt   den   in   Frage    stehenden 
Sack   ein   schreckliches  und    durchaus   unpäychologisches   Mittel,   der- 
gleichen kein  denkender  Mensch,  keine  Nation  gebraucht  hat  (Fol.  — ), 
und  die  Anwendung  desselben  wider  den  Wahnsinn  ein  unmenschliches 
und  beispielloses  Verfahren    (Fol.  — ).     Der  Herr  Holthoff  ist  hier 
offenbar  in  den  entgegengesetzten  Fehler  verfallen,  den  er  an  dem  Arzt 
tadelt,  dass  er  nicht  gedacht  habe.      Er  hat  zu  viel  gedacht  und  ist 
über  die  Sphäre  seines  Amtes   und  seines  Auftrages  hinausgegangen. 
Mit  ihm  sympathisirt  der  Ausspruch  des  Herrn  0.  M.  R.  Kohlrausch, 
der  den  Sack  einen  Sterbesack  nennt  (Fol.  — ).     Dagegen  nimmt  der 
Herr  H.  Hörn  mit  zu  weniger  Umsicht  den  Sack  als  ganz  unschädlich 
in  Schutz.    Die  Wahrheit  möchte  wohl  in  der  Mitte  liegen ,  und  der 
Sack  nicht  an  sich,  sondern  nur  mit  Rücksicht  auf  seine  Qualität  und  die 
Empfänglichkeit  des  Subjects,    mit  dem    er  in  Wechselwirkung   tritt, 
schädlich  oder  unschädlich  genannt  werden  können.      Mag    auch  der 
Sack  erst  hier  von  einem  Chirurgus  Sack  erfunden  sein,  (Fol.  — )  so 
kommt  es  in  der  Medicin  nur  auf  die  Begründung  der  Indicationen  an, 
die  Indicate  variiren  wie   die  Aerzte.     Der  eine  laxirt  seine  Kranken 
mit  Rhabarber,  der  andere  mit  Coloquinten;  Herr  H.  Hörn  sucht  die 
wilden  Ausbrüche  der  Wahnsinnigen  in  einem  Sack  zu  dämpfen,  v.  H  el- 
mont  band  ihnen  Gewichte  an   die  Füsse   und  versenkte  sie  so  lange 
ins  Wasser,  als  zur  Hersagung  des  Psalms  Miserere  Zeit  erfordert  wird. 
Doch  ist  der  Herr  H.  Hörn  wirklich  nicht  der  Einzige,    der  sich  des 
Sacks   zur   Cur  des  Wahnsinns   bedient.     Herr  Dr.  Mangold   heilte 
durch  ihn  den  Gastwirth  Nique  in  der  Behrenstrasse,  der  sieben  Jahre 
epileptisch  war  und  am  16.  Dec.  1809  plötzlich  wahnsinnig  wurde,  auf 
der  Strasse  herumlief  und  Feuer  schrie.     Er  Hess  ihn  in  einen   Sack 
stecken  und  in  demselben  so  lange    ganze  Ströme    eiskalten  Wassers 
über  ihn  ausgiessen,  bis  die  Feuersbrunst  ausgelöscht  war.    Der  Kranke 


25 

schlief  nach  dieser  gezwung-enen  Taufe  ein,  und  als  er  nach  acht  Stun- 
den erwachte,  war  er  nicht  allein  frei  von  Wahnsinn,  sondern  hat,  wenig- 
stens noch  im  März  1811,  selbst  von  der  siebenjährigen  Epilepsie  keinen 
Anfall  mehr  gehabt.  Diese  Observation,  die  eben  gelegen  kommt,  ist 
jetzt  dem  Medicinaldepartement  zur  Beurtheilung  eingereicht. 

Sind  wir  nicht  im  Stande,  im  Wahnsinn  und  der  Tobsucht  durch 
das  Gefühlsvermögen  .  dem  verkehrten  Willen  eine  andere  Richtung 
zu  geben ;  dem  Innern  und  gewaltigen  Drange  zur  Ungebundenheit 
Nothwendigkeit ;  der  aufbrausenden  Kraft,  die  das  Ufer  überschwillt, 
ein  Gefühl  der  Ohnmacht  und  der  Unterwürfigkeit  entgegenzusetzen, 
so  kann  die  Cm-  schwerlich  gelingen.  Die  Mittel  dazu  sind:  das  Stür- 
zen ins  Wasser,  das  Untertauchen,  das  Aufziehen  am  Stricke,'  die 
Zwangsweste,  Coxs  Schaukel,  das  glühende  Eisen,  Stockschläge,  die 
Autenriethsche  Maske,  Hungercuren  u.  s,  w.,  unter  welchen  der 
Sack  das  sanfteste  ist  und  den  Schein  der  Animosität  und  Leiden- 
schaft, die  andern  Mitteln,  z.  B.  den  Stockschlägen,  anhängen,  nicht 
bei  sich  führt.  Er  wirkt  also  ganz  psychologisch,  sofern  er  das 
aufbrausende  animalische  Leben  in  seiner  dop23elten  Richtung,  als  motus 
und  sensus,  in  deren  Ungebundenheit  das  Wesen  des  Wahnsinns  her- 
vorbricht, beschränkt,  alle  Zugänge  zu  den  Sinnen  und  besonders  zum 
Gesicht,  als  dem  Cardinalsinne ,  versperrt  und  das  Muskelsjstem  ohne 
Zwang  fesselt. 

Ich  muss  daher  noch  einmal  der  Originalität  des  Hrn.  Polizei-Lispec- 
tor  Holthoff,  der  den  Sack  ein  unpsychologisches  Mittel  nennt  und  es 
tadelt,  dass  er  die  Bewegung  und  das  Sehen  hemme  (Fol.  — ),  in  den  Weg 
treten  und  seine  Autorität  durch  eine  andere,  die  des  Coelius  Aure- 
lianus^  den  Haller  unter  die  artis  medlcae  principes  setzt,  zu  tem- 
periren  suchen.  Item ,  sagt  derselbe  {Edit.  Hallcri  T.  X.  p.  26) ,  aer 
nimium  lucidus  membranam  percutit  cerehri^  immodici  splendoris  causa 
—  und  T.  XI.  p.  30:  vianiaci ,  si  visu  hominum  fuerint  commoti,  erit 
adhibenda  ligatio  sine  ulla  quassatione,  Äc  si  etiam  lucem  aninio  con- 
traria commov entern  viderimus,  erunt  eo7'um  oculi  adumbrandi. 

Noch  füge  ich  die  Bemerkung  hinzu,  dass  der  vorliegende  Fall 
nur  an  seinem  Orte  im  rechten  Lichte  erscheine,  nicht  für  sich  und 
herausgerissen  aus  dem  Ganzen,  sondern  im  Zusammenhange  mit  dem- 
selben angesehen  werden  müsse ,  Avenn  man  ihn  in  seiner  Avahren  Ge- 
stalt erblicken  will.  Dies  geht  aus  den  in  den  Acten  enthaltenen 
Thatsachen  hervor,  (Fol.  —  und  Fol.  17  der  Hornschen  Vertheidigungs- 
schrift.)    Man  erlaube  mir  bloss  ein  paar  Beweise  für  das  Gesagte. 
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Der  Polizei-Inspector  Holthoff  klagt  (Fol.  — )  die  Behandlung 
der  wahnsinnigen  Vogel  an,  deren  Hände  gebunden  und  die  mit  dem 
Fuss  am  Boden  befestigt  war,  wodurch  nach  ihm  ihr  Zustand  um  so 
schlimmer  werden  musste,  da  sie  vergebens  bat,  sie  doch  der  Fesseln  zu 
entledigen.     Ich  antworte  hierauf  mit  einem  Fall  aus  dem  Pinel. 

Als  die  Mörder,  sagt  derselbe  S.  164,  von  der  in  den  Gefängnissen 
verübten  Metzelei  zurückkehrten,  drangen  sie  mit  Gewalt  in  das  Irren- 
haus zu  Bicetre,  unter  dem  Vorwande,  gewisse  Opfer  der  alten  Tyran- 
nei zu  befreien,  die  man  daselbst  als  Wahnsinnige  gefangen  halte.  Sie 
gingen  von  Zelle  zu  Zelle,  befragten  die  Eingesperrten,  und  gingen 
weiter,  wenn  die  Verrückung  offenbar  war.  Dann  stiessen  sie  auf  einen, 
der  in  Ketten  geschlossen  lag  und  durch  seine  Reden  voll  Sinn  und 
Vernunft,  durch  sein  Klagen  über  eine  empörende  Ungerechtigkeit  ihre 
Aufmerksamkeit  anzog,  sich  darauf  berief,  dass  er  nie  ausschwei- 
fende Handlungen  begangen  habe,  und  sie  beschwor,  Rächer  der  Un- 
terdrückung und  Befreier  der  Unschuld  zu  werden.  In  dem  Augen- 
blick erhob  sich  ein  heftiges  Murren  gegen  den  Aufseher,  der  sich  zu 
solchen  Unterdrückungen  gebrauchen  lasse.  Aller  Säbel  waren  gegen 
ihn  gerichtet.  Vergebens  berief  er  sich  auf  seine  Erfahrung,  dass  es 
Kranke  gebe ,  die  nicht  irre  redeten ,  aber  doch  wegen  ihrer  blinden 
Wuth  zu  fürchten  wären.  Man  antwortete  ihm  mit  Schimpfreden,  und 
ohne  den  Muth  seiner  Frau,  die  ihn  gleichsam  mit  ihrem  Körper  be- 
deckte ,  wäre  er  durch  die  Waffen  dieser  Rotte  gefallen.  Der  Ki-anke 
wurde  losgelassen  und  im  Triumph  unter  wiederholtem  Freudengeschrei : 
es  lebe  die  Republik!  fortgeführt.  Allein  in  demselben  Augenblick 
ergriff  den  Kranken  durch  den  Anblick  so  vieler  bewaffneter  Menschen 
und  ihres  lärmenden  Getöses  seine  Wuth;  er  bemächtigte  sich  des 
Säbels  seines  Nachbars,  hieb  rechts  und  links  um  sich  herum,  vergoss 
Blut  und  hätte  diesmal  die  beleidigte  Menschheit  gerächt,  wenn  man 
sich  seiner  nicht  schnell  bemächtigt  hätte.  Die  barbarische  Horde 
führte  ihn  in  seine  Kammer  zurück  und  musste  der  Stimme  der  Gerech- 
tigkeit und  der  Erfahrung  nachgeben. 

Der  Prediger  Gossauer  (Fol.  — ),  Boltman  (Fol.  — )  und  An- 
dere tadeln  es,  dass  die  Voigt,  des  ewigen  Schreiens  müde,  der  Thiele 
ein  Tuch  über  den  Kopf  geworfen  habe,  um  ihr  das  Maul  zu  stopfen. 
Ich  kann  diesen  nichts  besseres  entgegnen,  als  was  die  Voigt  ganz 
psychologisch  wahr,  und  auch  auf  andere  Tadler  anwendbar,  der 
Aufwärterin  Opitz  (Fol.  — )  geantwortet  hat :  Sie  würden  sie  wohl 
noch  schlechter  behandeln,  wenn  Sie  sie  zur  Aufwartung 
hätten.     Alles  hat  seine  Grenze  in  einer  endlichen  W6lt,    auch   die 
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Geduld.  Man  darf  daher  in  keinem  Fall  von  einem  Menschen  mehr 
erwarten,  als  was  er,  seiner  Natur  gemäss,  gemächlich  leistet,  und  wo 
dies  Maass  nicht  zureicht,  muss  man  einen  Mechanismus  einführen, 
bei  dem  weniger  auf  den  guten  Willen  der  Menschen  gerechnet  wer- 
den darf. 

Dies  gilt  auch  in  Bezug  auf  die  übertriebenen  Forderungen ,  die 
man  meistentheils  an  den  Arzt  macht.  Er  verzehrt  sich  im  Dienste 
Anderer ,  tragt  nicht  bloss  die  Plage  seines  Hauses ,  sondern  auch  die 
Plage  Anderer,  lebt  bei  gefährlichen  Kranken  in  einer  ewigen,  unan- 
genehmen Spannung.  Seine  Kunst  ist  conjecturell ,  sein  Pfad  unge- 
bahnt. Die  Mittel,  mit  welchen  er  experimentirt,  sind  meistens  heroi- 
scher als  ein  lumpiger  Sack;  Mohnsaft,  Sublimat,  Arsenik,  so  tödtlich 
als  heilsam;  und  der  Gegenstand,  mit  welchem  er  experimentirt ,  das 
Höchste  unter  dem  Monde,  das  Leben  des  Menschen,  und  zugleich  das 
Zerbrechlichste.  Könnte  es  wohl  ein  unglücklicheres  Verhältniss  als  das 
des  praktischen  Arztes  geben ,  wenn  er  unter  diesen  Umständen  noch 
bei  jedem  Todesfall  eine  Criminaluntersuchung  zu  fürchten  hätte?  Was 
die  Billigkeit  von  jedem  rechtlichen  Menschen  fordert,  Berücksichti- 
gung dieser  Umstände,  das  ist  Schuldigkeit  für  diejenigen,  die  die  Zügel 
des  Medicinalwesens  führen  Avollen. 

Die  Versicherung,  dass  ich  den  in  Frage  stehenden  Fall  nach  mei- 
nem besten  Wissen  und  Gewissen  reiflich  und  mit  Umsicht  geprüft  und 
nach  dem  dermal  igen  Stand  unsrer  Kunst  beurtheilt  habe,  füge  ich  um 
so  zuversichtlicher  hinzu,  als  in  dem  gegenwärtigen  Falle  die  Wahrheit 
sich  dm-cli  sich  selbst  beurkundet  und  jenes  fremden  und  unzuverlässigen 
Zeugnisses  nicht  bedarf.  Dies  geht  noch  aus  dem  angelegten  völlig 
gleichlautenden  Gutachten  des  Hrn.  Dr.  Merzdorf  hervor,  welches  er, 
ohne  vor  der  Abgabe  desselben  um  das  meinige  zu  wissen,  ganz  für  sich 
nach  den  Acten  entworfen  hat. 

Berlin,  den  12.  Februar  1812. 

(L.  S.)  Dr.  Joh.  Chr.  ßeil, 

Professor  der  Mcdicin  an  der  hiesigen 
Universität. 

Obiges  Gutachten  habe  ich  mit  Aufmerksamkeit  gelesen  und  mit 
meiner  eignen  Ansicht  der  Sache  in  allen  Punkten  übereinstimmend 
gefunden.  Dieses  bescheinige  ich  nach  Pflicht  und  Gewissen  durch 
meine  Unterschrift. 

Berlin,  den  14.  Februar  1812. 

(L.  S.)  Dr.  Joh.  Friedr.  Alexander  Merzdorf. 
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Auf  Grrimd  dieses  Gutachtens  in  Beziehung-  auf  die  Todesart  der 
Thiele,  sowie  auf  Grund  der  über  die  übrigen  Anschuldigungen  gegen 
den  Hofrath  Hörn  angestellten  Nachforschungen  und  vernommenen 
Zeugen  wurde  unter  dem  20.  April  1812  das  Erkenntniss  gefällt.  Das- 
selbe ist  von  den  Kammergerichtsräthen  v.  Trützschler,  Rimpler, 
V.  Hermensdorf,  Roitsch,  v.  Grollmann,  Skalley,  v.  Dziem- 
bowsky,  Eichhorn,  Paalzow,  Friedel,  Freytag,  v.  Winter- 
feldt,  V.  Schrötter,  Prätorius  vollzogen  und  unter  dem  8.  Mai  1812 
vom  Justizminister  Kirch  eisen  in  folgender  Weise  bestätigt: 

,,Das  von  dem  Königlichen  Kammerg-ericht  mittels  Berichts 
vom  20.  V.  M.  eingereichte  Erkenntniss  in  der  Untersuchungs- 
sache wider  den  Hofrath  Dr.  Hörn,  welches  hierbei  nebst  den 
Acten  zurückerfolgt,  wird  dahin  bestätigt: 
dass    der  p.  p.  Hörn  von  der  Anschuldigung  einer  pflicht- 
widrigen Amtsführung  und  der  Veranlassung  des  Todes  der 
gemüthskranken  L.  Thiele  durch  Fahrlässigkeit  völlig  frei 
zu  sprechen. 
Das  Erkenntniss  ist  daher  nunmehr  zu  publiciren. 
Berlin,  den  8.  Mai  1812. 

Der  Justizminister 
(gez.)    Kircheisen. 
Das  Kammergericht  richtete   aber  auch  sein  Augenmerk  auf  die 
Rolle,  welche  der  Geheimrath  Kohlrausch  bei  diesem  Processe  durch 
seine  Denunciation  gespielt  hatte,  und  zwar  bei  Gelegenheit  des  Kosten- 
punkts.     In  dieser  Beziehung  heisst  es  am  Schlüsse  des  Erkenntnisses: 
,;Nach  dem 
§.   605   der  Crimiual-Ordnung  soll  der  Angeber    von  Ver- 
brechen, 

wenn  er  zur  Unterstützung  seiner  Anzeige  vorsätzlich  und  wis- 
sentlich falsche  Thatsachen  angegeben,  und  dessen  überführt 
wird, 
die  Kosten  desjenigen  Verfahrens  tragen,  welches  zur  Untersuchung 
dieser  Angaben  erforderlich  gewesen  ist.     Es  fragt  sich  daher  zur  Ent- 
scheidung des  Kostenpunkts : 

1.  wer  im  vorliegenden  Falle  als  Angeber  zu  betrachten, 

2.  ob  bei  einem  oder  dem  andern    die  im  allegirten  §.  gemachten 
Bestimmungen  Platz  greifen? 

Die  Untersuchung  ist  veranlasst  worden 
durch    das   Schreiben    des    Geheimrath   Kohlrausch    au    den 
Staatsrat!!  Langermann.     Die  in   demselben  enthaltenen  An- 
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klagen  mussten  durch  ihren  Inhalt  und  durch  die  Stellung  des 
Schreibers  die  höchste  Aufmerksamkeit  des  Chefs  der  allge- 
meinen Polizei  erregen;  und  man  kann  nicht  verkennen,  dass 
soAvohl  der  Chef  des  Polizeidepai  tements ,  als  auch  das  Justiz- 
ministerium in  jenem  Schreiben  eine  völlig  zureichende  Veran- 
lassung hatten,  mit  aller  Strenge  auf  eine  griindliclie  Aufklä- 
rung des  Sachverhältnisses  zu  halten  und  auf  eine  förmliche 
gerichtliche  Procedur  zu  dringen.  Jene  Anklagen  des  Geheim- 
rath  Kohl  rausch  betrafen  die  Verwaltung  eines  Instituts, 
welches  für  das  Publikum  von  der  grössten  AVichtigkeit  ist  und 
ohne  dessen  Vertrauen  mit  Erfolg  weder  bestehen,  noch  wirken 
kann.  Es  haben  sich  nun  aber  alle  Anklagen  des  Kohlrausch 
gegen  den  Hörn  als  unw^ahr  ergeben.  Hörn  ist  nicht  für  eigen- 
nützig ,  sondern  umgekehrt  für  uneigennützig,  nicht  für  hart 
gegen  die  Wahnsinnigen,  sondern  für  liebreich,  seine  Behand- 
lung der  Gemütliskranken  nicht  für  verkehrt  und  grausam,  son- 
dern für  zweckmässig,  sein  Verfahren  gegen  die  Thiele  nicht 
als  Veranlassung  ihres  Todes,  sondern  als  eine  zu  billigende 
Heilmethode  erkannt  w^orden. 

Vergleicht  man  den  Ausdruck  und   die  Fassung  der  Ankla- 
gen,   sowie  die  erwähnten  persönlichen  Verhältnisse  zwischen 
Hörn  und  Kohlrausch  mit  den  Resultaten,  wadclie  die  nun- 
mehr geschlossene   Untersuchung    über  die  vorgebrachten  An- 
schuldigungen   geliefert    hat,    so    entsteht  dringender  Ver- 
dacht,     dass     der     Kohlrausch     nicht    ohne    Absicht, 
Vorsatz    und    besseres  Wissen    Thatsachen    entstellt 
und    unrichtig    vorgetragen.      Aller    dieser   Verdacht  er- 
w^eckender  Umstände    ist    er  jedoch    für  überführt  nicht  zu 
zu  achten ;   und  daher  können  ihm  die  Kosten  in  Gemässheit 
des  §.  605  nicht  auferlegt  w^erden,  sondern  sind  nach  §.615  der 
Criminalordnung  niederzuschlagen. 
Herr  Geheimrath  Kohlrausch  hat  zu  seiner  Rechtfertigung,  nach- 
dem er  im  Juli   1813   Berlin  verlassen  und  von  Mecklenbm-g  aus  im 
October   1814  sein  Amt  in  der  Charite  niedergelegt  hatte,  im  Jahre 
1818  durch  den  Geheimen  und  Oberappellationsrath  Schmid  in  Jena 
eine  Vertheidigungsschrift  veröffentlichen  lassen,   deren  Widerlegung 
der    Geheimrath    Skalley    als  Untersuchungsrichter  im  Hörn  sehen 
Processe  in  einer  Gegenschrift  ausgeführt  hat.     In  dieser  werden  die 
Grundsätze ,    w^elche   das    Kammergericht    bei    der   Beurtheilung    des 
Hörn  sehen  Falles  geleitet  haben,  und  welche  für  die  Beurtheilung  der 
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sogenannten  ärztlichen  Kunstfehler  überhaupt  maassg-ebend  sein  müssen, 
in  nachstehender  Weise  dargestellt. 

Die  gesetzliche  Zurechnung  des  Erfolges  eines 
Heilverfahrens. 

Die  Arzneikunde  ist,  ungeachtet  ihrer  Fortschi-itte  seit  den  letzten 
Jahrhunderten,  immer  nur  noch  ein  unbestimmtes  Resultat  mangelhafter 
Erfahrungen,  und  keine  Theorie  hat  schon  möglich  gemacht,  die  Noth- 
wendigkeit  der  Erscheinungen  einzusehn.  Es  mangelt  in  der  Medicin 
an  einem  allgemein  gültigen  Princip,  aus  welchem  nicht  nur  alle  Erschei- 
nungen des  lebenden  Organismus  sich  herleiten  lassen ,  sondern  nach 
welchem  zugleich  auch  die  Möglichkeit  der  Heilung  einer  jeden  Krank- 
heit begründet  ist  und  deutlich  eingesehen  werden  kann.  Die  Aerzte 
können  wohl  einen  Zusammenhang  in  Abstracto  erkennen,  sagt  Reil, 
aber  nicht  in  Concreto  ihn  nachweisen.  Sie  wissen,  dass  eine  zerstörte 
Klappe  in  dem  Herzen  einen  unregelmässigen  Kreislauf  hervorbringen 
muss,  schon  nach  mechanischen  Gesetzen;  allein  ihre  Diagnostik  ist  so 
mangelhaft ,  dass  sie  die  Wirklichkeit  der  Zerstörung  nicht  erkennen. 
Daher  ergiebt  sich  schon  aus  der  UnvoUkommenheit  des  ärztlichen 
Wissens ,  dass  die  Erkenntniss  einer  Krankheit  unmöglich  nach  allge- 
mein bestimmten  Regeln  geleitet,  oder  das  Geschäft  der  Heilung  nach 
Vorschriften  regiert  werden  kann.  Zu  solchen  Vorschriften  würden  er- 
forderlich sein :  anerkannte  Regeln  für  alle  möglichen  Krankheitsfor- 
men, allgemeine  Curmethoden  —  und  die  Möglichkeit,  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  nicht  bloss  die  Art  der  Cur  genau  zu  bestimmen,  sondern 
auch,  durch  welche  Mittel  und  in  welchem  Grade?  Diesen  Erforder- 
nissen zur  sicheren  Ausübung  der  Heilkunst  zu  genügen  ist  nur  denkbar, 
und  vielleicht  auch  möglich,  auf  dem  Wege  wissenschaftlicher  Forschung ; 
so  lange  aber  der  Eine  für  Wahrheit  hält ,  was  der  Andre  eine  Lüge 
schilt,  und  die  Systeme  der  Aerzte  wechseln,  wie  die  Moden;  so  lange 
keiner  eher  behaupten  mag,  was  absolut  heilbar  oder  unheilbar  sei,  als 
bis  die  relative  UnvoUkommenheit  seines  Wissens  aufgehoben  worden 
ist:  so  lange  werden  die  Regierungen  auch  keine  Maassregeln  geeignet 
finden,  der  Beschwerde  des  Plinius  ^^Experbnenta  per  mortes  agunt^''  ab- 
zuhelfen. Zur  Erreichung  eines  solchen  Zwecks  fordert  Herr  C.  Gossler 
(Ueber  das  Rechtsverhältniss  zwischen  einem  Kranken  und  seinem 
Arzte.  Berlin  1814,  S,  oO.  31)  die  Gesetzgeber  auf,  die  nähere  Be- 
stimmung der  Rechte  und  Pflichten  eines  Arztes  anzuordnen,  welche 
bis  jetzt  noch  gefehlt;  —   er  erkennt  zwar  die  Schwierigkeiten  einer 
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solchen  Bestimmung,  hält  diese  aber  nicht  für  nniiberwindlich.  Die 
Arzneiwissenschaft  (sagt  er  in  der  augezeigten  Schrift)  enthalte  Grund- 
sätze über  die  Behandlung  der  Kranken ,  von  welchen  manche  zur  all- 
gemeinen Ordnung  brauchbar  wären ;  zum  Beispiel  über  das  erste 
Examen  mit  dem  Kranken  und  dessen  Umgebungen ,  wovon  so  viel  ab- 
hänge; über  die  sorgfältig  anzuordnende  Diät  während  der  Cur,  und 
über  die  den  Wärtern  darüber  zu  ertheilende  vollständige  Anweisung ; 
über  die  Entfernung  aller  Anlässe ,  wodurch  die  Cur  gehindert  werden 
könnte  u.  d.  m.  Die  dem  Gesetzgeber  liiezu  fehlenden  Kenntnisse 
könnte  das  Gutachten  geschickter  und  erfahrener  Sachverständiger  an 
die  Hand  geben. 

Allein  der  Zustand,  in  welchem  sich  die  Arzneikunde,  nach  der 
geschehenen  Andeutung,  noch  gegenwärtig  befindet,  wiederspricht  einer 
solchen  Behau]3tung  völlig.  Die  Brauchbarkeit  selbst  nur  einiger 
Grundsätze  zu  einer  allgemeinen  Ordnung  ist  nirgend  noch  Avirklich 
dargethan  ,  und  wäre  es,  so  ist  dadurch  doch  nicht  die  Möglichkeit  er- 
wiesen, allgemein  gesetzliche  Normen  für  die  medicinische  Praxis  fest- 
zustellen. Das  aber  müsste  die  erste  Aufgabe  für  die  Gesetzgebung 
sein  —  und  nur  mit  der  Lösung  dieser  Aufgabe  würden  die  gefähr- 
lichen Folgen  der  von  Herrn  Gossler  sogenannten  ärztlichen  Willkür 
abgewendet  Averden.  Denn  die  Vorschriften  zu  einem  zweckmässigen 
Examen  des  Kranken ,  allgemeine  Anordnungen  zur  Bestimmung  der 
Diät  u.  d.  m,,  welche  ohnehin  jeder  unterrichtete  Arzt  wissen  muss, 
reichen  nicht  hin,  die  Verantwortlichkeit  des  Arztes  zu  bestimmen,  und 
eignen  sich  für  die  Gesetzgebung  schon  deshalb  nicht,  weil  die  Befol- 
gung derselben  nicht  controlirt  werden  kann.  Aber  auch  dann,  wenn 
das  Problem  gelöst  werden  könnte,  wenn  weise  Gesetzgeber  und  ge- 
lehrte Aerzte  (wissenschaftliche  Aerzte,  im  strengsten  Sinne  des  Wor- 
tes, mangeln  wohl  noch  ganz)  solches  wirklich  lösten,  folg-lich  Xormen 
und  A^orschriften  dem  Arzte  in  allen  möglichen  Fällen  an  die  Hand 
gingen,  Avürde  man  nicht  seiner  Ueberzeugung  die  Anwendung  einer 
Vorschrift  auf  den  concreten  Fall,  die  Wahl  eines  Heilmittels  unter 
mehreren  ganz  überlassen  und  dann  immer  noch  mit  Bo eh mer  sagen 
müssen:  ,,ef  semper  yatet  refugium  ad  vim  morbi;  pericidosa  sympto- 
mata,  malum  regimen  aegrotantis,  dissensum  medicorum  in  probandi^ 
vel  reprohandis  certis  medicamentis  et  quae  sunt  eins  generis  alia.  {de 
Boehmer  oÄ  C.  C.  C.  Art.  134,  Th.2.).  Acccdit^  medicis  facilUminn  esse, 
causam  praetexere,  aut  responsum  emendicarc  ^  quod  eos  contra  onuiem 
impetitionem  securos  reddit,  et,  ut  in  dubio  absolvantur,  efficit. 

Die  Geschichte  der  Gesetzgebungen  ist  nicht  arm  an  Beispielen 
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vergeblicher  Versuche ,  welche  durch  positive  Heilungsvorschriften  und 
Androhung  von  Strafen  das  allgemeine  Gesundheitswohl  sicher  zu 
stellen  und  auf  dem  directen  Wege  die  Gefahr  ärztlicher  Missbräuche 
abzuwenden,  beabsichtigt  haben.  So  waren  in  den  ältesten  Zeiten,  er- 
zählt Sprengel  (Geschichte  Th.  I.  §.  12.  S.  54),  bei  den  Aegyptern 
die  Regeln  der  Arzneikunde  in  einem  Buche  verzeichnet  und  den 
.  Aerzten  zur  buchstäblichen  Befolgung  vorgeschrieben.  Befolgten  sie 
diese  Vorschriften ,  so  waren  sie  von  jeder  Verantwortung  des  etwa  er- 
folgten Todes  des  Kranken  befreit;  machten  sie  sich  aber  nur  der  ge- 
ringsten Abweichung  von  der  gesetzlichen  Regel  eines  Falles  schuldig, 
so  war  die  Todesstrafe  ihr  Loos,  auch  dann,  wenn  die  von  ihnen  behan- 
delte Krankheit  einen  glücklichen  Ausgang  genommen  hatte.  (Diodor. 
Sicul.  Opera  Lib.  II.  Cap.  82.) 

Nach  dem  westgothischen  Gesetz  von  Theodorich  wurde  der 
Arzt  (Wundarzt),  welcher  durch  den  Aderlass  einen  Menschen  tödtete, 
den  Verwandten  desselben  ausgeliefert,  und  diesen  gestattet,  mit  ihm 
nach  Lust  und  Gefallen  zu  verfahren.  (Lindenbrog.  Cod.  Leg.  antiqu. 
Visigoth.   L.  XL  Tit.  I.  VI.  pag.  204.) 

Lange  genug  sind  auf  solche  Weise ,  und  überhaupt  durch  un- 
zweckmässige Regierungsmassregeln,  die  Fortschritte  der  Arzneikunde 
gehemmt  worden,  und  noch  im  13.  und  14.  Jahrhundert  ward,  wie  einst 
in  Aegypten,  den  Universitäten  zu  Bologna,  Padua,  Ferrara,  Pavia, 
Paris  und  der  hohen  Schule  in  Heidelberg  vorgeschrieben,  in  den 
medicinischen  Vorlesungen  nicht  im  Geringsten  von  den  Grundsätzen 
des  Hippocrates  und  Galenus  abzuweichen.  Es  konnte  daher  auch 
nicht  fehlen,  dass,  während  alle  übrigen  Wissenschaften  in  den  erwähn- 
ten beiden  Jahrhunderten  wieder  aufzublühen  begannen,  die  Arznei- 
kunde allein  zurückblieb  und  selbst  in  der  folgenden  Zeit,  erst  wieder 
würdig  emporstrebte,  als  von  den  Regierungen  auf  zweckmässigere  An- 
stalten zum  gründlichen  Studium  der  Medicin  und  ihrer  Hiilfswissen- 
schaften  Bedacht  genommen,  und  dem  Fortschreiten  zur  Vervollkomm- 
nung keine  Fessel  mehr  angelegt  wurde. 

Denn  mit  dem  Bedürfniss  erkannten  die  Regierungen  endlich 
auch  die  rechten  Mittel  zur  Beförderung  der  Kunst.  Sie  sahen  die  Un- 
zulässigkeit ein,  die  Behandlung  einer  Krankheit  ähnlichen  Vorschriften 
zu  unterwerfen  —  wie  die  Behandlung  eines  Processes.  D.  Gossler 
stellt  in  der  angezeigten  Schrift  beides  zusammen  und  rechnet  den  Re- 
gierungen zu,  dass  sie,  sorgfältig  bedacht,  die  vollkommenste  Methode 
zur  Behandlung  der  gerichtlichen  Angelegenheiten  einzuführen,  gleich- 
wohl versäumt  hätten,   die  Pflichten  der  Aerzte  zu  bestimmen  und  die 
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Kranken  ihrer  Willkür  zu  entziehen.  Dieser  Vorwurf  widerlegt  sich 
aber  aus  der  Natur  beider  Institutionen  von  selbst,  und  kaum  darf  daher 
noch  erwähnt  werden,  dass  sogar  dem  Richter  die  Anwendung  eines 
Gesetzes  auf  einen  bestimmten  Fall  nicht  vorgeschrieben,  sondern 
seiner  Ueberzeugung  überlassen,  —  und  ein  dabei  »begangener  Irrthum 
oder  Unwissenheit,  sobald  nur  die  Form  beobachtet,  nicht  einmal  zur 
Erstattung  der  Prozesskosten  verpflichtet,  geschweige  denn  mit  einer 
Strafe  bedroht  ist. 

In  den  Vorschriften  zur  Bildung  tüchtiger  Aerzte ,  in  den  Anord- 
nungen einer  allgemeinen  Aufsicht  und  in  Verbots-  und  Strafgesetzen 
gegen  die  Afterärzte  bestehen  die  einzig  zulässigen  Mittel,  welche  von 
den  Gesetzgebungen  der  neuern  Zeit  angewendet  wurden,  und  im 
Ganzen  mit  herrlichem  Erfolg  für  die  Kunst  selbst.  Denn  einzelne 
Anomalieen,  wie  z.  B.  für  die  preussischen  Staaten  die  Ernennung  des 
Berliner  Scharfrichters  Coblenz  zum  Hof-  und  Leibmedicus 
Friedrichs,  des  ersten  Königs  von  Preussen,  und  für  Sachsen  das 
kurfürstliche  Rescript  vom  ol.December  1750,  wodurch  nicht  bloss  dem 
Scharfrichter  zu  Eilenburg,  sondern  auch  allen  andern  Scharf- 
richtern die  Heilung  äusserlicher  Schäden,  Arm-  und  Beinbrüche, 
Buckel  und  Beulen  erlaubt  wurde  ,  (D.  Kuhns  Samml.  königl.  sächs. 
Medicinalgesetze.  S.  160)  bleiben  billig  unbeachtet,  indem  doch  der 
Grundsatz  (in  den  preussischen  Staaten  aufgestellt  durch  das  Edict  vom 
9.  October  1713),  dass  den  sogenannten  Medicis  bullatis  die  Ausübung 
der  Arznei-  und  Wundarzneikunst  gänzlich  untersagt  sein  soll ,  im  All- 
gemeinen jederzeit  aufrecht  erhalten  worden  ist. 

Den  vorschriftsmässig  geprüften  und  tüchtig  befundenen  Aerzten 
wurde  die  freie  Ausübung  der  Kunst  gestattet ,  ihre  Ueberzeugung  bei 
der  Anwendung  eines  Heilmittels  an  keine  Regel  gebunden  oder  von 
der  Befolgung  eines  Systems  abhängig  gemacht,  weil  man,  was  auch 
die  Türken  begreifen,  welche  den  Aerzten  bei  dem  Tode  ihrer  Kranken 
keinen  Vorwurf  machen,  (Niebuhrs  Reisebeschreibung  I.  B.  S.  247) 
anerkannte,  dass  es  unmöglich  sei,  die  nächste  Wirkung  feines  Arznei- 
mittels genau  zu  bestimmen ,  und  noch  weniger  zulässig  also ,  den  ge- 
prüften Arzt  für  den  Erfolg  seiner  Behandlung  verantwortlich  zu 
machen.  In  der  neueren  Gesetzgebung  existirt  auch  kein  Beispiel  einer 
Bestimmung,  nach  welcher  der  Erfolg  des  Heilverfahrens  eines  vom 
Staate  anerkannten  Arztes  demselben  anders  zugerechnet  worden,  als 
in  dem  Fall  einer  von  ihm  bewiesenen  und  als  Ursache  des  schädlichen 
Erfolgs  anzusehenden  groben  Schuld.  Nicht  weiter  dehnt  selbst  die 
peinliche  Halsgerichtsordnung  Karls  des  Fünften  die  Verantwortlichkeit 

Kali  seh,  die  Kunstfehler.  q 
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des  Arztes  aus,  in  der  Verordnung  des  Artikels  134:  „Item  so  ein  Arzt 
ans  Unfleiss  oder  Unknnst,  und  docli  unfürsetzlich ,  jemand  mit  sei- 
ner Arznei  tödtet,  erfinde  sich  denn  durch  die  Gelehrten  und  Verstän- 
digen der  Arznei,  dass  er  die  Arznei  leichtfertiglich  und  verwe- 
gentlich  missbraucht,  oder  sich  ungegründeter  unzulässiger 
Arznei,  die  ihm  nicht  geziemt  hat ,  unterstanden ,  und  damit  einem  zum 
Tod  Ursach  gegeben,  der  soll  nach  Gestalt  und  Gelegen! leit  der  Sachen 
und  nach  Rath  der  Verständigen  gestraft  werden,  und  in  diesem  Fall 
allermeist  Achtung  gehabt  werden,  auf  leichtfertige  Leute,  die  sich 
Arznei  unterstehen  und  der  mit  keinem  Grund  gelernt  haben." 

Zur  Anwendung  dieses  Gesetzes  gehört,  dass  ein  Arzt  aus  ISTach- 
lässigkeit  oder  Unwissenheit  eines  schädlichen  Arzneimittels  sich  be- 
dient und  dadurch  den  Tod  eines  Menschen  veranlasst  habe,  (Kr  es  s  ad 
CCG.  Art.  134  §.  1.),  und  in  diesem  Thatbestande  liegt  deutlich  der 
BegrifP  der  groben  Fahrlässigkeit,  welche  jederzeit  vorhanden  ist,  sobald 
Personen,  die  mit  Bewilligung  oder  aus  Auftrag  des  Staats  eine  Wissen- 
schaft oder  Kunst  ausüben ,  aus  Mangel  oder  Vernachlässigung  der  zu 
jener  Wissenschaft  oder  Kunst  gehörenden  gemeinen  Kenntnisse  eine 
Rechtsverletzung  verursacht  haben.  (Siehe  das  Strafgesetzbuch  für  das 
Königreich  Baiern.  Art.  67).  Culpae  latae  ßnis  est,  no?i  intelligere  id, 
quod  omnes  intelligmit,  sagt  L.  223.  D.  de  Verbor.  signif.  Das  aber  ver- 
räth  Mangel  an  den  zur  Ausübung  der  Arzneikunst  erforderliehen  ge- 
meinen Kenntnissen  oder  eine  Vernachlässigung  derselben  {In  genere 
quicunque  artem  proßtetur  cuius  solidam  scientiam  non  habet  is ,  si  quid 
ex  imperiti a  comv/ittit,  culpae  reus  est.  L.  132  jf.  de  reguL  iur.)^  wenn 
der  Arzt  ein  schädliches  Mittel  anwendet  und  durch  dieses  Mittel  die 
unmittelbare  Veranlassung  des  Todes  eines  Menschen  wird,  weil  nur 
gemeines  Wissen  nöthig  ist,  die  unter  allen  Umständen  in  einem  vor- 
handenen Falle  (unbedingt)  schädlichen  Mittel  zu  kennen  und  zu  ver- 
meiden. Die  Zurechnung  des  durch  den  Gebrauch  solcher  Mittel  unmit- 
telbar verursachten  Todes  eines  Menschen  ist  also  nach  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  deutschen  Criminalrechts  gerechtfertigt,  weil  der  Arzt  im 
Stande  gewesen  sein  würde,  die  Schädlichkeit  seiner  Handlung  einzu- 
sehen und  den  unglücklichen  Folgen  derselben  zuvorzukommen,  wenn 
er  die  dazu  erforderlichen  gemeinen  Kenntnisse  besessen,  oder  nicht 
versäumt  hätte,  selbige  anzuwenden.  In  der  Anwendung  der  zur  Kunst 
erforderlichen  gemeinen  Kenntnisse  findet  er  dagegen  Schutz  [medicus 
et  chirurgus  seciirus  est,  si  secundiim  praecepta  sibi  a  praeccptoribus  tra- 
dlta  versetur,  licet  mortem  per  illa  promoveat.  {Arg.  Cap.  7  X.  de  aet.  et 
quäl).    Die  Gelehrten  und  Verständigen  der  Arzneikunst  sollen  daher 
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zur  AiiAvencliTuo-  des  Art.  134  bestimmen,  dass  der  Tod  die  TTirkuno- 
einer  schädlichen  Arznei  D-eT\^esen  ist,  und  von  selbst  ergiebt  sich,  dass 
hier  der  Tod  eine  unmittelbai-e  nnd  nothwendige  Wirkung  des  Arznei- 
oder Wundarzneimittels,  und  dies  Mittel  direct  zerstörend  wirksam 
gewesen  sein  muss,  Aveil  anders  nicht  die  Möglichkeit  der  Erkenntniss 
oder  der  Voraussicht  der  rechtsverletzenden  Folo'e  o-edacht,  mithin  auch 
die  Handlung  selbst,  die  Verordnung  des  Arzneimittels ,  dem  Arzt  nicht 
zur  Schuld  angerechnet  werden  kann.  Und  wie  alle  Schuld  {culpa  dolo 
contraria)  als  der  Entschluss  zu  einer  die  Eechtsverletzung  nicht  beab- 
sichtigenden Thätigkeit  oder  Unthätigkeit,  das  mögliche  oder  wirkliche 
Bewusstsein  ihi-er  wahrscheinlichen  rechtswidrigen  Folo-en  in  die  wesent- 
liehen  Bestandtheile  des  Begriffs  aufnimmt  fTittmanns  Handbuch  der 
Strafrechtswissenschaft.  Halle  1806  I.  Th.  S.  102),  so  erfordert  auch 
die  Verschuldung  des  Arztes  an  dem  Tode  des  seiner  Cur  anvertrauten 
Kranken  zu  ihrer  Existenz,  dass  ihm  möglich  gewesen  ist,  die  Wirkung 
seiner  Arznei  als  wahrscheinlich  nachtheilig  zu  erkennen ,  und  dies 
einzusehen,  ist  ihm  nach  dem  Stande  seiner  Kunst  nur  möglich  bei  direct 
zerstörend  wirkenden,  oder  in  ihrer  Anwendung'  unbedino-t  schädlichen 
Heilmitteln,  Daher  steht  die  Verpflichtung  des  Arztes  zur  Sorgfalt 
und  Aufmerksamkeit  bei  der  Ausübung  seiner  Kunst  auch  in  ganz  ge- 
nauer Beziehung  auf  diese,  und  je  unvollkommener  und  unzuverläs- 
siger also  die  Kunst  gegenwärtig  noch  ist,  desto  unzulässiger  ist  es  auch, 
dem  Arzte  die  nachtheiligen  Folgen  einer  Ciu-methode  zur  Schuld  (reatus) 
zuzurechnen,  wenn  solche  nicht  im  genauen  Zusammenhange,  als  Ur- 
sache und  Wirkung,  für  schädlich  anerkannt  worden  sind.  Ueberall 
aber  mangelt  ein  Anerkenntniss  dieser  Art,  wo  der  Arzt  aus  pflicht- 
mässiger  Ueberzeugung  ein  nach  seiner  oder  Anderer  Erfahrung  als 
nützlich  bewährtes  oder  als  unschuldig  (unschädlich)  erkanntes  Heil- 
mittel anwendet.  Denn  über  den  Einfluss  eines  solchen  Heilmittels 
auf  den  Erfolg  der  Cur  kann  der  Rath  der  Gelehrten  und  Verständigen 
nicht  eingeholt,  und  die  Meinung  derselben  als  Entscheidungsnorm  nicht 
angesehen  werden,  weil  nirgend  noch  apodiktische  Gewissheit  in  der 
Medicin  existirt,  und  der  Eine  das  Heilverfahren  verwirft  und  schädlich 
nennt,  was  der  Andere  als  nützlich  preist.  Betrachtet  man  nun  auch 
die  Abstufungen  der  Culpa,  welche  einige  Criminalisten  annehmen, 
nämlich  die  grosse,  mittlere  und  kleinere  Schuld,  in  ihrer  An- 
wendung auf  die  Arzneikunst,  so  ergiebt  sich  aus  der  Bedeutung  einer 
jeden  Art  der  Culpa ,  welche  derselben  ein  Arzt  im  Stande  sei  zu  ver- 
antworten, welche  nicht.  Xach  Tittmann  (1.  c.  §.  103)  ist  nämlich 
grosse  Schuld  (culpa  lata)  diejenige,  bei  welcher  die  Entstehung   der 
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rechtswidrigen  Wirkung-  wahrscheinlicher  ist,  als  die  Entstehung  der 
erlaubten.  So  ist  z.  B.,  wenn  dem  Kranken  auf  ein  Mal  zehn  Pfund 
Blut  abgezapft  werden,  der  Tod  wahrscheinlicher  als  die  Genesung; 
die  mittlere  {culpa  levis)  diejenige,  wo  der  Eintritt  der  rechtswidrigen 
und  der  erlaubten  Wirkung  gleich  wahrscheinlich  ist;  die  kleine  end- 
lich (culpa  levissima)  diejenige,  wo  der  Eintritt  der  erlaubten  Wirkung 
wahrscheinlicher  ist,  als  der  Eintritt  der  rechtswidrigen  Wirkung.  Die 
grosse  Schuld  hat  unter  den  vorhin  angenommenen  Voraussetzungen 
ein  Arzt  zu  vertreten;  aber  für  den  zweiten  Grad  der  Eahrlässigkeit 
darf  er  nicht  haften,  weil  er  nach  der  vom  Staate  erhaltenen  Erlaubniss 
ohne  Zweifel  berechtigt  ist,  von  der  Anwendung  eines  Arzneimittels  Ge- 
brauch zu  machen,  welches  in  vielen  Fällen  eine  glückliche  und  in  eben 
so  vielen  Fällen  eine  unglückliche  Wirkung  gehabt  hat,  und  der  dritte 
Grad  der  Fahrlässigkeit  endlich  kann  dem  Arzte  nicht  zugerechnet  wer- 
den, weil  er  nach  seiner  Erfahrung  den  Eintritt  eines  glücklichen  Erfolgs 
von  dem  angewendeten  Heilmittel  erwarten  konnte  und  aus  Furcht  vor 
dem  möglichen  Gegentheil  die  Anwendung  nicht  unterlassen  durfte. 
Das  Strafgesetzbuch  für  Baiern  kennt  nur  zwei  Arten  der  Fahrlässig- 
keit, die  grobe  und  die  geringe,  und  für  diese  Eintheilung  spricht,  so 
heisst  es  in  den  Anmerkungen  zu  jenem  Strafgesetzbuch,  dass  es  an  sich 
schwer  sei,  Regeln  anzugeben,  nach  welchen  sich  für  jeden  Fall  genau 
bestimmen  lasse,  ob  der  Handelnde  die  Gefahr  leicht  voraussehen  konnte, 
also  dessen  Fahrlässigkeit  mehr  oder  weniger  strafbar  sei.  Temperament, 
Erziehung,  Lebensart,  Kenntnisse,  augenblickliche  Gemüthsstimmung, 
äussere  Umstände  bringen  fast  in  jedem  Fall  bei  jedem  Menschen  eigene 
Modificationen  der  Culpa  hervor.  Aus  dieser  Mannigfaltigkeit  kann  der 
Gesetzgeber  nur  die  auffallenden  Abstufungen  hervorheben,  die  verschie- 
denen Modificationen  unter  Hauptgesichtspunkte  vereinigen  und  hier- 
nach die  Grade  der  Culpa  in  grösseren  Maassen  abstecken.  (Anmer- 
kungen zum  Strafgesetzbuch  für  Baiern.  Th.  I.  S.  lOf).)  Die  Existenz 
einer  geringen  Fahrlässigkeit  ist  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetz- 
buches vorhanden,  wenn  die  fahrlässige  Handlung  mit  dem  gesetz- 
widrigen Erfolge  in  einem  entfernten  Zusammenhange  stand  und  zwar 
nur  als  mögliche,  obgleich  als  ungewöhnliche  und  unwahrscheinliche 
Wirkung  vorauszusehen  war.  (Art,  68, 1.  c.)  Doch  der  Arzt  irrt  unsicher 
und  schwankend  im  Gebiete  der  Kunst,  er  wähnt  heute  die  Symptome 
dieser,  morgen  die  Zeichen  jener  Krankheit  in  einem  gegebenen  Falle 
wahrzunehmen,  und  wird  nicht  selten  erst  durch  den  Leichenbefund  zu- 
rechtgewiesen über  die  eigentliche,  von  ihm  nicht  geahnte  Krankheit. 
Unmöglich  wird  daher  ein  Arzt   vorausbestimmen  können,   in  welchem 
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Zusammenliaug  der  Erfolg  mit  dem  von  ihm  aiigeordueten  Heilver- 
falii-en  gestanden,  noch  weniger  also  wissen,  ob  dieser  Zusammenhang 
nahe  oder  entfernt  sei,  oder  den  schlimmen  Ausgang  einer  Krankheit, 
als  mögliche  Folge  seiner  Cur,  voraussehen  ;  und  die  gesetzliche  Be- 
stimmung des  Begriffs  der  geringen  Fahrlässigkeit  in  dem  baierischen 
G-esetzbuche  kann  daher  auf  das  Heilverfahren  eines  zur  Ausübung 
seiner  Kunst  berechtigten  Arztes  keine  Anwendung  leiden. 

Seit  der  Einführung  des  im  Allgemeinen  preussischen  Landrecht 
enthaltenen  Criminalgesetzes  findet  in  den  preussischen  Staaten  die 
Vorschrift  des  Art.  134  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung  Kaisers 
Karl  V.,  welche  buchstäblich  in  die  brandenburgische  peinliche  Ge- 
richtsordnung des  Kurfürsten  Georg  Friedrich  aufgenommen  war, 
keine  Anwendung  mehr.  Auch  ein  anderes  ausdrückliches  Strafgesetz 
ist  dafür  nicht  gegeben  .worden,  und  nirgend  des  Falles  namentlich  er- 
wähnt, in  welchem  die  Anwendung  eines  schädlichen  Heilverfahrens 
dem  Arzte  zur  Schuld  zuzurechnen  sei.  Denn  die  A^orschriften  des 
preussischen  Strafrechts  enthalten  für  die  Aerzte,  TTundärzte  und  Heb- 
ammen keine  anderen  ausdrücklichen  Strafgesetze,  als  diejenigen,  welche 
im  §  505 — 508  von  dem  Bruche  der  Verschwiegenheit  über  die  ihnen 
bekannt  gewordenen  Gebrechen  und  Familiengeheimnisse  handeln,  und 
dann  im  §.  924  if.  Bestimmungen  über  die  Pflichten  der  Geburtshelfer 
und  Hebammen. 

Der  Gesetzgeber  giebt  dadurch,  und  insbesondere  durch  die  unter- 
lassene Aufnahme  des  Art.  134  der  brandenburgischen  peinlichen 
Gerichtsordnung,  offenbar  zu  erkennen,  dass  dem  Arzte,  welchen  der 
Staat  zur  Anwendung  seiner  Kenntnisse  nach  eigener  üeberzeugung 
berechtigt  hat,  auch  der  Erfolg  seiner  Cur  gar  nicht  zur  Schuld  ge- 
rechnet werden  könne,  und  mit  Recht;  denn  durch  die  Befugniss  zur 
Ausübung  der  medicini sehen  Praxis,  nach  vorhergegangener  sorgfäl- 
tiger Prüfung,  ist  für  jeden  Arzt  im  Voraus  der  Beweis  geführt,  dass 
derselbe  die  zur  Ausübung  der  Kunst  erforderlichen  gemeinen  Kennt- 
nisse und  Fertigkeiten  besitzt  und  auch  in  jedem  Falle  anwendet,  so- 
bald er  das  Heilverfahren  nach  seiner  Üeberzeugung  bestimmt,  an- 
ordnet und  leitet.  Die  Vernachlässigung  oder  ein  Mangel  dieser 
gemeinen  Kenntnisse  lässt  sich  daher  dem  geprüften  und  vom  Staate 
anerkannten  Arzte  in  dem  äussern  Forum  mit  Fug  und  Recht  gar  nicht 
vorwerfen  oder  gesetzlich  nachweisen,  und  da  hierin  der  Begriff  einer 
groben  Fahi-lässigkeit  anzutreffen  ist,  auch  diese  also  in  Beziehung 
auf  die  Kunst  ihm  nicht  zui'  Schuld  rechnen.  Ueberhaupt  ist  es 
unbegreiflich,  aus  welchem  Princip  die  Legislation  die  Vertretung  des 
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Erfolgs  einer  Cur  vor  dem  Criminal-Justizliofe  reclitfertigen  will,  so 
lange  sie  die  Ausübung  der  Kunst  bis  zur  untersten  Stufe  hinab  nach 
der  Einsicht  des  Arztes  gestatten  und  dem  Gewissen  desselben  die  Ver- 
antwortung überlassen  muss ;  und  unerklärlich ,  wie  der  Grundsatz  hat 
angefochten  werden  können ,  welchen  das  königliche  Kammergericht 
zu  Berlin  in  der  Sache  des  Geheimen  Medicinalraths  Dr.  Hörn  dahin 
aufgestellt  hat  (siehe  C.  Gossler  über  das  Rechtsverhaltniss  zwischen 
dem  Arzt  und  seinem  Kranken.    Berlin  1814), 

dass  der  Arzt  nur  eine  grobe.  Vernachlässigung  der  ihm ,  wie 
jedem  andern,  obliegenden  allgemeinen  Vorsicht  vor  dem  Crimi- 
nalgesetz  zu  verantworten  habe. 
Ein  jeder  ist  schuldig,  verordnet  das  preussische  Strafgesetz  (AUg. 
Landrecht  Th.  2  Tit.  20.  §.  691),  sein  Betragen  so  einzurichten,  dass 
er  weder  diirch  Handlungen,  noch  Unterlassungen  das  Leben  oder  die 
Gesundheit  Anderer  in  Gefahr  setze.  —  Allgemein  verständlich  sind 
der  Sinn  und  die  Worte  dieses  Gesetzes,  so  lange  die  Rede  ist  von 
dem  äussern  Betragen  der  Menschen  gegen  einander ,  und  Jeder  lernt 
aus  den  vom  Gesetze  angeordneten  Vorbeugungsmitteln,  sowie  aus 
dem  Inhalte  der  darauf  folgenden  Polizeiverbote  (§  693  —  776  1.  c), 
dass  in  der  erwälmten  allgemeinen  Aufforderung  zur  Vermeidung 
dessen,  was  dem  Leben  oder  der  Gesundheit  Anderer  gefährlich 
werden  könnte,  ausschliesslich  nur  von  dem  äussern  Betragen  der 
Menschen  die  Rede  sein,  nicht  aber  darunter  auch  das  eigentliche 
Heilverfahren  eines  Arztes  verstanden  werden  kann.  Dieses  unter  der 
Autorität  des  Staates  angewendete  Verfahren  ist  ohnehin  bestimmt, 
eine  schon  vorhandene  Lebensgefahr  abzuwenden,  also  wüi'de  solches, 
wenn  auch  die  Summe  der  Verrichtungen  eines  Arztes  und  die  Summe 
seiner  Mittel  sein  Betragen  genannt  werden  könnte,  an  sich  schon 
nach  den  Worten  des  angeführten  Gesetzes  nicht  zu  beurtheilen  sein, 
weil  die  Bedingung  zur  Anwendung  desselben  ist,  das  Leben  oder  die 
Gesundheit  Anderer  mit  Gefahr  zu  bedrohen.  Geprüfte  und  vom  Staate 
anerkannte  Aerzte  haben  aber  allgemein  nicht  bloss  die  Vermuthung 
des  Gegentheils,  sondern,  wie  schon  erwähnt,  in  dem  Anerkenntnisse 
des  Staats,  sogar  den  Beweis  für  sich,  dass  sie  durch  die  Ausübung 
ihrer  Kunst  nicht  Gefahr  bringen,  sondern  solche  abwenden  und  mithin 
Nutzen  stiften,  und  nur  die  nicht  vorschriftsmässig  geprüften  Aerzte, 
die  Quacksalber,  die  Marktschreier  u.  dgl.  m.  setzen  daher  im  gesetzlichen 
Sinne,  durch  die  Anwendung  ihrer  Mittel,  Anderer  Leben  und  Gesund- 
heit in  Gefahr,  diese  können  also  auch  dem  Strafgesetz  unterworfen 
werden.      Praesidiis   (medico   datis)  destituuntur    circumforanei^    quibus 
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audacia,  temeritas,  ignorantia  ^  in  perpetuum  ohstant^  sola  intentio  vero 
hene^  non  male  aegrotis  faciendi,  excusationem  non  praeoet,  quia  lubrica 
et  periculosa  est  intentionis  executio,  et  quicquid  henevolentiae  huic  coliae- 
retj  non  modo  fucum  prae  se  fert,  verum  etiam  insigni  audacia  maximam 
partem  diluitur  {Böhmer  ad  C.  C.  C.  Art.  134.  S.  IL)  Der  eigentliche 
geprüfte  Arzt  dagegen  verletzt  die  nacli  dem  obigen  Gesetz  §.  691 
ihm  auferlegte  Pflicht  in  der  ßegel  niemals  durch  die  Ausübung  seiner 
Kunst  und  ist  dem  Strafgesetz  nicht  unterworfen,  weil  eine  Zurechnung 
der  Folgen  seiner  Mittel  nicht  unbedingt  Statt  findet.  Er  kann  aber 
bei  der  Ausübung  seiner  Kunst ,  oder  bei  Gelegenheit  derselben,  die 
allgemeine  Vorsicht  in  seinem  Betragen  nicht  beobachten,  und  alsdann 
findet  unbezweifelt  die  Vorschrift  des  Gesetzes  Anwendung,  welches 
verordnet : 

„Auch  Derjenige,  welcher  zwar   ohne  Uebertretuug  ausdrück- 
licher Gesetze  oder  besonderer  Vorschriften,    aber  doch    durch 
grobe  Vernachlässigung   der  allgemeinen  nach   §.  691   einem 
Jeden  obliegenden  Vorsicht ,  Jemanden  am  Leben  oder  Leibe 
beschädigt,  hat  allemal  verhältnissmässige  J^eibesstrafe  verwirkt. 
Diese  Strafe  soll  nach  dem  Stande  und  Alter  des  L^ebertreters, 
nach  Verhältniss  des  Grades  der  Fahrlässigkeit,  der  Erheblich- 
keit des  Schadens  und  der  erfolgenden  oder  nicht  erfolgenden 
Wiederherstellung    des  Beschädigten   auf   körperliche    Züchti- 
gung oder   auf  Gefängnissstrafe   von  vierzehn  Tagen   bis   zu 
einem  Jahre  bestimmt  werden."    (AUg.  Landrecht  §.  780,  781.) 
AUein  wenn  hieraus  allerdings  folgt,  dass  die  Strafe   nach  Ver- 
hältniss des  Grades  der  Fahrlässigkeit  bestimmt  werden  soll,  so  folgt 
doch  nicht,   wie   Dr.   Gossler  meint    (S.  14  1.  c),  dass  mehr  als  eine 
grobe  Vernachlässigung  der  allgemeinen  Bürger-  und  Menschenpflicht 
nach  dem  Gesetze  straf bai'  sei.     Denn  das  Gesetz  will  hier  die  grobe 
Fahrlässigkeit  nach  dem  Grade  derselben  zurechnen,   wie  in  dem 
Fall     der    unmittelbar    vorhergegangenen     gesetzlichen    Bestimmung, 
welche  unter  dem  nämlichen  Marginale  verordnet,  dass,  insofern  durch 
die  TJebertretung  eines  ausdrücklichen  Polizeiverbots  Jemand  an  seinem 
Leben  oder  an  seiner  Gesundheit  verletzt  worden,  der  Uebertreter  auch 
als  einer,  der  den  Schaden  aus  grober  Fahrlässigkeit  zugefügt  hat, 
angesehen  und  nach  dem  Grade  dieser  Fahrlässigkeit  bestraft  werden 
soll.    (AUg.  L.-R.  §.  777,  778.) 

Die  Legislation  darfauch  nur  die  grobe  Vernachlässigung  jener 
allgemeinen  Vorsicht  in  dem  Betragen  der  Menschen  gegen  einander 
mit   einer   Strafe   bedrohen,   weil  nui'  durch  grobe  Fahrlässigkeit  das 
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Leben  oder  die  Gesundheit  Anderer  in  Gefahr  gesetzt  wird,  indem  schon 
eine  ganz  gewöhnliche  Aufmerksamkeit  hinreicht,  sein  Betragen  so  ein- 
zurichten, dass  der  Forderung  des  Gesetzes  Genüge  geschehe,  und  in  der 
Nichtanwendung  der  gewöhnlichen  Aufmerksamkeit  nach  dem  preussi- 
schen  Strafrecht  der  Begriff  einer  groben  Fahrlässigkeit  vollendet  ist. 
(Allg.  L.  E.  §.  28.  1.  c.)  Der  Verfasser  der  Schrift,  über  das  Rechts- 
verhältniss  zwischen  einem  Kranken  und  seinem  Arzte,  behauptet  daher 
auch  ohne  Grund,  dass  jeder  bestraft  werde,  durch  dessen  Versehen 
ein  Mensch  getödtet  oder  an  seiner  Gesundheit  beschädigt  worden  sei. 
Das  preussische  Strafgesetz  kennt  diesen  Ausdruck  gar  nicht  und  be- 
dient sich  desselben  auch  weder  bei  der  Bestimmung  von  der  Moralität 
und  Zurechnung  der  Verbrechen  überhaupt,  noch  bei  der  Lehre  von  den 
körperlichen  Verletzungen,  und  ein  Versehen  kann  mit  der  Fahrlässig- 
keit überhaupt  nicht  gleichbedeutend  genommen,  sondern  jenes  (das 
Versehen)  nur  als  der  niedrigste,  iind  die  Fahrlässigkeit  als  der  höchste 
Grad  der  Culpa  angesehen  werden.  (Tittmann  Th.  I.  §.  102.)  Die 
gewöhnlichen  Eintheilungen  der  Schuld  {Culpa)  sind  aber  von  dem 
preussischen  Criminalrecht  gar  nicht  erwähnt,  sondern  die  Grade  der 
Zurechnung  der  höchsten  Schuld  (Fahrlässigkeit)  nur  angedeutet  in  der 
Vorschrift,  nach  welcher  das  Maass  der  Strafe  eines  Verbrechens  aus 
Fahrlässigkeit  von  dem  nahen  oder  entfernten  Zusammenhange  des  ge- 
setzwidrigen Erfolgs  mit  der  Handlung,  von  der  grössern  oder  geringern 
Fähigkeit  des  Handelnden,  den  Erfolg  vorauszusehen,  und  von  der  Ge- 
fährlichkeit der  Handlung  selbst  abhängig  gemacht  werden  soll.  (Allg. 
L.  R.  §.  29.  1.  c.)  Eine  solche  Andeutung  berechtigt  jedoch  nicht,  wie 
Dr.  Gossler  thut,  aus  dem  Civilrecht  die  Abstufungen  der  Nichtbeobach- 
tung  gehöriger  Aufmerksamkeit  in  den  Geschäften  des  bürger- 
lichen Lebens  (so  stellt  das  jDreussische  Civilrecht  den  Begriff  des  Ver- 
sehensfest; das  Wesen  der  Schuld,  nach  criminalistischem  Princip,  besteht 
aber  nicht  allein  in  der  Unterlassung  der  Aufmerksamkeit,  diese  ist 
vielmehr  nur  eine  Art  derselben)  in  das  Strafrecht  hinüber  zu  nehmen 
und  daselbst  anzuwenden.  Denn  bei  der  Bestimmung  des  Begriffs  eines 
Verbrechens  aus  Fahrlässigkeit  nimmt  das  Gesetz  keine  Beziehung  auf 
die  im  Civilrecht  Th.  I.  Tit.  3.  §.  16—23  enthaltenen  Begriffe  und  Ab- 
stufungen des  Versehens ,  weil  in  dem  Begriffe  eines  Verbrechens  aus 
Fahrlässigkeit  zugleich  diese  selbst  schon  als  die  unterlassene  An- 
wendung gehöriger  Aufmerksamheit  und  Ueberlegung  bezeichnet  ist. 
Und  hieraus  folgt ,  dass  die  verschiedenen  Praestationen  der  Culpa  des 
preussischen  Civilrechts  nicht  auch  die  Grade  der  Zurechnungsfähigkeit 
im  Criminalrecht  bestimmen,  sondern  wie  die  Vorschrift  des  Allgemeinen 


41 

Landreclits  Th.  I.  Tit.  3.  §.  24.  25.  ausdrücklich  festsetzt,  dass  nur  die 
persönliclien  Eig-enschafteu  des  Handelnden  und  die  bereits  angedeuteten 
Momente  darüber  entscheiden  sollen.  Zur  Erkenntniss  einer  Verletzung 
angeborner  Menschenrechte  (Verbrechen  im  eigentlichen  Sinne)  gehört 
an  sich  auch  keine  vorzügliche  Fähigkeit  oder  eine  ungewöhnliche  Auf- 
merksamkeit, welche  erforderlich  ist,  ein  geringes  Versehen  zu  vermei- 
den, und  die  gesetzwidrigen  Folgen  eines  geringen  Versehens  werden 
daher  nach  dem  preussischen  Strafgesetzbuch  Niemandem  als  Ver- 
brechen aus  Fahrlässigkeit  zur  Schuld  angerechnet,  auch  nicht  dem 
Sachverständigen,  Avelchen  die  Gesetze  besonders  verpflichten ,  vorzüg- 
liche Kenntnisse  oder  Fähigkeiten ,  oder  eine  mehr  als  gewöhnliche 
Aufmerksamkeit  bei  einer  Handlung  anzuwenden.  (Allg.  L.  R.,  Th.  I. 
Tit.  3.  §.  23).  Denn  die  aus  dieser  Verpflichtung  gefolgerte  Vertretung 
eines  geringen  Versehens  gehört  nur  den  Geschäften  des  bürgerlichen 
Lebens  und  den  bürgerlichen  Folgen  einer  unerlaubten  Handlung,  nicht 
aber  dem  Verbrechen  an.  Die  Vorschriften  des  preussischen  Civilgesetz- 
buches,  im  I.  Theil  im  5.  Titel  §.  277—284  und  §.  285—291  im  Titel 
6.  §.  98  ff.  beurkunden  es  unwidersprechlich,  und  zur  Kechtfertigung 
der  vorgetragenen  Meinung  möchte  besonders  die  im  §.  15.  Tit.  6.  ent- 
haltene Bestimmung  gereichen,  welche  selbst  denjenigen^  der  ein  geringes 
Versehen  vertreten  muss,  nur  zum  Ersatz  des  durch  ein  solches  Versehen 
entstandenen  unmittelbaren  Schadens  verpflichtet,  Aveil  nach  den 
Grundsätzen  des  Criminalrechts  bei  der  geringsten  Schuld  {culpa  levis- 
sima),  oder  nach  Dr.  Gossler  bei  dem  geringsten  Versehen  nui'  ein 
entfernter  Zusammenhang  des  rechtswidrigen  Erfolgs  mit  der  Handlung 
denkbar,  die  Rechtsverletzung  selbst  daher  auch^keine  unmittelbare 
Folge  der  Handlung  ist,  sondern  eine  bloss  mögliche,  und  die  bloss 
möglichen  Folgen  einer  Handlung  nach  dem  preussischen  Strafrecht 
ebenfalls  als  Verbrechen  nicht  zugerechnet  werden  können.  (Allg.  L. 
R.  I.  Tit.  3.  §.  6.  n.  Tit.  20.  §.  36.)  So  muss  also  auch  von  selbst  der 
Wahn  schwinden,  als  habe  der  preussische  Gesetzgeber  die  Praestations- 
grade  der  bürgerlichen  Culpa  zur  Bestimmungsnorm  der  Strafbarkeit 
einer  Handlung  machen  wollen,  ja  es  ist  selbst  noch  die  Frage,  ob  unter 
den  Sachverständigen,  welche  das  preussische  Civilgesetzbuch  zur  Ver- 
tretung eines  geringen  Versehens  verbindet,  die  öffentlich  anerkannten 
ausübenden  Aerzte  und  Wundärzte  verstanden  werden  können  ?  Freilich 
ist  die  Bedeutung  des  gesetzlichen  Begriffs  eines  Sachverständigen  ganz 
allgemein,  dennoch  aber  muss  die  aufgestellte  Frage  eher  verneinend  als 
bejahend  beantwortet  werden.  Denn  ein  Arzt,  auch  im  vollkommenen 
Besitz  der  Kenntniss  seiner  Kunst  und  genau   unterrichtet  in  allen  zur 
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Ausübung  der  Kunst  gehörigen  Fertigkeiten ,  kann ,  bei  aller  Anwen- 
dung der  grössten  Aufmerksamkeit,  ein  nach  gesetzlichem  BegrijBP  ge- 
ringes Versehen  nicht  vermeiden,  weil  die  Kunst  selbst,  in  ihrer 
Beschränktheit  und  UnvoUkonunenheit ,  ihn  gar  noch  nicht  fähig  ge- 
macht hat,  die  Krankheit  und  deren  Zeichen  immer  richtig  zu  erkennen, 
oder  überhaupt  durch  Anwendung  einer  mehr  als  gewöhnlichen  Auf- 
merksamkeit sich  vor  Irrthum  zu  schützen.  Hier  spricht  das  ultra 
posse  in  seiner  ganzen  Bedeutung  sich  aus,  und  nicht  zweifelhaft  scheint 
daher  auch,  dass  aus  der  erwähnten  allgemeinen  gesetzlichen  Vorschrift 
des  preussischen  Landrechts  über  die  Vertretung  eines  geringen  Ver- 
sehens die  Verantwortlichkeit  eines  Arztes  für  ein  von  ihm  bei  der  Aus- 
übung seiner  Kunst  begangenes  geringes  Versehen,  selbst  zum  Zweck 
des  Schadenersatzes ,  nicht  gefolgert  werden  kann.  Bestimmte  Fest- 
setzungen hierüber  und  in  ausdrücklicher  Beziehung  auf  die  ausübenden 
Aerzte  existiren  aber  nicht ,  und  als  öffentliche  Beamte ,  welche  ihr 
Amt  nach  den  dazu  erforderlichen  Kenntnissen  pflichtmässig  verwalten 
und  jedes  Versehen  vertreten  müssen,  das  bei  Anwendung  jener  Kennt- 
nisse hätte  vermieden  werden  können,  sind  die  Aerzte  nicht  anzusehen. 
Sie  sind,  mit  dem  Ausdrucke  des  Gesetzes ,. solche  Personen,  die  ohne 
Officianten  zu  sein,  dem  gemeinen  Wesen  besonders  verpflichtet  sind. 
(Siehe  das  Marginale  zum  §.  505.  des  preussischen  Strafrechts).  Doch 
auch  selbst  ihre  Eigenschaft  als  öffentliche  Beamte  angenommen,  würde 
ein  durch  die  Ausübung  der  Kunst  begangenes  Versehen  in  der  Regel 
von  ihnen  immer  wieder  nur  vertreten  werden  können,  wenn  das  Ver- 
sehen in  dem  Nichtgebrauch  gemeiner  Kenntnisse  und  Fertigkeiten 
durch  deutlichen  Beweis  dargethan,  und  die  Existenz  eines  Versehens 
nicht  etwa  bloss  angenommen  ist  nach  der  abweichenden  Meinung 
anderer  Sachverständigen  (Aerzte.)  Denn  in  jenem  Fall  würde  eine 
Uebertretung  der  Regel,  wonach  der  Beamte  sein  Amt,  den  dazu  erfor- 
derlichen Kenntnissen  gemäss ,  pflichtmässig  zu  verwalten  schuldig  ist, 
vielleicht  noch  zu  behaupten  sein;  in  dem  zuletzt  gedachten  Falle  aber 
wohl  nicht,  weil  im  juristischen  Sinne  kein  Versehen  vorhanden  ist,  wo 
die  gewöhnlichen  Kenntnisse  nicht  hinreichen,  um  unter  verschiedenen 
Meinungen  und  Ansichten  die  richtige  zu  erkennen;  und  Avelches  die 
richtige  eigentlich  sei,  selbst  durch  die  Gelehrten  mit  Sicherheit  nicht 
entschieden  wird.  Daher  können  in  einem  solchen  Falle  auch  die  Gut- 
achten der  Medicinal-Collegien  die  richterliche  Entscheidung s-Norm 
nicht  bestimmen,  und  die  Unvollkommenheit  der  Kunst  würde  also  der 
gesetzlichen  Zurechnung  des  Erfolgs  einer  ärztlichen  Handlung  auch 
entgegen  gesetzt  werden  können,  wenn  die  Aerzte  und  Wundärzte  als 
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M'irkliclie  Beamte  oder  Staatsdiener  den  für  diese  gegebenen  Vorschrif- 
ten unterworfen  wären. 

Die  Lazarethärzte,  die  Militärärzte,  die  Physiker  und  alle,  welche 
zur  Handhabung  der  Medicinalpolizei  bestellt  worden,  sind  freilich  öffent- 
liche Beamte  und  als  solche  zur  pflichtmässigen  Führung  des  Amtes  ver- 
bunden, für  ihre  wirklichen  Amtshandlungen  aber  nur  von  bestimmten 
Vorschriften  abhängig,  dagegen,  wie  alle  anderen  Aerzte,  bei  der  Aus- 
übung ihrer  Kunst  nicht  eingeschi'änkt  durch  Regeln  oder  Instructionen 
und  also  als  ausübende  Aerzte  ebenfalls  keine  Staatsbeamten  in  dem 
von  Herrn  Dr.  Gossler  angenommenen  Sinne. 
Das  Resultat  dieser  Erörterungen  ist: 

Einem  ausübenden  Arzt  kann  der  unglückliche  Er- 
folg seines  Hei  Iver  fahr  ens  nach  dem  preussischen 
Strafgesetze  nur  alsdann  zur  Schuld  gerechnet  wer- 
den, wenn  solcher  (der  Erfolg)  als  die  unmittelbare 
Wirkung  einer  groben  Vernachlässigung  der  dem 
Arzte  obliegenden  allgemeinen  Vorsicht  v  ollständig 
erwiesen  ist. 
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Die  Criminaluntersuchung  gegen  den  Königl.  Medicinal- 

assessor  und  praktischen  Arzt  Dr.  G.  S.  Krieger  zu  Berlin 

wegen  fahrlässiger  Tödtung. 


Die  Anklageschrift  des  Staatsanwalts. 

Anfangs  November  1854  fing  der  am  24.  September  1851  geborene, 
bis  dabin  gesunde  und  kräftige  Sohn  des  hiesigen  Tischlermeisters 
Schulz,  Vornamens  Ludwig  Robert,  an  zu  kränkeln,  wollte  nicht 
mehr  laufen  und  klagte  namentlich  über  die  Füsse. 

Der  von  den  Eltern  zu  Rathe  gezogene  praktische  Arzt  Dr.  Leh- 
feld  fand  eine  Anschwellung  der  Oberlippe  und  der  Halsdrüsen  vor 
und  verordnete  den  Gebrauch  von  Lebertbran.  Da  trotz  dieses  Mittels 
eine  Besserung  nicht  eintrat,  wandte  sich  der  Vater  an  den  Angeklagten, 
welcher  am  12.  ISJ'ovember  1854  zuerst  das  Kind  besuchte. 

Er  erkannte  die  Krankheit  desselben  sofort  als  allgemeine  Wasser- 
sucht und  verordnete  abführende  und  schweisstreibende  Mittel. 

Als  diese  theils  von  dem  Kinde  nicht  eingenommen  wurden,  theils 
ohne  Erfolg  blieben ,  erklärte  der  Angeklagte  am  21.  November  1854 
den  Eltern,  dass  er  dem  Knaben  am  andern  Tage  ein  Bad  von  Spiritus- 
dämpfen geben  wolle. 

Am  Vormittage  des  22.  November  fand  der  Angeklagte  sich  zu 
diesem  Behufe  in  Begleitung  seines  Schwagers,  des  praktischen  Arztes 
Dr.  Oppert,  in  der  Wohnung  des  Tischlermeisters  Schulz  hier,  Mu- 
lacksgasse  35,  ein. 

Unter  einem  Rohrstuhl ,  auf  welchen  das  Kind ,  rings  in  wollene 
bis  auf  die  Erde  herabhängende  Decken  gehüllt,  mit  entblösstem  Unter- 
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körper  gesetzt  war,  stellte  der  Angeklagte  eleu  Untersatz  einer  Kaffee- 
maschine, in  welchem  sich  eine  Spirituslampe  befand. 

Auf  diesen  Unteratz  setzte  er  einen  Teller  und  zwar  nach  der  Aus- 
sage des  Tischlermeister  Schulz  einen  gewöhnlichen  Teller,  nach  der 
Behauptung  des  Angeklagten,  mit  welcher  die  Aussagen  der  übrigen 
Zeugen  übereinstimmen,  einen  Suppenteller. 

In  den  Teller  hatte  der  Angeklagte  Spiritus  gegossen.  Xachdem 
er  sich  überzeugt  hatte,  dass  Sjiiritus  nicht  übergeflossen  sei,  zün- 
dete er  die  darunter  befindliche  Lampe  an. 

Er  selbst  blieb  neben  dem  Stuhle  auf  der  Erde  knieen  und  sah 
wiederholt,  indem  er  die  Decken  in  die  Höhe  hob,  nach  der  Flamme. 

ÜSTach  einiger  Zeit  wurde  das  Kind  unruhig-  und  fing-  an  heftig  zu 
schreien.     Der  Angeklagte  stand  auf  und  gab  demselben  Medicin  ein. 

In  diesem  Augenblicke  rief  die  anwesende  Grossmutter  des  Kin- 
des, die  verehelichte  Schneidermeister  Thiele:  das  Kind  müsse  brennen! 

Als  auf  diesen  Ruf  der  Angeklagte  die  Decken  in  die  Höhe  hob, 
schlugen  die  Flammen  hervor. 

Der  Tischlermeister  Schulz  riss  sogleich  das  Kind  mit  dem  Stuhl 
und  den  umhängenden  Decken  fort,  und  es  zeigte  sich  nun,  dass  der 
Spiritus  auf  dem  Teller  in  Brand  gerathen  war. 

Auf  Anordnung  des  Angeklagten  wurde  das  Kind,  Avelches  heftig 
schrie,  mit  den  Decken  in  das  Bett  gelegt,  um  den  Eintritt  des  Schweisses 
abzuwarten.  Diesei  erfolgte ,  während  das  Kind  fortwährend  über 
Schmerzen,  namentlich  am  Hintern,  klagte  und  laut  schrie. 

Als  die  Eltern  es  nach  Verlauf  einer  Stunde  aus  dem  Bette  nah- 
men, bemerkten  sie  Brandblasen  auf  der  unteren  Hälfte  seines  Körpers. 
Es  wurden  ihm  sofort  Umschläge  von  Leinöl  gemacht. 

Gegen  Abend  kam  der  Angeklagte  wieder  zu  dem  Kinde  und 
verordnete  den  inneren  Gebrauch  von  Selterwasser  und  Milch,  am  fol- 
genden Tage  wickelte  er  es  in  Watte  ein. 

Der  Knabe  klagte  jedoch  fortwährend  über  heftige  Schmerzen 
und  starb  am  24.  Novbr.  1854  gegen  21/2  Uhr  Morgens. 

Die  am  29.  Novbr.  1854  vorgenommene  gerichtliche  Obduction 
ergab  folgendes : 

Der  Körper  des  Knaben  war  von  kräftiger  Beschaffenheit,  jedoch 
waren  die  Geschlechtstheile  und  Unter  -  Extremitäten  wassersüchtig 
angeschwollen. 

In  der  rechten  Niere  fanden  sich  die  charakteristischen  Merkmale 
derjenigen  organischen  Krankheit,  welche  mit  dem  Namen  Bri glitsche 
Ka-ankheit  bezeichnet  wird,  und  welche,  wie  sich  aus  den  im  Bauche 
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und  Herzbeutel  vorg-efundeueu  Wasserausscliwitzungen  ergab,  nach  der 
Ansi  cht  der  Obducenten  bereits  so  weit  vorgeschritten  war, 

dass  sie  auch  ohne  den  Hinzutritt  anderer  Umstände  jedenfalls 
den  Tod  des  Kindes  zur  Folge  gehabt  haben  würde. 

Wann  aber  in  diesem  Falle  der  Tod  eingetreten  Aväre,  haben  die 
Obducenten  nicht  anzugeben  vermocht. 

Jedoch  sind  sie  mit  itücksicht  auf  die  sonstigen  Ermittelungen 
über  den  Zustand  des  Kindes  der  Ansicht: 

dass  dasselbe  am  22.  Novbr.  1854  sich  noch  keineswegs  in  einem 
solchen  Zustande  befunden  habe,  dass  sein  Tod  in  etwa  zwei 
Tagen  zu  erwarten  gewesen  wäre. 

Ausserdem  aber  fanden  sich  an  der  Leiche  des  Eandes  zahlreiche 
Brandwunden,  so  auf  dem  linken  Oberschenkel  in  der  Gegend  des  linken 
Rollhügels,  an  der  Hinterfläche  desselben  Oberschenkels ,  auf  der  gan- 
zen untern  Hälfte  der  linken  Hinterbacke,  auf  der  untern  Hälfte  der 
rechten  Hinterbacke,  auf  der  hintern  Fläche  des  ganzen  linken  Unter- 
schenkels ,  an  der  hintern  Fläche  des  rechten  Unterschenkels  und  auf 
der  Innern  Fläche  des  Knöchels  dieses  Unterschenkels. 

Sonach  war  das  Kind  an  der  ganzen  untern  Hälfte  seines  Körpers 
in  umfangreichem  Maasse  verbrannt. 

Im  Obductiousbericht  wird  ausgeführt,  dass  diese  Verbrenungen 
nicht  in  so  ausgedehntem  Maasse  stattgefunden  haben,  dass  dieselben 
allein  das  Kind  hätten  tödten  müssen  und  wirklich  getödtet  hätten, 
da  bei  gesunden  und  kräftigen  Menschen  Verbrennungen  in  dem  hier 
vorgefundenen  Maasse  nicht  selten  geheilt  würden,  dass  aber  das  Kind 
ein  todtkrankes  gewesen  sei,  und  daher  die  bedeutenden  Brandwunden 
nicht  hätten  ohne  die  allererheblichsten  Nachtheile  bleiben  können. 

Die  Obducenten  haben  daher  ihr  Gutachten  dahin  abgegeben, 

1.  dass  das  Kind  an  einer  organischen  Wassersucht  gestorben, 

2.  dass  diese  Krankheit  an  und  für  sich  eine  tödtliche  gewesen, 

3.  dass  aber    die  umfangreichen  Verbrennungen,  die  das  Kind  er- 
litten ,  das  tödtliche  Ende  der  Krankheit  beschleunigt  hätten. 

Sie  haben  jedoch  später  mit  Bezug  auf  die  Bestimmung  des  §.  185 
des  Strafgesetzbuches  dieses  Gutachten  näher  dahin  erläutert, 

dass  die  Verbrennungen  allerdings  den  Tod  wirklich  zur  Folge 
gehabt  haben ,  wenn  schon  derselbe  auch  später  durch  die  unheil- 
bare Krankheit  des  Kindes  erfolgt  sein  würde,  so  dass  also  die 
Tödtung  des  Kindes  durch  die  Brandverletzungen  erfolgt  sei. 
Hiernach  aber  ist  der  Tod  des  Schulz  sehen  Kindes  lediglich  dem 
Mangel  der  Vorsicht  und  Aufmerksamkeit  zuzuschi-eiben,  welchen  der 
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Angeklagte  bei  Bereitung  und  Anwendung  des  Spiritusdampfbades 
sich  hat  zu  Schulden  kommen  lassen. 

In  der  Eegel  nämlich  wird  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständi- 
gen ein  solches  Bad  in  folgender  Weise  bereitet : 

Zwischen  zwei  Holzscheiten ,  Mauersteinen  oder  dergleichen  wird 
auf  dem  Fussboden  eine  Tasse  oder  ein  ähnliches  Gefäss  mit  Spiritus 
gestellt. 

Ueber  dieses  Gefäss  wird  auf  die  Steine  oder  Holzscheite  ein  Kes- 
sel, eine  Pfanne  oder  dergleichen  umgestülpt  aufgesetzt,  und  über  diesen 
Apparat  sodann  der  ganz  umzuhüllende  Kranke  auf  einen  Rohrstuhl, 
oder  am  besten  auf  einen  Holzstuhl  gesetzt.  Wenn  sodann  der  Spiri- 
tus unter  dem  Kessel  angezündet  wird ,  so  tritt  theils  eine  Erwärmung 
des  Kessels  und  der  Luft  unter  dem  Kessel,  theils  eine  Verdampfung 
des  Spiritus  beim  Verbrennen  ein,  ohne  dass  auf  diese  Weise  eine  Ver- 
brennung des  Kranken  in  irgend  einer  Weise  zu  befürchten  ist. 

Dagegen  lehrt  die  tägliche  Erfahrung  und  wird  durch  das  Gut- 
achten der  Sachverständigen  bestätigt,  dass  bei  der  oben  angegebenen 
Art  und  Weise,  in  welcher  Angeklagter  das  Bad  bereitet  hat,  die  Ge- 
fahr einer  Verbrennung  des  Kindes  bei  einiger  Aufmerksamkeit  und 
Ueberlegung  vorherzusehen  war. 

Es  war  zu  besorgen ,  dass  der  Spiritus  im  Teller  ins  Kochen  ge- 
rathe,  dabei  überfliesse  und  so  sich  entzünde,  ferner,  dass  die  verflüch- 
tigten Dämpfe  an  der  untenstehenden  Flamme  in  Brand  gerathen,  end- 
lich, dass  der  Teller  berste,  und  hierdurch  der  Spiritus  sich  entzünde. 

Die  Sachverständigen  haben  daher  ihr  Gutachten  dahin  abgegeben: 
dass  die  Art  der  Anwendung  des  Spiritusdampfbades  Seitens 
des  Angeklagten  die  absolut  gefahrlose,  vorschriftsmässige  Me- 
thode nicht  gewesen  sei. 

Hiernach  kann  es  einem  ZAveifel  nicht  unterliegen,  dass  die  Ur- 
sache der  Entzündung  des  Spiritus ,  und  somit  der  Verbrennung  des 
Kindes  in  der  unvorsichtigen  Art  und  Weise  gefunden  werden  muss,  in 
welcher  der  Angeklagte  das  Bad  bereitet  hat,  obwohl  nicht  ermittelt 
ist,  in  welcher  Weise  der  im  Teller  befindliche  Spirans  in  voiliegendem 
Falle  sich  wirklich  entzündet  hat. 

Endlich  kommt  noch  in  Betracht,  dass  der  Angeklagte  durch 
seinen  Beruf  als  Arzt  besonders  zu  der  Aufmerksamkeit  und  Vorsicht 
verpflichtet  war,  welche  er  bei  Bereitung  des  Bades  aus  den  Augen 
gesetzt  hat. 

Sonach  wird  der  königliche  Medicinal- Assessor  und  praktische  Arzt 
Dr.  medicinae  Georg  Sigismund  Eduard  Krieger  augeklagt: 
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hier  am  22.  Novbr.  1854  den  am  24.  Novbr.  1854  erfolgten 
Tod  des  dreijährigen  Ludwig  Robert  Schulz  dadurch  her- 
beigeführt zu  haben,  dass  er  bei  der  Bereitung  und  Anwendung 
eines  Spiritusdampfbades  für  denselben  diejenige  Vorsicht 
und  Aufmerksamkeit  aus  den  Augen  gesetzt  hat,  zu  welcher 
er  vermöge  seines  Berufes  als  Arzt  besonders  verpflichtet  war; 
und  es  wird  beantragt 

wider  den  Dr.  Krieger,  auf  Grund  der  §.§.   184  und  185  des 
Strafgesetzbuches,   die  Untersuchung   wegen  fahrlässiger  Töd- 
tung  zu  eröffnen. 
Diese  Anklage  gründete  sich  auf  das  nachstehende 

Gutachten  des  gerichtlichen  Physikus,  Geh.  Medici- 

nalrath    Dr.  Gas  per   und   des   mitunterzeichneten 

Wundarztes  Cosson. 

Anfangs  Novbr.  dieses  Jahres  fing  der  bis  dahin  sehr  kräftige 
und  gesunde,  drei  Jahre  und  zwei  Monate  alte  Sohn  des  Tischlermeisters 
Schulz  an,  über  Unwohlsein  und  namentlich  über  die  Füsse  zu  klagen, 
und  wollte  nicht  mehr  laufen  und  lag  den  ganzen  Tag  auf  dem  Sopha. 

Der  hinzugerufene  praktische  Arzt  Dr.  Lehfeld  fand  das  Kind 
zwar  blass,  aber  ziemlich  munter  und  fieberlos,  nur  mit  angeschwollener 
Oberlippe  und  Hals-  wie  Ohrspeicheldi^üsen,  aber  noch  ohne  Spur  von 
Wassersucht. 

Am  12.  Novbr.  consultirten  die  Eltern  den  praktischen  Arzt 
Dr.  Krieger. 

Dieser  fand  jetzt,  nach  seiner  Deposition,  das  Kind  an  allgemeiner 
Wassersucht  leidend. 

Schon  nach  acht  Tagen  gewann  derselbe  die  Ueberzeugung ,  dass 
das  Kind  sterben  werde,  und  beschloss  nunmehr,  noch  ein  ,,Bad  von 
Spiritusdämpfen"  anzuwenden. 

,,Ein  solches  Bad  —  deponirt  derselbe  —  wird  derartig  gemacht, 
dass  der  Kranke  mit  blossem  Körper  auf  den  liohrstuhl  gesetzt,  und 
sodann  ein  unter  dem  Stuhle  stehendes  offenes  Gefäss  mit  Spiritus  der- 
gestalt durch  eine  darunter  befindliche  Flamme  erwärmt  wird,  dass  die 
Dämpfe  emporsteigen  und  den  Körper  des  Kranken ,  der  mit  bis  zum 
Boden  herabhängenden  Decken  umwickelt  ist,  berühren." 

Dieses  Bad  administrirte  der  Dr.  Krieger  am  22.  ejusdem  selbst, 
indem  er  „auf  den  Untersatz  einer  Kaffeemaschine,  in  dem  sich  eine 
Spirituslampe  befand,  einen  tiefen  Suppenteller  setzte,  und  nachdem  er 


49 

in  denselben  einige  Löffel  Spiritus  gegossen  und  sich  überzeugt  hatte, 
dass  der  Spiritus  nicht  übergeflossen  war ,  stellte  er  den  Untersatz  mit 
dem  darauf  befindlichen  Teller  unter  einen  Rohrstuhl ,  auf  welchem 
das  Kind,  in  bis  auf  die  Erde  herabhängende  Decken  gehüllt,  sass,  und 
wurde  nunmehr  die  Spirituslam^ie  angesteckt." 

Der  Vater  des  Kindes  deponirt  abweichend,  ,,dass  ein  gewöhn- 
licher Teller"  genommen,  und  dieser  mit  Spiritus  „gefüllt"  worden. 

Die  Mutter  und  Grossmutter  des  Kindes,  sowie  der  anwesend 
gewesene  Arzt  Dr.  Oppert  sprechen  jedoch  gleichfalls  von  einem 
Suppenteller. 

Der  Dr.  Kriege i-  sah  ab  und  zu  nach,  ob  nicht  etwa  der  Spiritus 
im  Teller  ,,in  Brand  gerathen",  als  mit  einem  Male  das  Kind  zu  schi^eien 
anfing,  worauf  man  sich  überzeugte,  dass  ersteres  der  Fall  gewesen. 

Der  Dr.  Krieger  bemerkte,  nachdem  ihn  die  Eltern  darauf  auf- 
merksam gemacht,  im  Laufe  des  Tages  die  entstandenen  unten  näher 
zu  beschreibenden  Brandwunden  am  Körper  des  Kindes,  welches  am 
Morgen  des  24.  ejusdem  verstorben  ist. 

Am  29.  desselben  Monats  wurde  von  den  LTnterzeichneten  die  ge- 
richtliche Obduction  des  Leichnams  verrichtet,  welche  folgendes  Resul- 
tat ergeben  hat : 

A. 

Aeussere  Besichtigung. 

1)  Der  männliche,  zwei  Fuss  eilf  Zoll  lange  kräftige  Körper,  im 
Alter  von  etwa  drei  Jahren,  hat  blonde  Haare,  blaue  Augen ,  und  liegt 
die  weiss  belegte  Zunge  hinter  den  noch  nicht  vollständigen  Zähnen. 

2)  Die  Farbe  ist  die  gewöhnliche  Leichenfarbe,  die  ganze  Vor- 
derfläche des  Rumpfes  ist  von  Verwesung  grünlich  gefärbt. 

3)  Leichenstarre  ist  nicht  vorhanden. 

4)  Auch  die  hintere  Fläche  des  Rumpfes  ist  von  Verwesung  grün- 
lich gefärbt. 

5)  In  den  natürlichen  Höhlen  sind  keine  fremden  Körper. 

6)  Der  Hals  und  die  etwas  wassersüchtig  angeschwollenen  Ge- 
schlechtstheile  bieten  sonst  nichts  zu  bemerken. 

7)  Auch  die  ganzen  Unterextremitäten  zeigen  eine  leichte,  wasser- 
süchtige Anschwellung. 

8)  Aus  der  Nase  ist  etwas  bräunliche  Flüssigkeit  geflossen,  und 
bei  Bewegung  des  Kopfes  fliesst  noch  mehr  solche  blutig  bräunliche 
Flüssigkeit  daraus  hervor. 

Kaiisch,  die  Kunstfehler.  •  4 
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9)  An  der  linken  Seite  des  Rückens  findet  sich  eine  etwa  eirunde 
vier  Zoll  lange,  zwei  Zoll  breite,  von  der  Oberhaut,  welche  noch  an 
den  Rändern  haftet,  entblösste  Hautstelle,  die  sich  in  der  Farbe,  welche 
eine  leicht  grünliche  ist ,  in  nichts  von  der  Farbe  des  übrigen  Rückens 
unterscheidet. 

Namentlich  zeigen  auch  die  Ränder  keine  anderweite  Färbung. 
Die  Stelle  ist  weich  zu  schneiden. 

10)  ~Nsich.  der  Mittellinie  des  Rückens  linkerseits  zeigen  sich  vier- 
zehn bis  fünfzehn  kleine  Auftreibungen  der  Oberhaut ,  die  an  diesen 
Stellen  noch  nicht  abgelöst  ist. 

Sie  sind  von  unregelmässiger  Form ,  enthalten  eine  schmutzige 
Flüssigkeit,  und  ist  weder  ihr  Grund,  noch  ihre  Ränder  dunkler  gefärbt 
als  die  übrigen  Stücke. 

11)  An  beiden  Seiten  in  der  Nierengegend  finden  sich  respective 
zwei  ganz  offenbar  frische  Blutegel- Stichwunden. 

12)  Auf  dem  linken  Oberschenkel,  in  der  Gegend  des  grossen 
Rollhügels,  befindet  sich  eine  herzförmige,  einen  Zoll  lange  und  eben  so 
breite,  zum  Theil  von  der  noch  daran  haftenden  Oberhaut  bedeckte, 
dunkelgefärbte  Stelle. 

Die  Oberhaut  lässt  sich  sehr  leicht  davon  entfernen,  und  zeigt  nun- 
mehr die  ganze  Stelle  die  schon  geschilderte  Färbung. 

Sie  ist  sehr  hart  zu  schneiden,  und  dringt  bei  dem  Schnitt  die 
wässerigeFlüssigkeit  hervor,  mit  welcher  die  ganzen  Unterextremitäten 
infiltrirt  sind. 

Bei  näherer  Besichtigung  ergiebt  sich,  dass  die  für  Oberhaut  ge- 
haltene abgezogene  Substanz  plattgedrückte  Baumwolle  ist. 

13)  Von  dieser  Stelle  ab  erstreckt  sich  auf  der  Hinterfläche  des- 
selben Oberschenkels  nach  unten  hin  eine  vier  Zoll  lange,  etwa  dreieckig 
geformte,  nach  oben  zwei  Zoll,  nach  unten  einen  Zoll  breite  Stelle,  auf 
welcher  die  Oberhaut  vielfach  abgelöst  erscheint. 

Der  ganze  Oberschenkel,  sowie  die  rechte  Hinterbacke  zeigen 
keine  grüne,  sondern  die  gewöhnliche  Leichenfarbe. 

Eben  dieselbe  Farbe  im  Wesentlichen  zeigt  auch  die  so  eben  ge- 
nannte Stelle,  nur  lassen  sich  dort  viele  einzelne  hochrothe  Stellen  be- 
merken, mit  denen  namentlich  auch  der  ganze  äussere  Rand  dieser 
Stelle  sehr  deutlich  besetzt  ist. 

Die  Lupe  ergiebt,  dass  dies  Gefässinjectionen  sind. 

Die  rothen  Stellen  sind  nicht  härter  zu  schneiden,  als  die  übrige  Haut. 

14)  Die  ganze  untere  Hälfte  der  linken  Hinterbacke  ist  theils  von 
einem  gelblich  braunrothen ,  zwei  und  einen  Viertelzoll  langen ,   einen 
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Yiertelzoll  breiten ,  hart  zu  sclineideuden  Streifen ,  tlieils  von  ebenso 
gefärbten  und  beschaffenen  runden,  etwa  kirschkerngTOSseu  Flecken  be- 
deckt, vierzehn  bis  fünfzehn  an  der  Zahl,  welche  Flecke  sich  auch  nach 
unten  auf  dem  Oberschenkel  fortsetzen. 

15)  Auf  der  untern  Hälfte  der  rechten  Hinterbacke,  welche  übri- 
gens die  Leichenfarbe  hat,  finden  sich  acht  ganz  gleiche  Flecke. 

16)  Die  hintere  Fläche  des  linken  ganzen  L  nterschenkels ,  mit 
Ausnahme  einer  normal  gefärbten  Stelle  von  zwei  und  einem  halben 
Zoll  Länge,  von  dem  Kniegelenk  ab,  ist  hellziunoberroth  gefärbt,  von 
der  Oberhaut  entblösst,  welche  sich  leicht  davon  ablösen  lasst. 

An  ihrem  Innern  Rande  ist  dieselbe  noch  in  Form  einer  Blase  von 
etwaKirschengrösse  erhoben  und  mit  einerwässerigenFlüi?sigkeitbedeckt. 

Die  Ränder  dieser  Partie  sind  namentlich  nach  oben  hin  dunk- 
ler gefärbt,  und  die  sämmtlichen  gefärbten  Stellen  sind  hart  zu  schneiden. 

1 7)  An  den  hintern  Flächen  des  rechten  Unterschenkels  zeigt  sich 
eine  unregelmässig  rundliche ,  zwei  und  einen  Viertelzoll  lange ,  einen 
Zoll  breite  vollkommen  ebenso  beschaffene  Stelle,  wie  die  soeben  be- 
schriebene ,  auf  welcher  sich  gleichfalls  ein  Stück  zusammengedrückte 
Baumwolle  befindet. 

18)  Auf  der  Innern  Fläche  des  Knöchels  dieses  Unterschenkels 
nimmt  man  ferner  wahr:  eine  nierenffjrmig  gebildete,  einen  Zoll  lange, 
einen  halben  Zoll  breite,  und  von  der  Oberhaut  entblösste  hell  zinnober- 
rothe  und  in  jeder  Beziehung  eben  so  beschaffene  Hautstelle,  wie  die 
schon  beschriebene. 

Sonst  ist  äusserlich  nichts  zu  bemerken. 

B. 
luuere  Besichtiguug. 

I. 

Eröffnung  der  Kopfhöhle, 

19)  Weder  an  den  weichen  Bedeckungen,  noch  an  den  ziemlich 
stark  mit  Blut  infiltrirten  Schädelknochen,  die  von  gewöhnlicher  Dicke 
sind,  ist  etwas  Abnormes  wahrnehmbar. 

20)  Die  blutführenden  Hirnhäute  sind  eher  blutarm,  als  das  Ge- 
gentheil. 

21)  Ein  gleiches  gilt  auch  von  der  Substanz  des  normalen  Gehirns. 

22)  Die  Adergeflechte  in  den  Ventrikeln  sind  sehr  bleich. 

23)  Das  kleine  Gehirn,  sowie 

24)  Die  Brücke  und  das  verlängerte  Mark  bieten  nichts  zu  bemerken. 
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25)  Die  Sinus  sind  mit  einem  dunkeln ,  halb  coagulirten  Blute 
massig'  angefüllt. 

26)  Die  Schädelgrundfläclie  ist  unverletzt,  und  sonst  in  der  Scliä- 
delhölile  nichts  zu  bemerken. 

II. 

Eröffnung  der  Brusthöhle, 

27)  Die  Muskeln  sind  ungewöhnlich  bleich. 

28)  Die  Eingeweide  sind  in  ihrer  natürlichen  Lage. 

Beide  Brustfellsäcke  sind  mit  einem  röthlichen  Wasser  ganz  an- 
gefüllt. 

29)  Kehlkopf  und  Luftröhre  sind  leer  und  normal,  und  lässt  sich 
bei  dem  Druck  auf  die  Lungen  dunkelschäumiges  Blut  heraufdrücken. 

30)  Die  Speiseröhre  ist  leer. 

31)  Beide  Lungen  sind  ungewöhnlich  bleich,  gesund  und  sehr 
blutleer. 

32)  In  dem  Herzbeutel  befindet  sich  röthliche  wässerige  Flüssigkeit, 
fast  bis  zur  Anfüllung  des  ganzen  Sackes. 

33)  Das  gewöhnlich  grosse  Herz  ist  in  seiner  ganzen  rechten 
Hälfte,  namentlich  in  seiner  Vorkammer,  mit  einem  schwarzrothen  und 
klumpigen  Blute  sehr  stark  angefüllt,  weniger  desgleichen  findet  sich 
in  der  linken  Kammer  desselben,  während  die  linke  Vorkammer  ebenso 
gefüllt  ist  wie  die  rechte. 

Sonst  ist  in  der  Brusthöhle  nichts  zu  bemerken. 

HL 

Eröffnung  der  Bauchhöhle. 

34)  Auch  bei  der  Eröffnung  dieser  Höhle  fliesst  sogleich  röthliches 
Wasser  hervor. 

35)  Auch  die  Muskeln  der  Bauchbedeckungen  sind  ungewöhnlich 
bleich. 

36)  Die  Leber  ist  grau-bleich  und  blutarm,  die  Gallenblase  gefüllt. 

37)  Die  Bauchspeicheldrüse  bietet  nichts  zu  bemerken. 

38)  Die  Milz  ist  normal. 

39)  In  dem  normalen  Magen  befindet  sich  ein  Esslöffel  voll  der 
schmutzig  rothbraunen  Flüssig-keit,  welche  aus  der  oSTase  geflossen  war. 
Die  Magenhäute  sind  gesund. 

40)  Netze  und  Gekröse  sind  sehr  mager, 

41)  In  den  bleichen  Därmen  befindet  sich  noch  etwas  Koth. 
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42)  Die  rechte  Niere  ist  grösser  als  die  gesunde  linke  und  zeigt 
eine  Entfärbung  ihrer  Rinden  und  eine  blutreiche  Beschaffenheit  ihrer 
Tubularsubstanz . 

43)  Die  Harnblase  ist  leer. 

44)  Die  aufsteigende  Hohlader  enthielt  ziemlich  viel  dunkles  mehr 
flüssiges  Blut. 

Was  zunächst  die  Feststellung  der  Todesart  des  Kindes  betrifft, 
so  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dasselbe  an  einer  aus  einer 
organischen  Ki-ankheit  der  Nieren  entstandenen  Wassersucht  gestor- 
ben sei. 

Die  Geschlechtstheile  und  Extremitäten  waren  wassersüchtig  an- 
geschwollen (confer  6  und  7),  und  in  der  rechten  Niere  (Nro.  42)  fand 
sich  die  ganz  charakteristisch-organische  Krankheit,  welche  innere  all- 
gemeine Wassersucht  zur  Folge  hat,  und  welche  Gesammtkrankheit 
unter  dem  Namen  BrightscheJ  Krankheit  den  Aerzten  allgemein  be- 
kannt ist. 

Ebenso  bekannt  ist  aber  auch  der  tödtliche  Charakter  dieser  ge- 
fährlichen Krankheit,  und  haben  wir  deshalb  auch  in  unserem  summari- 
schen Gutachten  die  hier  nur  zu  wiederholende  Annahme  hingestellt, 
dass  auch  bei  diesem  Kinde  die  schon  so  weit  vorgeschrittene  Nieren- 
desorganisation (Krankheit)  ohne  den  Hinzutritt  irgend  welcher  anderer 
Umstände  den  Tod  zur  Folge  gehabt  haben  würde ,  wenn  es  auch  un- 
möglich ist,  genauer  festzustellen,  wann  in  solchen  Fällen  das  Kind 
hätte  sterben  müssen,  das  ebenso  gut  nur  noch  einige  Wochen,  wie 
vielleicht  noch  einige  Monate,  länger  wohl  schwerlich ,  hätte  leben  kön- 
nen, da  dasselbe  zwar  noch  kräftig  (cfr.  ad  I),  aber  bereits  im  Bauche 
und  im  Herzbeutel  (cfr.  34  und  32)  Wasserausschwitznng  erfolgt  war. 

Keinesfalls  geht  aus  den  Aussagen  der  Verwandten  des  Kindes, 
ja  aus  denen  des  Dr.  Krieger  selbst  hervor,  dass  das  Kind  schon  am 
22.  Novbr.  1854  sich  in  einem  so  hoffnungslosen  Zustande  befand ,  dass 
sein  Tod  in  etwa  zwei  Tagen  zu  befürchten  gewesen  wäre. 

Letzterer  würde  in  solchem  Falle  dann  gewiss  auch  ein  Mittel 
nicht  mehr  angewendet  haben ,  das,  wie  überhaupt  irgend  ein  anderes, 
einen  so  nahe  bevorstehenden  Tod  nicht  mehr  hätte  abwehren  können. 

In  der  Annahme  des  Gegentheils  vielmehr  kann  der  genannte 
Arzt  nicht  getadelt  werden,  dass  er  einen  Versuch  mit  dem  Spiritus- 
dampfbad unternommen. 

Dieses  Mittel  ist  ein  energisches,  schweisstreibendes ,  und  da  die 
Erregung  der  Hautthätigkeit  eine  wichtige  allgemeine  Indication  in  der 
Cur  der  Wassersucht  ist,  so  konnte  ein  Arzt,  auch  wenn  er  mit  Recht 
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die  Ueberzeugung-  von  dem  unrettbaren  Zustande  des  Kranken  hatte, 
wobl  zur  Linderung*  der  Zufälle  und  zur  Verlängerung  des  Lebens  des- 
selben die  Erregung  von  Schweiss  auf  dem  angegebenen  Wege  ver- 
suclien. 

Es  fragt  sich  nun  weiter,  ob  die  Anwendung  dieses  Mittels  auf  dem 
vorschriftsmässigen  Wege  geschehen  ist. 

Wir  müssen  dieses  zu  unserm  Bedauern  verneinen. 

Das  Spiritusdampfbad  wird  auf  eine  ganz  andere,  als  die  hier  er- 
folgte Weise  angewendet  imd  muss  auf  diese  Weise  angewendet  wer- 
den, wenn  ein  mögliches  Unglück  verhütet  werden  soll. 

Diese  richtige,  absolut  gefahrlose  Methode  ist  folgende: 

Zwischen  zwei  Mauersteinen,  Holzscheiten  oder  dergleichen,  wird 
auf  den  Fussboden  eine  Tasse  oder  Schale  und  dergleichen  mit  Brenn- 
spiritus gestellt,  über  dieses  Gefäss  wird  auf  die  Steine  oder  Holzscheite 
ein  kleiner  Kessel,  eine  Pfanne  oder  dergleichen  umgestülpt  aufgestellt, 
über  den  ganzen  so  aufgestellten  Apparat  wird  ein  Stuhl,  am  besten  ein 
Holz-  oder  auch  wohl  ein  Rohrstuhl,  gestellt,  auf  welchen  der  nun  ganz 
einzuhüllende  Kranke  gesetzt  wird. 

Nunmehr  wird  der  Spiritus  unter  dem  Kessel  angezündet.  Seine 
Dämpfe  verflüchtigen  sich  bei  dem  Verbrennen,  erhitzen  den  Kessel 
und  die  Luft  um  den  Körper  des  Kranken  in  so  hohem  Grade,  dass  da- 
durch die  Haut  zum  Schweisse  erregt  wird. 

Es  ist  einleuchtend ,  dass  ein  Verbrennen  des  Kranken  auf  diese 
Weise  niemals  stattfinden  kann,  und  haben  wir  selbst  hunderte  von 
Spiritus  dampf  b  ädern  dieser  Art  ohne  den  allergeringsten  Nachtheil 
angewendet. 

Dagegen  drohte  bei  der  ganz  eigenthümlichen  Weise  der  hier  ge- 
schehenen Application  eine  dreifache  Gefahr,  wie  leicht  zu  beweisen 
ist,  denn 

1)  war  zu  besorgen,  dass  der  Spiritus  in  dem  Teller  ins  Kochen 
gerathen,  dann  überfliessen  konnte  und  sich  entzünden,  und  das  Kind 
verbrennen  musste ; 

2)  konnten,  wenn  der  Spiritus  in  dem  Teller  langsam  verdampfte, 
die  verflüchtigten  Dämpfe  sich  an  der  untern  Flamme  entzünden,  was 
höchst  wahrscheinlich  hier  der  Fall  gewesen  ist ;  ^ 

3)  konnte  endlich  in  diesem  Falle  bei  allmäliger  Verdampfung 
des  Spiritus  zuletzt  das  Geschirr  bersten,  und  dann  der  noch  darin  be- 
findliche Spiritus  sich  entzünden. 

Gewiss  ist  jedenfalls,  dass  Letzteres  der  Fall  gewesen ,  mag  die 
Entzündung  wie  immer  entstanden  sein ,  denn  die  Obduction  hat  die 
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schon  im  Leben  des  Kindes  wahrgenommenen  Verbrennungen  in  den 
zahh'eichen  Brandwunden  nachgewiesen. 

Es  fanden  sich  dergleichen  Brandwunden  auf  dem  linken  Ober- 
schenkel (ad  12),  an  dem  Rollhügel,  wie  auf  dessen  hinterer  Fläche 
(ad  13),  auf  beiden  Hinterbacken  (ad  14  und  15),  auf  dem  ganzen  lin- 
ken Unterschenkel  fcfr.  ad  16)  an  der  hinteren  Fläche  des  rechten 
Unterschenkels  (cfr.  ad  17),  und  auf  dem  Knöchel  dieses  Unterschen- 
kels (cfr.  ad  18),  wogegen  die  sub  9  und  sub  10  geschilderten  Be- 
funde als  Resultate  der  Verwesung  angesprochen  werden  müssen. 

Das  Kind  ist  sonach  an  der  ganzen  untern  Hälfte  seines  Körpers 
in  einem  umfangreichen  Maasse  verbrannt. 

Es  ist  ein  anerkannter  medicinischer  Erfahrungssatz,  dass  Verbren- 
nungen, die  einen  grossen  Theil  des  Körpers  oberflächlich  treffen,  abso- 
lut tödtlich  sind,  da  sie  die  wichtige  Function  der  Haut  aufheben,  wenn  es 
auch  unmöglich  ist,  ein  ganz  bestimmtes  ZahlenYerhältniss  aufzustellen. 

Verbrennungen  der  Hälfte ,  des  Drittels  des  Körpers  sind  gewiss 
noch,  des  Viertels  noch  meistens  tödtlich. 

In  einem  so  ausgedehnten  Maasse  war  das  Kind  quaest.  keines- 
falls verbrannt  worden,  und  wäre  daher  die  Behauptung  nicht  gerecht- 
fertigt, dass  die  Verbrennungen  dasselbe  hätten  tödten  müssen,  und 
dass  sie  dasselbe  wirklich  getödtet  haben. 

Im  Gegenthcil  zeigt  die  Erfahrung,  dass  bei  gesunden  und  kräfti- 
gen Menschen  Verbrennungen  in  dem  hier  vorgefundenen  Maasse  gar 
nicht  selten  geheilt,  und  die  Verbrannten  erhalten  werden. 

Aber  das  Schulz  sehe  Kind  war  nichts  Aveniger  als  ein  gesundes 
und  kräftiges,  es  war  vielmehr,  wie  wir  gezeigt  haben,  ein  im  eigent- 
lichen Sinne  todtkrankes  Kind. 

Wenn  ein  solch  erschöpftes,  schwaches  Kind  bedeutende  Brand- 
wunden erleidet ,  die  bekanntlich  die  heftigsten  Schmerzen ,  gestörte 
Nachtruhe,  Fieber,  fortwährende  Unruhe  u.  s.  w.  verursachen,  so  kann 
ein  solches  Accideus  zu  der  schon  bestehenden  lebensgefähidichen  Krank- 
heit nicht  ohne  die  allererheblichsten  Nachtheile  bleiben,  zumal  bei 
Kindern,  die  als  solche  überall  zu  den  reizbarsten  Individuen  gehören. 

Eine  Beschleunigung  des  tödthchen  Endes  der  Ki-ankheit  durch 
die  Verbrennung  kann  daher  nicht  in  Abrede  gestellt  werden. 

Die  Argumente  des  Dr.  Krieger  gegen  diese  Annahme  können 
als  stichhaltig  nicht  erachtet  werden. 

Derselbe  nimmt  an,  dass  bei  Brustwassersucht  Zugpflaster  ange- 
wendet würden,  die  ö'leichfalls  eine  Art  von  Brandblasen  erzeug^en. 

Allein  abgesehen  von  dem  geringen  Umfange  solcher  angeblichen 
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„Brandblasen",  Avird  dem  genannten  Arzte  der  erhebliche  Unterschied 
zwischen  blasenziehenden  Haiitreizen  und  dem  Feuer,  dem  allerener- 
gischsten  Mittel  der  hippokratischen  Medicin,  nicht  unbekannt  sein. 

Sehr  richtig  aber  behauptet  der  Dr.  Krieger  ferner,  dass  Hirn- 
und  Lungenentzündungen  nach  Verbrennungen  zu  entstehen  pflegen, 
welche  die  Obduction  hier  nicht  nachgewiesen  hat. 

Wieder  aber,  abgesehen  davon,  dass  ein  solcher  Erfolg  keineswegs 
ein  nothwendiger  ist,  und  dass  wir  selbst  in  zahlreichen  Fällen  von  tödt- 
lichen  Verbrennungen  ihn  in  den  Leichen  nicht  beobachtet  haben ,  so 
ist  auch  hier  die  Eigenthümlichkeit  des  verletzten  Individuums  zu  er- 
wägen: eines  erschöpften,  geschwächten,  wassersüchtigen  Kindes,  bei 
dem  das  Zustandekommen  einer  Entzündung  kaum  noch  erwartet  wer- 
den konnte. 

Nach  allem  Vorstehenden  geben  wir  schliesslich  unser  Grutachten 
dahin  ab  : 

1)  dass  das  Kind  quaest.  an  einer  organischen  Wassersucht  ge- 
storben ist* 

2)  dass  diese  Krankheit  an  und  für  sich  eine  tödtliche  gewesen  ; 

3)  dass  aber  die  umfangreichen  Verbrennungen,  welche  das  Kind 
erlitten,  das  tödtliche  Ende  der  Krankheit  beschleunigt  haben; 

4)  dass  die  Art  der  Anwendung  des  Sjjiritusdampfbades  Seitens 
des  Dr.  Krieger  die  absolut  gefahrlose  vorschriftsmässige  Methode 
nicht  gewesen. 

Berlin,  den  26.  December  1854. 

(gez.)  Casper.  (gez.)  Cos  so  n. 

Lii  Audienztermine  erschienen  der  Angeklagte  in  Person ,  der  Ju- 
stizrath  Gall  als  Vertheidiger  desselben,  der  Geheimrath  Casper  als 
gerichtlich  beauftragter  Sachverständiger  und  der  praktische  Arzt  Dr. 
Stich,  welchen  die  Vertheidigung  zur  Entlastung  des  Angeklagten  als 
zweiten  Sachverständigen  zugezogen  hatte.  Die  Staatsanwaltschaft 
war  durch  Herrn  Adler  vertreten. 

Zunächst  ergreift  Dr.  Krieger  das  Wort.  Er  räumt  in  seiner 
Auslassung  den  ganzen  thatsächlichen  Lihalt  der  Anklage  als  richtig  ein, 
tritt  aber  allen  denjenigen  Ausführungen  entschieden  entgegen,  welche 
diese  Anklage,  auf  das  Gutachten  der  Sachverständigen  gestützt ,  über 
die  Anwendung  des  Spiritusdampfbades  gemacht  hat.  Er  erklärt,  an 
dem  Schulzschen  Kinde  gleich  bei  der  ersten  Ex23loration  die  soge- 
nannte Bri  glitsche  Nierenkrankheit,  eine  Krankheit,  welche  in  jedem 
ihrer  Stadien  den  Tod  nach  sich  ziehen  kann,  gefunden  zu  haben. 
Gegen  dieses  Uebel  würden  derRegelnachschweisstreibende,  urintreibende 
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und  abführende  Mittel  angewendet.  Dieser  Mittel  habe  er  sich  auch 
bei  dem  Schulzschen  Kinde  bedienf,  ohne  dass  sie  jedoch  die  ge- 
wünschte Wirkung  geäussert  hätten.  In  Folge  dessen  habe  er  es  für 
seine  Pflicht  gehalten,  ein  äusserstes  Mittel  zum  Versuch  der  Rettung 
des  Kindes  anzuwenden,  und  zwar  um  so  mehr,  als  mit  Gewissheit  vor- 
auszusehen war,  dass  der  Tod  des  Kindes  sehr  bald  bevorstand.  Jenes 
äusserste  Mittel,  durch  welches  die  Abwendung  des  Todes  allein  noch 
in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gestellt  war ,  sei  ein  Spiritusdampfbad 
gewesen,  wie  es  zur  Zeit  des  ersten  Auftretens  der  Cholera  in  Berlin 
von  dem  Commerzienrath  Hempel  aus  Oranienburg  empfohlen,  ver- 
sucht und  eingeführt  worden  ist.  Für  die  Wirkung  dieser  Bäder  habe 
die  Erfahrung  glänzende  Resultate  geliefert,  und  er  habe  die  Anwen- 
dung eines  solchen  auf  das  Schulzsche  Kind  nicht  nur  behufs  der  Ret- 
tung desselben  für  zweckmässig,  sondern,  wie  schon  bemerkt,  mit  Rück- 
sicht anf  den  hoffnungslosen  Zustand  des  Patienten  für  pflichtgemäss 
gehalten,  sich  zu  diesem  Ende  am  22.  Novbr.  in  Begleitung  des  Dr. 
Oppert  in  die  Schulzsche  Wohnung  begeben  und  die  Vorkehrungen 
zu  dem  Bade  in  der  obenbeschriebenen  Weise  getroffen.  Was  diese 
Art  und  Weise  der  Bereitung  des  Bades  nun  anlange  ,  so  beständen 
darüber  keinerlei  medicinische  Vorschriften  ,  und  es  bleibe  daher  die 
Bereitung  dem  praktischen  Ermessen  des  Arztes  anheimgestellt.  Die 
Sachverständigen  hätten  ihm  daraus  einen  Vorwurf  gemacht,  dass  er  eine 
helle  Flamme  behufs  der  Erliitzung  des  Spiritus  angezündet  und  nicht 
vielmehr  glühende  Kohlen  zu  diesem  Zwecke  angewendet  habe,  in 
welchem  letzteren  Falle  nach  dem  Gutachten  der  Sachverständigen  eine 
Entzündung  des  Spiritus  nicht  zu  besorgen  gewesen  sein  würde.  Ab 
gesehen  nun  davon,  dass  er  die  Richtigkeit  dieser  letzteren  Behauptung 
ganz  direct  in  Abrede  stellen  müsse,  halte  er  die  Erhitzung  des  Spiritus 
durch  eine  helle  Flamme  als  zweckentsprechender  für  die  gewünschten 
Wirkungen  des  Bades,  und  das  Gutachten  der  Sachverständigen  stehe 
seiner  eigenen  Ansicht  analog  ebenso  gegenüber,  wie  die  Meinungen  zAveier 
Aerzte,  von  denen  der  eine  die  Ansetzung  von  Schröpfköj^fen,  der  an- 
dere einen  Aderlass  für  dienlicher  halte.  Er  müsse  deshalb  den  ihm 
gemachten  Vorwm'f  sehr  entschieden  zurückweisen ,  dass  er  sich  durch 
die  Anwendung  einer  Flamme  zur  Erhitzung  des  Sjnritus  einer  Un- 
vorsichtigkeit im  Allgemeinen  und  insbesondere  einer  strafbaren  Unvor- 
sichtigkeit schuldig  gemacht  habe.  In  dieser  Beziehung  habe  er ,  wie 
auch  in  der  Voruntersuchung  bereits  festgestellt  worden  sei,  zu  bemer- 
ken, dass  er ,  als  er  den  Spiritus  in  den  Teller  gegossen ,  genau  darauf 
geachtet  habe,  dass  kein  Tropfen  desselben  auf  den  Rand  des  Tellers 
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komme,  uud  dadurch  die  Gefahr  einer  Entzündung  entstehe.  Wenn 
eine  solche  nun  doch  stattgefunden  habe,  so  könne  er  als  Grund  davon 
nur  den  nicht  vorherzusehenden  Zufall  annehmen ,  dass  eine  Explosion 
der  entwickelten  Spiritusdämpfe  stattgefunden  habe.  In  keinem  Ealle 
treffe  ihn  dabei  der  Vorwurf  eines  Mangels  an  Vorsicht.  Er  habe  gar 
nicht  nöthig  gehabt,  die  Bereitung  des  Bades  selbst  zu  überwachen. 
Von  dem  Arzt  könne  man  nur  verlangen ,  dass  er  das  Mittel  angebe,  es 
sei  dann  Sache  der  Augehörigen  des  Kranken,  das  angegebene  Mittel 
in  Ausführung  zu  bringen.  Er ,  der  Angeklagte,  habe  also  mehr  ge- 
than,  als  seine  Pflicht,  indem  er  die  Bereitung  des  Bades  selbst  besorgt, 
bei  dem  Bade  niedergekniet  und  niedergehockt,  die  Entwickelung  der 
Dämpfe  überwacht  und  somit  recht  eigentlich  alle  mögliche  Sorgfalt  und 
Vorsicht  beobachtet  habe.  Dass  ein  unvoraussichtlicher  Zufall  dieselbe 
zu  Schanden  gemacht,  daraus  könne  ihm  kein  Vorwurf  erwachsen.  Was 
übrigens  die  Brandwunden  anlange,  so  seien  dieselben  keinesweges  von 
der  Art  gewesen ,  dass  sie  den  bedenklichen  Zustand  des  Kindes  noch 
bedenklicher  gemacht,  geschweige  denn,  dass  sie  den  Tod  beschleunigt 
oder  wohl  gar  direct  herbeigeführt  hätten.  Schliesslich  berufe  er  sich 
auf  einen  analogen  Vorprocess,  der  im  Jahre  1837  hier  geschwebt  und 
die  Ermittelung  der  Todesart  des  damals  hier  verstorbenen  mecklenbur- 
gischen Premier -Minister  v.  Oertzen  zum  Gegenstande  gehabt  habe. 

Der  Präsident  erklärt,  dass  die  betreffenden  Acten  avocirt  worden 
seien,  und  constatirt  aus  denselben,  dass  von  dem  Dr.  Rust  an  dem  v. 
Oertzen  ein  gleiches  Spiritusdampfbad  angewendet,  und  dass  bei  dem- 
selben ganz  der  gleiche  unglückliche  Zufall  eingetreten  ist.  Der  ganze 
Mann  ist  in  Flammen  aufgegangen  und  in  Folge  der  erlittenen  Brand- 
wunden kurz  darauf  verstorben.  Das  Kammergericht  hat  sich  damals 
dahin  ausgesprochen,  dass  den  Dr.  Rust  keine  Verantwortung  treffen 
könne,  weil  es  jedem  Arzt  anheim  gegeben  bleiben  müsse,  welche  An- 
wendung seiner  Mittel  er  für  die  zweckmässigste  halte. 

Der  Geheimerath  Casper  bleibt  bei  seinem  oben  ausführlich  er- 
wähnten Gutachten  stehen  und  erklärt  insbesondere,  vom  wissenschaft- 
lichen Standpunkte  aus  niöht  behaupten  zu  können,  ob  das  Kind,  wenn 
es  die  Brandwimden  nicht  davongetragen  hätte ,  in  Folge  der  Wasser- 
sucht an  sich  auch  bereits,  wie  geschehen  ,  am  24.  Novbr. ,  also  nach  2 
Tagen,  oder  ob  es  erst  später  und  in  welcher  späteren  Frist  gestorben 
sein  würde. 

Auf  den  Antrag  des  Vertheidigers  ward  nunmehr  das  nachstehende 
Gegengutachten  des  zweiten  Sachverständigen  vorgelesen. 
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Gutachten  des  Dr.  Stich. 

In  der  vorliegenden  Angelegenheit  habe  ich  mein  Urtheil  als  Sach- 
verständiger über  folgende  Punkte  abzugeben : 

1)  Ist  es  möglich,  mit  Gewissheit  anzugeben,  ob  das  Kind  Lud- 
wig Robert  Albert  Schulz,  geboren  den  24.  Septbr.  1851,  gestor- 
ben am  24.  Novbr.  1854,  nicht  auch  ohne  Hinzutreten  der  Brandwunden 
in  derselben  Zeit  gestorben  sein  würde? 

2)  Ist  es  wahrscheinlich  oder  nicht,  dass  die  Brandwunden  den  Tod 
des  Kindes  herbeiführten  oder  beschleunigten? 

3)  Fällt  dem  Angei^lagten  ein  Versehen  bei  der  Anwendung  des 
Bades  zur  Last? 

Bei  der  Beantwortung  dieser  Fragen  habe  ich  das  Gutachten 
früherer  Sachverständiger  zu  berücksichtigen.  Ich  wende  mich  zur 
ersten  Frage:  Ist  es  möglich,  mit  Gewissheit  anzugeben,  ob  das. Kind 
nicht  auch  ohne  Hinzutreten  der  Verbrennung  in  derselben  Zeit  ge- 
storben sein  würde?  Die  früheren  Sachverständigen  haben  in  ihrem  Gut- 
achten diese  Frage  dahin  beantwortet:  ,, Keinesfalls  hätte  sich  das  Kind 
am  22.  Novbr.  1854  in  einem  solchen  Zustande  befunden,  dass  sein 
Tod  in  etwa  zwei  Tagen  zu  befürchten  gewesen  wäre." 

Die  Sachverständigen  haben  in  ihrem  ersten  Gutachten  erklärt, 
„dass  sie  sich  ein  gcAvisses  Urtheil  bis  zur  Kenntniss  des  Zustandes  des 
Kindes  in  seinen  letzten  Lebenstagen  vorbehalten  müssten."  Nun,  diese 
Kenntniss  hat  nicht  nur  in  Bezug  auf  die  letzten  Lebenstage,  sondern 
auch  in  Bezug  auf  die  ganze  Krankheit  durch  die  öffentliche  Verhand- 
lung eine  so  wesentliche  Erweiterung  erfahren,  dass  sogar  der  sehr 
seltene  Fall  vorliegt ,  dass  man  aus  diesen  Kenntnissen  einige  Lücken 
und  einige  nicht  ganz  richtige  Beschreibungen  des  Obductionsprotokolle  s 
zu  ergänzen  im  Stande  ist. 

Es  war  während  der  Section  vermeint  worden,  dass  man  mit  einem 
Leichnam  zu  thun  habe,  in  dem  die  Brightsche  Nierenkrankheit  vor- 
lag. Es  waren  die  wesentlichsten  Veränderungen ,  die  man  weiter  in 
der  Leiche  vorfand ,  sofort  als  eine  Folge  dieser  Nierenkrankheit  zu 
»deuten.  Es  lag  dadui-ch  den  Obducenten  die  Pflicht  ob,  den  Zustand 
der  Nieren  genau  zu  untersuchen  und  ein  präcises  Protokoll  über  diese 
Veränderungen  aufzuzeichnen.  —  Das  ist  nicht  geschehen.  —  Es 
heisst  in  dem  Obductionsprotokolle  (42),  „die  rechte  Niere  ist  gTÖsser 
als  die  gesunde  linke  und  zeigt  eine  Entfärbung  ihrer  Rindensubstanz 
und  eine  blutreichere  Beschaffenheit  ihrer  Tubularsubstanz."  Sonst 
erfahren  wir  über  die  Nierenveränderuna-en  nichts.  —  Aus  dieser  Be- 
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Schreibung  der  Nieren  ist  man  gewiss  nicht  sicher,  eine  Brightsche 
Nierenkrankheit  habe  vorgelegen.  Die  weitere  Besprechung  wird  es 
möglich  machen,  dennoch  dieser  Behauptung  der  Sachverständigen  aus 
anderen  Gründen  beizutreten.  Reden  die  Sachverständigen  nun  von 
einer  Brightschen  Nierenerkrankung,  so  enthält  der  Sectionsbericht  je- 
denfalls einen  Irrthum,  wenn  er  von  der  linken  ge  sunden  Niere  spricht, 
da  die  Brightsche  Erkrankung  einer  Niere  allen  pathologisch  -  ana- 
tomischen Erfahrungen  widerspricht.  Von  der  rechten  Niere  ist  nichts 
beschrieben,  was  einen  Aufschluss  über  die  Extensität  oder  Intensität 
der  Exsudation  in  diesem  Organe  geben  könnte.  Von  dem  Grade 
der  Functionsstörung  der  Nieren  ist  in  diesem  Falle  das  Urtheil 
abhängig.  lieber  den  Grad  dieser  Functionsstörung  konnten  die  Ob- 
ducenten  nach  den  Angaben,  die  sie  gemacht  haben  ,  so  gut  wie  gar 
nichts  wissen.  Die  Erkundigung  über  die  Menge  und  Beschaffenheit 
der  Nierensecretion  bei  Lebzeiten  ist  trotz  dieses  mangelhaften  Wissens 
aus  der  Section  von  den  Sachverständigen  unversucht  geblieben.  Die 
Beschaffenheit  des  Blutes ,  die  sich  vielleicht  an  der  Leiche  noch  hätte 
feststellen  lassen,  ist  ebenfalls  unberücksichtigt  geblieben.  Wo  so  wenig 
und  offenbar  Unrichtiges  über  die  Beschaffenheit  der  Nieren  gesagt  ist, 
wird  es,  um  ein  Urtheil  zu  fällen ,  um  so  wichtiger  ,  sich  wenigstens  zu 
bemühen,  einen  Aufschluss  darüber  zu  erlangen,  ob  die  Krankheit  der 
Nieren  Blutveränderungen  hervorgebracht  hat,  und  welche.  Ist  auch  die 
Hjdraemie  nach  den  Angaben  über  die  Wassersucht  nicht  zu  bezweifeln, 
so  ist  doch  eine  andere  mindestens  ebenso  wichtige  Blutveränderung, 
die  Uraemie  ,  durchaus  unberücksichtigt  geblieben.  Die  ungenauen 
Angaben  über  die  Nieren,  bei  gänzlichem  Ignoriren  der  Harnmenge 
und  der  Harnbeschaffenheit  während  des  Lebens,  erheischten  die  Unter- 
suchung des  Blutes  und  der  serösen  Exsudate  auf  ihren  Gehalt  au  Harn- 
stoff um  so  dringender. 

Die  Angaben  über  die  Wassersucht  sind  in  dem  Sectionsberichte 
zum  Theil  ungenau,  zum  Theil  nachweisbar  unrichtig  beschrieben. 
Es  heisst  in  dem  Sectionsberichte  (6),  die  Geschleclitstheile  und  (7)  die 
Unterextremitäten  zeigen  eine  leichte  wassersüchtige  Anschwellung. 
Ich  muss  den  Ausdruck  „leicht"  als  einen  sehr  subjectiven  bezeichnen;* 
ein  Messen  des  Umfanges  der  Schenkel  war  erforderlich.  Da  dies  nicht 
geschehen,  habe  ich  Grund,  die  Anschwellung  nicht  als  eine  ,, leichte"  zu 
betrachten,  denn  bei  den  Schnitten  in  die  Haut  (Protokoll  12)  quoll  das 
Wasser  hervor.  Dies  zeigt  eine  Spannung  des  Gewebes  an,  die  durch 
eine  mehr  als  leichte  Wassersucht  bedingt  ist.  Die  Bauchhöhle  (34) 
enthielt  Wasser,  die  Menge  ist  auch  hier  nicht  angegeben. 
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Von  dem  Wasser  im  Herzbeutel  (32)  wird  gesagt  ■  „Im  Herzbeutel 
befindet  sich  wässerige  Flüssigheit,  fast  bis  zur  Anfüllung  des  ganzen 
Sackes."  Wenn  Wasser  im  Herzbeutel  vorhanden  ist,  füllt  es  immer 
den  Sack  aus.  Ein  unausgefüllter  Eaum  würde  die  wichtigsten  physika- 
lischen Gesetze  umstossen.    Es  war  nöthig,  die  Wassermenge  zumessen. 

Von  dem  Wasser  in  den  Pleuren  heisst  es  (28):  „Die  Eingeweide 
sind  in  ihrer  natürlichen  Lage.  Beide  Brustfellsäcke  sind  mit  einem 
röthlichen  Wasser  ganz  angefüllt."  Dies  ist  eine  Unmöglichkeit. 
Einigen  Raum  wird  man  den  Lungen  etc.  lassen  müssen.  Betrachten 
wir  diese  Redeweise  ebenso  wie  das  „fast  ganz  angefüllt"  vom  Herz- 
beutel als  eine  nicht  genaue  Wahl  des  Ausdruckes ,  so  bleibt  doch  im- 
mer eine  zweite  positive  Unrichtigkeit.  Jedenfalls  wollten  die  Sach- 
verständigen ausdrücken,  es  sei  eine  gewisse  Menge  Wasser  in  den 
Pleuren  gewesen.  War  dies  der  Fall,  nun  so  konnten  die  Eingeweide 
nicht  in  ihrer  natürlichen  Lage  sein  ,  sondern  es  mussten  die  Lungen 
verdrängt  und  comprimirt  sein.  Ein  so  durchaus  wichtiger  Punkt, 
der  Grad  der  Compression  eines  für  das  Leben  so  nöthigen  Organs, 
durfte  in  dem  Obductionsprotokoll  nicht  gänzlich  ignorirt  werden. 

Eine  weitere  Unrichtigkeit  wird  daraus  für  die  Angabe  "des  Ob- 
ductionsprotokoUs  erwiesen.  Es  heisst  (31):  ,, Beide  Lungen  sind  unge- 
wöhnlich bleich,  gesund  und  sehr  blutleer."  Es  kann  Niemand  be- 
zweifeln, dass  die  Lungen  comprimirt  sein  mussten,  und  comprimirte 
Lungen  sind  nicht  gesund. 

Bei  einer  Leiche,  wie  die  in  Rede  stehende,  konnte  man  aus  dem 
Oedem  der  Beine  bei  einiger  Ueberlegung  auf  die  Vermuthung  kom- 
men, die  Brusthöhle  würde  Wasser  enthalten,  eine  Obduction  ,  die  auf 
Genauigkeit  Anspruch  machen  wollte,  Hess  der  Eröffnung  der  Brust- 
höhle eine  Percussion  vorhergehen,  es  musste  die  Höhe  des  Wasser- 
standes genau  dadurch  angegeben  werden ,  alsdann  war  die  Brusthöhle 
vorsichtig  zu  eröffnen,  das  Wasser  aufzufangen  und  zu  messen;  endlich 
war  beim  Abfluss  des  Wassers  Mund  und  Nase  des  Kindes  zu  schliessen, 
oder  in  anderer  Weise  das  Zusammensinken  der  Lungen  durch  den 
Luftdruck  zu  hindern.  Nach  Entfernung  des  Wassers  waren  die 
Lungen,  die  bei  dieser  Vorsicht  ihre  pathologische  Compression  behiel- 
ten, zu  besichtfgen,  und  es  war  der  Raum  zu  bemessen,  den  sie  in  der 
Brusthöhle  einnahmen. 

Die  Sachverständigen  hatten  also  nach  den  That- 
sachen,  die  ihnen  vorlagen: 

1)  keine  Einsicht,  weder  wie  weit  die  Nierensecretiou 
aufgehoben   war,  noch  wie  lange; 
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2)  sie  wussten  niclit,  ob  Uraemie  bestand  oder  nicht; 

3)  sie  hatten  sehr  ungenaue  Data  über  die  Menge  der 
serösen  Ausschwitzungen,  namentlich  fehlte  ihnen  der 
höchst  wichtige  Punkt  ,  in  welcher  Menge  die  Aus- 
schwitzung in  den  Pleuren  statt  hatte,  und  wie  stark  die 
Lungen  dadurch  comprimirt  wurden.  Trotzdem  fällten 
die  Sachverständigen  in  einer  so  ernsten  Sache  das  Uir- 
theil:  das  Kind  habe  sich  keinesfalls  am  2  2.  November 
1854  in  einem  solchen  Zustande  befunden,  dass  sein  Tod 
in  etwa  zwei  Tagen  zu  erwarten  stand. 

Ich  werde  mich  bemühen ,  über  die  erwähnten  drei  Punkte  nach- 
träglich die  für  das  Urtheil  nothwendigen  Thatsachen  aufzusuchen. 

Das  Kind  war  31/4  Jahr  alt.  Es  war,  nach  Aussage  eines  Zfeugen, 
bis  Ende  October,  nach  Aussage  anderer  Zeugen,  bis  zum  1.  November 
1854  gesund. 

Es  erkrankte  und  wurde  von  einem  Arzte  (Dr.  Lehfeld)  behan- 
delt. Eine  Anschwellung  des  Gesichts ,  die  der  Arzt  sah ,  wurde  für 
scrophiüös  erklärt,  und  Leberthran  verordnet ;  schon  damals  wollte  das 
Kind  nicht  laufen.  Es  trat  Verschlimmerung  ein ,  andere  Körpertheile 
schwollen  an.  Der  Angeklagte  übernahm  die  Behandlung  am  12. 
Novbr.  Der  Zeuge  Dr.  Oppert  bestätigt  die  Aussagen  der  übrigen 
Zeugen;  es  war  schon  am  13.  Novbr.  ein  starkes  Oedem  der  Beine  vor- 
handen. Es  war  also  vom  Ende  October  oder  ersten  Novbr.  ab ,  bis 
zur  Uebernahme  der  Behandlung  des  Dr.  Krieger,  eine  ununter- 
brochene Zunahme  der  hydropischen  Erscheinungen ;  sie  begannen  mit 
einer  geringen  ödematösen  Anschwellung  im  Gesicht,  wie  dies  oft  bei 
Kindern  geschieht.  Die  Natur  der  Anschwellung  war  vom  Dr.  Leh- 
feld verkannt. 

Wegen  der  ununterbrochenen  Zunahme  der  hydropischen  Er- 
scheinungen von  der  Zeit  ab ,  als  die  Geschwulst  im  Gesicht  bemerkt 
wurde,  kann  ich  nicht  anders,  als  mit  dem  Beginn  dieser  Geschwulst  im 
Gesicht  die  ersten  Spuren  hydrämischer  Blutentmischung  zu  datiren. 

Wodurch  war  nun  die  hydrämische  Blutentmischung  bedingt? 

Am  13.  oder  14.  Novbr.  fanden  sich  bei  der  UiTtersuchung  des 
Urins,  nach  der  Aussage  des  Zeugen  Dr.  Oppert,  Beimischung  von 
Eiweiss  und  Fibrin-Cylindern  aus  den  Harnkanälchen. 

Nach  dieser  Aussage  ist  es  nicht  zu  bezweifeln,  es  lag  eine  Bright- 
sche  Nieren-Erkrankung  vor ;  die  Angaben  des  Sectionsprotokolls 
können  diese  Meinung  nicht  unterstützen,  im  Gegentheil  wird  es 
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nach  dieser  Aussage  möglicli,  die  Angaben  des  Sectionsbericlites  zu  er- 
gänzen. In  welchem  Grade  nun  waren  die  Xieren  erkrankt?  Es  ist 
von  verschiedenen  Zeugen  die  Aussage  bestätigt,  dass  das  Kind  vor  der 
Verbrennung,  also  vor  dem  22.  Novbr.,  öfter  in  24  Stunden  kaum  einige 
Tropfen  Urin  gelassen  habe.  Durch  die  diffuse  Exsudation  in  den 
Nieren  waren  die  Harnkanälchen  also  so  Aveit  verlegt,  dass  die  Abson- 
derung des  Urins  auf  ein  Minimum  reducirt  war. 

Es  ist  kein  gewagter  Schluss  ,  den  die  pathologische  Anatomie 
durchaus  bestätigt,  nach  diesen  Angaben  das  Obductionsprotokoll  als 
nicht  richtig  zu  bezeichnen.  Bei  solchem  Mangel  an  Harnabsonderung, 
bei  solcher  chemischen  und  mikroskopischen  Beschaffenheit  des  Urins 
waren  beide  Nieren  durch  diffuse  Exsudation  schon  mehrere  Tage  vor 
dem  22.  Novbr.  in  einem  hohen  Grade  afiicirt. 

Ich  gehe  nun  daran  ^  nachdem  ich  die  Art  und  den  eventuellen 
Grad  der  Nierenerkrankung  nachträglich  festgestellt  habe  ,  auch  die 
Dauer  der  Nierenerkrankung  zu  berücksichtigen. 

Die  Hydi-aemie  war  nach  allem,  was  sich  darlegen  lässt,  sicher 
eine  Folge  der  Nierenerkrankung.  Die  Nierenerkrankung  hatte  also 
vor  den  ersten  Spuren  der  Hydraemie,  mithin  vor  dem  1 .  Novbr.,  einen 
gewissen  Grad  erreicht.  Der  Beginn  der  Nierenerkrankung  liegt  jeden- 
falls vor  dem  1.  Novbr.,  wie  lange,  ist  nicht  zu  ermitteln.  Die  Nie- 
renerkrankung hatte  also  zur  Zeit  der  Verbr  ennung  (22. 
Novbr.)  eine  Dauer  von  mindestens  drei  Wochen. 

Die  Folgezustände ,  die  Hydraemie  und  Uraemie,-  hatten  vor  dem 
22.  Novbr.  schon  einen  hohen  Grad  erreicht.  Was  die  Hydraemie  an- 
betrifft, so  ist  freilich  durch  das  Sectionsprotokoll,  wie  ich  nachgewiesen 
habe,  über  den  Grad  derselben  wenig  Positives  gesagt ,  keine  einzige 
Messung  ist  vorgenommen.  Doch  ist  durch  die  Aussage  des  Zeugen  Dr. 
Oppert  festgestellt,  dass  einige  Tage  vor  der  Verbrennung  ein  Hydi-o- 
thorax  die  Lungen  soweit  comprimirte ,  dass  die  Respiration  bedeutend 
litt.  Durch  diese  Aussage  erst  wird  die  Lücke  des  Sectionsbericlites 
ausgefüllt,  und  es  erhält  die  unglaubliche  Angabe  von  einer  gänzlichen 
AnfüUung  der  beiden  Pleuren  durch  Exsudat  eine  verständlichere  Ad- 
notation.  Es  genügt  die  Aussage  des  Dr.  Oppert  zur  Fällung  meines 
spätem  Urtheils,  ich  habe  also  nicht  nöthig,  weitere  Lücken  des  Obduc- 
tionsberichtes  in  Bezug  auf  die  Wassersucht  auszufüllen. 

Ich  wende  mich  nun  zu  der  wichtigen  Frage :  bestand  L^raemie  und 
in  welchem  Grade  ?  Die  früheren  Sachverständigen  scheinen  diese  Frage 
für  das  Urtheil  sehr  gleichgültig  aufzufassen,  sie  berühren  sie  gar  nicht. 
Ich  werde  über  diese  bis  jetzt  nicht  berührte  Frage  Auskunft  suchen. 
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Icli  habe  erwähnt,  dass  es  feststeht,  dass  das  Kind  schon  vor  dem  22. 
Novbr.  öfter  in  24  Stunden  kaum  einige  Tropfen  Urin  gelassen  hatte. 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  dadurch  die  Harnstoff- Aus- 
scheidung aus  dem  Blute  in  einem  sehr  hohen  Grade  vermindert  war. 
Ist  die  Niere  in  der  Ausscheidung  verhindert,  so  kann  diese  Ausschei- 
dung nun  dennoch  durch  andere  Organe  vor  sich  gehen.  Die  Ausschei- 
dung kann  erfahrungsgemäss  durch  Hautschweisse  und  zum  Theil  auch 
durch  die  Lungen-Exspiration  geschehen.  Die  Haut  hat,  nach  Aussage 
der  Zeugen,  vor  der  Verbrennung  nicht  geschwitzt.  Dies  war  ja  eben 
der  Grund,  weshalb  zu  dem  Bade  in  Spiritusdämpfen  geschritten  wurde. 
Die  Ausscheidung  der  Lungen  war  durch  Compression  des  Hydrothorax 
vermindert.  Ich  muss  diese  Punkte  um  so  gewissenhafter  in  die  Wag- 
schale legen,  da  für  die  so  ungemein  wichtige  Frage  nach  der  Uraemie 
Untersuchungen  an  der  Leiche  gänzlich  unterlassen  sind.  Wäre  vom 
Blute  und  vom  Serum,  das  sich  in  allen  Höhlen  hinreichend  vorfand, 
rechtzeitig  eine  chemische  Untersuchung  gemacht ,  wie  es  nach  dem 
Standtpunkte  der  Wissenschaft  in  einer  so  ernsten  und  so  schwierigen 
Sache  wenigstens  versucht  werden  musste,  so  wäre  ich  dieser  nach- 
träglichen Wahrscheinlichkeitsberechnung  durch  sichere  Facta  über- 
hoben gewesen. 

Erwäge  ich,  dass  die  ISTieren  in  einem  sehr  geringen  Grade  functio- 
nirten,  dabei  die  Haut  trocken,  und  die  Lungenthätigkeit  gehemmt  war, 
so  muss  ich  mich  dahin  aussprechen,  dass  schon  mehrere  Tage  vor  dem 
22.  Novbr.  ein  sehr  hoher  Grad  von  Uraemie  (Harnstoffvergiftung  des 
Blutes)  bestanden  haben  muss. 

Stelle  ich  nun  in  Kürze  die  nachgewiesenen  Thatsachen  zusammen, 
so  ergiebt  sich: 

IjDas  Kind  litt  am  22.  Novbr.  an  einem  hohen  Grade 
von  Brightscher  Nierenerkrankung,  und  war  diese  Er- 
krankung an  jenem  Tage  schon  von  dreiwöchentlicher 
Dauer. 

2)  Das  Kind  war  hydraemisch,  und  schon  vor  dem  2  2. 
Novbr.  waren  seine  Lungen  durch  Hydrothorax  in  einem 
beträchtlichen  Maasse   comprimirt. 

3)  Das  Kind  war  schon  vor  dem  22.  Novbr.  in  nicht  ge- 
ringem  Grade  uraemisch. 

Ich  behaupte  danach:  Ein  Kind  in  einem  solchen  Zustande 
ist  in  jedem  Augenblicke  dem  Tode   ausgesetzt. 

Dies  ist  keine  private  Ansicht  von  mir ,  ich  bin  darin  im  Einklang 
mit  allen  Autoren.     Ich  stelle  in  Abrede,  dass  sich  auch  nur  für  eine 
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Stande ,  gescliweige  denn  für  2wei  Tage  eine  sichere  Yorliersage 
machen  lasse. 

Meine  Beantwortung  der  ersten  gestellten  Frage  lautet  dahin : 

Es  ist  nicht  möghcb,  mit  Gewissheit  zu  behaupten,  das  Kind  hätte 
ohne  Hinzutreten  der  Brandwunden  länger  gelebt. 

Ich  gehe  nun  zur  zweiten  mir  vorgelegten  Frage  über :  Ist  es  wahr- 
scheinlich oder  nicht,  dass  die  Brandwunden  den  Tod  des  Kindes  her- 
beifühi-ten  oder  beschleunigten  ? 

Zur  Erledigung  dieser  Frage  wh'd  es  nothwendig  sein ,  die  Ver- 
brennung an  und  für  sich  zu  betrachten,  ferner  den  Zustand  des  Kindes 
vor  der  Verbrennung  und  den  Zustand  des  Kindes  nach  der  Verbren- 
nung neben  einander  zu  halten  und  zu  sehen,  ob  eine  eventuelle  Ver- 
änderung nach  der  Verbrennung  der  Verbrennung  zuzuschreiben  sei, 
oder  nicht?  Endlich  wird  es  nothwendig  sein,  zu  untersuchen,  wie  das 
Kind  überhaupt  starb. 

Betrachten  wir  zuvörderst  die  Verbrennung  an  und  für  sich ,  so 
sind  es  auch  hier  wieder  die  Zeugenaussagen,  die  das  klare  Bild  geben. 

Das  Kind  sass  während  der  Verbrennung  mit  entblösstem  Unter- 
körper auf  einem  gewöhnlichen  geflochtenen  Kohrstuhl. 

Die  Flamme  traf  das  Kind  von  unten  gegen  die  Theile,  die  auf 
dem  Rohrgeflechte  ruhten,  und  schlug  nach  links  zur  Seite  und  nach  vorn 
gegen  die  herabhängenden  Theile  der  Unterschenkel. 

Dadurch  entstand  eine  Verbrennung ,  die ,  wie  eine  Zeugin  sehr 
treffend  bezeichnet,  den  Theilen,  die  auf  dem  Rohrgeflecht  ruhten,  das 
Muster  des  Geflechts  aufgedrückt  hatte;  die  Theile  des  Kindes,  die 
auf  den  Löchern  des  Robrgeflechts  ruhten,  wui'den  verletzt,  die  Theile, 
die  auf  dem  Rohr  selbst  ruhten,  Avaren  durch  diesen  schlechten  AA^ärme- 
leiter  geschützt.  Diese  Verbrennungen  Avaren  sowohl  nach  den  Aus- 
sagen der  Zeugen,  als  auch  nach  dem  ObductionsprotokoU  zum  Theil 
nur  geröthete  Stellen  ,  also  Verbrennungen  leichtesten  Grades  ,  zum 
Theil  waren  kleine  Bläschen,  also  Verbrennungen  leichteren  Grades,  ent- 
standen. Das  Kind  ruhte ,  wie  nach  den  Verletzungen  zu  schliessen 
ist ,  hauptsächlich  mit  der  linken  Seite  auf  dem  Rohrgeflecht ,  so  dass 
die  rechte  Seite  fast  gar  nicht  von  der  Verbrennung  betroffen  wurde. 
Es  zeigten  sich  nur  8  kirschkerngrosse  Flecke  (nach  Nr.  15  des  Obduc- 
tionsprotokolls)  auf  der  rechten  Hinterbacke. 

Auf  der  linken  Hinterbacke  waren,  nach  dem  ObductionsprotokoU 
(Nr.  14)  14—15  solcher  Abdrücke  der  Löcher  des  Rohrgeflechts ,  als 
Verbrennungen  leichtesten  Grades;  auf  dem  Theile  des  linken  Ober- 
schenkels ,  der  auf  dem  Geflecht  geruht  hatte  und  nicht  durch  den  vor- 
Kalis ch,  die  Kunstfehler.  K 
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deren  Stuhlrand  gescliützt  war,  zeigten  sich  nach  Nr.  13  des  Obductionspro- 
tokolls  auf  einer  vier  Zoll  langen  Stelle,  die  nach  oben  2  Zoll  breit,  nach 
unten  1  Zoll  breit  war,  wiederum  die  Löcher  des  Rohrgeflechts  als  Ver- 
brennungen leichteren  und  leichtesten  Grades  abgedrückt. 

Die  von  der  Seite  nach  links  zu  aufschlagende  Flamme  hatte  am 
Rollhügel  links  eine  Brandblase  (Obductionsprotokoll  Nr.  12)  von  1  Zoll 
Durchmesse  r  hervorgebracht. 

Die  nach  vorn  unter  dem  Stuhl  vorschlagende  Flamme  hatte  nur 
die  hinteren  Theile  der  Unterschenkel  verletzt ,  die  vorderen  Theile 
durchaus  verschont,  und  von  den  hinteren  Theilen  der  Unterschenkel 
waren  nur  die  unteren  Partien  verletzt,  da  die  oberen  durch  den  vor- 
dem Stuhlrand  geschützt  waren. 

So  fanden  sicli  denn  drei  Brandblasen,  die  eine  hinten  am  rechten 
Unterschenkel,  in  der  Lange  von  2^4  Zoll  und  i  Zoll  Breite  (Nr.  17 
Obductionsprotokoll)-,  die  zweite  1  Zoll  lang,  1/2  Zoll  breit,  am  rechten 
Knöchel  (Nr.  18);  die  dritte  am  linken  Unterschenkel,  von  der  die 
Obducenten  die  Grösse  nicht  angaben  (Nr.  16),  die  aber  kleiner  ge- 
wesen sein  muss,  als  die  am  rechten  Unterschenkel,  da  der  obere  Unter- 
schenkel auf  einer  Strecke  von  2^/2  Zoll  (Nr.  15)  unverletzt  war. 

(Die  im  Obductionsprotokoll  unter  9  und  10  angegebenen  Flecke 
halte  ich,  im  Einverständniss  mit  den  früheren  Sachverständigen,  nicht 
für  Verbrennung,  sondern  für  Leichenveränderung-,  weder  Hyperae- 
mie  noch  Exsudat  charakterisirten  sie  als  Verletzungen  während  des 
Lebens.) 

Ausser  den  kleinen  Abdrücken  der  Löcher  des  Rohrgeflechts,  in 
Form  kleiner,  kirschkerngrosser  rother  Flecke  und  Bläschen,  die  fast 
alle  nur  die  linke  Seite  betreffen,  fanden  sich  also  4  etwas  grössere 
Brandblasen,  von  denen  eine  weniger  als  einen  Zoll  Durchmesser  hatte, 
eine  einen  Zoll  Durchmesser  hatte,  und  die  beiden  anderen  zwei  Zoll  lang 
und  einen  Zoll  breit  waren. 

Legt  man  alle  die  verbrannten  Stellen  zusammen,  so  erhält  man 
(auch  wenn  man  die  Verbrennungen  leichtesten  Grades  mit  als  Blasen 
berechnet)  noch  keine  Brandblase  von  Handgrösse. 

Ich  kann  nicht  umhin,  es  als  ein  sehr  subjectives  Resume  zu  be- 
zeichnen, wenn  die  Sachverständigen  von  einer  solchen  Verbrennung 
sagen :  „das  Kind  ist  an  der  ganzen  unteren  Hälfte  seines  Körpers  in 
umfangreichem  Maasse  verbrannt."  Diese  Ausdrucksweise  gestattet  der 
Phantasie  einen  weiteren  Spielraum ,  als  in  einer  so  ernsten  Sache  er- 
laubt ist. 

Wie  anders  muss  sich  die  Vorstellung  gestalten,   wenn    ninn   die 


67 

subjectiven  Empfindungen  in  der  Ausdrucksweise  nicht  merken  lässt 
und  den  objectiven Bestand  summariscli  dahin  äussert:  An  der  untern 
Hälfte  des  Körpers  fanden  sich  Hautverbrennungen  leich- 
teren Grades,  die  in  Summa'  kaum  eine  handgrosse  Haut- 
fläche betroffen  hatten. 

Eine  handgrosse  Hautverbreunung  leichteren  Grades  Avird  in  der 
Medicin  absolut  nicht  als  gefährlich  betrachtet,  auch  nicht  bei  einem 
dreijährigen  Kinde ;  hier  kommt  nun  noch  hinzu  ,^  dass  man  nicht  mit 
einer  Verbrennung  von  Handgrosse  zu  tlmn  hat,  sondern  mit  vielen 
zerstreuten  kirschkerngrossen  Brandbläschen  und  nur  4  grösseren  Brand- 
blasen im  mittleren  Durchmesser  von  nicht  l^/o  Zoll;  das  Vertheilt- 
sein  der  Verbrennung  auf  viele  kleinere  Punkte  lässt  die  Verbren- 
nung   als   absolut   ganz    ungefährlich  aussprechen. 

Aber  das  Schulz  sehe  Kind,  sagen  die  Sachverständigen,  war  ein 
im  eigentlichen  Sinne  todtkrankes.  Ich  nehme  hier  Gelegenheit,  her- 
vorzuheben, wie  ungemein  wandelbar  das  Gutachten  über  das  Todt- 
kranksein  sich  äussert. 

Im  Obductionsprotokoll  lieisst  es :  „die  beiden  Brustfellsäcke  sind 
mit  einem  röthlichen  Wasser  ganz  angefüllt."  Das  heisst,  ins  Populäre 
übersetzt,  das  Kind  konnte  nicht  athmen!  Wer  nicht  mehi-  athmen  kann, 
ist  gewiss  todtkrank.  Dennoch  sagt  das  Gutachten  „das  Kind  hätte 
noch  einige  Wochen,  vielleicht  noch  einige  Monate  leben  können! 
Länger  wohl  schwerlich." 

Eine  solche  Lebensdauer  ohne  Kespiration  ist  nicht  möglich. 

Im  Anfange  des  Gutachtens  lieisst  es ,  ,,das  Kind  war  zwar  noch 
kräftig,"  später  sagt  dasselbe  Gutachten:  ,,  ab  er  das  Schulz  sehe  Kind 
war  nichts  weniger  als  ein  gesundes  und  kräftiges."  Es  wird  direct 
ein  erschöpftes  uikI  schwaches  genannt. 

Erst  heisst  es,  „das  Kind  hätte  nocli  einige  Monate  leben  können," 
später  heisst  es,  „das  Kind  sei. so  erschöpft  und  geschwächt  geAvesen, 
dass  das  Zustandekommen  einer  Entzündung  kaum  noch  erwartet 
werden  konnte." 

Im  Obductions^Drotokoll  heisst  es,  ,,die  linke  gesunde  Niere." 
Gleich  im  Eingange  des  Gutachtens  sprechen  die  Obducenten  von  ,, einer 
organischen  Krankheit  der  Nieren."  Welche  Reihe  von  Wider- 
sprüchen ! 

Ich  hoffe,  in  meinen  Angaben  dargetlian  zu  haben,  dass  das  Kind 
zur  Zeit  der  Verbrennung  so  beschaffen  war,  dass  auch  nicht  für  eine 
Stunde  eine  sichere  Prognose  gestellt  werden  konnte.  In  jedem  Augen- 
blicke konnte  der  Tod  eintreten. 

5* 
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Man  kann  mir  einwenden :  nm  so  gefährliclier  müsse  ein  Eingriff 
wie  die  Verbrennung-  geAvirkt  haben! 

Unser  Wissen  geht  nicht  so  weit ,  dass  es  möglich  ist ,  in  solchen 
Fällen  zu  berechnen.  Wir  haben  also  auch  keine  Berechtigung,  mit 
aprioristischen  Behauptungen  vorzutreten;  sondern  wir  sind  verpflichtet, 
den  Zustand  des  Kindes  in  der  Zeit  nach  der  Verbrennung  zu  betrach- 
ten und  zu  untersuchen,  ob  er  im  Vergleich  zur  Zeit  vor  der  Verbren- 
nung Veränderungen  zeigt,  die  man  als  schädliche  Folgen  der  Verbren- 
nung zu  betrachten  hat,  oder  nicht. 

Das  Kind  schwitzte  sogleich  nach  dem  Dampfbade ,  nach  Aussage 
der  Zeugen  länger,  als  eine  Stunde,  und  der  Urin  wurde  reichlicher  ab- 
gesondert als  vorher.  Das  Bad  hatte  also ,  trotz  der  Verbrennung,  eine 
sehr  günstige  Wirkung.  Die  Hjdraemie  und  Uraemie  musste  durch 
die  Haut-  und  Nierensecretion  vermindert  werden. 

Auf  welche  Punkte  haben  wir  nun  ausserdem  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  richten? 

Eine  Verbrennung  wie  die  vorliegende ,  ist  nichts  als  ein  heftiger 
Hautreiz  und  kann  im  Verlauf  von  40  Stunden  (so  lange  nur  lebte  das 
Kind  nach  der  Verbrennung  noch)  keine  andere  Wirkung  als  dieser 
äussern.  Erst  später,  mit  dem  Eintritte  der  Eiterung,  kann  die  Wirkung 
eine  andere  werden. 

Ich  habe  keinen  Grund,  mich  in  die  Streitfrage  einzulassen,  ob 
nicht  ein  solcher  Hautreiz  eher  eine  günstige  Wirkung  als  eine  schäd- 
liche haben  musste;  keinesfalls  aber  ist  es  zu  bestreiten,  dass  Autoren, 
deren  empirische  Kenntnisse  zu  achten  sind,  heftige  Hautreize  in  Zu- 
ständen ,  wie  der  des  Kindes ,  empfehlen  und  durch  Eubefacientia  und 
blasenziehende  Mittel  erzeugen. 

Wollte  man  einwenden,  solche  Eubefacientia  seien  Hautreize ,  in- 
dessen erzeugten  sie  nicht  so  heftige  Schmerzen  als  eine  Verbrennung, 
und  diese  Schmerzen  hätten  eine  Beschleunigung  des  Todes  in  diesem 
Falle  bedingen  können,  so  antworte  ich,  es  handelt  sich  hier  nicht  um 
Möglichkeiten,  sondern  um  einen  thatsächlichen  Nachweis. 

Ich  greife  indessen  auch  die  Wahrscheinlichkeit  an.  Wer  will  be- 
haupten, ein  Schmerz  von  einigen  Stunden  habe  einige  dreissig  Stunden, 
nachdem  er  nachgelassen,  den  Tod  bedingt  ? 

Wir  sehen,  dass  Schmerzen  weit  heftigerer  Art,  wie  Cardialgien 
oder  Neuralgien  des  Quintus,  den  Kranken  durch  Decennien  mit  furcht- 
barster Marter  peinigen,  ohne  sehr  erhebliche  allgemeine  Störungen. 

Ehe  man  die  anaesthetische  Wirkung  des  Aethers  und  Chloroforms 
kannte,  unterwarf  man  Individuen,   die  nicht  weniger  krank  waren,   als 
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das  in  Rede  stehende  Kind  vor  der  Verbrennung' ,  häufig  Operationen, 
die  mit  weit  heftigeren  Schmerzen  verbunden  Avaren ,  als  die  Verbren- 
nung hier  bedingte. 

Wie  viele  iErfahrungen  liegen  vor,  dass  der  Schmerz  tödtete? 

Der  Blutverlust  war  das ,  was  man  scheute,  der  Schmerz  war  das 
geringste  Gewicht  in  der  Wagschaale. 

Wo  liegen  die  Erfahrungen ,  aus  denen  man  berechtigt  ist  zu  be- 
haupten, es  sei  wahrscheinlich,  der  Schmerz  habe  dieses  Kind  ge- 
tödtet? 

Woran  starb  das  Kind  nun  eigentlich? 

Vielleicht  gelingt  es  durch  Ventilation  dieser  Frag-e,  mehr  oder  we- 
niger annähernd  ein  Urtheil  zu  bekommen ,  ob  die  Verbrennung  beim 
Tode  mitwirkte! 

Betrachten  wir  zuerst  die  Behauptungen  der  früheren  Sachver- 
ständigen. 

Sie  geben  verschiedene  Gutachten: 

1)  das  Kind  sei  an  allgemeiner  Wassersucht  gestorben ; 

2)  der  Tod  sei  durch  die  Verbrennung  beschleunigt  •, 

3)  das  Kind  sei  an  Verbrennung  gestorben. 

Die  beiden  ersten  Behauptungen  der  Sachverständigen  haben 
einen  Widers2)ruch  dadurch,  dass  sie  in  ihrem  Gutachten  ausdrücklich 
erwähnen,  ,,dass  die  Wassersucht  nicht  durch  die  Verbrennung  ent- 
standen sei,"  und  während  der  Verhandlung  das  Gutachten  abgaben, 
die  Wassersucht  sei  nicht  durch  die  Verbrennung  vermehrt. 

Mit  der  Meinung  der  Sachverständigen,  die  Wassersucht  sei  durch 
die  Verbrennung  nicht  entstanden  und  nicht  vermehrt,  bin  ich  durchaus 
einverstanden,  denn  es  ist  noch  nie  beobachtet,  dass  eine  Verbrennung, 
wie  die  vorliegende ,  in  40  Stunden  eine  hydraemische  Blutzersetzung 
bedingte. 

Beschleunigte  die  Verbrennung  den  Tod  in  anderer  Weise ,  als 
dass  sie  die  Wassersucht  vermehrte,  so  starb  das  Kind  an  der  Verbren- 
nung und  nicht  an  der  Wassersucht. 

Eins  ist  also  falsch.  Entweder  ist  es  falsch,  dass  das  Kind  an  der 
Wassersucht  starb,  oder  es  ist  falsch,  dass  der  Tod  durch  die  Verbren- 
nung beschleunigt  wurde. 

Dass  diese  Deduction  eine  richtige  ist,  wird  folgendes  Beispiel  noch 
schlagender  zeigen:  Liegt  Jemand  an  der  Schwindsucht  krank,  und 
spaltet  ihm  ein  Schlag  den  Schädel,  so  wird  dadurch  jedenfalls  der  Tod 
beschleunigt,  aber  dann  stirbt  das  Individuum  an  gespaltenem  Schädel 
und  nicht  an  der  Schwindsucht.     Nur  eine  solche  hinzutretende  Schäd- 
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lichkeit,  die  die  Schwindsucht  vermehrt,  kann  einen  beschleunigten  Tod 
an  der  Schwindsucht  bedingen. 

Es  ist  ersichtlich,  dass  also  die  erste  und  zweite  Behauptung-  der 
Sachverständigen,  das  Kind  sei  an  Wassersucht  gestorben,  und  der  Tod 
durch  die  Verbrennung  beschleunigt,  logisch  unverträglich  sind. 

Die  zweite  Behauptung,  dass  der  Tod  durch  die  Verbrennung  be- 
schleunigt sei,  ist  im  Sinne  der  früheren  Sachverständigen  identisch  mit 
der  dritten  Behauptung:  ,,das  Kind  sei  an  Verbrennung  gestorben"; 
da  das  Kind  nun  aber  entweder  an  Wassersucht,  oder  an  Verbrennung 
gestorben  sein  muss,  und  nicht  zwei  Tode,  den  an  Wassersucht  und  den 
an  Verbrennung,  sterben  konnte,  möchte  es  ersichtlich  sein ,  dass  auch 
die  erste  und  dritte  Behauptung  der  Sachverständigen  logisch  unver- 
träglich sind. 

Lasse  man,  unabhängig  von  den  früheren  Sachverständigen,  nach- 
sehen, woran  das  Kind  starb. 

Ich  meine,  das  Kind  starb  an  Ernährungsstörung  der  Nervencen- 
tren.     Ich  versuche  dies  zu  motiviren. 

Die  hydraemische  und  uraemische  Blutvergiftung  ist  dargethan. 
Dazu  gesellte  sich  in  den  letzten  Tagen  eine  andere  Veränderung  des 
Blutes.  Die  Lungen  nämlich  waren  durch  den  Hydrothorax  comprimirt, 
und  es  wurde  das  Blut  verhindert,  bei  der  Inspiration  die  nöthige  Menge 
von  Sauerstoff  aufzunehmen  und  bei  der  Exspiration  sein  Exspirations- 
secret  abzugeben.  In  den  letzten  Momenten  scheint  ein  Lungenödem 
hinzugetreten  zu  sein.  Es  heisst  nämlich  in  dem  Obductionsprotokoll 
(29) :  „Beim  Drücken  auf  die  Lungen  lässt  sich  ein  dunkel  schaumiges 
Blut  heraufdrücken."  Lässt  auch  die  Ungenauigkeit  der  Beschreibung 
keine  ganz  sichere  Deutung  zu ,  so  meine  ich  doch ,  dass  das  Wort 
,, schaumig"  mit  Wahrscheinlichkeit  auf  einen  Serum -Durchtritt  in  die 
Bronchien  und  Lungenbläschen  bei  Lebzeiten  schliessen  lässt.  Es  war 
dem  flüssigen  Inhalte  der  Lungen  jedenfalls  nach  der  Bezeichnung 
,, schaumig"  innig  Luft  beigemengt ,  und  diese  Mengung  ist  nicht  ohne 
Respirationsbewegung  möglich;  dass  die  Farbe  des  schaumigen  Serums 
dunkelblutig  war,  ist  Avohl  aus  einer  Blutbeimischung  während  der  Er- 
öffnung des  Kehlkopfs  und  der  Trachea  oder  der  Lungen  zu  erklären, 
oder  es  ist  eine  Imbibition  mit  Blutroth  nach  dem  Tode. 

Wer  die  Todesursache  mit  einem  anderen  Ausdrucke  bezeichnet 
sehen  will,  kann  in  diesem  Falle  sagen:  ,,Es  trat  schliesslich  eine  Er- 
stickung durch  Hydrothorax  und  Lungenödem  ein."  Indessen  der  Tod 
durch  Erstickung  muss  in  letzter  Instanz  als  ein  Aufhören  der  Func- 
tionen der  Nervencentren  aufgefasst   werden.       Ein  Blut ,   das  bei  der 
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Inspiration  nicht  Sauerstoff  aufnimmt  und  verhindert  ist,  sein  Exspira- 
tionssecret  abzugeben,  bedingt  äusserst  schnelle  und  bald  die  Function 
aufhebende  Ernährungsstörungen  in  den  Nervencentren.  Ein  solches 
Aufhören  der  Functionen  der  Nervencentren  musste  hier  um  so  schneller 
vor  sich  gehen,  da  die  Nerven  bei  der  hydraemischen  und  uraemischen 
Blutzersetzung  schon  in  hohem  Grade  afHcirt  sein  mussten. 

War  es  nun  möglich,  dass  die  Verbrennung  diesen  Tod  in  der  That 
beschleunigte? 

Nein!  denn  der  Tod  erfolgte  durch  das  Aufhören  der 
Functionen  der  Nervencentren;  dieses  Aufhören  der  Func- 
tionen war  bedingt  durch  die  Blutzersetzung,  die  Blut- 
zersetzung ist  aber  factisch  durch  die  Verbrennung  nicht 
vermehrt. 

Ich  beantworte  danach  die  zweite  Frage  dahin  : 

Es  ist  durchaus  nicht  wahrscheinlich,  dass  die  Brand- 
wunden den  Tod  herbeiführten  oder  beschleunigten. 

Ich  gehe  nun  zur  Beantwortung  der  dritten  Frage :  Fällt  dem  An- 
geklagten ein  Versehen  bei  der  Anwendung  des  Bades  zur  Last? 

Wie  das  Bad  angewendet  wurde,  ist  bekannt.  Die  Verhandlung 
hat  nichts  Wesentliches  ergeben  ,  Avas  nicht  in  der  Anklage  vermerkt 
wäre.  Ich  unterlasse  deshalb  die  Wiederholung  der  Badbeschreibung. 
Die  früheren  Sachverständigen  haben  die  Frage  aufgeworfen :  „Ist  die 
Anwendung  dieses  Mittels  auf  dem  vorschriftsmässigen  Wege  gesche- 
hen?" Sie  setzen  als  Antwort  hinzu:  „Wir  müssen  dies  zu  unserm 
Bedauern  verneinen."  Sie  geben  zur  Motivirung  ihrer  Verneinung  an, 
wie  man  ein  Hempelsches  Schwitzbad  macht. 

Die  Sachverständigen  sagen:  ,, Zwischen  zwei  Mauersteinen,  Holz- 
scheiten oder  dergleichen  wird  auf  dem  Fussboden  eine  Tasse  oder 
Schaale  und  dergleichen  mit  Brennspiritus  gestellt ;  über  dieses  Gefäss 
wird  auf  die  Steine  oder  Holzscheite  ein  kleiner  Kessel,  eine  Pfanne 
oder  dergleichen  umgestülpt  aufgestellt,  über  den  ganzen  so  aufgestell- 
ten Apparat  wird  ein  Stuhl ,  am  besten  ein  Holzstuhl ,  aber  auch  wohl 
ein  Rohrstuhl  gestellt,  auf  welchen  nun  der  ganz  einzuhüllende  Kranke 
gesetzt  wird.  Nunmehr  wird  der  Spiritus  unter  dem  Kessel  angezün- 
det. Seine  Dämpfe  verflüchtigen  sich  bei  dem  Verbrennen, 
erhitzen  den  Kessel  und  die  Luft  um  den  Körper  des  Kranken  in  so 
hohem  Grade,  dass  dadurch  die  Haut  zum  Schweisse  erregt  wird." 

In  der  Anklage  heisst  das  Ende  dieses  Gutachtens  noch  etwas  an- 
ders, nämlich :  „Wenn  sodann  der  Spiritus  unter  dem  Kessel  angezündet 
Avird,  so  tritt  theils  eine  Erwärmung  des  Kessels  und  der  Luft  unter 
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dem  Kessel,  theils  eine  Y  e  r  d  a  m  p  f  u  n  g  des  Spiritus  beim  Verbren- 
nen ein,  ohne  dass  auf  diese  Weise  von  einer  Verbrennung  des  Kranken 
die  Rede  ist." 

Es  sind  hier  nun  einige  Ausdrücke  hervorzuheben ,  in  denen  der 
Irrthum,  in  dem  sich  die  Sachverständigen  befinden,  klar  zu  Tage  liegt. 

Sie  reden  von  den  Spiritusdämpfen  und  vom  Verdampfen  des 
Spiritus  bei  diesen  Bädern.  Dies  ist  den  bekanntesten  chemischen 
Thatsachen  nach  unrichtig  •,  brennender  Spiritus  verdampft 
nicht,  er  zersetzt  sich.  Eine  Flüssigkeit,  die  verdampft,  bleibt 
chemisch  dieselbe,  sie  nimmt  nur  eine  andere  Form  an.  Der  Spiritus, 
der  verdampft ,  bleibt  Spiritus ,  der  Spiritus,  der  verbrennt ,  bleibt  be- 
kanntlich nicht  Spiritus. 

Ich  muss  die  Medicin  durchaus  dagegen  verwahren ,  dass  es  bei 
ihr  Regel  sei,  das  von  den  Sachverständigen  angegebene  Verfahren  an- 
zuwenden, um  in  Spiritus  dämpfen  zu  baden. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen  ,  dass  die  Sachverständigen 
zwei  wesentlich  verschiedene  therapeutische  Heilmethoden  confundirt 
haben. 

Das  therapeutische  Verfahren ,  das  die  Sachverständigen  herbei- 
ziehen, ist  ein  Bad  in  erhitzter  Luft,  das  therapeutische  Verfahren,  das 
der  Angeklagte  mit  dem  guten  Bewusstsein,  dass  es  in  diesem  ver- 
zweifelten Falle  vorzüglicher  sei,  in  Anwendung  bringen  wollte,  ist  ein 
Bad  in  Spiritusdämpfen. 

Das  Urtheil  der  Sachverständigen  bespricht  also  etwas  durchaus 
nicht  hierher  Gehöriges. 

Ich  muss  die  Angabe  des  Angeklagten  bestätigen ,  dass  einer  der 
vorzüglichsten  Autoren,  Dr.  Philipp  Phoebus,  in  seinem  Handbuche 
der  Arzneiverordnungslehre  (I.  Theil  Stollberg  am  Harz  1839.  p.  368) 
die  Anwendung  des  Bades  in  Spiritusdämpfen  so  empfiehlt,  wie  sie  der 
Angeklagte  machte.  Es  heisst  dort:  In  der  Regel  macht  man  zu  den 
örtlichen  Bädern  (Dampfbädern)  die  Flüssigkeit  schon  vorher  siedend ; 
zu  den  allgemeinen  geschieht  es  häufig  erst  während  der  Application, 
indem  man  das  Wasser  (in  sehr  kleinen  Quantitäten)  auf  glühende 
Steine  oder  Metallplatten  giesst,  oder  den  Weingeist  ,  Essig  etc. 
durch  eine  darunter   angezündete   Weingeistlampe  erhitzt. 

Da  ein  Arzt  bei  Anwendung  eines  Mittels,  dessen  AnAvendungs- 
form  ihm  nicht  genau  bekannt  ist,  gewiss  mit  grösstem  Vertrauen  gerade 
dieses  vorzügliche  Handbuch  jenes  vorsichtigen  und  genauen  Autors 
nachschlägt,  das  bis  heutigen  Tages  als  das  beste  bezeichnet  werden 
kann,  so  möchte  die  Aussage  des  Dr.  Phoebus  mehr  Gewicht  haben. 
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als  die  Aussage  eines  Sachverständigen,  der  nachträglich  im  Termine 
eidlich  versichert,  „dies  Mittel  sei  ihm  ein  Novum."  Ist  dies  der  Fall, 
so  ist  er  eben  darüber  kein  Sachverständiger.  Dieser  Angabe  des  Dr. 
Phoebus  nach  ist  es  auch  ersichtlich,  dass  es  nicht  eine  vorgeschi-iebene 
Cautele  ist,  auf  Kohlenfeuer  die  Erwärmung  des  Spiritus  vorzunehmen, 
wie  denn  auch  die  Acten,  betreffend  die  Verbrennung  des  3Iinisters  v. 
Oertzen,  darthun,  dass  durch  Kohlenfeuer  einer  Verbrennung  nicht 
vorzubeugen  ist. 

AuflPälliger  Weise  hat  der  Sachverständige  Cosson  das  von  ihm 
mit  unterschi'iebene  Gutachten  des  Sachverständigen  Casper  so  weit 
negirt,  dass  er  in  der  mündlichen  Verhandlung  selbst  eidlich  versicherte, 
er  habe  in  den  Kliniken  der  verstorbenen  v.  Graefe,  Eust  und  Tru- 
ste dt  oft  die  Spiritusdampfbäder  im  Wesentlichen  so  anwenden  sehen, 
wie  sie  der  Angeklagte  angewendet  hat. 

Diese  Aussagen  sowohl,  wie  auch  das  von  der  Vertheidigung  bei- 
gebrachte Acteustück,  betreffend  ,,die  Verbrennung  des  Ministers  v. 
Oertzen"  bestätigen,  dass  solche  Bäder  in  öffentlichen  Lehranstalten 
Berlins  wesentlich  in  gleicher  Weise  angewandt  sind,  wie  sie  der  Ange- 
klagte bereitet  hat. 

Die  Dirigenten  solcher  öffentlichen  Anstalten  scheinen  also  mit 
mir  darin  übereinzustimmen,  dass  die  Behauptung  der  Sachverstnndigen 
zu  negiren  sei:  ,,Bei  einiger  Aufmerksamkeit  und  Ueberlegung  wäre 
die  Verbrennung  vorherzusehen  gewesen." 

Was  haben  die  Sachverständigen  für  Gründe  beigebracht? 

1)  Der  Teller  konnte  springen. 

Ich  lasse  mich  auf  diese  Bemerkung  nicht  ein,  da  dei-  Teller  nicht 
gesprungen  ist. 

2)  Der  Spiritus  konnte  überkochen. 

Hätten  die  Sachverständigen,  bevor  sie  urtheilten,  praktisch  geprüft^ 
so  würden  sie  die  Ueberzeugung  gewonnen  haben,  dass  diese  Befürchtung 
durchaus  grundlos  ist.  In  einem  kaum  zum  Dritttheil  gefüllten  Teller 
mit  zollbreitem  Rande  wird  man  ein  Ueberkochen  des  Spiritus  mit 
starker  Flamme  einer  gewöhnlichen  B  er z  elius sehen  Lampe  nicht  zu 
Stande  bringen. 

3)  Die  Dämpfe,  die  sich  entwickeln,  konnten  zur  Flamme  gelangen 
und  sich  entzünden.  —  Das  ist  richtig,  sie  konnten  sich  entzünden; 
war  dies  aber  in  der  That  so  sehr  wahrscheinlich?  Ich  habe  zur  Probe 
15  mal  in  gleicher  Weise  auf  einer  Flamme  von  gleicher  Grösse,  wie 
in  dem  in  Rede  stehenden  Fall,  auf  einem  Teller  Spiritus  gekocht;   es 
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hat  sich  nichts  entzündet,  es  kann  also  von  einer  grossen  Wahrschein- 
lichkeit, class  die  Entzündung  vor  sich  geht,  keine  Eede  sein. 

Indessen  hatte  der  Angeklagte  sehr  wohl  die  Möglich- 
keit einer  Entzündung  des  Spiritus  bedacht  und,  meiner 
Meinung  nach,  eine  Vorsicht  angewendet,  die  das  einge- 
tretene Unglück  um  so  tiefer  bedauern  lässt. 

Der  Angeklagte  war  als  Arzt  durchaus  nicht  verpflichtet,  bei  dem 
Bade  gegenwärtig  zu  sein.  Wenn  er  das  Bad  empfahl,  den  Angehörigen 
beschrieb,  es  in  der  Weise  zu  machen,  wie  es  später  applicirt  Avurde 
und  seiner  Wege  ging,  selbst  dann  durfte  Niemand  von  einer  unter, 
lassenen  Verpflichtung  reden.  Dieser  Arzt  aber  that  mehr  als  seine 
äussere  Pflicht,  er  legte  bei  armen  Leuten  Zeichen  einer  grossen  Sorg- 
lichkeit und  aufopfernden  Humanität  an  den  Tag.  Weil  er  die  Möglich- 
keit der  Gefahr  kannte,  exponirte  er  sich  lieber  selbst,  er  leitete  das 
Bad  selbst,  er  liess  sich  sogar  von  einem  Collegen  unterstützen,  er  kniete 
sorglich  neben  dem  Kinde,  er  schaute  zu  verschiedenen  Malen  unter  die 
Decken;  ein  unglücklicher,  nicht  erklärter  Zufall,  der  trotz  der  seltenen 
Vorsicht,  Aufmerksamkeit  und  Aufopferung  des  Ai'ztes  sich  ereignete, 
brachte  eine  Entzündung  des  Spiritus  zuwege. 

Es  werden  täglich  von  Aerzten  Mittel  gegeben  und  Operationen 
gemacht,  die  mit  Gefahr  verbunden  sind.  Der  gewissenhafte  Arzt  unter- 
lässt  diese  Mittel  nicht  in  verzweifelten  Fällen.  Aeussert  sich  die  vorher 
als  möglich  angenommene  Gefahr  nachträglich  factisch,  so  ist  dem  Arzte 
keine  Schuld  beizumessen!  Wenn  man  in  dringenden  Fällen  von  Harn- 
verhaltung keinen  anderen  Katheter  hat  als  von  Gutta  percha,  Avenn 
man  den  Katheter  einführt,  und  er  abbricht,  wer  will  dem  Arzt  einen 
VorAvurf  machen?  Die  Dringlichkeit  des  Falles  zwang  den  Arzt  zu  dem 
Bade.  Wenn  diese  Operation  nicht  ohne  alle  Gefahr  erschien,  so  ist  es 
ersichtlich,  dass  dies  dem  Arzte  nicht  entging,  darum  eben  leitete  er 
das  Bad  persönlich.  Die  vorher  als  möglich  eingesehene  Gefahr  äusserte 
sich  nun  später  factisch.  Welcher  praktische  Nachtheil  entstände,  wenn 
alle  Mittel,  die  die  Möglichkeit  einer  Gefahr  bieten,  unterlassen  würden? 
Mit  dieser  Forderung  Aväre  der  nützlichste  Zweig  der  Medicin,  die 
Chirurgie,  inhibirt. 

Ich  beantworte  die  dritte  mir  vorgelegte  Frage  dahin: 

Es  fällt  dem  Angeklagten  ein  Versehen  bei  der  AnAvendung  des 

Bades  nicht  zur  Last. 

(gez.)  Dr.  Stich. 

Nach  Anhörung  dieses  Gutachtens  Avurde  Herr  Geheimrath  Casper 
vom  Präsidenten  aufgefordert,  sich  über  die  von  dem  Dr.  Stich  geltend 
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gemachten  Einwürfe  zu  äussern.    Er  lehnt  dies  jedoch  mit  der  Erklä 


rung-  ab 


dass  er  sich  auf  privatärztliche  Discussionen  in  foro 

grundsätzlich  nicht  einlasse,  und  dass  er  lediglich  bei 

seinem  abgegebenen  Gutachten  stehen  bleibe. 

Der  Staatsanwalt  trug  hierauf  auf  Vertagung  der  Sache  an,   und 

obgleich  der  Veith eidiger  dagegen  protestirte,  beschloss  der  Gerichlshof, 

in  Rücksicht  auf  die  vorliegenden  Widersprüche  in  den  Gutachten  der 

Sachverständigen,  die  gutachtliche  Beurtheilung  und  Aeusserung  des 

MedicinalcoUegiums  einzufordern  und  bis  nach  Eingang  derselben  die 

Entscheidung  auszusetzen. 

Dieses  Gutachten  kam  in  dem  Schlusstermin  am  17.  Juli  1855 
zum  Vortrag  und  lautete : 

Gutachten  des  Medicinalcollegiums  der  Provinz 
Brandenburg,  in  der  Untersuchungssache  wider  den 
Medicinal -Assessor  Dr.  Krieger,  wegen  fahrlässiger 

Tödtung. 

Das  königliche  Stadtgericht,  Abtheilung  für  üntersuchungssachen, 
Deputation  IV.  für  Vergehen,  hat  uns  in  der  oben  bezeichneten  Sache 
unterm  1.  Mai  dieses  Jahres  aufgefordert,  ein  Gutachten  darüber  ab- 
zugeben : 

a)  in  welchem  Stadiimi  sich  die  Krankheit  des  Kindes   zur  Zeit  der 
Verbrennung  befunden ; 

b)  ob  das  Ableben  des  Kindes  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung)  in 
jedem  Augenblicke  zu  erwarten  gewesen; 

c)  ob  die  Auflösung  (ohne  Hinzutritt   der  Verbrennung)   erst   nach 
Wochen  oder  Monaten  zu  erwarten  gewesen; 

d)  ob  in  den  Brandwunden  eine  Beschleunigung  des  Ablebens   des 
Kindes  zu  suchen,  und 

e)  ob  ein  und  welcher  Vorwurf  etwa  den  Angeklagten  in  der  techni- 
schen Herrichtung  des  Dampfbades  treffe. 

Wir  genügen  dieser  Eequisition  in  Folgendem: 

Das  am  24.  Novbr.  v.  J.  verstorbene  Eand  des  Tischlermeisters 
Schulz  hat  vor  seinem  Tode  an  der  sogenannten  Brightschen  Nie- 
renkrankheit gelitten.  Dies  haben  sowohl  die  Aerzte,  welche  das  Kind 
bei  seinen  Lebzeiten  sahen,  als  auch  die  Medicinalpersonen,  welche  bei 
den  gerichtlichen  Verhandlungen  eine  nähere  Kenntniss  des  &ankheits- 
verlaufes  zu  gewinnen  Gelegenheit  hatten,  ohne  Bedenken  angenommen, 
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und  die  Obducenten  sprechen  sich  in  dem  Obductionsberichte  ausdrück- 
lich dahin  aus^  dass  bei  dem  Schulz  sehen  Kinde  die  ganz  charakteri- 
stische organische  Krankheit,  welche  unter  dem  Namen  Brightsche 
Nierenkrankheit  bekannt  sei,  sich  gefunden  habe.  Dieses  Urtheil  findet 
seine  Bestätigung  darin,  dass  bei  der  Obduction  sich  Wassersucht  und 
Nierenkrankheit  ei'geben  haben,  was  bei  der  in  Eede  stehenden  Krank- 
heit'der  gewöhnliche  Leiclienbefund  ist.  Ueberdies  wird  jener  Aus- 
spruch noch  durch  mannigfache  andere  Umstände  unterstützt. 

Brightsche  Krankheit  ist  überhaupt  eine  in  unserer  Gegend  bei 
Kindern  oft  vorkommende  Krankheit  und  eine  sehr  häufige  Ursache 
der  Wassersucht  der  Kinder.  Auch  entdeckte  sich  das  Leiden  des 
Schulzschen  Knaben  ganz  in  der  schleichenden  Weise,  wie  dies  bei 
der  Bri  gilt  sehen  Nierenkrankheit  gewöhnlich  geschieht.  Es  bildete 
sich  nämlich  bei  dem  bis  zum  Novbr.  pi-.  anscheinend  gesunden  und 
kräftigen  Kinde  unvermerkt  aus,  entwickelte  sich  dann  aber  rasch  zu 
der  Höhe,  dass  schon  am  12.  Novbr.  der  Dr.  Krieger  allgemeine 
Wassersucht  vorfand  und  ungefähr  8  Tage  später  die  Ueberzeugung 
gewann,  dass  das  Kind  binnen  wenigen  Tagen  sterben  würde.  Eine 
solche  Bösartigkeit  des  Verlaufes  ist  bei  der  Bright sehen  Krankheit 
etAvas  ganz  Grewöhnliches.  Freilich  sind  die  charakteristischen  Kenn- 
zeichen der  in  Rede  stehenden  Krankheit  in  den  in  den  Acten  enthalte- 
nen speciellen  Zeugenaussagen  nicht  angegeben,  da  weder  die  speciellen 
Angaben  des  Dr.  Oppert,  welcher  das  Kind  bei  seinen  Lebzeiten  mit- 
beobachtete, noch  auch  die  Krankljeitsgeschichte  des  Dr.  Krieger, 
welche  dieser  bei  der  öffentlichen  Verhandlung  ausführlich  vortrug,  in 
den  Acten  enthalten  sind;  allein  der  Dr.  Stich,  welcher  dieser  Ver- 
handlung beiwohnte,  beruft  sich  in  seinem  Grutachten  auf  diese  Zeugen- 
aussagen, und  führt  unter  anderem  an,  dass  der  Dr.  Oppert,  seiner 
Deposition  zufolge,  schon  am  13.  oder  14.  Novbr.  bei  der  Untersuchung 
des  Urins  Beimischung  von  Eiweiss  und  Fibrincylindern  aus  den  Harn- 
kanälchen  gefunden  habe.  Beide  Erscheinungen  in  ihrem  Zusammen- 
hange sind  aber  unzweideutige  und  charakteristische  Kennzeichen  der 
Bri  glitschen  Nierenkrankheit  und  kommen  bei  keiner  andern  Krank- 
heit vor. 

Es  ist  überhaupt  nur  ein  Umstand  vorhanden,  welcher  geeignet 
sein  könnte,  Zweifel  an  der  Annahme,  dass  das  Schulz  sehe  Kind  an 
der  Bri  glitschen  Krankheit  gelitten,  zu  erregen. 

Ln  Übductionsbericht  Avird  nämlich  nur  eine  (die  rechte)  Niere  als 
krankhaft  verändert,  die  andere  aber  als  ganz  gesund  bezeichnet.  Ob- 
gleich nun  Brightsche  Krankheit  sehr  häufig  vorkommt,  und   viele 
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hundert  Sectionen  von  an  dieser  Krankheit  Verstorbenen  gemacht  wor- 
den sind,  ist  es  etwas  noch  ganz  Ungewöhnliches,  dass  bei  diesem  Leiden 
nur  eine  Niere  erkrankt,  und  die  andere  gesund  geblieben  sei.  Es  ist 
indessen  jene  Angabe  der  Obducenten  daraus  erklärlich,  dass  eine  Niere 
oft  im  mindern  Grade  erkrankt  als  die  andere,  und  dass  diese  Erkrankung 
minderen  Grades  in  der  Leiche  schwer,  oft  mit  Sicherheit  nur  mittels 
des  Mikroskops  zu  erkennen  ist  und  daher  der  Beobachtung  wohl  ent- 
gehen konnte.  Die  im  Gutachten  des  Dr.  Stich  enthaltene  Angabe, 
dass  von  verschiedenen  Zeugen  die  Aussage  bestätigt  sei,  dass  das  Kind 
vor  der  Verbrennung  öfter  in  24  Stunden  kaum  einige  Tropfen  Urin 
gelassen  habe,  macht  es  unzweifelhaft,  dass  im  vorliegenden  Falle  beide 
Nieren  erkrankt  sein  mussten,  wie  denn  überhaupt  nach  obigem  schon 
der  Umstand,  dass  bei  der  Obduction  neben  Wassersucht  Nierenkrank- 
heit gefunden  ist,  für  das  Vorhandensein  der  Briglit sehen  Krankheit 
bei  dem  Schulz  sehen  Kinde  spricht. 

Aus  allen  diesen  Gründen  kann  daher  angenommen  werden,  dass 
das  qu.  Kind  vor  seinem  Tode  wirklich  an  Bright scher  Nierenkrank- 
heit gelitten  hat. 

Um  nun  über  das  Stadium,  in  welchem  sich  diese  Krankheit  bei 
dem  Schulz  sehen  Kinde  befunden  hat,  mit  völliger  Sicherheit  zu  urthei- 
len,  wäre  es  erforderlich  gCAvesen,  dass  die  Obducenten  den  Zustand  der 
Nieren,  und  namentlich  der  rechten  Niere,  welchen  sie  bei  der  Leichen- 
öffnung vorgefunden,  geschildert  hätten.  Sie  erAvälmen  an  der  rechten 
Niere  bloss,  dass  dieselbe  grösser  war  als  die  linke,  und  dass  sie  eine 
Entfärbung  ihrer  Rinden-  und  eine  blutreichere  Beschaffenheit  ihrer 
Tubularsubstanz  zeigte.  Welche  Farbe  die  Kindensubstanz  gehabt,  ob 
sie  mit  rotlien  Flecken  und  Streifen  durchsetzt,  ob  die  Nierenkapsel 
nicht  ablösbar,  die  Oberfläche  der  Nieren  venös  injicirt  oder  schon  gra- 
nulirt,  ob  die  Substanz  der  Nieren  leicht  zerreisslich,  ob  namentlich  die 
Tubularsubstanz  zusammengedrängt,  die  Form  der  Pyramiden  durch 
Infiltration  der  Rindensubstanz  verändert  war:  alle  diese  charakteristi- 
schen Zeichen  für  das  Stadium  der  Bright  sehen  Krankheit  sind  nicht 
erwähnt.  Man  kann  indessen  den  Ausdruck:  „Entfärbung  der  Rinden- 
substanz" nicht  füglich  anders  auffassen,  als  dass  die  Farbe  dieser  Sub- 
stanz eine  veränderte,  von  der  normalen  wesentlich  abweichende  war, 
und  dass  sie  von  der  dunkleren  Farbe  der  Tubularsubstanz  sehr  abstach. 
Es  ist  aber  eine  Eigenthümlichkeit  des  zweiten  Stadiums  der  Bright- 
schen  Nierenkiankheit,  dass  in  derselben  die  Rindensubstanz  entfärbt, 
gelblich  erscheint,  mit  dem  braunrothen  Parenchym  der  Pyramiden 
(Tubularsubstanz)  auffallend  contrastirt,  und  dass   durch  die  Lifiltration 
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jener  Substanz  die  Niere  an  Volumen  zunimmt.  Dies  ist  das  Stadium 
der  Fettraetamorphose,  in  welchem  die  Harnkanälchen  durch  Exsudat 
fast  verstopft  zu  sein  pflegen,  und  deshalb  der  Urin  sehr  spärlich  aus- 
gesondert wird. 

Dieser  Annahme  entspricht  zunächst  die  Dauer  der  Krankheit 
und  die  rasche  Entwickelung' derselben  bis  zu  einer  gefahrdrohenden 
Höhe.  Wir  müssen  hier  dem,  was  der  Dr.  Stich  in  seinem  Gutachten 
gesagt  hat,  beipflichten.  Als  das  Schulz  sehe  Kind  mit  dem  Beginn 
des  Monats  November  erkrankt  Avar,  fand  der  Dr.  Lehfeld  dasselbe 
etwas  blass  aussehend  und  eine  Anschwellung  des  Gesichts,  welche  er 
für  eine  sciophulöse  Anschwellung  der  Oberlippe  und  der  Halsdrüsen 
hielt.  Da  das  Kind  aber  dabei,  wie  dessen  Mutter  deponirt  hat,  über 
Unwohlsein,  namentlich  über  die  Füsse  klagte,  nicht  mehr  laufen  wollte 
und  den  ganzen  Tag  auf  dem  Sopha  lag,  so  ist  es  bei  der  so  rasch  darauf 
eingetretenen  allgemeinen  Wassersucht,  und  weil  eine  scrophulöse  An- 
schwellung der  Oberlippe  und  der  Halsdrüsen  eine  solche  Trägheit,  ein 
solches  Krankheitsgefühl  des  Kindes  nicht  mit  sich  zu  bringen  pflegt, 
anzunehmen,  dass  jene  Anschwellung  des  Gesichts  bereits  eine  wasser- 
süchtige war,  zumal  sich  bei  B  r ig ht scher  Krankheit  flüchtige  wasser- 
süchtige Anschwellungen  fast  immer  zuerst  am  Gesicht  und  an  den 
Füssen  bemerklich  machen  und  mit  der  erwähnten  Trägheit  verbunden 
sind.  Da  bei  Bright scher  Krankheit  nur  die  Nierenkrankheit  der 
Wassersucht  vorangeht,  so  muss  der  Beginn  der  Krankheit  des  Schulz- 
schen  Kindes  in  die  Zeit  vor  dem  Novbr.  verlegt  werden  und  hatte  also 
zur  Zeit  der  Verbrennung  bereits  mindestens  drei  Wochen  bestanden. 

In  diesem  Zeiträume  konnte  sich  Fettmetamorphose  der  Niere  bei 
dem  qu.  Kinde  ganz  füglich  ausgebildet  haben,  und  dass  diese  sich 
Avirklich  entwickelt  hatte,  beweist,  ganz  abgeselien  von  dem  gefahrvollen 
Verlaufe,  welchen  der  Dr.  Krieger  die  Krankheit  nehmen  sah,  die 
bereits  oben  erwähnte  Angabe  des  Dr.  Stich,  dass  von  verschiedenen 
Zeugen  die  Aussage  bestätigt  ist,  dass  das  Kind  vor  der  Verbrennung 
öfter  in  24  Stunden  kaum  einige  Tropfen  Urin  gelassen  habe.  Auch 
aus  dem  Obductionsresultate  lässt  sich  dies  noch  w^eiter  begründen,  ins- 
besondere aus  dem  hohen  Grade  von  allgemeiner  Wassersucht,  den  das 
Kind  zeigte.  Freilich  sind  auch  in  dieser  Beziehung  die  Angaben  des 
Obductionsprotokolls  der  erforderlichen  Genauigkeit  entbehrend.  Von 
den  Unterextremitäten  heisst  es  sub  Nr.  7  des  Obductionsprotokolls: 
„sie  zeigten  eine  leichte  wassersüchtige  Anschwellung." 

Leichte  wassersüchtige  Anschwellungen  der  Beine  beschränken 
sich  auf  den  untern  Theil  derselben,  die  Füsse  und  die  Gegend  der 
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Knöchel.  Hier  aber  zeigten  die  ganzen  Unterextremitäten  die  wasser- 
süchtige Anschwellung,  und  als  die  Obducenten  behufs  Untersuchung 
der  Brandwunden  den  linken  Oberschenkel  an  seinem  obersten  Theile, 
nämlich  in  der  Gegend  des  grossen  Rollhügels,  einschnitten,  drang  die 
wässerige  Flüssigkeit,  mit  welcher  die  ganzen  Unterextremitäten  iniil- 
trirt  waren,  hervor  (Obd.-Protok.  Nr.  12),  ein  Beweis,  dass  diese  Flüs- 
sigkeit sehr  hoch  an  den  Beinen  li inaufgestanden,  und  dass  das  Gewebe 
durch  das  Wasser  bereits  eine  grosse  Spannung  erlangt  haben  musste, 
dass  also  die  Infiltration  der  Beine  mit  Wasser  eine  bedeutende  war. 
Wichtiger  aber  noch  als  die  Avassersüchtige  Anschwellung  der  Beine  ist 
der  Wassererguss,  der  sich  in  den  innern  Höhlen  des  Körpers  vorfand, 
da  dieser  die  Function  der  zum  Leben  nothwendigen  Organe  beein- 
trächtigen musste.  Die  Menge  dieses  Ergusses  ist  nun  nach  Maass  und 
Gewicht  im  Obductionsprotokoll  nicht  angegeben,  und  es  ist  bereits 
vom  Dr.  Stich  mit  Recht  hervorgehoben,  dass,  bei  dem  Erguss  von 
Flüssigkeit  in  den  natürlichen  Höhlen  des  Körpers,  die  in  denselben 
befindlichen  Organe  nicht,  wie  die  Obducenten  angegeben,  in  ihrer 
natürlichen  Lage  sich  befinden  können,  sondern  mehr  oder  weniger 
durch  das  Wasser  verdrängt  sein  müssen,  und  dass  namentlich  niclit 
die  beiden  Brustfellsäcke  ganz  mit  röthlichem  Wasser  angefüllt  sein 
könifen,  wenn  die  Lungen  noch  in  ihrer  natürlichen  Lage  in  ihnen 
liegen,  dass  vielmehr  die  Lungen  comprimirt  sein  müssen.  Aus  den 
Angaben  jedoch,  dass  die  Brustfellsäcke  ganz  mit  röthlichem  Wasser 
erfüllt  waren  (Obd.-Protok.  Nr.  28),  dass  sich  im  Herzbeutel  eine  röth- 
lich-wässerige  Flüssigkeit  „fast  bis  zur  AnfüUung  des  ganzen  Sackes" 
vorfand  (Nr.  32),  dass  bei  Eröffnung  der  Bauchhöhle  sogleich  rötli- 
liches  Wasser  hervorfloss  (Nr.  34),  dass  es  also  auch  hier  die  Bauchhöhle 
bis  an  die  nach  oben  gelagerten  Bauchdecken  erfüllte  (da  es  bei  ge- 
ringerer Quantität  nur  in  die  tiefer  gelagerten  Theile  dieser  Höhle 
gegen  den  Eücken  und  das  Becken  hin  sich  gesenkt  haben  und  dann 
nicht  sogleich  beim  Einschneiden  in  die  Bauchdecken  hervorgeflossen 
sein  würde),  darf  doch  so  viel  geschlossen  Averden,  dass  alle  drei  ge- 
nannten Höhlen  des  Körpers  sehr  beträchtlich  mit  Wasser  erfüllt  waren. 

Eine  Brightsche  Niereukrankheit  im  zweiten  Stadium,  dem  Sta- 
dium der  Fettmetamorphose,  bei  welcher  sich  bereits  Wasser -Aus- 
schwitzung in  beträchtlichem  Grade  in  den  innern  Höhlen  des  Körpers 
und  namentlich  im  Herzbeutel  und  den  Brustfellsäcken  eingestellt  hat, 
ist  nun  aber  unter  allen  Umständen  eine  höchst  lebensgefährliche 
Krankheit. 

Wenn  sich  in  solchen  Fällen  der  Zeitpunkt  des  Tudes  auch  nicht 
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mit  Siclierheit  nach  Stunden  und  Tagen  vorausbestimmen  lässt,  da  das 
eine  Kind  rascher,  das  andere  langsamer  der  Krankheit  unterliegt,  so 
lehrt  doch  die  Erfahrung,  dass  die  Kinder  im  zweiten  Stadium  der 
Br ig ht sehen  Krankheit  oft  schnell  sterben,  und  es  lässt  sich  im  Allge- 
meinen behaupten,  dass  die  im  genannten  Stadium  sich  einstellende 
Entmischung  des  Blutes,  so  wie  die  Beeinträchtigung  der  Function  der 
Lungen,  des  Herzens  und  der  Bauchorgane  durch  beträchtliche  Wasser- 
ausscheidung in  die  Höhlen,  welche  diese  Organe  einschliessen,  jeden 
Augenblick  das  Leben  des  Kindes  bedrohen. 

Da  nun  nach  Obigem  die  Harnaussonderung  bei  dem  Schulz  sehen 
Kinde  schon  vor  der  Verbrennung  bedeutend  gestört  gewesen,  und  der 
Wassererguss  in  die  Höhlen  des  Körpers  bei  demselben  nicht  in  den 
letzten  40  Stunden  entstanden  sein  konnte,  vielmehr  schon  bei  der  Ver- 
brennung vorhanden  sein  musste,  wie  dies  auch  durch  die  von  Dr.  Stich 
augeführte  Angabe  des  Dr.  Oppert,  dass  einige  Tage  vor  der  Ver- 
brennung eine  Brustwassersucht  (Hydrothorax)  die  Lungen  so  weit 
comprimirte,  dass  die  Respiration  bedeutend  litt,  bestätigt  wird,  da 
überdies  das  qu.  Kind  bereits  einen  Puls  von  160  Schlägen  in  der 
Minute  gezeigt  haben  soll,  eine  Frequenz  desselben,  die  unter  solchen 
Umständen  die  höchste  Lebensgefalu'  andeutet:  so  ist  anzunehmen,  dass 
das  Leben  des  Schulzschen  Kindes  schon  vor  der  Verbrennun«  im 
höchsten  Grade  bedi*oht  war,  und  dass  das  Ableben  desselben  jeden 
Augenblick  eintreten  konnte. 

Die  ersten  beiden  uns  vorgelegten  Fragen  sind  daher  dahin  zu 
beantworten : 

1)  dass  sich  die  Krankheit  des  Kindes  zur  Zeit  der  Verbrennung 
des  Kindes  bereits  in  einem  weit  vorgerückten,  das  Leben  in  hohem 
Grade  bedrohenden  Stadium  befunden  habe,  und 

2)  dass  das  Ableben  des  Kindes  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung) 
in  jedem  Augenblick  zu  erAvarten  gCAvesen,  Avodurch  die  dritte  Frage 
erledigt  ist. 

Aus  dem  bisher  Gesagten  ergiebt  sich  bereits,  dass,  wenn  die  Nie- 
renkrankheit und  Wassersucht  schon  vor  der  Verbrennung  jeden  Augen- 
blick das  Kind  tödten  sollten  und  konnten,  in  den  Brandwunden,  die 
es  am  22.  Novbr.  erhielt,  eine  Beschleunigung  des  Ablebens  desselben 
nicht  nothwendig  zu  suchen  sei. 

In  Wirklichkeit  waren  aber  auch  diese  Brandwunden  nicht  der 
Art,  dass  aus  ihnen  eine  namhafte  Gefahr  für  das  Kind  hergeleitet 
werden  kann. 

Es  ist  schon  mehrfach  in   den  Acten  von  Sachverständigen  ausge- 
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sprochen  worden,  dass  eine  absolute  und  unmittelbare  Gefahr  für  das 
Leben  eines  Menschen  erst  bei  Verbrennungen,  welche  den  dritten  oder 
vierten  Theil  der  Oberfläche  des  Körpers  einuehmen,  eintritt.  Die  Ge- 
fahr, welche  Hautverbrennungen  mit  sich  führen,  nimmt  daher  in  dem 
Maasse  ab,  je  kleiner  die  Fläclie  der  Haut  ist,  welche  verbrannt  Avurde. 
Betrifft  die  Stelle  der  Haut  kaum  den  zwanzigsten  Theil  des  Körpers, 
so  ist,  selbst  bei  einem  dreijährigen  Kinde,  kaum  noch  von  Gefahr 
die  Rede. 

Bei  dem  Kinde  des  Schulz  fanden  sich  zunächst  auf  dem  Rücken 
Ablösungen  der  Oberhaut  (Obd. -Protokoll  Xr.  9),  die  von  grünlicher 
Farbe  waren,  keine  Röthung  im  Grunde  und  der  Umgebung  zeigten 
und  deswegen,  wie  bereits  durch  die  Obducenten  und  den  Dr.  Stich 
bewiesen  ist,  als  Producte  der  Verwesung  des  5  Tage  nach  dem  Tode 
des  Kindes  secirten  Leichnams  angesprochen  weiden  müssen. 

Die  durch  das  Feuer  entstandenen  Verletzungen  der  Haut  waren 
insgesammt  Verbrennungen  leichteren  Grades,  denn  sie  bestanden  in 
Hautröthungen  oder  Blasenbildung  und  boten  folgende  Grössenbil- 
dungen  dar: 

1)  auf  dem  linken  Oberschenkel  hatte  eine  herzförmige  Stelle  einen 
Zoll  Länge  und  einen  Zoll  Breite  (Obd.-Protok.  Nr.  12); 

2)  auf  der  Hinterfläche  desselben  Schenkels  war  eine  dreieckig 
geformte  Stelle  vier  Zoll  lang,  nach  oben  zAvei  Zoll,  nach  unten  einen 
ZoU  breit  (Nr.  13); 

3)  auf  der  linken  Hinterbacke  war  ein  2^1^  Zoll  langer,  ^j^  Zoll 
breiter  Streifen  (Nr.  14) ; 

4)  eben  daselbst  fanden  sich  14  — 15  kirschrothe  Flecke  (Nr.  14). 
Wenn  man  diese  14 — 15  kirschrothe  Flecke  aneinanderlegt,  so  be- 
decken sie  kaum  eine  Fläche  von  1 1/.2  Quadratzoil ; 

5)  auf  der  rechten  Hinterbacke  waren  acht  solcher  Flecke  (Nr.  15). 
Diese  aneinander  nahmen  kaum  eine  Fläche  von  einem  Quadratzoll  ein; 

6)  es  war  die  hintere  Fläche  des  ganzen  linken  Unterschenkels, 
mit  Ausnahme  einer  normal  gefärbten  Stelle  von  2^/2  Zoll  vom  Knie- 
gelenk ab,  verbrannt  (Nr.  16).  Der  Unterschenkel  eines  dreijährigen 
Kindes  ist  hinten  circa  sieben  Zoll  lang  und  zwei  Zoll  breit.  Zieht  man 
hiervon  2^/2  ZoU  ab,  so  bleibt  füi-  die  verbrannte  Stelle  eine  Fläche  von 
circa  41/2  Zoll  Länge  und  2^2  Zoll  Breite; 

7)  am  rechten  Unterschenkel  war  eine  2^/4  Zoll  lange  und  einen 
Zoll  breite,  und 

8)  am  Innern  Knöchel  dieses  Unterschenkels  eine  1  Zoll  lange  und 
V2  Zoll  breite  Brandverletzung  (Nr.  17  und  18). 

Kaiisch,  Kunstfehler.  Q 
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Legt  man  nun  acht  Flächen  von  den  oben  angegebenen  Grrössen. 
verhältnissen,  indem  man  sie  z.  B.  in  Papierstücken  nachbildet,  an  ein- 
ander, so  entsteht  eine  Gesammtfläche,  welche  der  Grösse  einer  starken 
Mannshand  entspricht.  Der  Umfang  der  Hand  eines  Menschen  macht 
etwa  den  fünfzigsten  bis  sechzigsten  Theil  seiner  Körperoberfläche  aus, 
und  da  die  Hand  eines  dreijährigen  Kindes,  welche  circa  3^/2  Zoll  lang 
und  2  Zoll  breit  ist  und  zu  sein  pflegt,  etwa  die  Hälfte  der  Hand  eines 
Mannes,  welche  circa  sechs  bis  sieben  Zoll  lang  und  vier  Zoll  breit  zu 
sein  pflegt,  entspricht,  so  war  also  die  Körperoberfläche  des  Schulz  sehen 
Kindes  ungefähr  nur  zum  fünfandzwanzigsten  bis  dreissigsten  Theile 
verbrannt.  Die  hier  verbrannte  Fläche  des  Körpers  war  demnach  nicht, 
wie  die  Obducenten  sagen,  eine  umfangreiche,  sondern  in  der  That 
nur  kleine. 

Wenn  sich  die  Verbrennungen  leichteren  Grades  auf  so  kleine 
Theile  der  Körper  Oberfläche  beschränken,  so  pflegen  sie  keine  andere 
als  eine  rein  örtliche  Wirkung,  eine  entzündliche  Eeizung  der  Haut 
hervorzurufen,  namentlich  keine  namhafte  Rückwirkung  auf  den  Ge- 
sammtorganismus  zu  erzeugen,  geschweige  denn  eine  tödtliche  Krank- 
heit herbeizuführen. 

Eine  solche  wäre  möglicherweise  erst  dann  zu  erwarten,  wenn  in 
den  Brandwunden  Eiterung  eintritt,  und  pflegt  dann  in  der  Entwickelung 
von  Lungenanschoppungen  oder  auch  wohl  von  Herz  -  und  Hirnentzün- 
dungen zu  bestehen.  Dergleichen  sind  bei  der  Obduction  des  Schulz- 
schen  Kindes  nicht  gefunden  worden,  wie  denn  überhaupt  die  Brand- 
wunden bei  dem  qu.  Kinde  noch  nicht  in  Eiterung  übergegangen  waren 
und  der  Zeit  nach,  bei  ihrer  Oberflächlichkeit,  noch  nicht  darin  über- 
gegangen sein  konnten. 

Es  darf  daher  angenommen  werden ,  dass  eine  sich  auf  .Haut- 
röthungen  beschränkende  Verbrennung  des  25sten  oder  30sten  Theiles 
der  Körperoberfläche  eines  Kindes  innerhalb  40  Stunden  (so  lange  lebte 
das  Kind  nach  der  Verbrennung  noch)  an  und  für  sich  einen  wesent- 
lichen Einfluss  auf  das  Kind  nicht  ausüben  und  namentlich  die  schnelle 
Herbeiführung  seines  Todes  nicht  bewirken  konnte. 

Die  Obducenten  haben  indess  die  Meinung  ausgesprochen,  dass  die 
durch  die  Brandwunden  erzeugten  heftigen  Schmerzen,  gestörte  Nacht- 
ruhe ,  Fieber  ,  fortwährende  Unruhe  u.  s.  w.  die  Beschleunigung  des 
Todes  bei  dem  schwer  kranken  Kinde  bewirkt  hätten. 

Es  ist  bereits  durch  den  Dr.  Stich  in  seinem  Gutachten  hervorge- 
hoben, wie  schwer  es  sich  beweisen  lässt,  dass  heftige  Schmerzen  für 
sich  allein  und  so  auch  die  durch  die  Schmerzen  bewirkte  Unruhe  und 
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fieberhafte  Aufregung  einen  Menschen  töclten,  da  wir  so  häufig  bei 
ungleich  quälenderen  Schmerzen,  als  Brandwunden  erzeugen,  z.  B.  bei 
Steinschmerzen,  Krämpfen,  in  die  Länge  gezogenen  G-eburtsschmerzen 
und  zwar  selbst  bei  schwer  kranken  Menschen,  die  keine  Ruhe  finden 
können,  in  fortwährender  fieberhafter  Aufregung  sind,  den  Tod  um  des- 
willen doch  nicht  eintreten,  sie  vielmehr  das  Leben  noch  lange  fort- 
setzen sehen. 

Wir  wollen  indessen  nicht  in  Abrede  stellen,  dass  jene  Umstände 
möglicherweise  den  Tod  eines  Menschen,  namentlich  eines  schwer  kran- 
ken Kindes,  herbeiführen  oder  doch  beschleunigen  können. 

Der  Nachweis  aber,  dass  dies  im  vorliegenden  Falle  geschehen  sei, 
ist  überall  nicht  zu  führen. 

Das  Schulz  sehe  Kind  ist  unmittelbar  nach  der  Verbrennung,  in 
Folge  des  Spiritusdampfbades,  in  Schweiss  gerathen  und  hat,  wie  der  Dr. 
Krieger  sagt,  Erleichterung  durch  freie  Kespiration  und  freiwilligen 
Abgang  des  Urins  gehabt:  Erscheinungen,  die,  da  das  Kind  in  den 
Tagen  vorher  nicht  zum  Schweiss  zu  bringen  war,  eher  eine  vorüber- 
gehende Verbesserung  als  Verschlimmerung  seines  Zustaudes  andeuten. 

Dass  es  nun  in  Folge  der  Brandwunden  in  heftigeres  Fieber  ge- 
fallen, dass  es  Erscheinungen  von  frischer  Affection  irgend  eines  Orga- 
nes,  namentlich  einer  hinzugetretenen  Entzündung  eines  wichtigen  Ein- 
geweides gezeigt  hätte,  davon  ist  nirgends  die  Rede,  und,  was  von 
besonderer  Wichtigkeit  ist,  die  Obduction  hat  dergleichen  Leiden  fri- 
scheren Datums  nicht,  vielmehr  nur  Veränderungen  ergeben,  die  der 
Bright sehen  Nierenkrankheit  und  Wassersucht  zukommen. 

Unter  solchen  Umständen  muss  angenommen  werden,  dass  der  Tod 
des  Schulz  sehen  Kindes,  unabhängig  von  den  Brandwunden,  allein  in 
Folge  der  Nierenkrankheit  eintrat,  dass  also  in  den  Brandwunden  eine 
Beschleunigung  des  Ablebens  des  Kindes  nicht  zu  suchen  sei. 

Was  nun  schliesslich  die  Art  und  Weise  der  technischen  Ausfüh- 
rung des  Spiritusdampfbades  Seitens  des  Dr.  Krieger  betrifft,  so  ist 
dieselbe  kein  neues  Verfahren,  sondern  eine  durch  Autoritäten  und 
Schriftsteller  geübte  und  empfohlene  Methode. 

Es  ist,  wie  dies  auch  aus  den  Acten  hervorgeht,  ein  in  den  Leln*- 
instituten  von  Rust,  v.  Graefe,  Trüstedt  melu'fach  geübtes  Verfah- 
ren, und  der  Dr.  Stich  hat  bereits  die  Stelle  aus  „Phoebus  Arznei- 
verordnungslehre" angeführt,  wo  der  Anwendung  dieses  Heilmittels  in 
der  Weise,  wie  es  Dr.  Krieger  in  Gebrauch  zog,  Erwähnung  geschieht. 

Man  kann  daher  nicht  sagen,  dass  die  Anwendung  des  Mittels  nicht 
auf  vorschriftsmässigem  Wege  erfolgt  sei,  und  wenn  der  Dr.  Krieger 
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es  durch  solche  Autoritäten  kennen  lernte  und  sogar  bei  seinen  Studien 
selbst  ausführen  sah,  so  ist  ihm  wohl  kein  Vorwurf  zu  machen,  wenn  er, 
gestützt  auf  jene,  das  Verfahren  nachahmte,  in  der  Absicht,  ein  Kind, 
welches  er  verloren  geben  sollte,  durch  ein  energisches  Mittel  vielleicht 
noch  zu  retten.  Denn  dass  das  Spiritusdampfbad  eines  der  kräftigsten 
schweisstreibenden  Mittel  und  daher  bei  Brightscher  Krankheit  ganz 
am  Platze  ist,  durfte  keinem  Zweifel  unterliegen,  wie  es  denn  auch  bei 
dem  Schulz  sehen  Kinde  nach  Obigem  unmittelbar  eine  Erleichterung 
hervorgebracht  zu  haben  scheint. 

Die  Obducenten  sagen  indess,  ein  Spiritusdampfbad  dürfe  nicht  auf 
die  hier  in  Rede  stehende  Art,  müsse  vielmehr  auf  eine  andere  und  nur 
auf  diese  Weise  gemacht  werden,  und  führen  ein  Verfahren  an,  bei 
welchem  der  Spiritus  selbst  in  Brand  gesetzt,  und  die  Flamme  durch 
übergelegte  Gegenstände  geschützt  wird.  Allein  zwischen  diesem  Ver- 
fahren und  dem  von  Dr.  Krieger  angewandten  waltet  der  bemerkens- 
werthe  Unterschied  ob,  dass  bei  dem  erstem  hauptsächlich  nur  die 
Producte  der  Verbrennung  des  Alcohols,  nämlich  Kohlensäure  und 
Wassergas,  Spiritus  dämpfe  aber  nur  nebenbei  in  geringer  Menge  gebildet 
werden,  und  dass  die  atmosphärische  Luft  erhitzt  wird,  während  beim 
Verfahren  des  Dr.  Krieger  wirklich  allein  und  in  grosser  Menge  Spi- 
ritusdämpfe entwickelt  werden. 

Da  der  Dr.  Krieger  ein  solches  Spiritusdampfbad  machen  wollte, 
so  blieb  ihm  nichts  übrig,  als  den  Spiritus  selbst  durch  Erhitzung  zu 
verflüchtigen.  Das  geschieht  am  einfachsten  in  der  Weise,  wie  es  der 
Dr.  Krieger  gethan.  Allerdings  ist  diese  Methode  keine  ganz  gefahr- 
lose, da  sich  der  leicht  entzündbare  Spiritus  in  der  Nähe  einer  brennen- 
den Flamme  befindet.  Allein  wenn  man  diese  Gefahr  vermeiden  will, 
so  würde  dies  nur  geschehen  können,  wenn  man  den  im  Teller  oder 
einem  sonstigen  Gefäss  befindlichen  Spiritus  durch  heisse  mittelst  einer 
Röhre  in  ihn  geleitete  Spiritusdämpfe  erhitzt. 

Dieses  fordert  aber  einen  zusammengesetzteren  chemischen  Apparat, 
den  der  Arzt  nicht  gleich  bei  der  Hand  hat,  und  den  er,  wo  nicht,  wie 
hier,  Eile  geboten  ist,  allenfalls  für  Wohlhabendere  anfertigen  lassen 
könnte,  der  aber  in  der  ärmeren  Klasse  wegen  des  Kostenpunktes  nie- 
mals wird  anwendbar  sein.  Stösst  daher  die  Anwendung  dieses  Mittels 
auf  dieses  Hinderniss,  so  wird  stets  nichts  Anderes  übrig  bleiben,  als  es  in 
der  vom  Dr.  Krieger  gewählten  Weise  in  Gebrauch  zu  ziehen. 

Die  Gefahren,  welche  bei  diesem  Verfahren  drohen,  sind  von  den 
Obducenten  dahin  angegeben,  dass 

1)  ein  Ueberkochen  des  Spiritus  stattfinden. 
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2)  der  Teller  spring-en, 

3)  die  verfliiclitigten  Dämpfe  sich  an  der  untern  Flamme  entzün- 
den können. 

Um  das  Ueberkochen  zu  vermeiden,  ist  es  nöthig,  dass  man  sich 
eines  gehörig  tiefen  und  weiten  Tellers  bedient  und  in  denselben  wenig 
Spiritus  giesst. 

Die  Erfahrung  lehrt,  dass,  wenn  man  nur  wenige  Löffel  voll  Sj^i- 
ritus  in  einem  gewöhnlichen  tiefen  Suppenteller  verdampft,  ein  Ueber- 
kochen des  Spiritus  nicht  eintritt. 

Das  Springen  des  Tellers  kann  gegen  Ende  oder  beim  Aufhören 
der  Verdampfung  eintreten.  Das  Ergebniss  hat  hier  nicht  stattgehabt, 
es  war  vielmehr  noch  soviel  Spiritus  im  Teller,  dass  er  in  Brand  gerieth. 

Die  Entzündung  der  Spiritusdampfe  an  der  untern  Flamme  ist 
allerdings  möglich,  tritt  aber  erfahrungsmassig,  wenn  man  das  Verfahren 
in  der  Krieg  er  sehen  Weise  genau  nachahmt,  nicht  leicht  ein,  sobald 
man  nur  wenig  Spiritus  verdampft.  Die  Dämpfe  steigen  dann  nach 
oben  und  halten  sich  auch  in  der  Höhe.  Selbst  wenn  man  die  umhüllen- 
den Decken  in  der  Weise,  wie  Dr.  Krieger  dies  gethan,  von  Zeit  zu 
Zeit  etwas  lüftet,  um  den  Process  zu  überwachen,  pflegen  die  Dämpfe 
nicht  nach  unten  getrieben  zu  werden  und  sich  zu  entzünden.  Auch 
kann  eine  solche  Entzündung  der  Dämpfe  hier  nicht  stattgehabt  haben, 
da  sonst  der  ganze  mit  Dämpfen  geschwängerte  Raum  plötzlich  in 
Flammen  gestanden,  und  das  Kind  bis  zu  seinem  obern  Theile  seines 
unter  den  Decken  entblössten  Körpers  verbrannt  sein  würde. 

Die  Art  der  Entzündung  des  Sjjiritus  bleibt  daher  im  vorliegenden 
Falle  unaufgeklärt.  Da  indess  der  im  Teller  noch  übrig  gebliebene 
Spiritus  in  Brand  gerathen  ist,  so  ist  das  Wahrscheinlichste,  dass  durch 
ein  Flackern  oder  Lockern  der  Flamme  dies  geschehen  ist,  und  konnte 
ein  solches  bei  der  Unruhe  des  Kindes  während  des  Dampfbades  durch 
die  dadurch  bewirkte  starke  Bewegung  der  herabhängenden  Decken 
,  und  Luftströmung  vielleicht  herbeigeführt  sein. 

Da  der  Dr.  Krieger  nach  Vorstehendem  die  Vorsichtsmaassregeln, 
welche  überhaupt  bei  der  technischen  Ausführung  eines  solchen  Spiri- 
tusdampfbades möglich  sind,  beobachtet  hat,  da  er,  die  Gefahren  des- 
selben ermessend,  die  Ausführung  selbst  übernahm  und  durch  stete 
Beobachtung  der  Flamme  und  Spiritusdämpfe  den  Eintritt  eines  Un- 
glücksfalles bei  Zeiten  zu  bemerken  sich  bemühte,  so  kann  ihm  der 
wirklich  eingetretene  unglückliche  Zufall  nicht  füglich  zur  Last  fallen, 
luid  müssen  wir  dahin  urtheilen,  dass  den  Angeklagten  in  der  technischen 
Herrichtung  des  Dampfbades  ein  Vorwurf  nicht  trifft. 
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Auf  Grund   vorstehender  Erörterungen   geben   wir    daher   unser 
Gutachten  dahin  ab: 

a)  dass  sich  die  Krankheit  des  Kindes  zur  Zeit  der  Verbrennung 
bereits  in  einem  weit  vorgerückten,  das  Leben  in  hohem  Grade 
bedrohenden  Stadium  befand; 

b)  dass  das  Ableben  des  Kindes  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung) 
in  jedem  Augenblick  zu  erwarten  war-, 

c)  wodurch  die  dritte  Frage  erledigt  ist; 

d)  dass  in  den  Brandwunden  eine  Beschleunigung  des  Ablebens  des 
Kindes  nicht  zu  suchen  ist; 

e)  dass  den  Angeklagten  in  der  technischen  Herrichtung  des  Dampf- 
bades ein  Vorwurf  nicht  trifft. 

Berlin,  den  22.  Juni  1855. 

Königl.  Medicinal-Collegium  der  Provinz  Brandenburg. 
(gez.)  Nicolai,  Quincke,  Müller,  Ebert,  H.  Staberoh. 
Nach  Anhörung  dieses  Gutachtens  erklärte  der  Herr  Geheimrath 
Casper,  dass  er  sich  demselben  als  einem  mildern  anschliesse,  gleich- 
zeitig aber  bereit  sei,  den  Nachweis  zu  führen,  dass  das  Gutachten  des 
Medicinalcollegiums  von  dem  seinigen  wesentlich  gar  nicht  ab- 
weiche. Der  Gerichtshof  erliess  jedoch  dem  Herrn  Geheimrath  diesen 
Nachweis;  und  der  die  Staatsanwaltschaft  vertretende  Herr  Nörner 
gab  nunmehr  die  Erklärung  ab,  dass  die  Staatsanwaltschaft  lediglich 
durch  das  Gutachten  des  Herrn  Geheimrath  Casper  bewogen 
worden  und  verpflichtet  gewesen  sei,  die  Anklage  zu  er- 
heben. Er  könne  sie  gegenwärtig  in  keiner  Beziehung  aufrecht  halten, 
freue  sich  vielmehr,  zur  Genugthuung  des  Angeklagten  öffentlich  aus- 
sprechen zu  können,  wie  die  Beweisaufnahme  denselben  in  allen  Stücken 
als  einen  gewissenhaften  und  vorsichtigen  Arzt  herausgestellt  habe,  der 
entgegengesetzte  Vorwurf  der  Anklage  daher  als  ein  gänzlich  ungerecht- 
fertigter erscheine.    Er  beantragte  das  Nichtschuldig. 

Der  Vertheidiger,  Justizrath  Gall,  ergriff  hierauf  das  Wort: 

Meine  Herren!  Zur  Zeit  der  alten  Römer,  wo  Recht  und 
Rechtswissenschaft  'in  höchster  Blüthe  standen,  war  die  Justiz 
—  nach  Justini  au  wenigstens  —  die  Kenntniss  aller  mensch- 
lichen und  göttlichen  Dinge,  und  die  Richter  waren  es  allein, 
welche  über  alle  menschlichen  und  göttlichen  Dinge  urtheilten. 
Heute  ist  es  anders.  Bei  den  veränderten  Verhältnissen  reicht 
die  Kraft  des  Richters  allein  nicht  mehr  aus,  Alles  zu  ergründen, 
imd  zwischen  Leben  und  Recht  ist  das  Institut  der  Sachverstän- 
digen getreten.    Aber  durch  dieses  Listitut  ist  zwischen  Leben 
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imd  Eecht  eine  gi'osse  Kluft  entstanden,  welche  die  Weisheit 
aller  Sachverständigen  niemals  ^rd  ausfüllen  können.  Die 
heutige  Verhandlung  hat  einen  lebendigen  Beweis  dafür  geliefert. 
Dem  trügerischen  Ürtheile  eines  Sachverständigen  ist  die 
Anklage  entsprungen,  welches  andere  Sachverständige  als  unge- 
rechtfertigt verworfen  haben.  Meine  Herren!  Ich  werde  zur 
Vertheidigung  meines  Clienten  kein  Wort  sagen;  ich  würde  den 
Schein  auf  mich  laden,  als  bedürfe  es  überhaupt  einer  Yer- 
theidio-ung-I" 
Der  Gerichtshof  war  sofort  über  die  Entscheidung  einig.  Dieselbe 
lautete  auf  Nichtschuldig. 

(Nach  den  stenographischen  Notizen  in  der  med.  Centralzeitung  1855  No.  63  — 
67  und  im  Publicisteu  1855  Xo.  21  und  59.) 


III. 

Nachtrag  zur  Crimmalimtersuchung  gegen  den  p.  p. 
Dr.  Ernst  Hörn. 

Die  zur  Beratliung  der  Medicinalreform  auf  Veranlassung  des 
Herrn  Ministers  v.  Ladenberg  in  Berlin  im  Jahre  1849  tagende  ärzt- 
liche Conferenz  zog  auch  die  Frage  über  die  Untersuchungen  gegen 
Medicinalpersonen  wegen  ärztlicher  Kunstfehler  in  Betrachtung;  und 
das  amtliche  Protokoll  der  17.  Sitzung  vom  20.  Juni  1849  enthält 
darüber  Folgendes: 

,,An  die  Verhandlungen  über  die  ärztlichen  Beamten  werden  vom 
Vorsitzenden  zwei  Anträge  von  Brefeld  und  von  Andreae  und  Siehr 
angeknüpft. 

Brefelds  Antrag  ging  dahin,  den  einfachen  ärztlichen  Kunstfehler 
der  Cognition  der  Gerichte  zu  entziehen  und  dagegen  der  Standes- 
Cognition  zu  überantworten. 

Der  Antrag  von  Andreae  und  Siehr  zielte  dahin,  die  Disciplinar- 
macht  einem  Ehrenrathe  zu  über  weisen,  der,  nach  Analogie  des  Ehren- 
rathes  der  Justizcommissare  und  Notare,  aus  freier  Standeswahl  her- 
vorgegangen sei. 

Beide  Anträge  wurden  combinirt  der  Berathung  unterzogen. 

Dr.  Brefeld:  In  der  Gerichtsbarkeit  über  den  ärztlichen  Stand 
theilten  sich ,  abgesehen  von  jener  Disciplin,  welche  das  Publicum  nicht 
ohne  Wirkung  ausübt,  bisher  die  Justiz  und  die  Regierung.  Eine  feste 
Gränze  der  Competenz  stand  gesetzlich  für  beide  nicht  fest;  kenntlich, 
dass  in  der  Praxis  eine  Gränze  noch  weniger  inne  zu  halten  war.  Wie 
im  Landrechte  die  Begriffe  von  Verbrechen ,  Vergehen ,  und  bloss  un- 
sittlichem oder  unehrenhaftem  Benehmen  nicht  gehörig  auseinander 
gehalten  sind,  so  flössen  in  der  gerichtlichen  Praxis  strafende  Gerechtig- 
keit, polizeiliche  Ahndung  und  disciplinarische  Rüge  immerfort  durch- 
einander. 
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Das  Einleiten  einer  Criminal-  oder  sogenannter  fiscalischen  Unter- 
suchung war  lediglich  dem  Ermessen  eines  Untergerichtes,  häufig  so- 
gar eines  einzelnen  Mitgliedes  der  Inquisitoriate  anheimgegeben. 

Es  war  besonders  der  Kunstfehler,  dessen  Beurtheilung  und  Ahn- 
dung die  strafende  Justiz  sich  anmasste,  sobald  Schaden  aus  dem  Fehler 
hervorgegangen  war. 

Dieses  Verfahren  ist  ganz  falsch.  Zur  Competenz  der  Justiz  (von 
Civilklagen  sehe  ich  hier  vollkommen  ab)  gehört  lediglich  das  Ver- 
brechen, das  Vergehen.  Um  ihr  Einschreiten  zu  rechtfertigen,  reicht 
nicht  aus,  dass  aus  einem  begangenen  Kunstfehler  ein  Schaden  erwach- 
sen ist,  denn  ein  solcher  pflegt  aus  jedem  Fehler  zu  erwachsen,  —  es 
gehört  dazu  noch  ein  Zweites :  ein  Verschulden  nämlich.  Es  muss, 
um  in  juristischer  Sprache  zu  reden,  dohis  oder  mindestens  culpa  unter- 
laufen. 

Dem  einfachen  ärztlichen  Kunstfehler  aber  unterliegt  nur  Irrthum, 
dem  Irrthum  aber  entspricht  nicht  Strafe,  sondern  nur  Belehrung,  höch- 
stens Disciplinarbelehrung ,  und  Disciplin  kann  stets  nur  der  eigene 
Stand  geben.  ISTur  er  ist  competent  hierfür,  und  es  ist  im  hohen  Maasse 
herabwürdigend  für  den  ärztlichen  Stand,  hier  das  Einschreiten  der 
strafenden  Gerechtigkeit  zuzulassen. 

Das  bisher  allgemein  geübte  Recht  der  Gerichte ,  nach  eigenem 
Wohlbedünken  eine  Untersuchung  wegen  Kunstfehler  einzuleiten,  ist 
für  den  ärztlichen  Stand  ein  höchst  gefährliches,  welches  unserer  Aller 
Sicherheit  im  höchsten  Maasse  bedroht.  Jeder  von  uns  hat  es  gewiss  schon 
erfahren,  wie  sehr  der  Laie  geneigt  ist,  hier  lediglich  nach  dem  Erfolg 
zu  urtheilen,  und  wie  falsch  von  Laien  gewöhnlich  ärztliche  Angelegen- 
heiten aufgefasst  werden.  Die  blosse  Einleitung  einer  Untersuchung 
aber  ist  für  den  ärztlichen  Stand ,  vermöge  seiner  particularen  Natur, 
schon  der  Strafen  grösste,  welche  auch  den  völlig  unschuldigen  und 
später  Freigesprochenen  ganz  ungerechter  Weise  trifft. 

Es  kann  auch  die  Cognition  über  den  einfachen  Kunstfehler  nicht 
füglich  in  die  Regierung  verlegt  werden,  da  dieselbe  ein  Laiencollegium 
ist,  in  welchem  das  ärztliche  Mitglied  nur  eine  Stimme  hat,  und  viele 
der  Momente,  welche  gegen  die  Cognition  durch  die  Justiz  sprechen, 
auch  hier  ihre  Geltung  haben. 

Ich  halte  es  auch  nicht  für  angemessen ,  die  Cognition  über  den 
Kunstfehler  einem  aus  den  ärztlichen  Associationen  hervortretenden 
Ehrenrathe  zu  überantworten.  Die  Befugniss  eines  solchen  würde  ich, 
falls  man  ihn  belieben  sollte,  auf  die  einfache  Censur  der  Ehrenhaftig- 
keit des  Benehmens  und  Wandels  beschränken. 
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Mir  scheint  das  Medicinalcollegium  die  am  meisten  geeignete 
Behörde  dafür  zu  sein.  Ich  gebe  dies  indess  der  ferneren  Berathang 
anheim. 

Mein  Antrag  zielt  zunächst  nur  dahin:  den  einfachen  Kunstfehler 
der  Laiencognition,  namentlich  der  Justiz,  zu  entziehen. 

Dr.  A  n  d  r  e  a  e :  Ich  stimme  im  Ganzen  B r  e  f  e  1  d  s  Ansicht  bei. 

Die  Aufsicht  über  die  Aerzte  beruhte  bisher  hauptsächlich  in  der 
Regierung.  Sie  übte  eine  Surveillance  über  die  Aerzte  aus,  als  wenn 
sie  Beamte  wären.  Diese  Praxis  hat  viele  Uebelstände.  Es  wird  bald 
zu  gelinde,  bald  zu  strenge  geurtheilt.  Es  ist  nur  ein  Techniker  bei 
derselben.  Die  andern  sind  alle  Laien.  Für  diesen  ist  es  eine  sehr 
unangenehme  Aufgabe. 

Das  allgemeine  deutsche  Streben,  nur  von  seines  Gleichen  gerichtet 
zu  werden,  greift  auch  in  unserem  Stande  immer  mehr  Platz.  Daher 
wünsche  ich  einen  freigewählten  Ehrenrath,  nach  Analogie  des  durch 
das  Gesetz  vom  30.  April  1847  für  die  Justiz commissare  und  Notare 
bestellten.  Die  Verhältnisse  haben  grosse  Aehnlichkeit  mit  denen  der 
benannten  Justizbeamten.  Ehemals  beruhte  die  Disciplinar-Gerichts- 
barkeit  in  den  Medicinalcollegien.  Mit  vielen  andern  Functionen  der- 
selben ging  sie  an  die  Regierungen  über. 

Der  Redner  trägt  hier  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Gesetzes 
über  die  Ehrengerichte  der  Justizcommissare  vor  und  wünscht  deren 
Application  auf  die  Ehrengerichte  der  Aerzte.  Bei  den  letzteren  soll 
ein  Medicinalbeamter  als  Staatsanwalt  fungiren,  und  ausserdem  ein 
Justitiarius  der  Regierung  zur  Abhörung  von  Zeugen  etc.  zugezogen 
werden.  Er  will  aber  nicht  solche  Strafen,  wie  sie  in  dem  Gesetz  über 
die  Ehrengerichte  der  Justizcommissare  sich  vorfinden,  namentlich  nie 
Amtsentsetzung.  —  Als  Recurs-Instanz  bezeichnet  er  die  wissenschaft- 
liche Deputation  und  das  Ministerium.  Er  will  aber  nur  reine  Dis- 
ciplinarvergehen  der  Competenz  der  Ehrengerichte  überweisen.  Den 
Kunstfehler  weist  er  der  Beurtheilung  der  Medicinalcollegien  zu,  — 
und  jedenfalls  sollen  die  Gerichte  vor  Einleitung  einer  Untersuchung 
auf  solche  die  Medicinalbehörde  befragen.  Denn  nichts  sei  wahrer,  als 
der  Satz:  dass  die  Einleitung  einer  Untersuchung  auf  solche  für  den 
Arzt  schon  ein  sehr  grosses  Uebel  sei. 

Dr.  Fränkel  erinnert  an  jene  Paragraphen  des  Gewerbegesetzes, 
welche  schon  der  Administrativbehörde  die  Entziehung  der  Approbation 
zugestehen,  wenn  aus  Handlungen,  und  sogar  aus  Unterlassungen,  des 
Inhabers  hervorgeht,  dass  die  Bedingungen,   unter  welchen  sie  ertheilt 


91 

ward,  nicht  mehr  vorhanden  sind.  - —  Dies  hohe  Strafmaass  zu  erkennen, 
soll  nur  den  Gerichten  zustehen. 

Dr.  Schleg-el:  Das  Gericht  erkennt  niu'  über  die  rechtlichen 
Folgen.  Die  Feststellung  des  Vergehens  steht  den  Medicinalcollegien 
zu.  Es  ist  nach  meiner  Erfahrung  noch  nie  vorgekommen,  dass  Jemand 
gerechten  Grund  zur  Beschwerde  gehabt  hatte.  Ich  glaube  sogar,  dass 
die  Justiz  viel  milder  in  ihrem  Urtheil  ist,  als  die  Fachgenossen.  —  Den 
Associationen,  sowie  dem  etwa  aus  ihnen  hervortretenden  Ehrenrathe 
will  er  aber  einen  amtlichen  Charakter  durchaus  nicht  beigemessen 
wissen. 

Dr.  Ulrich  pflichtet  Andrea e  vollkommen  bei,  indem  er  bemerkt, 
dass  schon  ums  Jahr  1820  ein  ähnlicher  Antrag  von  Coblenz  aus  an 
das  Ministerium  ergangen,  damals  aber  unbeachtet  geblieben  sei. 

Dr.  Brefeld:  Ich  räume  ein,  dass  die  Gerichte  zur  Feststellung 
des  Thatbestandes  in  der  Regel  Gutachten  von  den  äi-ztlichen  Behörden 
einziehen.  Ich  bestreite  auch  nicht,  dass  sie  solche  für  gewöhnlich 
als  maassgebend  ansehen.  Wohl  aber  muss  ich  gegen  Schlegel  in  Ab- 
rede stellen,  dass  sie  bindend  für  sie  seien.  Das  sachverständige  Gut- 
achten hat  für  die  Gerichte  immer  nur  den  Werth  eines  Gutachtens, 
von  welchem  sie ,  wenn  es  ihrer  richterlichen ,  durch  viele  andre  Mo- 
mente mitbedingten  üeberzeugung  widerspricht ,  auch  völlig  Abstand 
nehmen  können. 

Ob  sie  der  Regel  nach  mild  erkennen ,  das  versöhnt  mich  nicht 
mit  dem  falschen  Grundsatze ,  welcher  ihnen  die  Cognition  über  den 
einfachen  Kunstfehler  zuweist.  Indess  ist  dies  auch  nicht  einmal  factisch 
richtig,  wie  ich  in  Praxi  mich  zum  Oefteren  überzeugt  habe. 

Dr.  Siehr:  Der  Geist  der  Zeit  fordert,  dass  der  Kunstfehler,  so- 
wie Unehrenhaftigkeit ,  der  Cognition  der  Standesgenossen  überant- 
wortet werde.  Bloss  da,  wo  ein  Verbrechen  vorliegt,  will  ich  die  Cog- 
nition dem  Gerichte  überweisen.  Deshalb  stimme  ich  dem  Andre  ae- 
schen Antrage  auf  Ehrengerichte  durchaus  bei.  Die  Unehrenhaftigüeit 
ist  in  neuerer  Zeit,  besonders  durch  den  Druck  übermässiger  Concurrenz, 
bedeutend  gestiegen,  und  deshalb  Remedur  erforderlich. 

Dr.  Heinecke:  Ich  bin  für  freie  Wahl  des  Ehreurathes.  Die 
gegen  denselben  vorgebrachten  Bedenken  haben  nur  Werth,  wenn  er 
auf  kleinere  Bezirke  beschränkt  wird,  —  sie  verlieren  sich,  wenn  seine 
Wirksamkeit  sich  über  einen  grösseren  Landesstrich,  etwa  einen  Regie- 
rungsbezirk, verbreitet.  Es  war  allerdings  bisher  nicht  übel  bestellt. 
Der  Ehrenrath  kann  aber  auf  ein'Feld  einwirken ,  wohin  die  Behörden 
früher  nicht  reichten. 
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Dr.  V.  Treyden:  Man  will  einen  Gerichtshof  über  die  Ehren- 
haftigkeit etabliren.  Dies  wird  Klagen  provociren,  wie  sie  bisher  nicht 
vorkamen.  Es  werden  aus  Missgunst  oder  ähnlichen  niederen  Motiven 
Klagen  einlaufen,  bloss  um  dem  bemittelten  Collegen  etwas  anzuhängen. 
Ich  befürchte  sogar ,  dass  in  jetzigen  Zeitläuften  schon  politische  Mei- 
nungsverschiedenheiten Anlass  geben  werden  zu  ähnlichen  Verfolgungen. 
So  wird  der  Ehrenrath  die  Standes -Ehrenhaftigkeit  nicht  vermehren, 
sondern  eher  vermindern. 

Dr.  Steffen:  Bei  Kunstfehlern  fragt  das  Gericht  die  Medicinal- 
collegia:  Ist  ein  Kunstfehler  vorhanden?  Liegt  ihm  Fahrlässigkeit 
zum  Grunde?    Das  reicht  aus. 

Vom  Ehrenrathe  verspricht  er  sich  nicht  viel.  Nimmt  man,  wie  er 
will,  den  Kunstfehler  davon  aus,  so  bleibt  nur  ein  geringes  Feld  der 
Wirksamkeit  übrig. 

Dem  Publikum  gegenüber  hat  er  keine  Bedeutung.  Dieses  straft 
selbst  durch  Entziehung  des  Vertrauens.  Bei  Streitigkeiten  unter  den 
Collegen  selbst  hilft  er  nicht  viel.  Es  gäbe  viele  Sorten  unehrenhaften 
Benehmens,  z.  B.  wegwerfende  Mienen,  Achselzucken  etc.,  welche  jeg- 
licher Rüge  sich  entziehen.  Eine  noble  Collegialität ,  wie  sie  z.  B.  in 
Stettin  obwalte,  sei  das  beste  Abhülfemittel.  Der  ärztliche  Stand  müsse 
sich  selbst  heben ,  das  sei  das  Vortheilhafteste.  Der  Ehrenrath  sei  da- 
her völlig  überflüssig. 

Dr.  Augustin:  Die  Gerichte  legen  bei  uns  immer  erst  den  Fall 
der  ärzlichen  Behörde  vor,  ehe  sie  eine  Untersuchung  einleiten.  Der 
Ehrenrath  ist  eine  Art  von  Fehmgericht ,  welchem  ich  mich  nicht  gern 
unterwerfen  möchte. 

Dr.  Andreae:  Zwischen  Einleitung  einer  Untersuchung  und  Er- 
kenntniss  ist  ein  Unterschied.  Der  Kunstfehler,  aus  welchem  Schaden 
für  Gesundheit  oder  Leben  erwachsen  ist,  soll  der  Cognition  der  Ge- 
richte verbleiben.  Ob  aber  eine  Untersuchung  zulässig  sei,  darüber 
sollen  sie  vorher  die  Medicinalbehörden  befragen.  Zur  Cognition  des 
Ehrenrathes  sollen  jene  Kunstfehler  gehören,  wo  dies  nicht  der  Fall 
ist,  hauptsächlich  aber  Unehrenhaftigkeit,  Zanken  unter  den  Col- 
legen etc.  Nur  wo  ein  Verbrechen  sich  herausstellt,  muss  der  Ehren- 
rath die  Sache  an  das  Gericht  abgeben. 

Der  Ehrenrath  kann  allerdings  nur  die  äussere  Ehrenhaftigkeit 
schützen,  nicht  die  innere.  Das  Schamgefühl  wird  den  Arzt  abhalten, 
Handlungen  zu  begehen,  Avelche  ihn  vor  den  Ehrenrath  führen. 

Dr.  Brefeld:  Ich  pflichte  in  letz-terer  Beziehung  Andreae  völlig 
bei,  muss  aber  nochmals  wiederholen,   dass  nicht  der  Erfolg,  nicht  die 
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Beschädigung  an  Leben  und  Gesundheit  allein  das  Kriterion  der  Com- 
petenz  der  Justiz  abgeben  kann.  Es  gehört  dazu  ausserdem  die  Schuld. 
—  Mit  demselben  Rechte  müsste  auch  die  Justiz  den  General  bestrafen, 
welcher  eine  Armee  schlecht  geführt  und  zu  Schaden  gebracht  hat.  — 
Wie  oft  verletzt  nicht  der  Richter  selbst  durch  ein  schlechtes  Erkennt- 
niss.  Niemand  zieht  ihn  deshalb  zur  Criminalunteisuchung,  wenn  nicht 
böse  Absicht  unterläuft. 

Dr.  Ulrich  halt  die  Anweisung  an  die  Gerichte,  vor  Einleitung 
einer  Untersuchung  auf  Kunstfehler  die  Medicinalbehörden  zu  befragen, 
für  sehr  ausführbar.  Der  Ehrenrath  sei  aber  darum  nicht  überflüssig, 
da  das  schöne  Verhältniss  der  Stettiner  Aerzte  nicht  überall  bestehe. 

Dr.  Hörn:  Dass  die  Einleitung  einer  Untersuchung  so  unheilvoll 
verletze,  Avie  angeführt,  ist  nicht  unbedingt  wahr.  Mein  seliger  Vater 
hat  bei  der  bekannten  ungerechten  Verfolgung,  welche  er  erfuhr,  und 
welche  ihm  so  viele  trübe  Stunden  machte,  keine  Einbusse  an  Vertrauen 
erlitten." 

Bei  der  Abstimmung  wurde  die  Frage: 

Soll  ein  Ehrenrath  für  Aerzte  bestellt  werden? 
mit  14  gegen  11  Stimmen  bejaht. 

Soll  der  Kunstfehler  in  die  Competenz  des  Ehrenrathes  fallen? 
mit  17  gegen  8  verneint.     Dagegen 

Andrea  es  Antrag:  Da  schon  die  Einleitung  der  fiscalischen 
oder  gar  Criminaluntersuchung  für  den  Betroffenen  ein  grosses 
Unglück  ist,  so  wünsche  ich,  dass  bei  allen  solchen,  welche 
wegen  eines  Kunstfehlers  eingeleitet  werden,  vorab  die  Medi- 
cinalbehörde  gehört  werde 
einstimmig  angenommen." 

Mau  sieht,  die  Debatte  war  eben  so  unklar ,  als  das  Resultat  uner- 
heblich; und  die  Herren  von  der  Conferenz  wären  wahrscheinlich  in  die 
grösste  Verlegenheit  gekommen,  wenn  sie  die  Frage,  auf  welche  doch 
eigentlich  alles  ankam ,  hätten  beantworten  sollen ,  was  ein  ärztlicher 
Kunstfehler  sei.  Merkwürdiger  Weise  schwebten  gerade  zu  jener 
Zeit  zwischen  der  wissenschaftlichen  Deputation,  welche  in  dieser 
Sitzung  durch  die  Herren  Geheimräthe  Schmidt  und  Hörn  vertreten 
war,  und  den  beiden  MedicinalcoUegieu  zu  Breslau  und  Münster,  von 
denen  allein  man  kein  Mitglied  in  die  Conferenz  berufen  hatte,  heftige 
und  erbitterte  Verhandlungen  über  das  Vorhandensein  oder  das  Nicht- 
vorhandensein eines  ärztlichen  Kunstfehlers  in  den  beiden  interessanten 
Criminaluntersuchungen,  welche  ich  in  der  Sammlung  meiner  Gutachten, 
unter  XI:  Fall  Setz  und  XH:  Fall  Fischer  und  Genossen,  mitgetheilt 
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habe.  Das  Miuisterium  hat,  wie  man  dort  sieht,  schliesslich  für  die 
wissenschaftliche  Deputation  entschieden ;  die  Wissenschaft  dürfte  diese 
Entscheidung  kaum  anerkennen. 

Hier  kommt  es  nur  auf  die  Bemerkung-  des  Herrn  Geheimrath 
Hörn  an,  nach  welcher  sein  Vater  durch  die  gegen  ihn  geführte  Crimi- 
naluntersuchung  keine  Einbusse  an  Vertrauen  erlitten  habe,  so  dass 
man  annehmen  muss,  Herr  Geheimrath  Hörn  halte  eine  solche  Unter- 
suchung für  kein  grosses  Unglück.  Es  ist  aber  diese  Aeusserung  um 
so  interessanter,  als  Herr  Geheimrath  Hörn  kein  Mitglied  der  Medi- 
cinalconferenz  war ,  also  nur  in  seiner  Doppeleigenschaft  als  Mitglied 
der  Medicinalabtheilung  und  der  wissenschaftlichen  Deputation  im  Mi- 
nisterium zugegen  sein  und  das  Wort  ergreifen  konnte.  Allerdings  ist 
nämlich  Hörn,  wie  wir  in  der  gegen  ihn  geführten  Untersuchung  oben 
gesehen  haben,  ungefährdet  aus  derselben  hervorgegangen.  Aber  er 
verdankte  dies  nicht  den  Medicinalbehörden ,  sondern  der  Energie  und 
der  Unabhängigkeit  des  Kammergerichts ,  welches  ihn  gegen  seinen 
Chef  und  gegen  die  Räthe  desselben  in  Schutz  nahm,  sowie  der  allge- 
meinen Theilnahme  der  gesammten  deutschen  Tagespresse,  welche, 
wie  nie  vorher  und  nie  später ,  sich  gegen  die  ungerechte  Verfolgung 
Horns  im  Interesse  des  Rechts  und  der  freien  Wissenschaft  erklärte. 

Ich  habe  es  in  obiger  Mittheilung  vermieden ,  die  betrübende  Rolle 
zu  schildern,  welche  die  dem  Hörn  vorgesetzte  Medicinalbehörde  bei 
dem  gegen  denselben  eingeschlagenen  Verfahren  gespielt  hat.  Die 
wissenschaftliche  Deputation ,  welche  zu  jener  Zeit  erst  ein  Jahr  alt 
war,  hatte  in  diesem  kurzen  Zeiträume  ihre  wissenschaftliche  Stellung 
bereits  in  die  einer  Polizeibehörde  umgewandelt  und  musste  es  sich 
gefallen  lassen,  dass  ihre  Begutachtung  des  ärztlichen  Verfahrens 
Horns,  obgleich  ihr  Chef  dieselbe  als  die  gesetzlich  vorgeschriebene 
dem  Justizminister  bezeichnete,  von  dem  Kammergericht  abgelehnt 
wurde. 

Die  ganze  Wichtigkeit  des  Hornschen  Falles  für  den  Gegenstand 
dieser  Schrift  wird  daher  erst  dann  hervortreten,  wenn  Mär  die  Ge- 
schichte desselben  durch  folgenden  Nachtrag  ergänzen  und  seine  klein- 
lichen Ursachen ,  sowie  seine  grossartigen  Wirkungen  anschaulich 
machen. 

Unter  dem  16.  December  1808  erhielt  der  ganze  preussische  Staat 
in  Bezug  auf  innere  Landes-  und  Finanzverwaltung  eine  veränderte 
Verfassung.  Dieser  gemäss  wurde  durcli  die  Allerhöchste  Cabinets- 
ordre  vom  13.  December  1809  auch  die  Auflösung  des  bis  dahin  be- 
standenen Oher-CoUegii  medici  et  sanitatis  und  die  Organisation  einer 
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besondern  Medicinalsection  im  Ministerium  des  Innern  verfügt,  nnd 
alle  Medicinal- Angelegenheiten  in  s'ämmtlichen  Provinzen  (Schlesien 
nicht  weiter  ausgenommen)  wurden  zum  Ressort  dieser  Ministerial- Ab- 
theilung, welche  den  damaligen  Geheimen  Staatsrath  Freiherr  W. 
V.  Humboldt  zum  Chef  hatte,  gestellt.  Derselben  unmittelbar  unter 
geordnet  Avurden:  die  zu  errichtende  wissenschaftliche  Deputation  für 
das  Medicinalwesen,  die  allgemeinen  ärztlichen  Bildungsanstalten  und 
die  grössern  Krankenanstalten  in  den  Hauptstädten,  soweit  sie  eigene 
Directionen  hatten  und  nicht  der  Kammer  untergeordnet  waren.  — 

Der  Name  Wilhelm  von  Humboldts  war  schon  eine  hinreichende 
Bürgschaft  für  den  Geist,  welcher  die  Leitung  des  Medicinalwesens 
von  nun  an  durchdringen  sollte;  und  in  diesem  Geiste  ging  er  auch  so- 
fort an  die  Einrichtung  der  wissenschaftlichen  Deputation,  wie  man 
aus  seinem  nachstehenden  Ernennuno-sschreiben  an  die  ersten  Mitp-lie- 

o  o 

der  derselben, 

die   Herreu  Ober-Medicinalrath  Knape, 
Geheimrath  F  o  r  m  e  y , 
Ober-Medicinalrath  Klaproth, 
Geheimrath  Hermbstädt, 
Obermedicinalrath  v.  Konen, 
Professor  W  i  1  d  e  n  o  av  , 
Generalchirurgus  M  u  r  s  i  n n  a , 
Geheimrath  K  o  h  1  r  a  u  s  ch , 
ersieht. 

,,An  den  p.  p. 
Im  Gefolge  des  Publicandums,  die  veränderte  Verfassung  der 
obersten  Staatsbehörden  betreffend,  vom  16.  December  1808 
soll  der  Medicinal-Section ,  als  der  obersten  Behörde  in  allen 
Medicinalsachen,  eine  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Me- 
dicinalwesen untergeordnet  werden.  Dieselbe  ist  bestimmt, 
den  wissen  schaftlichen  Theil  des  Medicinalwesens  zu  besorgen, 
die  darin  gemachten  Fortschritte  zu  prüfen,  selbige  zur  Anwen- 
dung in  polizeilicher  Hinsicht  der  Section  mitzutheilen  und 
dieselbe  mit  ihrem  Gutachten  über  Gegenstände,  wobei  es  auf 
kunstverständige  und  wissenschaftliche  Kenntnisse  ankommt, 
zu  unterstützen.  Auch  sollen  die  Prüfungen  der  hier  studirenden 
und  cursirenden  Mediciner  künftig,  sobald  hierüber  eine  fernere 
FestsetzuDg  erfolgen  wird  (als  bis  wohin  alles  in  Absicht  der 
Prüfungen  in  seinem  bisherigen  Gange  verbleibt),  ausschliessend 
ihr  übergeben  werden. 
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Se.  Majestät  der  König-  haben  nunmehr  durch  eine  Aller- 
höchste Cabinets-Ordre  vom  29.  Januar  c.  die  Einrichtung-  dieser 
Deputation  wirklich  zu  beschliessen  und  ihre  jetzigen  Mitglieder 
zu  ernennen  g-eruhet.  Diese  Mitglieder  werden  theils  ordent- 
liche ,  theils  ausserordentliche  sein,  von  denen  nur  die  ersten  in 
regelmässige  Thatigkeit  g-esetzt  werden  und  eine  derselben  an- 
gemessene Remuneration  erhalten,  die  letzteren  aber  bloss  in 
einzelnen  Fällen,  wo  man  es  etwa  nothwendig  erachtet,  hinzu- 
treten werden.  Um  aber  zu  verhüten,  dass  die  zu  der 
Deputation  ernannten  Aerzte  nicht  auf  zu  lange  Zeit 
ihren  wissenschaftlichen  und  praktischen  Arbeiten 
entzog-en  werden,  oder  die  wissenschaftliche  Depu- 
tation nicht  in  eine  blosse  Geschäftsbehörde  ausarte, 
werden  die  ordentlichen  Mitglieder  immer  nur  auf 
Ein  Jahr  ernannt  werden,  nach  dessen  Ablaufe  sie,  wenn 
sie  nicht,  was  jedoch  jedesmal  freisteht,  wieder  aufs  Neue  von 
Sr.  Majestät  ernannt  werden,  in  die  Zahl  der  ausserordentlichen 
Mitglieder  übergehen. 

Es  gereicht  mir  nunmehr  zu  einem  besondern  Vergnügen, 
Ew.  Wohlgeboren  anzeigen  zu  können ,  dass  Se.  Majestät  der 
König  allergnädigst  geruht  haben,  für  das  laufende  Jahr  1810 
Ew.  Wohlgeboren  zum  ordentlichen  Mitgliede  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  zu  ernennen  und  Ihnen  liiefür  eine  Remune- 
ration von huldreichst  zu  bewilligen. 

Die  Stelle  eines  Directors  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medicinalwesen  ist  bis  jetzt  unbesetzt  geblieben;  ich 
habe  aber  interimistisch  die  Direction  der  Deputation  dem 
Herrn  Obermedicinalrath  Knape  aufgetragen,  der  Ew.  Wohl- 
geboren ferner  mittheilen  wird,  was  ihm  für  die  Deputation  von 
der  Section  zukommt.  Ueber  die  näheren  Verhältnisse ,  den 
Wirkungskreis  und  Geschäftsgang  der  Deputation  werde  ich 
sogleich  eine  ausführliche  Instruction  festsetzen  lassen,  Avelche 
Ew.  Wohlgeboren  ungesäumt  von  dem  Herrn  Obermedicinal- 
rath Knape  mitgetheilt  werden  wird.  Indem  ich  Ew.  Wohl- 
geboren gefälliger  Erklärung  über  die  Annahme  dieses  neuen 
Geschäfts  entgegensehe,  bitte  ich  Sie,  überzeugt  zu  sein,  dass 
es  mir  ungemein  angenehm  ist,  mich  Ihrer  Mitwirkung  bei  Lei- 
tung des  Medicinalwesens  erfreuen  zu  können. 

Berlin,  den  5.  Februar  1810. 

(gez.)  Humboldt." 
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Wenige  Wochen  später  (miterm  21.  April)  reichte  Kohlrausch 
bei  der  Medicinalsection  ein  Gesuch  ein,  als  zweiter  Wundarzt  und  Ge- 
biu'tshelfer  in  der  Charite  angestellt  zu  werden,  und  erhielt  nach  einem 
erforderten  und  befürwortenden  Berichte  Ho  ms  unter  dem  18.  Juni 
diese  Anstellung.  Er  begann  sogleich  die  ökonomischen  Einrichtungen 
der  Charite  zu  untersuchen  und  reichte  bereits  am  9.  Juli  dem  Herrn 
Minister,  Grafen  v.  Dohna,  eine  Beschwerdescluift  ein.  Sein  Verhält- 
niss  mit  Hörn  war  in  dieser  Zeit  noch  ein  freundliches,  änderte  sich 
aber  kurz  darauf  dadurch,  dass  Kohlrausch  unter  dem  14.  Juli  die  Er- 
nennung zum  vortragenden  Rathe  in  der  3Iedicinalsection  des  Mini- 
steriums erhielt  und  dadurch  dem  Hörn  amtlich  übergeordnet  wurde, 
während  er  als  zweiter  Wundarzt  und  Geburtshelfer  in  der  Charite. 
unter  demselben  stand.  Hörn  richtete  daher  schon  unter  dem  20.  Juli 
an  das  Ministerium  des  Innern  die  Bitte,  entAveder  auch  ihn  in  die  Me- 
dicinal- Abtheilung  als  vortragenden  Rath  aufzunehmen,  oder  Kohl- 
r  au  seh  wieder  aus  der  Charite  zu  entfernen;  und  als  dies  durch  eine 
Ministerialresolution  vom  4.  Auo-ust  abo-elehnt  wurde ,  forderte  er  den 
Geheimrath  Kohlrausch  in  nachstehendem  Privatschreiben  auf,  seine 
Stellung  in  der  Charite  freiwillig  niederzulegen. 

„An  den  Geheimen  Obermedicinalrath  Kohlrausch. 

Um  keine  falsche  Deutung  zuzulassen,  muss  ich  Iln*  ge- 
ehrtes Schreiben  vom  25.  August  noch  mit  einigen  Zeilen  be- 
antworten. 

Alles,  was  ich  Ilinen  über  unser  Verhältniss  mündlich  eröff- 
nete ,  bleibt  meine  ganze ,  durch  nichts  zu  erschütternde  Ueber- 
zeugung.  Ich  habe  Zeit  genug  gehabt,  alles  hier  in  Frage 
Kommende  zu  bedenken,  aber  ich  kann  daran  nichts  ändern. 
Ohne  meine  Einwilligung  wären  Sie  nicht  in  die  Charite  ge- 
kommen! Ich  hielt  mich  verpflichtet,  mich  Ihrem  Eintritt  nicht 
zu  widersetzen,  weil  Sie  mich  um  meine  Zustimmung  ersuchten, 
und  weil  ich  die  Motive,  die  Sie  dafür  anführten,  und  die  meine 
Ehre  nicht  verletzten,  gelten  lassen  konnte.  Durch  Ihren  Ein- 
tritt in  die  Section  sind  Sie  mir  vorgesetzt,  und  ich  habe  auf- 
gehört, der  erste  Arzt  im  Hause  zu  sein,  da  eben  diese  Anstalt 
von  jener  höchsten  Behörde  ressortirt.  Mein  Ansehen  ist  liier- 
durch  compromittirt ,  Kabale  und  Parteisucht  haben  sich  in  die 
Anstalt  geschlichen ,  und  Einheit  und  Kraft  der  specieUen  Di- 
rection  sind  gelähmt. 

Hätten  Sie  die  ächte  Freundschaft,   deren  Sie  mich  so  oft 

Kaiisch,  die  Kunstfehler.  7 
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versicherten,  Avirklicli  empfunden,  so  würden  Sie  mit  dieser, 
für  Sie  so  ehrenvollen  Beförderung,  die,  da  Sie  vorher  neben 
und  unter  mir  standen,  nicht  ohne  Kränkung  für  mich 
geschehen  konnte,  zufrieden  gewesen  sein  und  ohne  alle  Zöge- 
rung die  Anstalt  wieder  verlassen  haben,  da  nun  die  Bedingungen 
und  Voraussetzungen ,  unter  denen  ich  linken  Eintritt  nicht  hin- 
dern mochte,  von. selbst  aufgehört  hatten.  Ein  massiger  Sinn 
für  Billigkeit  und  Recht  hätte  Sie  zu  diesem  Entschlüsse  führen 
müssen. 

Ich  bin  mir  bewusst,  so  gehandelt  zu  haben,  wenn  ich  an 
Ihrer  Stelle  gewesen  wäre.  Bei  einem  solchen  Glück  würde  ich 
es  nicht  über  mich  vermocht  haben,  einiger  geringen  Vortheile 
wegen  Ehre ,  Glück  und  Frieden  eines  Mannes  mit  Füssen  zu 
treten,  dessen  thätige  Beweise  freundschaftlicher  Gesinnungen 
Sie  selbst  nicht  verkannt  haben. 

Einem  rechtlichen  Staatsdiener  liegt  alles  an  der  Ehre  und  an 
der  Art,  wie  ein  gerechtes,  gutes  Gouvernement  ihn  im  Ange- 
sichte des  ganzen  Publikums  behandelt.  Durch  Ihr  Betragen, 
durch  Ihr  Reden,  haben  Sie  mir  unendlich  geschadet!  Sie  sind 
der  einzige  Urheber  der  Schmach,  die  mich  um  so  empfindlicher 
trifft ,  da  ich  lebhaft  fühle ,  dass  ich  für  alles  das ,  was  ich  seit 
vier  Jahren  für  die  Anstalt  leistete,  Belohnungen  und  Aus- 
zeichnungen verdient  hatte.  Ich  weiss  genug  durch  Sie  selbst 
und  durch  andere,  um  alles  klar  zu  übersehen.  Ich  sehe  kein 
Mittel ,  so  etwas  wieder  gut  zu  machen.  Wie  ist  es  mir  möglich, 
nach  solcher  Kränkung  Sie  hier  noch  gern  zu  sehen? 

Ich  habe  immer  gerade  und  offen  gegen  Sie  gehandelt.  Ich 
darf  Ihnen  nicht  verschweigen ,  dass  es  mir  anmöglich  ist,  bei 
den  dermaligen  Verhältnissen,  mit  Ihnen,  dessen  Denkart, 
dessen  ganzes  Streben  mir  durch  und  durch  bekannt  sind,  in 
einer  Anstalt  glücklich  zu  leben.  Man  hat  Ihnen  mehr  ver- 
traut, als  Sie  nach  Ihrer  bisherigen  Laufbahn  leisten  können. 
Ich  kann  und  muss  beweisen,  wenn  die  bisher  angeführten 
Thatsachen,  die  Biren  Abgang  von  hier  nothwendig  machen, 
noch  nicht  hinreichen  sollten,  dass  bei  diesen  Verhältnissen  die 
Zwecke  der  Anstalt  durch  Ihr  ferneres  Bleiben  und  Wirken 
nach  bisheriger  Weise  unfehlbar  leiden.  Ist  es  Ihnen  ein 
wahrer  Ernst,  das  Beste  der  Anstalt  zu  befördern  und  zugleich 
zur  Verbesserung  unseres  persönlichen  Verhältnisses  mitzu- 
wirken, so  verlassen  Sie  freiwillig,  doch  je  eher,  je  lieber, 
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die  Anstalt  wieder,  und  begnügen  Sie  sich  mit  der  Ehre,  als 
3IitgKed  des  höchsten  3Iedicinal-Collegii  einen  Wirkungskreis 
gefunden  zu  haben,  dessen  Besitz  —  wie  Sie  selbst  gefunden  — 
Sie  nicht  Ihren  Verdiensten,  sondern  der  Gunst  eines  vorneh- 
men Gönners  verdanken. 

Wenn  Sie  mir  von  den  Vielen,  die  unsere  Lage  übersehen, 
nur  einen  Einzigen  nennen  können,  welcher  diesen  Vor- 
schlag nicht  billig  und  gerecht  findet,  so  will  ich  ihn  nicht  ge- 
tlian  haben,  und  das  heillose  Verhältniss  mag  "bestehen,  so  lange 
es  wolle. 

Lassen  Sie  uns  diese  Correspondenz  nicht  weiter  fortsetzen. 
Ich  musste  Ihnen  antworten,  vreil  Sie  zuerst  schrieben.  Das 
Schreiben  bringt  uns  nicht  weiter.  Können  und  wollen  Sie 
meinen  Vorschlag  annehmen,  so  werden  Sie  mich  zufriedener 
machen.  Ich  kenne  keinen  andern  Weg,  um  diesen  widrigen 
Zustand  zu  endigen. 

Charite- Krankenhaus,  den  5.  September  1810. 

Hörn." 

Wer  Avollte  es  dem  Herrn  Kohlrausch  verdenken,  dass  er  in  seiner 
Eigenschaft  als  vortragender  Rath  und  als  Mitglied  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  in  der  Medicinalsection  sich  durch  dieses  Schreiben 
erbittert  und  verletzt  fühlte?  Allein  dies  gab  ihm  nicht  das  Recht,  an 
seine  höhere  amtliche  Stellung  auch  eine  überwiegende  wissenschaft- 
liche Autorität  Hörn  gegenüber  zu  knüpfen,  wie  er  dies  einige  Wochen 
später  that. 

Im  Anfange  des  October  verlangte  er  nämlich  wegen  angeblicher 
L'eberfüllung  der  ihm  anvertrauten  Abtheilung  für  äusserlich  Kranke, 
dass  Hörn  ihm  einio-e  Räume  seiner  Abtheiluno-  abo-eben  sollte,  was 
dieser  mit  der  Bemerkung  ablehnte,  dass  er  bereit  sei,  diejenigen  äusser- 
lich Ki-anken,  welche  weder  einer  Bandage,  noch  einer  Operation  be- 
dürften, auf  die  Station  der  innern  Krankheiten  zu  übernehmen,  und 
unter  diesen  alle  bisher  zu  den  äusserlichen  gerechneten  Augenkrankeu. 
Hierauf  richtete  Kohlrausch  folgendes  Schreiben  an  Hörn: 

„Ew.  Wohlgeboren  habe  ich  nach  deren  Wunsche  gestern 
einen  Koiaben  mit  Tinea  capitis ,  den  Dieselben  mir  vor  einiger 
Zeit  zugeschickt  hatten,  zurückgesandt  und  dadurch  nur  so 
wenig  Platz  geAvonnen,  dass  ich  wegen  überhandnehmender 
Ki'ankheiten  und   Gangrän   zwischen   den    zu  eng  zusammen- 

7* 
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liegenden  äusserlichen  Kranken  meine  dringende  Bitte  um  mehr 
ßaum  wiederholen  muss. 

Was  die  sogenannten  Incurabeln  betrifft,  so  gebe  ich  mir  die 
Ehre,  Ihnen  zu  erwidern ,  dass  es  deren  ausser  den  Krebshaften, 
die  einer  ununterbrochenen  chirurgischen  Hülfe  bedürfen,  gar 
keine  Personen  auf  meinen  Abtheilungen  giebt,  über  welche 
nicht  schon  deshalb  die  nöthige  Rücksprache  genommen  wäre. 

Die  mit  Geschwüren  Behafteten  sind,  wenn  sie  auch  schon 
la-nge  daselbst  liegen,  der  Art,  dass  man  ein  dergleichen  Urtheil 
bei  einer  activen  Behandlung  gar  nicht  über  sie  fällen  kann, 
ohne  in  den  Verdacht  einer  groben  Arroganz  zu  verfallen, 
und  ich  kann  Ihnen  versichern,  dass  sich  keines  derselben  im 
Stillstande  befindet. 
>  Nach  Aussage  des  Herrn  Stabs chirurgus  Schilling  haben 
Ew.  alle  diejenigen  auf  die  innere  Station  gewünscht,  die  weder 
einer  Operation,  noch  Bandagen  bedürften.  Um  Ihnen  zu  zei- 
gen, dass  das  Feld  der  Chirurgie  über  Operationen  und  Ban- 
dagen hinausgeht,  hätte  ich  Ew.  nur  eine  gräulich  stinkende 
Ozaena  schicken  können,  wenn  ich  nicht  selbst  den  Anschein 
des  Spottes  und  eine  solche  Antwort  hätte  vermeiden  wollen. 

In  Rücksicht  der  Augenkranken  und  an  Augenfehlern  Lei- 
denden aber,  die  Sie  gleichfalls  verlangt  haben,  antworte  ich 
Ew.  Wohlgeboren  ganz  ernstlich  und  ergebenst,  dass  ich 
Ihnen  dieselben  alle  zuschicken  will,  wenn  Sie  sie  zuvor  an- 
sehen und  nach  ihren  verschiedenen  Uebeln  genau  diagno- 
stisch bestimmen  wollen.  Bis  dahin  erlauben  Sie,  dass  ich 
sie  gewissenhafter  Weise  selbst  besorge,  da  nicht 
einem  jeden  die  Welt  von  Zuständen  dieses  Organs  ent- 
hüllet ist,  die  Richter,  Arnemann  und  Adam  Schmidt, 
nebst  Behr  und  Prochaska,  mich  darin  zu  erkennen  und  zu 
sehen  lehrten, 

Berlin,  den  10.  October  1810. 

Hochachtungsvoll  Ew.  ergebenster 

Diener 

Kohlrausch." 

Ein  im  Interesse  des  Charite-Krankenhauses  vereinigtes  Wirken 
dieser  beiden  erbitterten  Gegner  war  natürlich  nicht  mehr  zu  erwarten; 
und  Hörn  richtete  daher,  unter  Ueberreichung  des  eben  mitgetheilten 
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Schreibens,  eine  neue  Beschwerde  an  die  Staatsräthe  Hufeland  und 
Lang  ermann.  In  Folge  dessen  sollte  eine  genauere  Untersuchung  an- 
gestellt werden,  als  unterm  27.  October  1810  durch  die  veränderte 
Einrichtung  der  Ministerien  die  isolirte  Stellung  der  Medicinalsection 
aufgehoben,  und  letztere  mit  der  Section  der  allgemeinen  Polizei  im 
Ministerium  des  Innern  verbunden  wurde.  Humboldt  schied  aus  seinem 
bisherigen  Wirkungskreise,  und  der  Geheime  Staatsrath  Sack  erhielt 
die  Leitung  des  Medicinalwesens  als  einen  Theil  der  allgemeinen 
Polizei. 

Der  Einfluss  dieser  sachlichen  L'mgestaltuug  und  der  vielleicht 
noch  wichtigern  Personalveränderung  machte  sich  sofort  auf  die  Horn- 
sche  Angelegenheit  geltend.  Der  neue  Polizei-  und  Medicinalchef 
übertrug  den  gutachtlichen  Bericht  über  die  Charite- Angelegenheiten 
und  einen  Entwurf  über  eine  neue  Organisation  dieses  Ki-ankenhauses 
dem  Staatsrath  Langermaun,  welcher  von  nun  an  den  überwiegend- 
sten Einfluss  auf  die  Leitung  und  den  Chef  des  Medicinalwesens  hatte 
und  persönlich  für  Kohl  rausch  gegen  Hörn  eingenommen  war. 

Der  Polizeipräsident  von  Schlechtendal  bekam  den  Befehl,  die 
Einrichtungen  der  Charite  untersuchen  zu  lassen  und  über  die  Resul 
täte  dem  Chef  Bericht  zu  erstatten.  Er  ertheilte  demgemäss  dem  Stadt- 
physicus,  Obermedicinalrath  v.  Köneu,  und  dem  Polizeiinspector  Holt - 
hoff  den  Auftrag,  diese  Lntersuchuug  vorzunehmen  und  auf  alle,  so- 
wolil  medicinisch-technische,  als  administrativ-ökonomische  Gegenstände 
auszudehnen. 

Die  namentlich  für  Hörn  sehr  ungünstig  ausfallenden  Berichte  der 
Herren  y.  Konen  und  Holthoff  wurden  unterm  2.  Septbr.  1811  dem 
Polizeipräsidenten  üben-eicht,  also  gerade  an  dem  Tage  nach  dem  er- 
folgten Tode  der  Thiele,  welcher  der  Gegenstand  der  Criminalunter- 
suchung  gegen  Hörn  geworden  ist. 

Der  Polizeipräsident  schloss  daher  seinen  Bericht  an  den  Geheimen 
Staatsrath  Sack  mit  folgenden  Sätzen: 

„Ich  wollte  eben  die  einzelnen  Momente,  die  der  Bericht  ent- 
hält, ausziehen,  um  sie  Ew.  Hochwohlgeboren  besonders  vor 
Augen  zu  legen,  als  ich  einen  Vorgang  in  Erfahrung  brachte, 
der  Alles  übertrifft,  was  man  hierüber  anfühi-en  kann.  Man  sagt 
mir  nämlich,  um  eine  solche  X- ^glückliche ,  die  öfters  durch  ihr 
Geschrei  imd  Winseln  lästig  wurde ,  zur  Euhe  zu  bringen ,  habe 
man  dieselbe  gebunden  in  einen  Sack  gesteckt,  sie  ohne  Hülfe 
liegen  lassen,   selbst  jeden  Beistand  verboten,  und  als  endlich 
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das  Mitleid  die  Umstehenden  bewogen  habe,  diesen  Befehl  zu 
übertreten,  habe  man  die  Kranke  im  Sacke  todt  gefunden. 

Ich  sandte  sogleich  die  Polizei  - Inspectoren  Holthoff  und 
Schar  dt  zurCharite,  um  diese  Angaben  naher  zu  constatiren,  und 
der  abschriftlich  anliegende  Bericht  dieser  Officianten  ergiebt,  dass 
die  Angaben  ihre  Richtigkeit  hatten.  Diese  Sache  scheint  mir 
wichtig  genug  zu  sein,  nicht  nur  eine  gerichtliche  Untersuchung 
zu  verdienen,  sondern  aucli  überhaupt  eine  schnelle,  sorgfältige 
und  genauere  Prüfung  des  Verfahrens  des  Charite-Vorgesetzten 
gegen  Wahnsinnige  und  Abstellung  aller  dabei  vorkommenden 
Irregularitäten  zu  veranlassen.  Ich  ermangele  daher  nicht,  Ew. 
Hochwohlgeboren  hiervon  sogleich  Anzeige  zu  thun,  mit  dem 
gehorsamsten  Anheimstellen ,  welche  Verfügung  in  Absicht  der 
vorgefundenen  Mängel  sowohl,  als  wegen  dieses  einzelnen  Falles 
zu  treffen  sein  werden. 

Berlin,  den  5.  Septbr.  1811. 

V.  Schlechtendal." 

Auf  Grund  dieses  Berichtes  und  der  bereits  am  2.  Septbr.  von  dem 
Herrn  Geheimrath  Kohl  rausch  eingegangenen  und  bereits  mitgetheil- 
ten  Denunciation  erliess  der  Herr  Polizeichef  an  den  Kammergerichts - 
Präsidenten  nachstehendes  Schreiben: 

Schreiben  des  Geheimen  Staatsraths  Sack  an  den 
Kammergerichts -Präsidenten   von  Woldermann. 

„Schon  früher  sind  gegen  den  dirigirenden  Arzt  der  Charite, 
Hofrath  Hörn,  einzelne  Anzeigen  eingelaufen,  welche,  indem 
sie  zunächst  einen  gewissen  Mangel  an  Umsicht  in  seinen  höchst- 
wichtigen Amtsverhältnissen  beweisen ,  zugleich  selbst  seine  In- 
tegrität einigermassen  verdächtig  machten.  So  ist  es  acten- 
kundig  geworden,  dass  derselbe  mit  dem  Lieferanten  der  Cha- 
rite über  die  Lieferung  seiner  eignen,  persönlichen  Bedürfnisse 
an  Fleisch,  Fourage  u.  dergl.  in  gewissen  Verbindungen  ge 
standen,  deren  Natur  durch  nähere  Vernehmungen  der  übrigen 
Charite-Hausofficianten,  namentlich  des  Rittmeisters  Felgen- 
treu,  leicht  näher  aufzuklären  sein  dürfte,  und  wovon  auch  der 
Geh.  Medicinalrath  Kohlrausch  nach  gelegentlichen  Anzeigen 
Kßnntniss  erhalten  haben  will.  Dergleichen  Anzeigen  waren 
bis  dahin  aber  zu  allgemein  und  zu  wenig  substantiirt ,  als  dass 
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ich  davon  bei  einem  angesehenen  Officianten,  dessen  äussere 
Achtung  ein  so  nothwendiges  Requisit  zur  Erfüllung  seiner 
Amtspflichten  ist,  ein  besonderes  Aufheben  zu  machen,  nicht 
hätte  Bedenken  tragen  sollen.  Jetzt  häufen  sich  aber  die  An- 
klagen gegen  den  Hofrath  Hörn  so,  und  werden  zugleich  so 
wichtig,  dass  ich  mich  verpflichtet  fühle ,  entscheidende  Schritte 
zu  thun,  um  die  Sache  aufs  Klare  zu  bringen.  Namentlich  wird 
in  den  drei  Actenstücken ,  die  ich  für  jetzt  nur  Ew.  Hochwohl- 
geboren  zur  vorläufigen  Ueberzeugung  vorlegen  will,  nämlich 
einem  mir  zu  Händen  gekommenen  Schreiben  des  Geh.  Medi- 
cinalraths  Kohlrausch  an  den  Staatsrath  Langermann  vom 
2.  dieses  Monats  nebst  dessen  Anlagen,  einem  officiellen  Be- 
richt des  Präsidenten  von  Schlechten  dal  vom  5.  huj.  nebst 
dessen  Anlagen,  und  dessen  nachträglichem  Bericht  vom  7.  die- 
ses Monats  nebst  allen  Beilagen  behauptet  und  zugleich  zu 
einem  hohen  Grade  bescheinigt : 

1.  dass  der  Herr  Hörn  von  den  Officianten  der  Anstalt  und 
den  Aufwärtern  der  einzelnen  Krauken  zu  seinem  eigent- 
lichen persönlichen  Nutzen  offenbaren  und  groben  Miss- 
brauch mache-,  und 

2.  dass  bei  seinem  nachlässigen  und  zweckwidi'igen  Ver- 
fahren gegen  die  Station  der  L-ren  er  namentlich  durch 
seine  Anordnungen  in  diesen  Tagen  den  Tod  einer  Un- 
glücklichen damit  veranlasst  habe. 

Beides  scheint  mir  zur  Eröffnung  einer  förmlichen  Unter- 
suchung vor  dem  competenten  Gericht  völlig  geeignet ,  und  zu 
wichtig,  als  dass  ich  mich  bloss  mit  polizeilicher  genereller  Untei;- 
suchung  begnügen  könnte,  ich  wünsche  daher  die  Eröfi'nung 
einer  solchen  förmlichen  Untersuchung  von  dem  Königl.  Kam- 
mergerichte veranlasst. 

Mit  dem  Antrage  darauf  würde  ich  mich  nicht  geradezu  an 
das  Königl.  Kammergericht  gewandt  haben;  ich  möchte  aber 
aus  verschiedenen  Gründen  theils  doch  nicht  gern,  dass  die  Sache 
eher  ein  gewisses  Aufsehen  machte,  als  bis  die  Untersuchung 
hinlänglich  substantiirt  ist,  um  allenfalls  über  die  vorläufige 
Suspension  des  Herrn  Hörn  beschliessen  zu  können,  theils  habe 
ich  noch  mehrere  zu  meinem  Departement  gehörige  Actenstücke 
bei  mir,  die  dem  Untersuchungs-Commissario  des  Königl.  Kam- 
gerichts wahrscheinlich  nützlich  werden  könnten,  die  ich  aber 
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ihres  g-emischteu  Inhalts  wegen  nicht  mittels  einer  offenen  Cor- 
respondenz  verschicken  mag. 

Selbst  die  Anlagen  sind  Actenstücke,  um  deren  Remission 
ich  sogleich  bitten  muss,  Avenn  davon  die  etwa  nöthigen  Extracte 
oder  Abschriften  in  Bezug  auf  den  jetzt  in  Rede  stehenden  Ge- 
genstand genommen  sein  werden,  indem  sie  noch  in  anderer 
Rücksicht  und  Behufs  polizeilicher  Verfügungen  in  meinem 
Departement  einer  nähern  Bearbeitung  unterworfen  werden 
müssen. 

Die  Absicht  also,  weshalb  ich  so  frei  bin,  mich  an  Ew.  Hoch- 
wohlgeboren  persönlich  zu  wenden ,  ist  die ,  dass  Dieselben  — 
vorausgesetzt,  dass  Sie  in  materialibus  kein  Bedenken  dagegen 
haben,  wie  ich  aber  auch  sehr  sicher  voraussetzen  kann  —  ohne 
für  jetzt  die  Sache  zum  öffentlichen  Vortrage  bei  dem  Königl, 
Kammergerichte  bringen  zu  lassen,  die  Eröffnung  der  Unter- 
suchung zu  verfügen  und  einen,  vorzüglich  für  solche  Sachen 
geeigenschafteten  Commissarius  aus  den  Mitgliedern  des  Königl. 
Kammergerichts  zur  nähern  Aufnahme  der  Substantiiruug  der 
Anklage  zu  ernennen  belieben  mögen,  welcher  angewiesen  würde, 
mit  mir  persönlich  noch  näher  zu  conferiren,  und  von  mir  zur 
Ansicht  und  Excerption  noch  mehr  auf  die  Sache  Bezug  habende 
Actenstücke  entgegen  zu  nehmen,  vor  allen  Dingen  sogleich 
aber  das  corpus  delicti  in  Absicht  der  verstorbenen  Thiele  zu 
constatiren.  Wenn  nach  dem  pflichtmässigen  Ermessen  dieses 
Commissarii  demnächst  die  Sache  so  weit  ist,  dass  mit  der  Sus- 
pension ab  officio  gegen  den  Herrn  Hörn  verfahren  werden 
kann  und  muss ,  so  habe  ich  alsdann  nicht  nur  nichts  dagegen, 
dass  die  Sache  bei  dem  Königl-  Kammergerichte  zum  öffentlichen 
Vortrage  komme,  sondern  würde  auch  wünschen,  dass  dann  mit 
mir  darüber  communicirt  würde ,  um  wegen  dieser  Suspension 
das  Nöthige  einzuleiten. 

Haben  Ew.  Hochwohlgeboren  die  Güte,  mich  bei  Remission 
der  Anlagen  baldgefälligst  mit  Nachricht  darüber  zu  versehen, 
was  Sie  zu  verfügen  und  einzuleiten  für  angemessen  erachtet 
haben. 

Sollte  in  Verfolg  der  Sache  der  Commissarius  vielleicht  eines 
gewandten  und  mit  der  Einrichtung  solcher  öffentlichen  Institute 
bekannten  Calculators,  oder  selbst  des  Rathes  und  Beistandes 
eines  sachverständigen  Arztes  bedürfen,  welches  besonders  in 
Absicht  der,  wie  es  heisst,  häufig  vorgekommenen  Malversationen 
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in  der  Charite  -  Apotheke  wohl  möglich  ist,  so  würde  ich  auf 
Erfordern  dann  gern  die  Hand  bieten ,  um  diesen  Bedürfnissen 
abzuhelfen. 

Berlin,  den  8.  September  1811. 

Königl.  Geh.  Rath  und  Chef 
des  Dep.  der  Allgemeinen  Polizei 
im  Ministerio  des  Innern. 
Sack." 

Der  Erfolg  dieses  Sehrittes  war  die  Erklärung  des  Kammergerichts, 
dass  nach  Lage  der  Sache  zu  einer  Criminaluntersuchung  gegen  den 
Hofrath  Hörn  eine  Veranlassung  nicht  vorhanden  sei.  Diese  Erklärung 
befriedigte  natürlich  den  Herrn  Chef  des  Polizeidepartements  nicht, 
noch  weniger  aber  die  Gegner  des  Hofraths  Hörn  in  der  Medicinalab- 
theilung  des  Ministeriums.  So  fand  sich  denn  Herr  Sack  bcAvogen,  an 
den  Justizminister  selbst  nachstehende  Beschwerde  über  das  Verfahren 
des  Kammergerichts  zu  richten. 


Schreiben  des  Geheimen  Staatsraths  Sack  an  den 
Herrn  Staats-  und  Justizminister ,  von  Kirch- 
eisen, Excellenz. 

,,Ew.  Excellenz  übersende  ich  hierbei  ganz  gehorsamst  ein  von 
dem  Herrn  K.  G.  R.  Skalley  unterm  8.  huj.  aufgenommenes 
Denunciations- Protokoll  wegen  des  gegen  H.  R.  Hörn  entstan- 
denen Verdachts  von  Pflichtwidrigkeiten  imd  Pflichtvernach- 
lässigungen und  die  Commissionsacten  des  Herrn  Skalley,  wor- 
auf sich  jenes  gründete.  Ew.  Exe.  werden  aus  den  letztern 
selbst  des  Nähern  die  Veranlassung  ersehen,  weshalb  ich  das 
Königl.  Kammergericht  um  eine  möglichst  genaue  Untersuchung 
derjenigen  Umstände,  die  dem  Anscheine  nach  eine  peinliche 
Untersuchung  gegen  H.  R.  Hörn  begründen  dürften,  ersuchte. 
Beides,  Acten  und  Denunciations-Protokoll,  hat  mir  der  Herr 
Kammergerichts-Präsident  v.  Trutz  schier,  mittels  des  abschi'ift- 
lich  hierbeifolgenden  Schreibens  vom  10.  October  zukommen 
lassen,  wonach  der  Criroinalsenat  des  Kammergerichts  darüber 
einig  gewesen  ist, 

dass  zu  Eröffnung  einer  peinhchen  oder  fiscalischen  Unter- 
suchung kein  Grund  vorhanden  sei. 
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Ich  kann  nicht  läugnen,  dass  dieses  Resultat  zu  wenig  meiner 
üeberzeugung  entspricht,  als  dass  ich  nicht,  bei  aller  Achtung 
vor  dem  Urtheil  dieses  CoUegii,  doch  auf  die  höhere  Prüfung 
und  Beurtheilung  der  Sache  von  Ew.  Exe.  provociren  sollte, 
und  das  ist  die  Absicht,  in  welcher  ich  mich  an  Dieselben  ganz 
ergebenst  wende. 

Die  Hauptsache  ist  immer  der  Tod  der  wahnsinnigen  Thiele 
und  die  etwanige  Schuld  des  H.  R.  Hörn  dabei;  denn  dieser 
Vorfall  hat  in  dem  Publicum  eine  so  grosse  und  nachtheilige 
Sensation  gemacht,  dass  ich  mich  verpflichtet  glaube,  wenigstens 
meinerseits  alles,  was  mir  zusteht,  zu  thun,  um  eine  möglichst 
vollständige  Aufklärung  desselben  zu  bewirken. 

Durch  die  Section  und  das  Gutachten  des  O.  M.  R.  v.  Konen 
steht  ausser  Zweifel  fest: 

dass  die  L.  Thiele  durch  Erstickung,  nicht  am  Schlag- 
fluss  gestorben  ist. 

Nun  sagt  der  v.  Konen  zwar,  dass  diese  Erstickung  auch 
durch  innere  Krankheitsursachen  habe  hervorgebracht  werden 
können;  insoweit  also  mag  vorauszusehen  sein,  dass  die  eigent- 
liche Causalverknüpfung  zwischen  der  Behandlung  der  verstor- 
benen Th.  mit  dem  Sack  und  ihrem  Erstickungstod,  folglich 
das  corpus  delicti  gegen  den  H.  R.  Hörn  juridisch  nicht  voll- 
kommen festzustellen  sein  wird.  Allein  ich  provocire  auf  den 
gesunden,  unbefangenen  Menschensinn,  ob  es  bei  der  Unzwei- 
felhaftigkeit,  dass  die  Thiele  erstickt  sei,  nicht  unnatürlich  und 
mit  den  Haaren  herbeigezogen  ist,  die  Ursache  dieser  Erstickung 
in  bloss  möglichen  inneren  Ursachen  zu  suchen,  wenn  die 
äussere,  jedem  Unbefangene^,  einleuchtende,  Veranlassung,  der 
Sack,  in  welchem  die  Denata  die  letzten  fünf  Stunden  ihres 
Lebens  zugebracht  hat,  unter  Umständen,  die  das  Ersticken 
auch  jedem  Nichtartzt  leicht  begreiflich  machen,  vor  Augen  liegt? 
Der  zuletzt  aburtelnde  Richter  muss  freilich  auch  jene  Möglich- 
keit beachten,  und  diese  Betrachtung  mag  immer  sehr  erheb- 
lichen Einfluss  auf  sein  Endurtheil  haben;  dagegen  kann  ich 
nichts  sagen;  allein,  dass  diese  Möglichkeit  nun  auch  den  Ver- 
dacht der  Verschuldung  desH.  R.  Hörn  so  ganz  entferne,  dass 
nicht  einmal  Veranlassung  zur  Untersuchung  bleibe,  davon 
kann  ich  mich  nicht  überzeugen,  und  habe  es  auch  schon  von 
mehreren  Seiten  her  erfahren,  dass  die  Stimme  des  Publicums 
fast  allgemein  dagegen  ist,  und  wenigstens  das  schon  tadelhaft 
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findet,  dass  ein  so  bedenkliches  Zuchtmittel  angewendet  wird, 
ohne  einen  sachverständigen  Mann,  z.  B.  einen  der  vielen  Wund- 
ärzte der  Charite,  dabeizustellen,  der  bei  irgend  eintretender 
Gefahr  den  Sack  entfernen  und  der  Leidenden  zu  Hülfe  kom- 
men konnte;  und  diese  ganz  gewöhnliche  Vorsicht  ist  hier  unter- 
blieben. 

Das  Kammergericht  scheint  mir  daher  das  Gutachten  des 
0.  M.  R,  V.  Konen  falsch  angewandt  und  gebraucht  zu  haben. 
Offenbar  will  derselbe,  und  das  mit  Recht,  über  die  Ursache 
der  Erstickung  nicht  entscheiden,  weil  ihm  dazu  die  Data  nicht 
vorgelegt  sind,  und  er  sich  dieselben  ex  officio  zu  verschaf^n 
keine  Pfliicht  und  keinen  Anlass  hatte.  Ihm  ist,  wie  er  selbst 
ausdrücklich  sagt,  das  von  H.  R.  Hörn  gegen  die  Thiele  be- 
obachtete Verfahren  ganz  unbekannt,  er  hat  sogar  nicht  einmal 
den  kritischen  Sack  gesehen;  er  also  hat  freilich  darüber,  ob 
die  Behandlung  des  H.  R.  Hörn  und  dieser  Sack  mit  dem  Tode 
der  Thiele  zusammenhänge,  als  Sachkenner,  kein  bestimm- 
tes Urtheil  fällen  können;  dazu  Avar  die  Untersuchung  nicht  tief 
genug  vorgedrungen  und  hauptsächlich  ihm  nicht  hini-eichend 
vorbereitet.  Keineswegs  aber  hat  er  nun  auch  das  bestimmte 
Urtheil  fällen  wollen,  dass  die  Erstickung  aus  innerer  Ursache 
erfolgt  sei;  das  ganze  Gutachten  desselben  in  seinem  Zusammen- 
hange ergiebt,  dass  er  diese  vorhandene  Möglichkeit  nur  als 
Wahrscheinlichkeit  annimmt,  weil  er  nach  den  ihm  vorgeleg- 
ten Datis  eine  andere  Ursache  aufzusuchen  sich  nicht  berech- 
tigt hält. 

Zudem  fällt  es  doch  immer  entsetzlich  auf,  dass  nach  dem 
Protokoll  vom  8.  Sept.  Fol.  45.  act.  die  frühere  Sectiou 

,,mit  Erlaubniss  der  Angehörigen  der  Denata,  da  man  zu 
der  Zeit  nicht  die  mindeste  Vermuthung  einer  ungewöhn- 
lichen Todesart  hat  fassen  können,'^ 
vorgenommen  sein  soll.  Der  erste  Umstand  ist  nirgends  auch 
nur  bescheinigt  und  hätte  —  obwohl  er  überall  nicht  entschei- 
dend  ist  —  doch  wohl  eine  nähere  Untersuchung  verdient,  zu- 
mal mir  das  Gegentheil  versichert  worden  ist.  Aber  wie  es 
möglich  ist,  das  Letztere  von  einer  Person  zu  sagen,  die  fünf 
Stunden  lang  in  einem  Sack  gesteckt  hat  und  darin  (gleichviel 
aus  welcher  Ursache)  erstickt  ist,  lässt  sich  doch  kaum  be- 
greifen; zu  Vermuthungen  der  in  Rede  stehenden  Art  war 
doch  gewiss  für  Jedermann,  der  gesunde  Sinne  und  offene  Augen 
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hatte,  Grund  genug-  vorhanden,  und  diese  Yermuthungen  allein 
hätten  meines  Erachtens  die  eigenmächtige  erste  Section,  als 
ein  directes  Mittel  zur  Verdunkelung  der  Wahrheit,  behindern 
sollen,  wiewohl  im  vorliegenden  Falle  diese  Eigenmächtigkeit 
für  die  Untersuchung  nicht  schädlich  geworden  ist,  da  das 
Factum, 

dass  die  Thiele  erstickt  ist, 
nach  dem  Gutachten  des  O.  M,  R.  v.  Konen  doch  immer  ausser 
Zweifel,  und  dies  alles  ist,  was  auch  die  förmlichste  und  legalste 
Obduction  zu  lehren  im  Stande  gewesen  wäre. 

Ich  will  hiernach  auf  Ew.  Excellenz  höheres  Ermessen  pro- 
vociren,  ob  nicht  Veranlassung  zu  Eröffnung  einer  förmlichen 
Untersuchung  gegen  H.  E,.  Hörn  vorhanden  sei.  Verwerfen 
auch  Sie  die  Meinung,  dass  dazu  rechtlicher  Anlass  existire,  so 
muss  ich  mich  beruhigen  und  kann  es  dann  mit  der  Ueberzeu- 
gung,  dass  ich  meinerseits  nichts  verabsäumt  habe,  wozu  mich 
meine  Stellung  irgend  verpflichten  konnte. 

Das  übrige,  was  gegen  H.  E.  Hörn  ausser  diesem  Facto  an- 
geführt worden,  ist  minder  erheblich  und  mehrentheils  alitein 
zu  einer  förmlichen  Untersuchung  allerdings  nicht  geeignet,  wie- 
wohl es  in  dem  Fall,  wenn  doch  Untersuchung  stattfindet, 
wenigstens  zum  Theil  wohl  in  dieselbe  mit  hineingezogen  wer- 
den könnte.  Inzwischen  ist  auch  hier  das  Urtheil  des  Königl. 
Kammergerichts  nicht  überall  von  der  Art,  dass  ich  mich  damit 
einig  erklären  könnte,  und  theilweise  die  angestellte  vorläufige 
Untersuchung  sehr  auf  der  Oberfläche  geblieben.  In  diesem  Be- 
züge füge  ich  (bloss  eventualiter)  noch  folgende  Bemerkungen 
hinzu : 

1)  Dass  das  Verhältniss  des  H.  R.  Hörn  zu  dem  Lieferanten 
Protz  Schaden  gebracht  habe,  ergiebt  sich  freilich  nicht; 
dass  sich  aber  eben  keine  schädliche  Folge  gut  denken  lasse, 
ist  augenscheinlich  sehr  irrig.  Herr  Hörn  hat  zwar  nicht 
die  Oberaufsicht  auf  die  Oekonomie  unbedingt ;  er  hat  aber 
bei  der  Bestimmung  der  Speisen  nicht  bloss  eine  Concurrenz, 
sondern  die  entscheidende  Stimme,  und  das  ist  für  die 
Oekonomie  doch  wohl  genug,  um  Collusionen  möglich  zu 
machen.  Der  Rittmeister  Felgentreu  hat  dies  Fol.  52  deut- 
lich genug  gesagt.  Es  lassen  sich  solche  Collusionen  aber 
auch  besorgen;  denn  welchen  Anlass  hätte  der  Lieferant 
Protz  sonst  haben  können,  dem  H.  R.  Hörn  einmal  für  ge- 
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lieferte  Fourage  so  Avinzig-e  Preise  anzusetzen,  dass  H.  E. 
Hörn  selbst  dies  aufgefallen  ist,  und  er  mehr  bezahlt  bat, 
als  gefordert  ist?  Diesen  Umstand  bat  H.  R.  Hörn  selbst  zu 
seiner  Rechtfertigung  angeführt  und  die  Rechnung  über  die 
Fourage  eingereicht,  die  auch  K.  G.  R.  Skalley  vorgelegt 
hat:  er  beweist  aber  ohne  Zweifel  gegen  ihn  die  Unge- 
schicklichkeit eines  solchen  Verhältnisses  und  dessen  Unver- 
träglichkeit mit  den  Amtspflichten  des  H.  R.  Hörn. 

2)  Bei  Einforderung  des  Honorares  für  Charitekranke  hat  H.  R. 
Hörn  unzweifelhaft,  da  er  recht  ansehnlich  besoldet  ist,  seine 
Befugniss  übertreten  (indem  er  gar  nicht  dergleichen  Hono- 
rar, ohne  Genehmigung  des  Armendirectorii  für  jeden  ein- 
zelnen Fall,  anzunehmen,  viel  weniger,  wie  geschehen,  zu 
fordern  befugt  istj,  und  selbst  in  dem  einen  zur  Sprache  ge- 
kommenen Specialfall  nach  seinen  eigenen  Principien,  wenn 
es  auch  nur  etwa  ein  Rthlr.  ist,  zuviel  gefordert.  Es  ist  hier 
also  keineswegs  von  einem  bloss  scheinbaren  Fehler,  son- 
dern von  einer  eigenmächtigen  ungebührlichen  Anmassang 
die  Rede. 

3)  Daraus,  dass  der  H.  R.  Hörn  aus  der  Chariteapotheke  Arze- 
neien  für  sich  entnommen  hat,  ist  so  wenig  ihm,  als  einem 
andern  ein  Vorwurf  gemacht :  aber  dass  er  sich  daraus  Seife 
liefern  lässt,  ist  wieder  eine  Pflicht  Widrigkeit  aus  Eigennutz. 
Ihm  selbst  kann  es  nicht  unbeAvusst  sein,  dass  dergleichen 
Lieferung  ganz  und  gar  nicht  zu  seinen  Emolumenten  gehört, 
und  derK.  G. R.  Skalley  hätte  darüber  in  den  Commissions- 
acten  des  Staatsraths  Lang  er  mann  leicht  die  vollständigste 
Auskunft  erhalten  können.     Endlich 

4)  und  hauptsäclilich  ist  bei  der  Untersuchung  des  K.  G.  R. 
Skalley  das  Verhältniss  des  H.  R.  Hörn  und  Herrn  Stol- 
terfoth  weit  mehr  im  Dunkel  geblieben,  als  zu  wünschen 
ist.  H.  R.  Hörn  hat  bei  einem  Gehalt  von  1800  Rthlr,  und 
Nebeneinkünften,  die  leicht  auch  den  Werth  von  1000  Rthlr. 
und  drüber  haben  können,  gar  nicht  das  Recht,  Privatpen- 
sionairs aufzunehmen;  es  genügt,  dass  ihm  dies  nicht  erlaubt 
ist,  und  es  bedarf  dazu  der  Natur  der  Sache  nach  keines  Ver- 
bots. Der  Herr  Stolterfoth  ist  auch  nicht  Privatpensionair, 
sondern  steht  in  allen  Listen  der  Charitekranken,  und  sein 
Aufwärter  ist,  nach  Ausweis  seines  Annahmezettels  in  der 
Charitehaus-Registratui',  als  Aufwärter  des  Herrn  Stol- 
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terfoth  eng-agirt;   dass  H.  R.  Hörn  ihn  angenommen  hat, 
entscheidet  nichts,  denn  er  nimmt  alle  Charite- Aufwärter  vi 
ofßcii  an.  Der  Herr  Stolterfoth  sowohl,  als  der  Hermann 
stehn  ja  auch  mit  der  Charite  und  ihren  Kassen  in  vielfacher 
Verbindung.  Jener  wohnt  darin,  freilich  gegen  Miethe,  allein 
die  Charite  ist   zu   solchen  Vermiethungen  nicht   bestimmt, 
wenn  nicht  von  einem  darin  recipirten  Kranken  die  Rede 
ist:  der  Aufwärter  erhält  für  Kostgeld   Speisen,   und   noch 
dazu  ist  dieses  Verhältniss  sehr  verdächtig,  da  ja  der  Her- 
mann, nach  seiner  eigenen  Aussage,  vom  Tische  des  H.  R. 
Hörn  speiset,  und  gleichwohl  acht  Thaler  monatliches  Kost- 
geld  für   ihn  in  Rechnung  steht,  und   es  gar  nicht  einmal 
wahrscheinlich  ist,   dass  dies  bloss  für  Bier  und  Branntwein 
bezahlt  werde,  und  wie  käme  denn  auch  im  ersteren  Falle 
die  Charite  dazu,  für  Leute,  die  sie  nichts  angehen  sollen, 
Bier  und  Branntwein  gegen  Bezahlung  zu  liefern?  —  Es  ist 
also  nicht  zu  zweifeln,  dass  dies  Alles  einer  nähern  Unter- 
suchung werth  ist. 
Wie   indessen   schon  oben   gesagt,   habe   ich   die  Mitnehmung 
dieser  Punkte  nur  dann,  wenn  dieselbe  doch  von  Seiten  des 
Königl.  Kammergerichts,  rücksichtlich  des  Todes  der  L.  Thiele, 
veranlasst  werden  möchte,  gewünscht,  und   wünsche  dies  für 
den  Fall,  dass  Ew.  Exe.  für  die  EröJÖPnung  einer  Hauptunter- 
suchung entscheiden  sollten,   auch  noch:   entgegengesetzten 
Falls  aber  werde  ich  die  Sache  dann  als  Disciplinar- 
sache  selbst  weiter  verfolgen. 

Ich  darf  schliesslich  wohl  kaum  erwähnen,  dass  es  in  der 
That  wohl  nicht  recht  passend  ist,  wenn  K.  G.  R.  Skalley 
zweimal  bei  Punkten,  die  dem  H.  R.  Hörn  zur  Last  gelegt 
werden,  bemerkt, 

,,der  Denunciant  habe  dies  auch  gethan." 
Einmal  war  nicht  davon,  sondern  vom  H.  R.  Hörn  die  Rede, 
und  zweitens  ist  der  Gr.  R.  Kohl  rausch,  der  hier  gemeint  ist, 
nicht  Denunciant,  gewiss  wenigstens  bei  dem  ersten  Punkte  nicht. 

Berlin,  den  22.  October  1811. 

Sack, 

Königl,  Geh.  Rath  und  Chef  des  Dep. 

der  Allg.  Polizei  im  Ministerio 

des  Innern," 
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Auf  Griuid  dieses  Schreibens,  aber  ohne  Mittlieilung-  desselben,  er- 
liess  der  Justizminister  die  nachstehende  Verfügung-  an  das  Kammer- 
gericht : 

Verfügung  des  Justizministers  an  das  K.  Kammer- 

gericht.  ^ 

„Der  Chef  des  AMgemeinen  Polizei-Departements  im  Ministerio 
des  Innern,  Herr  Geh.  Staatsrath  Sack,  hat  mir  die  bisherigen  Ver- 
handlungen ,  betreffend  die  vorläufige  Untersuchung  über  die  dem 
H.  R.  Hörn  angeschuldigten  Amtsvergehungen,  nebst  dem  von  dem 
Commissario  aufgenommenen  Denunciationsprotokoll ,  und  zugleich 
eine  Abschrift  desjenigen  Schreibens  raitgetheilt,  welches  Sie  unterm 
10.  d.  M.  an  ihn  erlassen  haben.  Derselbe  ist  der  Meinung,  dass  die 
Sache  nicht  so  angethan  sei,  lun  solche  auf  sich  beruhen  zu  lassen, 
oder  durch  eine  disciplinarische  Verfügung  abzumachen,  und  ich  muss 
dieser  Meinung  beitreten.  Der  dem  H.  R.  Hörn  gemachte  Haupt- 
vorwurf, dass  durch  seine  zweckwidrige  oder  nachlässige  Behandlung 
der  Tod  der  wahnsinnigen  Thiele  veranlasst  worden,  erscheint  durch 
die  bisherigen  Ausmittelungen  bei  weitem  nicht  so  ungegründet,  als 
der  Commissarius  und  mit  ihm  der  Criminalsenat  des  Kammergerichts 
annimmt.  Durch  das  Gutachten  des  0.  M.  R.  Dr.  v.  Konen  ist  es 
ausser  Zweifel  gesetzt,  dass  die  Thiele  erstickt  sei,  und  wenngleich 
diese  Erstickung  auch  durch  eine  innere  Krankheitsursache  hat  her- 
vorgebracht werden  können,  so  kann  daraus  noch  nicht  mit  Gewiss- 
heit gefolgert  werden,  dass  der  Tod  der  Thiele  auch  wirklich  auf 
diese  Weise  erfolgt  sei;  vielmehr  scheint  es  mir  bei  dem  vor  Augen 
liegenden  Facto  der  Behandlung  und  der  erfolgten  Erstickung  selbst 
sehr  gesucht,  im  Reiche  der  Möglichkeit  eine  unschuldige  Ursache 
der  Suffocation  aufzusuchen,  welche  ausser  dieser  Behandluno;'  lieo-en 
soll.  Alle  Umstände  machen  es  höchst  wahrscheinlich,  dass  die  Be- 
handlung der  Kranken,  die  Anwendung  eines  so  bedenklichen  Zucht- 
mittels, als  das  Einstecken  in  einen  Sack  ist,  wobei  jede  Vor- 
sicht smassregel  zur  Entfernung  einermöglichen  Gefahr  unter- 
lassen worden,  den  Erstickungstod  der  Thiele  herbeigeführt  habe. 
Die  Sache  würde  ohne  Zweifel  noch  mehr  aufgeklärt  worden  sein, 
wenn  der  0.  M.  R,  v.  Konen  in  den  Stand  gesetzt  Avorden  wäre, 
das  von  dem  H.  R.  Hörn  gegen  die  Thiele  beobachtete  Verfahren 
und  dessen  Wirkung  auf  den  Tod  der  letzteren  näher  zu  beurtheilen. 

Dieses  ist  nicht  geschehen,  und  das  Gutachten  der  Sachverstän- 
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digen  über  diesen  Hauptpunkt  der  Untersuchung  liat  daher  nicht 
anders  als  unbefriedigend  ausfallen  können.  Es  ist  auffallend,  wie 
nach  dem  Protokoll  Fol.  45  act.  diejenigen  Wundärzte,  von  welchen 
der  Leichnam  der  Thiele  den  Tag  nach  ihrem  Tode  obducirt  wor- 
den, nicht  die  mindeste  Vermuthuug  einer  ungewöhnlichen  Todesart 
haben  fassen  können,  da  diese  Vermuthung  bei  jedem  Unbefangenen 
entstehen  musste,  und  ein  Grund  hätte  sein  sollen,  die  erste  eigen- 
mächtige Section  zu  unterlassen.  So  wenig  sich  also  auch  annehmen 
Hesse,  dass  die  gewaltsame  Todesart  der  Louise  Thiele  juristisch 
werde  erwiesen  werden,  so  wenig  kann  es  doch  bei  den  dafür  sprechen- 
den Wahrscheinlichkeitsgründen  gerechtfertigt  werden,  das  Verfahren 
des  H.  R.  Hörn  ganz  ununtersucht  zu  lassen. 

Ich  finde  es  daher  allerdings  nothwendig,  dass  die  förmliche 
Untersuchung  mder  den  Hofrath  Hörn  eröffnet,  in  derselben  ein 
näheres  und  bestimmtes  Grutachten  des  0.  M.  R.  v.  Konen  und 
eventualiter  anderer  Sachverständigen  erfordert,  und  hiernächst  über 
die  Verschuldung  des  H.  R.  Hörn  an  dem  Tode  der  Thiele  erkannt 
werde. 

Zu  dieser  Untersuchung  sind  auch  die  übrigen  denuncirten  Facta 
zu  ziehen,  indem  auch  hier  die  Sache  noch  nicht  hinlänglich  aufgeklärt 
ist,  um  über  die  Verschuldung  des  Denuncirten  ein  zuverlässig-es  Ur- 
theil  zu  fällen.  Wenn  der  Commissarius  bei  zweien  dieser  Punkte 
bemerkt, 

der  Denunciant  habe  dieses  auch  gethan, 
so  gehört  diese  Bemerkung  einmal  offenbar  nicht  zur  Sache,   da  nur 
von  dem  H.  E,.  Hörn  die  Rede  war,  und  zweitens  kann  der   Geh. 
Ober-Medicinalrath  Kohl  rausch,  der  hier  gemeint  ist,  nicht  als  De- 
nunciant angesehen  werden. 

Ich  übersende  ihnen  die  verhandelten  Commissionsacten  und  das 
Denunciationsprotokoll  und  veranlasse  Sie,  wegen  Einleitung  der  Un- 
tersuchung das  Erforderliche  zu  verfügen.  Dem  Hrn.  G.  St.  R.  Sack 
habe  ich  davon  Nachricht  gegeben. 

Berlin,  den  26.  October  1811. 

Der  Justizminister 
V.  Kircheisen." 

Das  Kammergericht  leitete  nun  allerdings  die  förmliche  Criminal- 
untersuchung  gegen  Hörn  ein  und  forderte  Reil  zur  Erstattung  eines 
technischen  Gutachtens  auf.  Dieses  Gutachten  gerieth,  wie  oben,  bei 
Mittheilung  dieses  Processes,  augegeben  worden  ist,  in  die  Hände  des 
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Geheimrath  K oll  1  rausch,  T\'elclier,  nachdem  er  es  ohne  jede  Berech- 
tigung- eröffnet  und  durchgelesen  hatte,  dasselbe  dadurch  unwirksam 
machen  wollte,  dass  er  sowohl  die  persönliche  Glaubwürdigkeit  Reils 
verdächtigte,  als  dessen  Gutachten  selbst  durch  hinzugefügte  Bemerkun- 
gen zu  widerlegen  suchte.  Um  jedoch  dem  günstigen  Eindruck,  den 
dieses  Gutachten  auf  das  Gericht  für  Hörn  hervorbringen  musste,  einen 
Damm  entgegenzusetzen,  wurde  der  Polizei-  und  Medicinalchef  be- 
stimmt, an  den  Justizminister  das  nachstehende  Schreiben  zu  richten. 


Schreiben  des  Geheimen  Staatsraths  Sack  an  den 
Königl.  Staats-  und  Justiz-Mini ster  v. Kircheisen. 

„Ew.  Exe.  bin  ich  genöthigt,  in  der  Untersuchungssache  wider 
den  H.  E,.  Hörn  nochmals,  wessen  ich  in  Wahrheit  gern  überhoben 
gewesen  wäre,  zu  beschweren:  ich  hoffe  aber,  dass  Ew.  Exe.  selbst 
die  Veranlassung  dazu  triftig  genug  finden  werden,  um  mich  zu  ent- 
schuldigen. 

Der  G.  R.  Kohlrausch  hat  das  sonderbare  Schicksal  gehabt, 
dass  der  O.  B.  K.  Keil  das  Concei^t  eines  von  ihm  in  der  Hornscheu 
Sache  erforderten  ärztlichen  Gutachtens  und  daneben  ein  an  den 
G.  R.  Schmalz  gerichtetes  Billet,  Avorin  er  letztern  über  gedachtes 
Concept  hat  consultiren  wollen,  aus  irgend  einem  Versehen  an  ihn, 
den  G.  R.  Kohlrausch,  gescliickt  hat.  Dieser  hat  von  beiden  Ab- 
schrift nehmen  und  durch  den  J.  C.  Matt  Ines  A-idimiren  lassen  und 
mittels  des  abschriftlich  hiebeigefügten  Schreibens  vom  16.  hujus 
diese  Abschrift  überreicht.  Der  jedes  unbefangene  Gemüth  indigni- 
rende  Inhalt  dieser  Copien  scheint  mir  allerdings  von  der  Beschaffen- 
heit zu  sein,  dass  er,  der  0.  B.  R.  Reil,  wie  auch  nunmehr  von  ihm 
das  Concept  seines  Gutachtens  abgeändert  werden,  und  in  ganz  neuer 
Form  zu  den  Acten  des  untersuchenden  Gerichts  gelangen  mag,  in 
dieser  (des  Hörn)  Sache  alles  öffentlichen  Glaubens  unwürdig  ist, 
da  derselbe  sich  darin  unverkennbar  nicht  als  kalter,  uninteressirter 
Sachkenner,  auf  den  durch  den  Auftrag  des  Gerichts  selbst  ein  Theil 
der  richterlichen  Pflichten  übertragen  wird ,  sondern  als  leidenschaft- 
licher, vun  Animosität  beherrschter  Parteinehmer  darstellt.  In  dieser 
Rücksicht,  und  damit  der  künftio-e  Richter  nicht  durch  das  eventuelle 
Gutachten  des  0.  B.  R.  Reil  und  anderer  gleichgesinnter  Aerzte  irre 
geführt  werde,  sondern  zu  beurtheilen  wisse,  welchen  AVerth  er  auf 
diese  L'rtheile  zu  legen  habe,  möchte  es  nötliig  sein,   dass  der  durch 

Kaiisch,  die  Kuuslfehler.  S 
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den  J.  C.  Matthies  vidimirte  Aufsatz,  welchen  ich  Ew.  Exe.  hiebei 
übersende,  so  wie  ich  ihn  erhalten,  bei  dem  untersuchenden  Gerichte 
selbst  Aktenstück  werde,  als  worüber  ich  jedoch  auf  Ew.  Exe.  eignes 
Ermessen  submittire. 

Ich  füge  noch  Abschrift  eines  von  dem  G.  R.  Kohlrausch  sub 
rubro : 

„Bemerkungen  zu  dem  Gutachten  des  Herrn  O.  B.  R.  Reil  in 

der  Hörn  sehen  Untersuchungssache" 
beigefügten  Aufsatzes,  ingleichen  eines  andern,  der  als  Beilage  dazu 
zu  gehören  scheint,  und  endlich  die  gleichfalls  einliegend  gefundene 
Leinwandprobe  bei,  und  überlasse  ganz  Ew.  Exe,  ob  und  welchen 
Gebrauch  auch  von  diesen  Stücken  in  der  Untersuchungssache  selbst 
gemacht  werden  kann. 

Ungeachtet  einer  gewissen  Scheu,  die  mir  der  bisher  so  wohl- 
erhaltene Ruf  des  Königi.  Kammergerichts,  als  einer  in  allen  Rück- 
sichten besonnenen ,  unbestechlichen  und  durchschauenden  Gerichts- 
stelle, natürlich  einflösst,  kann  ich  doch  nicht  umhin,  gegen  Ew.  Exe. 
bei  dieser  Gelegenheit  meine  Besorgniss  zu  äussern,  dass  dasselbe 
diese  Sache,  die  in  mancher  Beziehung  selbst  für  die  Administration 
meines  Departements  so  wichtige  Untersuchung  gegen  Herrn  H.  R. 
Hörn,  nicht  mit  der  gewohnten  Unbefangenheit  und  Besonnenheit 
behandle.  Ich  weiss,  dass  seit  den  einigen  Monaten,  dass  die  Unter- 
suchung schwebt,  noch  nicht  einmal  in  Bezug  auf  die  Hauptpunkte 
der  vorhandenen  Augenzeugen  mehrere  vernommen,  dass  mehrere 
vor  Augen  liegende  AVege,  das  Factum  zu  constatiren,  noch  nicht 
verfolgt  sind;  und  doch  ist  zu  meinem  Erstaunen  das  inquirirende 
Gericht  schon  so  weit  vorgerückt,  dass  es  neue  sachverständige  Gut- 
achten, vor  denen  doch  die  vollständigste  Feststellung  des  That- 
bestandes  vorhergehen  muss,  einfordert.  Ich  weiss,  dass  in  Bezug  auf 
die  andern  Nebenpunkte  der  Untersuchung  von  allen  Personen,  von 
denen  klare  Einsicht  in  die  Verhältnisse  der  Charite  zu  erhalten  steht, 
namentlich  der  Herr  St.  R..  Langermann,  der  seit  zwei  Jahren  com- 
missarisch  die  Charite  untersucht,  Gen.-Chirurgus  Mursinna  und 
G.  R.  Kohlrausch,  die  wegen  ihrer  mit  dem  H.  R.  Hörn  ähnlichen 
Verhältnisse  das  Innere  kennen  müssen,  dem  Oberinspector  Ritt- 
meister Felgentreu,  Secretär  Marquardt  u.  s.  w.  noch  keiner  be- 
fragt ist,  obgleich  das  Gericht  unmöglich,  insofern  volle  Aufklärung 
beschafft  werden  soll,  der  Auskunft  dieser  Männer  entbehren  kann. 
Dagegen  ist  der  Staatsrath  Hufeland,  wie  ich  von  ihm  selbst  weiss, 
bloss  befragt  worden,  ob  er  dem  H.  R.  Hörn  qua  zweiten  Charite- 
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Arzt,  nicht  überhaupt  ein  gutes  Zeugniss  geben  und  insonderheit 
bezeugen  könne,  dass  derselbe  in  seinem  Officio  mehr  als  sein  Vor- 
gänger leiste.  Ich  will  mir  keineswegs  anmassen,  das  Benehmen  des 
Kammergerichts  in  seinen  Dienstsachen  zu  kritisiren,  allein  ich  gestehe, 
dass  ich  mich  in  ein  solches  Verfahren,  als  wie  das  vorliegende  —  so 
weit  ich  das  extra  acta  zu  übersehen  vermag  —  erscheint,  nicht  fin- 
den, und  nicht  glauben  kann,  dass  es  zur  Aufklärung  der  vielen 
Dunkelheiten,  die  der  H.  R.  Hörn  in  sein  amtliches  Betragen  ge- 
legt hat,  führen  werde.  Was  aber  unstreitig  ein  wirklicher  Missgriff 
des  Kammergerichts  scheint,  ist,  dass  dasselbe,  wenn  es?  fernerer  sach- 
verständiger Gutachten  bedarf,  mit  Üebergelmng  des  0.  M.  R.  v.  Ko- 
nen, als  Physicus,  und  der  schon  einmal  vor  gehörig  vorbereitetem 
Facto  ein  nothwendig  unvollständiges  Gutachten  abgegeben  hat, 
und  der  wissenschaftlichen  Medicinaldeputation,  welche 
eigens  von  Staatswegen  als  diejenige  Behörde  angeordnet 
ist,  die  in  Fällen  dieser  Art  sentiren,  und  an  welche  sich 
jedes  Gericht  wenden  soll,  dieses  Gutachten  gerade  von  dem 
O.  B.  R,  Reil  erfordert  hat.  Ein  Missgriff  ist  dies  in  doppelter 
Rücksicht : 

1)  weil  der  0.  B.  R.  Reil  überhaupt  als  ein  Mann  von  starker 
Leidenschaftlichkeit  ziemlich  bekannt,  und  dies  ganz  eigentlich 
die  Veranlassung  gewesen  ist,  weshalb  ich  sogar  —  wie  ich 
Ew.  Exe.  vertraulich  eröffne  —  seine  Entfernung  aus  der 
wissenschaftlichen  Deputation,  deren  Director  er 
früherhin  war,  habe  auswirken  müssen,  und  haupt- 
sächlich 

2)  weil  bei  den  leider  vorhandenen  Parteiungen  unter  den  hie- 
sigen Aerzten  gerade  der  0.  B.  R.  Reil,  der  G.  R.  Heim, 
der  Dr.  Meyer  und  der  H.  R.  Hörn  (nebst  einigen  minder  be- 
deutenden Aerzten)  eine  Partei  constituiren,  die  aufs  Engste 
mit  einander  verbunden  ist. 

Wenn  auch  das  Kammergericht  das  erstere  nicht  wissen 
konnte,  so  ist  doch  das  letzftere  stadtkundig,  hat  sich  sogar  bei  öffent- 
lichen Gelegenheiten  laut  geäussert,  und  wird  gewiss  nicht  von  allen 
Mitgliedern  des  Kammergerichts  ignorirt;  Ew.  weiser  Beurtheilung 
stelle  ich  ganz  ergebenst  anheim,  ob  nicht  dies  alles,  und  manches, 
worüber  ich  schweige,  was  sich  aber  aus  allen  Umständen  argwöhnen 
lässt.  Dieselben  vielleicht  veranlassen  dürfte,  die  Untersuchungsakten 
einmal  selbst  einzusehen  und  Ihre  Massregeln  nach  eignem  Befunde 
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vorzunehmen.     Ich  bitte  nur ,   mir  gefälligst  von  dem ,  was   Sie  be- 
schliessen  werden,  Xaebricht  zu  geben. 
Berlin,  d.  23.  Februar  1812. 

Der  Königl.  Geh.  Rath  u.  s.  w. 
Sack." 

Die  Antwort  des  Justizministers  lautete: 

Schreiben  des  Justizministers  v.  Kircheisen  an  den 
Geh.  Staatsrath  Sack. 

„Auf  Ew.  gefälliges  Schreiben  vom  23.  hujus,  die  Untersuchungs- 
sache wider  den  Herrn  H.  E,.  Hörn  betreffend,  habe  ich  kein  Be- 
denken gefunden,  dem  Kammergericht  das  mir  übersandte  Schreiben 
des  Geh,  0.  M.  R.  Kohlrausch,  nebst  dem  Reilschen  Gutachten 
und  den  übrigen  Anlagen  zuzufertigen ,  und  demselben  dabei  die 
Nothwendigkeit  bemerklich  zu  machen,  dass,  statt  des  H.  Reil,  ein 
anderer,  völlig  unparteiischer  Sachverständiger  mit  seinem  Gutach- 
ten gehört  werde.  Dieses  ist  mittels  Verfügung  vom  heutigen  Dato 
geschehen. 

Ich  habe  mich  darauf  beschränken  müssen,  ohne  in  den  Gang 
des  üntersuchungsgeschäfts  selbst  näher  einzugehen  und  dadurch 
gewissermassen  der  künftigen  Entscheidung  vorzugreifen.  Einem 
hochlöbl.  Departement  ist  es  unbenommen,  dem  Kammergericht  oder 
dem  Inquirenten  alle  diejenigen  Data  zu  suppeditiren ,  von  welchen 
dasselbe  glaubt,  dass  sie  ein  Gegenstand  der  Untersuchung  sein 
müssen.  Die  Beurtheilung  der  Erheblichkeit  dieser  Thatsachen  zum 
Zweck  der  künftigen  Entscheidung  ist  die  Sache  des  Richteramts. 
Eine  einseitige  und  vielleicht  auch  unrichtige  Ansicht  des  Inquiren- 
ten  von  der  Verschuldung  des  H.  R.  Hörn  kann  für  die  Regelmässig- 
keit der  Untersuchung  keine  Besorgniss  erregen,  da  der  Inquirent 
unter  der  Controlle  des  Collegii  steht,  und  sein  Verfahren  nicht  allein 
während  der  Untersuchung  selbst,  sondern  auch  bei  Aburtheilung  der 
Sache  sorgfältig  geprüft  wird.  '  Das  Erkenntniss  ist  hiernächst  das 
Resultat  der  gemeinschaftlichen  Berathschlagung  sämmtlicher  Mit- 
glieder des  Collegii ,  und  muss  vor  der  Publication  nebst  den  Akten 
zu  meiner  Prüfung  und  Bestätigung  eingesandt  werden.  Dieser  Gang 
der  Sache  lässt  keinen  Zweifel  übrig,  dass  alle  erhebliche  That- 
urastände  durch  die  vorhandenen  Beweismittel  aufgeklärt  werden, 
und  die  Entscheidung  den  Gesetzen  gemäss  erfolge. 

Berlin,  d.  29.  Februar  1812.  Kircheisen." 
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Das  Kammergericlit  durchscliatite  das  grossartige  Intriguenspiel, 
welches  aus  rein  persönlichen  Motiven  gegen  Hörn  mit  eiserner  Hart- 
näckigkeit fortgesetzt  wurde.  Selbst  der  Befehl  des  Justizministers 
konnte  die  Ueberzeugung  des  Gerichts  nicht  erschüttern  und  es  dazu 
bestimmen,  ein  neues  Gutachten  anderer  Sachverständiger,  oder  wohl 
gar  der  wissenschaftlichen  Deputation,  deren  Mitglieder  v.  Konen  und 
Kohlrausch  waren,  einzufordern.  Xicht  die  Parteilichkeit  und  die 
Unfähigkeit  Reils,  sondern  die  Parteilichkeit  der  wissenschaftlichen 
Deputation  und  ganz  besonders  die  des  Chefs  und  der  beiden  vortragen- 
den Räthe  Langermann  und  Kohlrausch  lag  vor  Augen;  und  statt 
jeder  weitern  Verschleppung  einer  Sache ,  bei  welcher  nicht  das  Recht 
gesucht,  sondern  der  Richter  zum  Organ  der  Polizeigewalt  gemissbraucht 
werden  sollte,  ward  bereits  unter  dem  20.  April  1812  die  Untersuchung 
mit  dem  vollkommen  freisprechenden  Erkenntniss  geschlossen. 

Der  Geheimrath  Kohlrausch,  dessen  Anklage  bei  dem  Chef  des 
Medicinalwesens  zu  der  Criminaluntersuchung  die  Veranlassung  gegeben 
hatte,  fühlte  sich  dadurch,  dass  seine  Angabe  in  dem  Erkenntniss  als 
falsche  Denunciation  erklärt  wurde,  in  seiner  Ehre  und  amtlichen  Würde 
verletzt  und  reichte  deshalb  bei  der  3Iedicinalabtheilung  eine  ausfüln-- 
liche  Beschwerde  ein,  in  welcher  er  um  eine  Fortsetzung  resp.  Ergänzung 
der  geschlossenen  Untersuchung  bat.  Allein  wenige  Tage  nach  Be- 
endigung desHornschenProcesses  wurde  (durch  den  Königlichen  Befehl 
vom  24.  April  1812)  das  allgemeine  Polizeidepartement  dem  Gehei- 
men Staatsrath  Sack  abgenommen  und  dem  Geheimen  Staatsrath 
V.  Schuckmann  übertragen.  Dieser  theilte  jedoch  die  Ansicht  seines 
Vorgängers  nicht,  und  die  vortragenden  Räthe  mochten  wohl  jetzt  nicht 
mehr  geneigt  sein,  die  persönliche  Angelegenheit  des  Geheimrath  Kohl- 
rausch,  nachdem  das  kammergerichtliche  Erkenntniss  sich  gegen  ihn 
und  für  Hörn  so  entschieden  ausgesprochen  hatte,  ferner  zu  vertreten. 
Die  betreffende  Correspondenz  ZAvischen  dem  Geheimen  Obermedicinal- 
rath  Kohlrausch  und  dem  Geheimen  Staatsrath  v.  Schuckmann 
lautet : 

Schreiben  des  Geh.  O.  M.  R.  Kohlrausch  an  den 
Geh.  Staatsrath  v.  Schuckmann. 

„Auf  den  Grund  des  abschi'iftlich  anliegenden  Schlusses  des  vom 
Criminalsenat  im  Königlichen  Kammergericht  gefällten  Urtheils  in 
der  Hörn  sehen  Untersuchungssache  und  wegen  der  unberechenbaren 
und  nachtheiligen  Wirkung ,  den  dasselbe  sowohl  auf  das  Vertrauen 
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des  Publikums  in  das  Ew.  Hochwohlgeboren  Leitung  anvertraute 
Departement  der  Allg-emeinen  Polizei,  wie  auf  meine  persönlichen 
Verhältnisse  als  Staatsdiener  und  als  Mensch  haben  muss,  ersuche  ich 
Hochdieselben  auf  das  ehrfui-chtsvollste  und  dringendste 

um  eine  strenge  und  erschöpfende  Untersuchung  meines  Be- 
tragens in  dieser  Angelegenheit,  sowohl  in  meinem  Verhält- 
nisse zu  der  hiesigen  Charite,  wie  auch  zu  dem  Herrn  Hofrath 
Dr.  Hörn. 
Zugleich  wage  ich  es,  Ew.  Hwg.  ganz  ergebenst  um  Mittheilung  der 
Akten  in  der  Dr.  Kruckenb ergischen  Üntersuchungssache  zu 
bitten,  damit  ich  mich  über  dieselbe  auszuweisen  im  Stande  sein 
möge,  indem  ich  über  diese  Angelegenheit,  wovon  im  Publico  gleich- 
falls viel  geredet  wird,  und  in  welcher  der  G.  E.  Eichhorn,  der  als 
Verfasser  des  Hornschen  Urthels  genannt  wird,  für  gut  gefunden 
hat,  nicht  nur  aus  einer  ihm  aufgegebenen  Untersuchung  gegen  die 
Ausbrüche  von  Ungezogenheiten  dieses  mit  seinem  nächsten  Anver- 
wandten, dem  Dr.  Eichhorn,  hierhergekommenen  und  mit  demsel- 
ben zusammen  wohnenden  und  auf  das  genaueste  mit  ihm  befreundeten 
Studenten,  eine  Inquisition  gegen  mich  zu  machen,  sondern  auch  sogar 
den  Universitätssenat  zu  bewegen,  Beschwerden  und  Anträge  gegen 
mich  zu  formiren,  niemals  befragt  worden  bin. 

Ich  unterstehe  mich,  Ew.  Hwg.  die  Untersuchung  meines  Betra- 
gens in  allen  Richtungen  um  so  mehr  ans  Herz  zu  legen,  da  dieselbe 
selbst  für  Dero  höchstnothwendiges  Zutrauen  zu  meiner  Amtsführung 
von  der  grössten  Wichtigkeit  ist,  und  es  in  Sr.  Majestät  Staaten  ein 
bisher  unerhörtes  Factum  sein  möchte,  dass  ein  hohes  Gericht,  dem 
jeden  Augenblick  alle  Mittel,  zu  der  vollständigsten  Ueberzeugung  zu 
gelangen,  zu  Gebote  standen,  sich  begnügt  hat,  einen  der  höhern 
Staatsbeamten  verdächtig  zu  machen. 

Sollten  Hochdieselben  irgend  ein  Bedenken  finden,  eine  solche 
Untersuchung  für  sich  anzuordnen,  so  bitte  ich  gehorsamst  um  den 
Befehl,  oder  die  Erlaubniss,  mich  dieserhalb  selbst  an  des  Königs 
Majestät  wenden  zu  dürfen. 

Berlin,  den  3.  Juli  1812.  Kohlrausch." 

Resolution  des  Chefs  der  Allgemeinen  Polizei:  An 
den  G.  O.  M.  R  Herrn  Dr.  Kohlrausch. 

,,Wenn  Ew.  Wohlgeboren  in  der  Eingabe  vom  3.  d.  M.  auf  den 
Grund   des  Schlusses  des  vom  Criminalsenat  im  Königl.  Kammer- 
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gericlit  gefällten  Urtheils  in  der  Hofratli  Hörn  sehen  Untersucliungs- 
saclie  lim  eine  Untersuchung  Ihres  Betragens  in  dieser  Angelegenheit 
nachsuchen,  so  muss  ich  Hiuen  eröffnen,  dass  die  abschriftlich  bei- 
gelegte Aeusserung  in  den  Urtheilsgründen  keinen  Beweggrund  dazu 
involviren  kann.  Wollen  Sie  diese  Aeusserung  selbst  vertilgt  haben, 
so  müssen  Sie  dies  bei  dem  Kichter,  der  sie  auf  den  Grund  seiner 
Akten  ausgesprochen  hat,  nachsuchen  und  ausführen.  Die  Akten 
gegen  Dr.  Kruckenberg  kann  ich  Ihnen  nicht  mittheilen,  denn 
Sie  sind  in  der  Sache  Partei,  und  es  ist  gegen  die  Gesetze,  der  Partei 
die  gerichtlichen  Akten  zuzusenden,  sondern  diese  muss  deren  Ein- 
sicht in  der  Gerichtsstelle  nachsuchen. 


Berlin,  den  6.  Juli  1812. 


V.  Schuckmann." 


Resolution  des  Chefs  der  Allgemeinen  Polizei:  An 
den  K.  G.  O.  M.  R.  Herrn  Dr.  Kohlrausch. 

„Indem  Eay.  Wohlgeboren  die  mir  übersandten  Documente  und 
Extracte  hiebei  zurückempfangen,  sehe  ich  durch  den  Inhalt  Ihres 
Schreibens  vom  14.  vergangeneu  Monats  mich  genöthigt,  Ihnen  be- 
merklich machen  zu  müssen,  dass  das  Eecoquiren  der  gemachten 
Anklagen  zu  nichts  führen  kann,  da  über  die  Beschuldigungen  des 
Hfrs.  Dr.  Hörn  das  Judicat  die  officielle  Wahrheit  festsetzt,  und  ein 
Beschuldigter  doch  hinter  einem  völlig  absolutorischen  ürtheil  nach 
ausgestandener  Untersuchung  endlich  einen  Kuhepunkt  finden  muss, 
wenn  nicht  alle  bürgerliche  Sicherheit  vernichtet  sein  soll.  Dass  mir 
übrigens  Ihr  nicht  gefordertes  Urthel  über  Ho  ms  Qualification  als 
Arzt ,  bei  der  offenkundigen  Eeindschaft  gegen  ihn ,  nicht  gültig  sein 
kann,  werden  Sie  wohl  einsehen. 

Berlin,  den  8.  Juli  1812. 

V.  Schuckmann." 

Weder  Kohlrausch,  noch  Hörn  beruhigte  sich  bei  dieser  Sach- 
lage. Ersterer  richtete  ein  Gesuch  an  den  Staatskanzler  v.  Harden- 
berg um  eine  neue  Untersuchung  zur  Wiederherstellung  seiner  gekränk- 
ten Ehre,  letzterer  reichte  eine  Klage  gegen  Kohlrausch  wegen 
falscher  Denunciation  ein;  beide  forderten  ihre  Entlassung  aus  der  Cha- 
rite.  Das  Kammergericht  bekam  den  Befehl,  einen  Bericht  zu  erstatten, 
der  sich  indessen  wegen  der  Zeitverhältnisse  sehr  verzögerte.  Hörn 
erhielt  auf  sein  Entlassungsgesuch  vom  20.  April  1814,  statt  des  nicht 


120 

bewilligten  Abschiedes,  die  Ernennung  zum  Geheimen  Medieinalrath 
und  nahm  durch  nachstehende  Eingabe  seine  Klage  zurück: 

„An  das  Königl.  hochlöbl.  Kammergericht.  In  der  Sache  gegen  den 
Geheimen  Rath  Dr.  Kohlrausch  erkläre  ich  ergebenst,  dass,  da 
der  Herr  etc.  Kohlrausch  aus  der  Charite  entlassen,  mithin  das  mit 
ihm  bestandene  amtliche  Verhältniss  ganz  aufgehoben,  und  so  der 
einzig  beabsichtigte  Zweck  der  gewünschten  gerichtlichen  Genug- 
thuung  erreicht  ist,  ich' kein  Interesse  mehr  habe,  die  angebrachte 
Denunciation ,  auf  welche  bisher  wegen  der  Abwesenheit  des  etc. 
Kohlrausch  nicht  verfügt  worden,  meiner  Seits  weiter  fortzusetzen. 
Berlin,  den  11.  Januar  1815. 

Der  Geheime  Medieinalrath  Dr.  Hörn." 

Unter  dem  24.  März  1816  wandte  sich  Kohlrausch  aufs  Neue 
mit  einer  Beschwerde  an  den  Justizminister  und  erhielt  darauf  den 
nachstehenden  Bescheid: 

,,Dem  Herrn  G.  0.  M.  R.  Dr.  Kohlrausch  wird  auf  die  in  der 
Untersuchungssache  wider  den  Dr.  Hörn  gegen  den  Criminalsenat 
des  Kammergerichts,  wegen  des  am  Schlüsse  des  Erkenntnisses  gegen 
ihn  geäusserten  Verdachts,  unter  dem  24.  März  d.  J.  angebrachte 
Beschwerde  Folgendes  zum  Bescheide  eröffnet. 

Der  Justizminister  ist  entfernt,  auf  seinem  Standpunkte  darüber 
entscheiden  zu  wollen,  inwiefern  jene  Aeusserung  im  Erkenntnisse 
factisch  begründet  sei  oder  nicht.  Diese  Frage  kann  nur  nach  der 
analogischen  Anwendung  des  §.  478  der  Criminalordnung  durch  eine 
förmliche  Untersuchung  gegen  den  Herrn  G.  0.  M.  11.  Dr.  Kolil- 
rausch  und  durch  ein  darauf  abzufassendes  Erkenntniss  ausser 
Zweifel  gesetzt  und  beantwortet  werden,  da  bei  der  rechtskräftigen 
Freisprechung  des  Dr.  Hörn  von  einer  Reassumtion  der  Unter- 
suchung gegen  ihn  gar  nicht  die  Rede  sein  kann,  vielmehr  der  Zweck 
dieser  neuen  Erörterung  nur  die  Tendenz  hat,  dem  Richter  die  Ent- 
scheidung zu  überlassen, 

ob  der  Herr  G.  0.  M.  R.  Dr.  Kohlrausch  den  begründeten 
Verdacht  auf  sich  geladen  habe ,  nicht  ohne  Absicht ,  Vorsatz 
und  besseres  Wissen,  in  der  ersten  Untersuchung  gegen  den 
Dr.  Hörn  Thatsachen  entstellt  und  unrichtig  vorgetragen  zu 
haben , 

und  davon  die  rechtlichen  Folgen  zu  bestimmen.    Sollte  daher  der 
Herr  Bittsteller  von  dieser  Untersuchung  die  Rechtfertigung  seiner, 
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durch    das   Hornsche   Erkenntniss    beliauptetermassen    gekränkten  i 

Ehre  erwarten:  so  wird  derselbe  darnach  seine  Anträge  einzureichen  ; 

haben. 

Berlin,  den  24.  August  1816.  Der  Justizminister  "; 

Kircheisen/' 

Hiermit  war  das  amtliche  und  rechtliche  Verfahren  in  dieser  An- 
gelegenheit geschlossen.    Indem  sie  aber  nunmehr  aus  der  Dunkelheit  ; 
der  Ministerial-  und  Gerichtsakten  durch  die  Oeffentlichkeit  dem  Ge- 
biete der  Wissenschaft  übergeben  wurde,  erlangte  sie  für  die  Entwicke-                    ' 
lung  und  Feststellung  der  richtigen  Grundsätze  bei  der  gericlitsärzt-                    ; 
liehen  Beurtheilung  der  ärztlichen  Kunstfehler  eine  entscheidende  und                    | 
nachhaltig  wirksame  Bedeutung,  von  welcher  ich  im  nachstehenden  Ab- 
schnitt sprechen  will. 


IV. 

Die  wissenschaftlichen  Folgen  des  Hörn  sehen  Falls  für 
die  Lehre  von  der  rechtlichen  Beurtheilung  der  ärztlichen 

Kunstfehler. 

Schon  das  von  Hörn  im  Jnni  1812  veröffentlichte  kammergericht- 
liche  Erkenntniss  machte  einen  ungemein  grossen,  sich  allgemein  ver- 
breitenden Eindruck,  so  dass  fast  alle  medicinischen  Zeitschriften  und 
viele  andere  periodische  Blätter  den  Gegenstand  besprachen  und  ohne 
Ausnahme  sich  für  Hörn  erklärten.  *So  die  ,,Lei23ziger  Literaturzei- 
tung" vom  6.  August  1812;  die  „Thüringischen  Erholungen"  1812. 
No.  56-,  die  ,,medicinisch-chirurgische  Zeitung"  1815.  Xo.  2.  Mit  be- 
sonderer Energie  sprach  sich  aber  Marcus  in  den  „Ephemerideu  der 
Heilkunde"  Bd.  V.  Heft  1.  S.  77  und  78  im  November  1812  aus. 
Er  sagt : 

„Die  Criminalunter suchung  gegen  Hörn  wird  in  den  Hospital- 
annalen  denkwürdig  und  lange  unvergesslich  bleiben. 

Wie  schmerzlich  muss  es  einem  Manne,  der  die  schönste  Zeit  sei- 
nes Lebens  dem  Dienste  der  leidenden  Menschheit  gewidmet  hat,  nicht 
sein,  sich  durch  die  frivolsten  Anklagen  in  einen  Criminalprozess  ver- 
wickelt zu  sehen! 

Sind  Anklagen  der  Art  dazu  geeignet,  den  Arzt  vor  den  Criminal- 
richter  zu  bringen,  so  ist  kein  Hospitalarzt  davor  sicher,  in  peinliche 
Untersuchung  zu  gerathen. 

Ausser  der  Angabe,  dass  eine  Gemüthskranke  den  Erstickungstod 
in  einem  Sack  erlitten  haben  sollte,  sind  die  übrigen  Anklagepunkte 
von  der  Art,  dass  man  erröthen  müsste,  sie  nachzuerzählen.  Die  Kranke 
aber  wurde  in  der  Absicht  in  den  besonders  dazu  eingerichteten  Sack 
gebracht,  um  einen  Heilungsversuch  anzustellen.  Wäre  die  Kranke 
wirklich  in  dem  Sack  erstickt,  was  hätte  denn  das  Criminalgericht  dem 
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öffentlichen  Lehrer  der  Klinik,  dem  Direktor  der  klinischen  Lehran- 
stalt, dem  dirigirenden  Arzte  des  Krankenhauses  anhaben  können? 
Würde  der  Verfasser  jemals  über  einen  solchen  Punkt  angeklagt,  er 
würde  sich  niemals  in  eine  Verantwortung  bei  dem  Criminah'ichter  ein- 
lassen und  ruhig  die  Entscheidung  von  daher  abwarten. 

Es  ist  am  unbegreiflichsten,  dass  ein  o^Derativer  Wundarzt  der  An- 
kläger in  einer  solchen  Sache  gegen  den  Ai'zt  wurde!  Könnten  diese 
Herren  wegen  misslungener  Heilungsversuche  vor  den  Criminalrichter 
gefordert  werden,  es  müssten  neue  eigene  Criminalhöfe  errichtet  wer- 
den. Eine  misslungene  Trepanation,  Amputation,  ein  verunglückter 
Stein-  oder  Kaiserschnitt,  müsste  jedesmal  criminalisch  untersucht  wer- 
den. Seit  wann  hat  der  rationelle  Arzt  weniger  Recht,  Rettungsver- 
suche, wenn  sie  auch  mit  Gefahi-  verbunden  wären,  anzustellen,  als  der 
Wundarzt  ? 

Der  Verfasser  hat  seit  längerer  Zeit  mit  Curri  eschen  Begiessungen 
Versuche  angestellt  und  viele  Typhöse,  Scharlachkranke,  Wöchnerin- 
nen mit  Puerperal-Fieber  und  Friesel  dadurch  vom  Rande  des  Todes 
gerettet.  Wäre  einer  dieser  Ki-anken  während  der  Begiessuug  gestor- 
ben, würde  man  deshalb  den  Verfasser  vor  den  Criminalrichter  haben 
fordern  können?  Es  bleibt  wirklich  unbegreiflich,  Avie  ein  solcher  Pro- 
zess  in  der  aufgeklärtesten  Stadt  in  Deutschland,  unter  den  Augen  der 
gelehrtesten  und  humansten  Aerzte  nur  hat  beginnen  könnenl"- 

Weit  erheblicher  war  jedoch  die  Umänderung,  welche  —  sei  es 
durch  das  kammergerichtliche  Erkenntniss,  sei  es  diu'ch  das  Wegfallen 
der  bei  Hörn  mitwirkenden  persönlichen  Beziehungen,  sei  es  endlich 
durch  die  grosse  L'mgestaltung,  welche  im  Jahre  1817  die  Medicinal- 
verwaltung  durch  die  Errichtung  eines  besondern,  von  der  Polizei  un- 
abhängigen, Medicinalministeriums  erfuhr  —  die  Centralbehörden  der 
Medicinalverwaltung,  die  vortragenden  Rätlie  und  die  wissenschaftliche 
Deputation,  in  Beziehung  auf  die  strafrechtliche  Verfolgung  ärztlicher 
Kunstfehler  in  ihren  Ansichten  und  Gutachten  an  den  Tag  legten. 

Ln  Jahre  1814  starb  nämlich  in  der  Irrenanstalt  zu  Brieg  ein 
Geistlicher  am  Schlagfluss,  und  zwar  24  Stunden  nach  seiner  Auf- 
nahme, während  welcher  Zeit  derselbe  nach  den  Anordnungen  des  an- 
gestellten Arztes  Dr.  Fischer  und  unter  der  Leitung  des  Irrenhaus- 
vaters M.  mit  mehreren  Zwangsmitteln  —  mit  der  sogenannten  Zwang- 
birne, mit  der  Z^vangsjacke  und  dem  Stehen  an  der  Schnur  —  behandelt 
worden  Avar.  Die  Obducenten  erklärten  mit  Bestimmtheit,  dass  die 
ärztliche  Behandlung  im  vorliegenden  Falle  den  Tod  des  Diaconus 
befördert  habe ;  und  Arzt  und  Hausvater  wurden  deshalb  zur  Criminal- 
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Untersuchung  gezogen.  Die  Sache  kam  bis  zu  einem  Superarbitrium 
der  wissenschaftlichen  Deputation;  imd  der  Staatsrath  Langermann 
ward  mit  dem  Referat  beauftragt.  Das  von  demselben  ausgearbeitete, 
von  der  wissenschaftlichen  Deputation  später  angenommene  und  unter 
dem  23.  August  1817  bei  dem  Oberlandesgericht  zu  Breslau  einge- 
reichte Gutachten  lautet  in  der  von  Lang  ermann  —  in  seiner  zweiten 
Eigenschaft  als  vortragender  Rath  —  concipirten  Form  wie  folgt: 

,,Ich  halte  es  für  überflüssig,  mich  über  den  Unwerth  des  vom 
Dr.  B.  und  Dr.  F.  abgegebenen  medicinischen  Gutachtens  ausführlich 
zu  erklären,  da  das  Nöthige  darüber  in  dem  Gutachten  der  beiden 
Commissarien  der  Regierung  zu  Breslau,  des  Medicinalraths  Dr.  Hagen 
und  des  Regierungsraths  Dr.  Friese,  einleuchtend  genug  gesagt  und 
dargethan  worden  ist.  Hiernach  wird  wohl  Niemand  mehr  aus  dem 
Sectionsbefunde  Gründe  hernehmen  wollen,  um  zu  beweisen,  dass  die 
dem  F.  im  L-renhause  widerfahrene  Behandlung  seinen  apoplektischen 
Tod  verursacht  oder  beschleunigt  habe.  Eine  fernere  Bemerkung,  die 
ich  voranschicken  muss,  ist,  dass  es  mir  scheint,  als  sei  diese  Unter- 
suchung, vom  Anfang  an,  nicht  mit  der  nöthigen  Ruhe,  Umsicht  und 
Discretion  geführt  worden,  auf  welche  der  bis  dahin  in  jeder  Hinsicht 
für  achtungswerth  gehaltene  Arzt  einer  öffentlichen  Anstalt  Anspruch 
hatte,  wenn  ihm  nichts  entgegenstand,  als  unbegründete  Vermuthungen 
ziemlich  unwissender  Aerzte  und  Urtheile  untergebener  missvergnügter 
Dienstleute  des  L-renhauses,  welche  über  Gegenstände  gefragt  und  ge- 
hört worden  sind,  die  sie  nicht  beurtheilen  können. 

Ln  Allgemeinen  ist  es  keinem  Zweifel  unterworfen,  dass  bei  vor- 
kommenden verzweifelten  Fällen  in  L-renheilanstalten  auch  solche 
physische  und  moralische  Zucht-  und  Zwangsmittel  angewendet  werden 
müssen,  welche  bei  einer  nicht  erkennbaren  Disposition  mancher  L*ren 
statt  der  gewöhnlichen  heilsamen,  eine  schädliche  und  selbst  eine  tödt- 
liche  Wirkung  äussern.  Die  Vernunft  ist  des  Menschen  höchstes  Gut, 
und  könnte  man  hier  mit  Jesus  Sir  ach  sagen:  des  Narren  Leben  ist 
ärger,  denn  der  Tod.  Man  hat  Jahrhunderte  lang  in  ganz  Europa  An- 
stalten, wie  die  Klöster,  geduldet  und  duldet  sie  z.  B.  bei  den  Trappisten 
noch,  welche  die  härtesten  lebensgefährlichen  Zuchtmittel  anwendeten, 
um  die  Vernunft  zu  unterdrücken:  desto  mehr  sollten  nun  Anstalten 
befördert  werden,  durch  welche  Verrückte  wieder  zur  Vernunft  gebracht 
werden,  und,  wo  dieses  bei  Unheilbaren  nicht  möglich  ist,  diese  wenig- 
stens, zur  Ehre  der  Menschengestalt,  durch  Gewöhnung  zu  einem  der 
Vernunft  ähnlichen  Zustande  genöthigt  werden.  Die  Aerzte  haben  von 
jeher  von  dergleichen  Mitteln  Gebrauch  gemacht,  und  Boerhaave,  in 
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seineu  Vorlesungen  über  Nervenkrankheiten,  hat  die  Zulässigkeit  sol- 
cher Mittel,  wie  das  Untertauchen  der  "Wahnsinnigen  in  Seen  und 
Flüssen,  ausdrücklich  gelehrt.  Bei  unheilbaren  körperlichen  Uebeln 
wenden  Aerzte  und  Chirurgen  unbedenklich  gefährliche  ^Mittel  und 
Operationen  an,  obgleich  hier  oft  nur,  beim  glücklichen  Ausgange,  Be- 
freiung eines  verstümmelten  Körpers  von  Schmerzen  dadurch  erreicht 
wird.  Werden  nun  dergleichen  Mittel  von  einem  Arzte  angewendet, 
dem  man  vorzügliche  Kenntnisse  in  seinem  Fache,  Beurtheilung,  Sorg- 
falt und  Gewissenhaftigkeit  für  die  Erfüllung  seiner  Pflichten  nicht 
absprechen  kann,  so  kann  ihm  darüber  kein  Vorwurf  gemacht  werden, 
wenn  der  Erfolg  bisweilen  ungünstig  ist.  Wenn  aber  auch  in  der- 
gleichen Fällen  nicht  alle  Sorgfalt  angewendet  sein  sollte,  so  muss  man 
bedenken,  dass  störrischen  Wahnsinnigen  die  Anwendung  einer  sehr 
berechneten  Sorgfalt  nicht  bemerklich  werden  darf,  ohne  die  Wirkung 
des  Experiments  zu  vereiteln.  A'on  dergleichen  seltenen  Fällen  bemerkt 
Celsus  schon:  aliquando  enim  quos  ratio  non  restituit,  temeritas  adiu- 
vat^  und  einzig  der  ungünstigere  Erfolg,  wenn  er,  wie  sich  gebührt,  nur 
von  KunstverAvandten  beurtheilt  wird,  die  von  einem  Interesse  für  die 
Fortschritte  ihrer  Kunst  beseelt  sind  und  die  Kühnheit  und  Schwierig- 
keit eines  Experiments  zu  würdigen  verstehen,  wird  dem  Urheber  des 
verunglückten  Versuchs  keine  nachtheilige  Meinung  zuziehen. 

Wenn  man  nun  erwägt,  wie  sehr  es  sich  der  Dr.  Fischer  hat  ange- 
legen sein  lassen,  sich  seine  vorher  leichtern  Amtspflichten  zum  Besten 
der  Anstalt  und  seiner  Kunst  zu  vermehren  und  zu  erschweren  etc.,  so 
müsste  man  unbillig  und  ohne  Gefühl  für  so  viele  lobenswerthe  Be- 
mühungen und  deren  bereits  bemerkte  gute  Folgen  sein,  wenn  man 
ihm  nicht  den  Grad  von  Sorgfalt  bei  Ausübung  seiner  Kunst  zutrauen 
wollte,  welcher  ihn  der  Verantwortlichkeit  bei  einem  unglücklich  abge- 
laufenen Versuche  überheben  und  das  Recht,  seiner  Erfahrung  zu  ver- 
trauen, ihm  sichern  muss. 

Es  ist  noch  übrig,  die  einzelnen  Anordnungen  des  Dr.  F.  bei  der 
Behandlung  des  F.,  welche  von  Aerzten  und  Nichtärzten  bereits  ge- 
tadelt und  gemissbilligt  worden  sind,  naher  zu  betrachten.  BQer  ist 
aber  im  Voraus  zu  bemerken,  dass  selbst  Aerzte,  welche  die  nur  in 
Irrenhäusern  zu  sammelnde  Erfahrung  besitzen,  hier,  nachdem  die 
vereinigten  Umstände  und  die  Bestimmungsgründe  des  Augenblicks 
verschwunden  sind,  kaum  Vermuthungen  äussern,  vielweniger 
entscheidend  urtheilen  dürfen.  Wie  sollte  die  überall  dunkle  und 
schwierige  psychische  Heilkunde  fortschreiten,  und  wie  sollten  sich  Män- 
ner von  vorzüglichen  Talenten  ihi-  widmen,   wie   sollten   sie   wirken 
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können,  wenn  bei   der  Beurtheilung   ihrer  Yerantwortlichkeit 
nicht  die  grösste  Vorsicht  angewendet  würde? 

1)  Dem  Dr.  F.  ist  der  Vorwurf  gemacht  worden,  dass  er  den 
Kranken  mehrere  Stunden  lang,  nach  dessen  Ankunft  im  Irrenhause, 
unbesucht  gelassen  habe.  Ich  sehe  hierin  nicht  den  mindesten  Grund 
zum  Tadel  5  im  Gegentheil  habe  ich  sehr  häufig  dergleichen  Ankömm- 
linge mehrere  Tage  absichtlich  unbesucht  gelassen,  obgleich  ich  übri- 
gens die  ganze  Anstalt  durchging.  Die  Ankömmlinge  konnten  auf 
solche  Art  am  besten  durch  den  Chirurgus  und  die  Wärter  ausgeforscht 
werden,  ehe  etwas  über  ihre  Behandlung  beschlossen  wurde. 

2)  Dass  der  p.p.  F.  nicht  sogleich  in  ein  besonderes  Zimmer  gebracht 
wurde,  verdient  gleichfalls  keinen  Tadel,  zumal  in  einer  solchen  An- 
stalt, die  oft  unvermuthet  zu  viel  Kranke  aufnehmen  muss,  nicht  im 
Voraus  Zimmer  zur  Aufnahme  verschiedenartiger  Kranken  bereit  stehen 
können. 

3)  Dass  der  Dr.  Fischer  den  Hausvater  angewiesen  hat,  diejeni- 
gen Irren,  welche  sich  unterfangen,  die  Wärter  oder  sonst  Jemand  zu 
schlagen,  zu  stossen  oder  sonst  thätlich  zu  misshandeln,  durch  einige 
Hiebe  zu  züchtigen,  ist  so  nothwendig  als  zweckmässig,  wie  auch  der 
engländische  Irrenarzt  Willis  eingesehen  hat.  Bei  Irren,  die  derglei- 
chen brutale  Unarten  an  sich  haben,  ist,  wie  bei  Kindern,  nur  das 
kürzeste  und  einfachste  Verfahren  wirksam  und  einleuchtend.  Je 
menschlicher  der  Fehler  und  die  Schwachheit  ist,  die  ein  solcher  Kran- 
ker an  sich  hat,  desto  milder  darf  das  Verfahren  sein,  um  ihn  davon  zu 
befreien ;  je  brutaler  aber  die  Unart,  und  je  verdorbener  dabei  die  Ge- 
müthsart  ist,  desto  härter  und  strenger  dürfen  die  Abgewöhnungsmittel 
sein.  Diese  Mittel  sind  je  einfacher,  desto  besser,  weil  das  Raffinirte 
und  Complicirte  darin  den  Schein  der  Quälsucht  annimmt  und  Men- 
schen von  verstockter  Sinnesart  oft  bösartiger  macht,  als  sie  schon  sind. 

Dass  der  Hausvater,  dem  der  p.  p.  F.  auf  seine  Frage  nicht  antAvor- 
ten  wollte,  ihm  mit  dem  Stecken  drohte  und  dem  Wärter  befahl,  den- 
selben herbeizuholen,  ist  ungeschickt  und  zu  tadeln,  und  ebenso  hätten 
auch  auf  den  gewaltsamen  Angriff  des  F.  durch  Stossen  und  Schlagen 
nicht  sollen  die  Steckenhiebe,  sondern  andere  Bändigungsmittel,  die 
nicht  soviel  Beschimpfendes  an  sich  haben,  angewendet  werden.  Jedoch 
ist  hier  zu  bedenken:  a)  dass  der  Hausvater  sonst  als  ein  geschickter, 
wohlgesinnter  Mann  von  untadelhafter  moralischer  Führung  geschildert 
ist,  und  mau  ihm  eine  rohe  und  harte  Gemüthsart  nicht  zutrauen  kann; 
h)  dass  man  sich  den  Diaconus  F.  als  einen  Mann  vorstellt,  in  dem 
noch  die  Gefühle  und  Begriffe  seines  Standes  rege  und  lebendig  sind, 
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obgleich  höchst  wahrscheinlich  dieser  Mann  schon  die  Anzeigen  mora- 
lischer Entartung  und  intellectueller  Stumpfheit  und  Eohheit  an  sich 
getragen  hat,  die  während  seiner  Krankheit  überhand  genommen  haben. 
Niu'  eine  feine  und  umsichtige  Beobachtung  während  dieses  Vorfalls 
würde  zu  einer  spätem  Beurtheilung  des  Benehmens  des  Hausvaters 
einige  sichere  Angaben  haben  liefern  können,  an  welchen  es  nun  fehlt. 
Nur  wer  den  Versuch  gemacht  hat,  in  einem  Irrenhause  dem  unter- 
geordneten Dienstpersonale,  welches  einer  besseren  Erziehung  entbehrt 
hat,  die  Reizbarkeit  und  Aufwallung  gegen  schnöde,  höhnische,  belei- 
digende Reden  der  Irren  abzugewöhnen,  kann  wissen,  welch  schweres 
Geschäft  es  ist,  und  wie  viel  Jahre  dazu  erfordert  werden,  ehe  solche 
Menschen  lernen,  Gefühle  der  natürlichen  Rohheit  zu  beherrschen. 

Ich  habe  bei  den  Wärtern  sehr  viel  damit  zu  kämpfen  gehabt,  und 
ungeachtet  die  LTcnhaus-Direction  (in  Bayreuth)  gegen  die  straffälligen 
Wärter  viertägiges  Gefängniss  verfügen  konnte,  so  habe  ich  doch  bei 
dergleichen  Fehlern  Geduld  und  Ermahnung  vorgezogen  und  wirksam 
gefunden,  so  dass  nie  eine  Gefängnissstrafe  verfügt  worden  ist. 

4)  Der  Anwendung  der  hölzernen  Birne  zur  Verhinderung 
unsittlicher  Reden  ist  aus  Missverständniss  eine  gar  nicht  vorhanden 
gewesene  Beschädigung  Schuld  gegeben  worden.  Zum  Ueberfluss  be- 
merke ich,  dass  ich  dieses  Mittel  in  der  Baja-euther  Anstalt,  von  dem 
Antritte  meines  Amtes  an,  sehr  häufig  habe  anwenden  lassen,  ohne 
dass  jemals  eine  Beschädigung  des  damit  Gebändigten  erfolgt  wäre. 
Diese  Birne  kann  auch  bei  der  angegebenen  Länge  und  Dicke  keinen 
Schaden  thun,  zumal  wenn  sie  nach  meiner  ursprünglichen  Angabe  in 
einer  gefütterten  Blechlarve  befestigt  wird,  welche  helmartig  am  Kopfe 
Befestigungspunkte  hat  und  dadurch  unbeweglich  wird. 

5)  Dass  zu  Hülfleistungen  bei  Wüthenden  die  im  Irrenhause  be- 
findlichen dazu  tauglichen  Irren  gebraucht  werden  (auch  ein  Vorwm-f, 
der  dem  Irrenarzte  in  Brieg  gemacht  worden  ist),  kann  nur  derjenige 
tadeln,  Avelcher  keine  Begriffe  von  der  Praxis  in  einem  Irrenhause  hat, 
und  von  dem  Nutzen,  der  dadurch  gestiftet  wird,  dass  wiedergenesende 
L*ren  bei  Epileptischen,  Tobsüchtigen  oder  sonst  ungezähmten  Wahn- 
sinnigen Hülfe  leisten  dürfen.  Ich  habe  es  oft  erfahren,  dass  sie  bei 
schreckhaften  Vorfällen  die  zweckmässigere  Hülfe  zu  leisten  im  Stande 
waren,  und  bekannte  Beispiele  bezeugen,  welche  nützlichen  Dienste  die 
Ii'ren  im  Zeitpunkte  der  Gefahr  und  des  Schreckens  zu  leisten  gewusst 
haben. 

6)  Wenn  das  Exerciren,  das  erzwungene  Fortsetzen  der  Füsse, 
das  gewaltsame  Einflössen  der  von  F.  weggeschütteten  Speise  getadelt 
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worden  ist,  so  ist  dies  wohl  ohne  Grund  geschehen;  denn  die  Art  störri- 
scher Menschen,  welche  die  physische  Nöthigung  abwartet,  ehe  sie  das 
Angeordnete  thut,  bedarf  solcher  Uebermacht,  um  sich  dann  freiwillig 
zu  fügen.  Das  Exerciren  aber  darf  in  einer  so  unvollkommenen  An- 
stalt, wie  die  zu  Brieg,  als  Hauptbeschäftigung  angesehen  werden,  weil 
die  alten  Wärter  selbst  hierzu  die  Lehrmeister  abgeben  können,  eine 
grosse  Menge  Menschen  dabei  leicht  übersehen  und  in  Ordnung  gehalten 
werden  kann, 

7)  Das  Stehen  am  Stricke  ist  eine  dem  Irrenhause  zu  Brieg  eigen- 
thümliche  und  gute  Einrichtung,  die  dadurch  sehr  beruhigend  für  bös- 
artige Tobsüchtige  wirken  kann,  dass  der  böse  Wille  zu  schlagen,  mit 
den  Füssen  zu  stossen  u.  dgl.  dadurch  vereitelt  wird,  und  es  gehört 
dieses  Mittel  zu  der  einfältigen  und  für  die  meisten  Irren  allein  verständ- 
lichen Gesetzgebung,  nach  dem  jus  talionis,  nach  welchem  sie  soviel 
als  möglich  an  den  Gliedern  gezüchtigt  werden,  mit  welchen  sie  Unfug 
verübt  haben.  Es  wäre  übrigens  zu  wünschen,  dass  der  Diaconus  F. 
möchte  losgelassen  worden  sein,  sobald  er,  wie  der  Nachtwächter  D. 
versichert,  ruhig  geworden  war.  Eine  solche  Bereitwilligkeit ,  das 
Schicksal  selbst  des  bösartigen  Irren  zu  erleichtern,  sobald  seine  Füg- 
samkeit nicht  offenbare  Verstellung  ist,  wirkt  meistens  gut,  wie  über- 
haupt bei  der  Irrenbehandlung  der  Uebergang  von  der  Strenge  zur 
Güte  manche  harte  Gemüther  bewegt-,  wo  aber  das  Beharren  bei  der 
Strenge  erforderlich  ist,  da  mag  dies  lieber  durch  eine  angebliche  unver- 
letzliche Hausordnung  geschehen,  als  dass  der  psychische  Arzt  das 
Odium  einer  unerlässlichen  harten  Behandhmg  auf  sich  lade,  wodurch 
er  sich  das  Vertrauen  und  die  Zuneigung  entzieht,  welches  seinen  übri 
gen  Ermahnungen  Gehör  und  Wirksamkeit  verschafft. 

Diese  Bemerkung  kann  jedoch  nur  einer  geordneten  Heilanstalt 
gelten,  wo  der  Arzt  seine  Absichten  nicht  durch  ungeschickte  oder 
schlechtgesinnte  Wärter  verrathen  und  vereitelt  sieht.  Ueberhaupt 
müssen  Sachverständige,  welche  über  diesen  und  ähnliche  Fälle  urthei- 
len  sollen,  sich  bescheiden,  dass  sie  nur  nach  ihren  Voraussetzungen 
muthmasslich  urtheilen  können  und  nie  im  Stande  sind,  die 
Lage  des  Arztes  und  alle  Umstände,  unter  welchen  er  seine  Entschlies- 
sung  fasste,  zu  errathen.  Kein  psychischer  Arzt,  am  wenigsten 
der  an  einer  öffentlichen  Irrenanstalt  angestellte,  wenn  er 
nicht  durch  Dienstinstructionen  und  Regulative  in  seiner 
Verfahrungsweise  ausdrücklich  eingeschränkt  ist,  darf  über 
Anwendung  von  Heilmitteln,  wenn  sie  nicht  etwa  durch 
die    allgemeine    Erfahrung   von   Kunstverständigen    als    an 
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sich    oder    sclilecliterdings    scliadlicli    anerkannt    sind,    zur 
Verantwortung  gezogen  werden. 

Sollte  auch  der  jüngere  Arzt  in  solchen  Fällen  den  Eath  und  die 
Belehrung  des  erfahrenem  bedürfen,  so  werde  sie  ihm  mit  derjenigen 
Schonung  zu  Theil,  welche  sein  Bestreben,  wissenschaftlich  fortzu- 
schreiten, erheischt,  und  nie  vergesse  man  die  humane  Erinnerung  des 
ältesten  und  erfahrensten  aller  jetzt  in  Europa  lebenden  Irrenhausärzte, 
des  Herrn  Pinel  zu  Paris,  der  in  dem  Dictionnaire  des  sciences  medi- 
cales.  Tom.  I.  Art.  alienation.  S.  31  über  einen  unpassenden  Vorschlag, 
den  L-renhausarzt  vor  Fehlgriffen  zu  bewahren,  sich  folgendermassen 
äussert:  „Mir  scheint  es  viel  gerathener  zu  sein,  sich  nur  an  einen 
Arzt  zu  halten,  auf  ihn  alle  Verantwortlichkeit  zu  übertragen  und  ihm 
zu  verstatten,  seine  Irrthümer  durch  sich  selbst  zu  erkennen  und 
zu  berichtigen.  (gez.)  Langermann." 

Dies  war  derselbe  Staatsrath  Lang  ermann,  welcher  den  Chef  der 
Medicinalverwaltung  zur  Criminaluntersuchung  gegen  Hörn  gedrängt 
hatte,  und  welcher,  merkwürdig  genug,  seine  verdienstliche  Laufbahn 
mit  der  Einrichtung  des  L'renhauses  zu  Baji-euth  begonnen  und  sich 
durch  seine  Liaugural-Dissertation :  „<^e  methodo  cognoscendi  curandique 
animi  morbos  stabilienda.  Je.nae  1191}'-  einen  literarischen  Euf  gegrün- 
det hatte. 

Auch  der  Dr.  Fischer  wurde  schliesslich  im  Jahre  1820  vollkom- 
men freigesprochen;  und  bei  Gelegenheit  des  dem  Justizminister  zur 
Bestätigung  eingesandten  Erkenntnisses  erliess  derselbe  unter  dem 
7.  Aug.  1820  an  das  Oberlandesgericht  zu  Breslau  eine  Verfügung, 
welche  für  den  vorhegenden  Gegenstand  von  grosser  TTichtigkeit, 
aber,  wie  es  scheint,  seither  wenig  beachtet  worden  ist.  Li  derselben 
heisst  es: 

,,Da  nach  Ausweis  der  mittels  Berichts  vom  1.  Mai  c.  einge- 
reichten Akten  in  der  Lntersuchungssache  wider  den  Stadtphysi- 
cus  Dr.  F.  und  den  Lrenhausvater  M.  nicht  bloss  die  Behandlung 
des  Diaconus  F.  von  Seiten  beider  Denunciaten,  sondern  auch 
die  dem  Dr.  F.  Schuld  o-e^-ehene  Verletzuus:  seiner  Pflichten  als 
LTcnarzt  überhaupt ,  zum  Gegenstand  der  Untersuchung  und 
Entscheidung  gemacht  worden,  ungeachtet  das  Gutachten  der 
wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medicinalwesen,  das  hier- 
auf sich  beziehende  Rescript  des  Königl.  Ministerii  des  Innern 
und  die  Requisition  der  Regierung  zu  Breslau  bloss  auf  den 
ersten  Punkt  gerichtet  gewesen  sind;    so  hat  sich  der  Justiz- 

K  aus  ch  ,  die  K  uns  [fehler.  q 
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minister  veranlasst  gefunden,  wegen  des  zweiten  Punkts  zuvör- 
derst mit  dem  König!.  Ministerio  für  die  geistlichen,  Unterrichts- 
und  Medicinalangelegenlieiten  in  Correspondenz  zu  treten,  und 
es  wird  dessen  Antwort  dem  Criminalsenat  des  Oberlandesgerichts 
im  Auszuge  mitgetlieilt. 

Das  Erkenntniss  wird  nunmehr  dahin  bestätigt,  dass 

1)  der  Dr.  Carl  Gottlob  i\  von  der  Anschuldigung,  seine  Pflichten 
als  Irrenarzt  sowohl  überhaupt,  als  auch  besonders  bei  der  Be- 
handlung des  am  10.  Februar  I8l4  im  L'renhause  zu  B.  verstor- 
benen Diaconus  F.  verletzt  und  den  Tod  des  Letzteren  durch 
kunst-  und  pflichtwidrige  Behandlung  veranlasst  zu  haben,  völlig 
freizusprechen, 

2)  Der  Irrenhausvater  Johann  Friedrich  M.  von  der  Anschuldi- 
gung, seine  Pflichten  in  dieser  Eigenschaft  auf  eine  grobe  Art 
verletzt  und  dadurch  zu  dem  Tode  des  irren  Diaconus  F.  Anlass 
gegeben  zu  haben,  völlig  freizusprechen,  und  in  Ansehung  des 
ihm  zur  Last  fallenden  voreiligen  und  unbedachtsamen  Beneh- 
mens gegen  denselben  und  des  hierdurch  begangenen  geringen 
Versehens  mit  aller  Strafe  zu  verschonen. 

Die  von  dem  Collegio  ausgesprochene  Ansicht,  dass,  der  Regel 
nach,    aus   keiner   Untersuchung,   welche    gegen   einen   Arzt 
wegen  angeblich  culposer  ärztlicher  Behandlung  geführt  werde, 
etwas  herauskommen  könne,  und  überhaupt  die  Untersuchung 
der  Innern  Amtsführung  eines  Beamten,  wenn  kein  Vorwurf 
eines  Verbrechens  damit  verbunden,  vor  kein  Criminalgericht 
gehöre, 
kann  so  unbedingt,  wie  sie  ausgesprochen  ist,  theils  zu  Missver- 
ständnissen Veranlassung  geben  und  bei  öffentlicher  Verbreitung 
der  Erkenntnissgründe  selbst  schädlich  werden,  theils  aber  ist  sie 
in  der  That  nur  mit  Modificationen  richtig. 

Eine  wirkliche  Culpa  des  Arztes  gehört  allerdings  vor  das 
Forum  des  Criminalrichters,  nicht  so  der  Fall,  wo  er  aus 
Unwissenheit  fehlt.  Ein  Fehler  des  Willens,  insofern  man  hier- 
unter auch  den  Fall  der  unterlassenen  Aufmerksamkeit,  zu  wel- 
cher das  Gesetz  oder  der  Beruf  verpflichteten,  begreift,  worauf 
sich  das  Gebiet  des  Criminalrichters  doch  beschränken  muss,  ist 
in  dem  letzteren  Falle  um  so  weniger  vorhanden,  als 
der  Arzt  durch  die  nach  vorhergegangener  Prüfung  erhaltene 
Approbation  zu  der  Meinung   berechtigt  wird,    dass  es   ihm   an 
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den   zur  Ausübung-    der   Heilkunde    erforderliclien   Kenntnissen 
nicht  feUe." 

(Generalact.  des  Justizm.  C.  2417 — Rev.  Pens.  I.  No.  1. 
Vol.  6.  Fol.  73.  Ergänz,  z.  Criminab.  S.  559.) 
Dass  die  Wissenschaft  den  Hörn  sehen  Fall,  nachdem  derselbe  in  die 
Oeffentlichkeit  gelangt  war,  nicht  unbenutzt  lassen  konnte,  versteht  sich 
von  selbst.  Mau  war  jedoch  im  Allgemeinen  so  wenig  auf  die  Möglich- 
keit einer  derartigen  Criminaluntersuchung  vorbereitet,  dass  die  unmit- 
telbare Wirkung  mehi-  in  einer  erbitterten  Polemik,  als  in  einer  wissen- 
schaftlichen Fixiruno-  des  für  die  Beurtheilun»-  ärztlicher  Kunstfehler 
aufzustellenden  Princips  sich  äusserte.  Erst  nachdem  Skalley  seine 
Schrift:  ,,Ueber  die  gesetzliche  Zurechnung  des  Erfolgs  eines  Heilver- 
fahi-ens"  (siehe  oben  S.  30.)  herausgegeben  hatte,  wiu-de  dieser  Gegen- 
stand wissenschaftlich  erörtert.  Allerdings  nur  von  zwei  Männern^  aber 
von  zwei  solchen,  deren  Streben  nicht  darin  bestand,  die  Wissenschaft 
durch  ihre  amtliche  Stellung  zu  beherrschen,  sondern  darin,  dem  Staate 
durch  ihre  wissenschaftlichen  Leistungen  zu  dienen. 

Jeder  kennt  die  gelehi-te  Abhandlung  von  Adolph  Henke  im 

4.  Band  seiner  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  gerichtlichen  Me- 
dicin:  ,, Beiträge  zu  der  Lehre  von  der  rechtlichen  und  gerichtlich- 
medicinischen  Beurtheilung  der  den  Medicinalpersoneu  angeschuldigten 
Kunstfehler.''  Er  kommt  zu  denselben  Resultaten  vom  medicinischen 
Standpunkte  aus,  zu  welchen  das  Kammergericht  in  seinem  Erkennt- 
niss  und  Skalley  in  seiner  Deduction  vom  gerichtlichen  Gesichtspunkte 
aus  gelangt  sind.  Und  dass  diese  Ansichten  nicht  neu  seien,  darauf 
deutet  Henke  schon  durch  das  gewählte  Motto  hin:  ^,Totus  ille  In  me- 
dicina  forensi  locus:  de  judicanda  vitiosa  curatione  morborum:  mihi 
quidem  videtur  non  aliqua  scriptorum  negligentia  incultus  ac  desertus 
es.se,  sed,  propter  suam  ipsius  inex  super  ab  ilem  difficultatem  asperitatem- 
que,  omnino  inaccessus  ac  desperatus. 

E.  Platner." 

Nächst  Henke  war  es  aber  der  treffliche  Mittermaler,  welcher, 
bei  Gelegenheit  des  Hornschen  Falles,  die  Frage:  „Li  wiefern  der  Arzt 
wegen  des  Erfolgs  seines  Heilverfahi-ens  vor  dem  Criminalgerichtshofe 
verantwortlich  sei,"  in  Betracht  zog,  und  welcher  unsern  besondern 
Dank  dafür  verdient,  dass  er,  wie  wir  später  sehen  werden,  diesem  für 
den  ärztlichen  Beruf  so  wichtigen  Gegenstande  bis  auf  den  heutigen 
Tag  seine  Theiluahme  g-ewidmet  hat.  In  dem  von  ihm  mitherauso-eo^e- 
benen  „neuen  Archiv  des  Criminabechts,"  Bd.  LEI.  1819,  bespricht  er 

5.  346 — 357  den  Hornschen  Fall  und  sagt: 

9* 
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„Der  Vorfall  hat  mannigfaltiges  Interesse  für  den  juristischen 
Leser.  Von  grossem  Nachtlieile  musste  es  auf  die  Untersuchung  sein, 
dass  sich  so  viele  Behörden  in  den  Process  mischten;  der  Criminal- 
gerichtsliof  muss  sich  frei  von  allen  Insinuationen  erhalten;  durch  die 
Aeusserung  der  Unzufriedenheit  von  Seiten  der  Oberpolizeibeliörde  und 
die  immer  eine  Art  von  moralischem  Zwang  enthaltende  Aeusserung 
des  Justizministers  wurde  das  Kammergericht  angetrieben,  eine  Unter- 
suchung anzufangen,  die  nach  meiner  Ueberzeugung  niclit  vor  das 
Criminalgericlit  gehörte.  Wer  Erfahrung  in  Criminalsachen  bat,  weiss, 
dass  aus  keiner  Untersuchung,  welche  gegen  einen  Arzt  wegen  angeb- 
lich culposer  ärztlicher  Behandlung  geführt  wird,  etwas  herauskommen 
kann.  Nöthigt  man  ein  Criminalgericht  doch  dazu,  so  wird  es  an  Tadel 
einer  solchen,  ohne  Grundlage  angestellten  und  ohne  Princip  (weil  sich 
keines  finden  lässt)  geleiteten  Inquisition  nie  fehlen.  Die  Untersuchung 
der  Innern  Amtsführung  eines  Beamten,  wenn  kein  Vorwurf  eines  Ver- 
brechens mitverbunden  ist,  gehört  vor  kein  Criminalgericht,  wenn  man 
nicht  mit  Criminalprocessen  spielen  will. 

Am  wichtigsten  für  den  Criminalisten  ist  aber  der  Vorfall  in  An- 
sehung der  Frage:  inwiefern  der  Arzt  wegen  des  Erfolges  seines  Heil- 
verfahrens vor  dem  Criminalgerichtshofe  verantwortlich  sei?  Skalley 
zeigt  in  seiner  Schrift,  dass  einem  ausübenden  Arzte  der  unglückliche 
Erfolg  seines  Heilverfahrens  nach  den  preussischen  Gesetzen  nur  als- 
dann zur  Schuld  gerechnet  werden  könne ,  wenn  der  Erfolg  als  die  un- 
mittelbare Wirkung  einer  groben  Vernachlässigung  der  dem  Arzte 
obliegenden  allgemeinen  A^'orsicht  vollständig  erwiesen  ist.  Aber  auch 
das  gemeine  Recht  enthält,  nach  meiner  Ueberzeugung,  keinen  andern 
Grundsatz.  1)  Der  Art.  134  C.  C.  C.  möchte  schon  überhaupt  schwer 
bei  uns  anzuwenden  sein,  wenn  man  erwägt,  dass  die  Aerzte,  von 
welchen  die  C.  C.  C.  spricht,  mit  unsern  vom  Staate  examinirten  und 
approbirten  Aerzten  gar  nicht  zu  vergleichen  sind;  unsre  Staaten,  wenn 
sie  einmal  Aerzte  autorisiren  und  ihnen  das  Recht  der  Praxis  geben, 
müssen  unbedingtes  Vertrauen  auf  sie  setzen  und  dem  Gewissen  des 
Arztes  die  treue  Besorgung  der  Kranken  überlassen.  2)  Auch  unter  das 
Strafgesetz  über  die  Fahrlässigkeit  lassen  sich  ärztliche  Fehler  nicht 
leicht  subsumiren,  da  sein  unter  der  Autorität  des  Staates  angewendetes 
Heilverfahren,  weit  entfernt ,  nur  zu  ahnen,  dass  seine  Handlung  ge- 
fährlich werden  könne ,  auf  Abwendung  jeder  Gefahr  und  Heilung  be- 
rechnet ist.  In  der  Anwendung  der  zur  Kunst  erforderlichen  gemeinen 
Kenntnisse  findet  der  Arzt  Schutz  gegen  jeden  Vorwurf.  3)  Die  ärzt- 
liche Kunst  selbst  ist  so  wenig  an  unfehlbare  gleiche  Regeln  gebunden, 
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dass  eine  meclianische  Einriclitmig  der  Handlungsweise  des  Arztes  nicht 
möglich  wäre.  4)  Auch  im  unglücklichsten  Falle  kann  kein  Anderer, 
der  nicht  vom  Anfange  an  den  Kranken  selbst  als  Arzt  beobachtete, 
dem  Arzte  vorwerfen,  dass  ein  gewisses  Mittel  nicht  indicirt  war;  5)  um 
so  weniger,  als  nicht  zu  beweisen  ist,  dass  der  unglückliche  Erfolg  die 
unmittelbare  Wirkung  der  ärztlichen  Handlung,  und  nicht  vielmehr  die 
Folge  verschiedener  Zwischenursache ii  war.  6)  Wir  würden  nicht  auf 
der  hohen  Stufe  ärztlicher  Kunst  stehen,  wenn  niemals  heroische  Mittel 
angewendet  worden  wären,  und  jedem  Arzte  kommen  Zwangslagen 
vor,  in  welchen  nur  ein  ausserordentliches,  freilich  gewagtes  Mittel, 
retten  kann.  Ein  Arzt  kann  nach  meiner  Ansicht  nur  dann  wegen  des 
Heilverfahrens  zur  criminellen  Verantwortlichkeit  gezogen  werden,  wenn 
a)  ihm  böser  Vorsatz  bewiesen  werden  kann,  wenn  er  bj  chirurgische 
Operationen  sich  erlaubt  und  dadurch  schadet,  er  also  als  Pfuscher  er- 
scheint, indem  er  in  eine  Sphäre  übergeht,  die  ihm  nicht  bekannt  ist; 
wenn  er  c)  mit  gänzlicher  Vernachlässigung  der  gemeinen  Kenntnisse 
eine  absolut  nur  aus  Vernachlässigung  dieser  gemeinen  Kenntnisse  er- 
klärbare Kur  vornimmt,  wenn  er  d)  in  seinen  ärztlichen  Vorschriften 
auch  die  gemeine  Vorsicht  unterlässt,  z.  B.  in  der  Trunkenheit  dem 
Kranken  eine  zum  äusserlichen  Gebrauche  bestimmte  Medicin  innerlich 
eingiebt;  e)  wenn  er  einen  Kranken,  dessen  Behandlung  er  einmal  über- 
nommen hat,  in  gefährlichen  Momenten  ohne  Weiteres  verlässt.  In 
allen  diesen  Fällen  ist  eine  criminelle  Untersuchung  zulässig,  ohne  die 
ärztliche  Kunst  und  die  Eln-e  derselben  anzutasten.  Wem  es  dagegen 
einfallen  würde,  wegen  einer  misslungenen  Trepanation  oder  wegen  des 
unglücklichen  Ausgangs  der  Anwendung  irgend  eines  heroischen  Mittels 
Aerzte  vor  den  Criminalrichter  zu  ziehen,  miisste  ungesäumt  neue  eigene 
Criminalgerichtshöfe  einrichten." 

So  hatte  die  Veröffentlichung  eines  einzigen  Falles  genügt,  um  die 
Frage  über  die  Zurechnung  ärztlicher  Kunstfehler  zu  Gunsten  der  freien 
Wissenschaft  zu  lösen;  und  diese  Lösung  konnte  um  so  mehr  als  eine 
durchgreifende  und  nachhaltige  angesehen  werden,  als  ähnliche  Unter- 
suchungen nicht  weiter  bekannt  wurden,  und  Klug  unter  den  von  ihm 
1828  herausgegebenen  16  ,,medicinisch-gerichtlichen  Gutachten  der 
wissenschafthchen  Deputation"  nicht  ein  einziges  mitzutheilen  hatte, 
dessen  Gegenstand  ein  einem  Arzte  angeschuldigter  Kunstfehler  ge- 
wesen war. 

Und  auch  die  Literatur  hielt  die  Sache  für  erledigt,  so  dass  bis 
zum  Jahre  1853,  meines  Wissens,  nur  ein  ganz  vereinzelter  Aufsatz  er- 
schien, welcher  diesen  Gegenstand  gelegentlich  einiger  anderen  crimi- 
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nalistisclien  Fragen  mit  in  Betraclit  zog  und  nachwies,  dass  schon  im 
altrömischen  Recht  eine  strafrechtliche  Verfolgimg  wegen  ärztlicher 
Kunstfehler  nicht  zulässig  war.  Im  „Archiv  des  Criminalrechts"  Jahr 
1838  S.  573  sq.  befindet  sich  nämlich  ein  Artikel:  „Beiträge  zur  Er- 
örterung criminalistischer  Fragen^'  von  Professor  Geib  in  Zürich,  in 
welchem  es  heisst: 

„Es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  von  unsern  heutigen  Criminalisten 
das  Studium  der  sogenannten  nichtjuristischen  Classiker  so  auffallend 
vernachlässigt,  und  anstatt  grade  hierin  eine  der  wichtigsten  Quellen 
ihrer  Wissenschaft  zu  finden,  fast  durchgängig  nur  als  nutzlose  Curio- 
sität  und  leere  Spielerei  betrachtet  wird.  Dass  man  ausser  den  Justi- 
nianischen Sammlungen  auch  noch  den  Codex  Theodosianus,  die  Re- 
ceptae  Sententiae  von  Paulus,  und  die  Collatio  L.  L.  Mosaic.  et.  Roman, 
gelesen  haben  müsse,  um  über  römisches  Criminalrecht  mitsprechen  zu 
können,  hat  noch  Niemand  bezweifelt;  allein,  dass  es  ebenso  nothwen- 
dig  ist,  den  ganzen  Kreis,  nicht  bloss  der  römischen,  sondern,  wenig- 
stens in  so  weit  sie  sich  auf  römische  Verhältnisse  beziehen,  auch  der 
griechischen  nichtjuristischen  Schriftsteller  zu  kennen,  ist  von  der  Mehr- 
zahl der  neueren  Criminalisten  jedenfalls  noch  nicht  durch  die  That 
anerkannt  worden.  Und  dennoch  scheint  es  aus  der  eigenthümlichen 
Natur  des  ganzen  Alterthums,  aus  dem  allgemeinen  Interesse,  welches 
vorzüglich  Criminalprocesse  in  Folge  des  öffentlichen,  nur  auf  die  An- 
gelegenheiten des  Staates  gerichteten  Lebens  erregten,  gleichsam  von 
selbst  sich  zu  ergeben,  dass  wir  sogar  bei  denjenigen  Schriftstellern, 
von  welchen  man  nach  dem  Gegenstande  ihrer  Werke  es  am  aller- 
wenigsten erwarten  sollte,  oft  die  wichtigsten  Nachrichten  und  Auf- 
schlüsse für  unsere  Wissenschaft  antreffen.  Wenn  freilich  das  römische 
Alterthum  denselben  Charakter  an  sich  getragen  hätte,  Avie  unsere 
moderne  Zeit,  so  würde  es  sich  —  vom  criminalistischen  Standpunkte 
betrachtet  —  allerdings  kaum  der  Mühe  lohnen,  ein  besonderes  Studium 
auf  die  Schriften  seiner  Redner,  Dichter,  Historiker,  Philosophen,  Epi- 
stolographen  u.  s.  w.  zu  verwenden:  allein  eben  weil  es  einen  andern 
Charakter  gehabt  hat,  weil  jede  Privatangelegenheit,  namentlich  aber 
jede  Bestrafung  eines  Verbrechens  gleichsnm  als  Sache  des  ganzen 
Volkes  erschien,  konnten  auch  seine  Schriftsteller  überhaupt,  und  muss- 
ten  dieselben  gewissermassen  bei  jeder  Veranlassung  auf  diese  Ange- 
legenheiten zurückkommen,  und  anstatt  selbst  die  Belege  und  Beispiele 
für  so  manche  ihrer  sonstigen  Ansichten  und  Behauptungen  aus  der 
eignen  Phantasie  zu  schöpfen,  war  es  ihnen,  weil  sie  hier  immer  an 
allgemein  Bekanntes  erinnerten,  auf  diese  Art  möglich,  sich  auch  inso- 
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fern  an  das  wirkliche  Leben  anziischliessen  und  gerade  dadurch  ihrer 
Darstellung  selbst  wieder  eine  besondere  Lebendigkeit  und  Allgemein- 
verständlichkeit zu  verschaffen. 

Ich  beschränke  mich  für  jetzt  darauf,  hinsichtlich  einiger,  auch 
in  praktischer  Beziehung  wichtiger  Controversen  auf  ein  paar  Stellen 
aufmerksam  zu  machen,  welche  bisher  entweder  völlig  übersehen  oder 
doch  gerade  in  der  neuesten  Zeit  wieder  durchgängig  ausser  Acht  ge- 
lassen worden  sind. 

Hauptsächlich  durch  den  Art.  134  der  Peinlichen  Gerichtsordnung 
veranlasst,  haben  schon  die  älteren  deutschen  Criminalisten  gewöhnlich 
eine  besondere  Aufmerksamkeit  auf  die  Frage  gerichtet,  nach  welchen 
Grundsätzen  man  einen  Arzt  wegen  des  Erfolges  seiner  Kuren  verant- 
Avortlich  machen,  d.  h.  nach  welchen  Grundsätzen  man  die  hierbei 
begangenen  Kunstfehler  beurtheilen  und  resp.  bestrafen  müsse :  —  eine 
Frage,  welche  auch  in  der  neuesten  Zeit  wieder  vielfach  zur  Sprache 
gebracht  und  sowohl  von  Aerzten  als  Juristen  wiederholt  erörtert  wor- 
den ist.  Dass  es  dabei  nicht  von  dem  in  der  Praxis  ohnedies  wohl 
höchst  seltenen  Falle  sich  handelt,  wenn  ein  Arzt  absichtlich  eine 
solche  Behandlungsart  einschlägt,  um  so  seinem  Patienten  an  Leib  oder 
Leben  zu  schaden,  sondern  dass  dieser  Fall,  wie  es  auch  der  angeführte 
Art.  134  der  P.  G.  0.  aussjjricht,  ganz  nach  den  gewöhnlichen  Pegeln 
über  Vergiftung  und  beziehungsweise  über  Tödtung  und  Körperver- 
letzung überhaupt  zu  bestimmen  ist,  versteht  sich  von  selbst.  Dagegen 
aber  gehören  die  andern  Fälle,  wo  Avegen  angeblicher  Fahrlässig- 
keit des  Arztes,  und  wegen  dadurch  herbeigeführter  Xachtheile  für 
den  KJranken  eine  gerichtliche  Untersuchung  gegen  erstem  eingeleitet 
wird,  gerade  nicht  zu  den  criminalistischen  Selten]ieiten;  und  um  so 
mehr  ist  es  daher  zu  bedauern,  dass  man  über  die  hier  zu  befolgenden 
Grundsätze  noch  keineswegs  im  Klaren  zu  sein  scheint. 

Eine  Hauptursache  der  versdiiedenen  Ansichten  und  der  mancher- 
lei Missgriffe,  welche  man  sich  in  dieser  Beziehung  zu  Schulden  kom- 
men liess,  liegt  jedoch  offenbar  darin,  dass  man  den,  zum  Tlieil  sc'  on 
von  der  Carolina  hervorgehobenen  Unterschied  zwi-chen  eigentlichen 
Aerzten  und  blossen  Pfuschern  und  Quacksalbern  nicht  gehörig  fest- 
gehalten hat,  und  namentlich  mehrere  Stellen  des  römischen  Rechts, 
welche  ausschliesslich  nur  von  diesen  letzteren  sprechen,  auf  die  Aerzte 
überhaupt  anwenden  zu  können  glaubte.  Die  Handlungsweise  dieser 
Pfuscher  und  Quacksalber  aber,  wie  dieses  auch  Henke  neuerdings 
wieder  dargethan  hat,  ist  von  dem  Verfahren  wirklicher  Aerzte  durch- 
aus verschieden,  und  in  sofern  hier  —  was  freilich  vom  lesrislativen 
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Standpunkte  betrachtet  als  das  Wünsch enswerthefte  erschemen  mag  — 
nicht  durch  eigene  Gesetze  Fürsorge  getroffen  ist,  leidet  es  keinen 
Zweifel,  dass  auf  sie  ganz  die  gewöhnlichen  Gesetze  über  Culpa,  und 
beziehungsweise  selbst  über  Betrug  zur  Anwendung  zu  bringen  sind; 
ja  es  muss  dieses,  wie  ich  glaube,  sogar  dann  der  Fall  sein,  wenn  es 
sich  zwar  nicht  von  eigentlichen  Pfuschern,  wohl  aber  von  solchen  Per- 
sonen handelt,  die,  wie  z.  B.  Wundärzte,  Geburtshelfer,  Hebammen, 
Apotheker  u.  s.  w.  durch  Uebernahme  von  Kuren,  welche  nicht  zu 
ihrem  eigentlichen  Fache,  sondern  in  das  Gebiet  der  Medicin  im  engern 
Sinne  gehören,  irgend  einen  Schaden  gestiftet  haben.  Culpa  est,  immis- 
cere  se  rei  ad  se  non  pertinenti. 

Was  dagegen  die  wirklichen  Aerzte  betrifft,  so  erscheint  ihre  Ver- 
antwortlichkeit wegen  des  Erfolges  eines  von  ihnen  eingeschlagenen 
Heilverfahrens  unter  einem  ganz  andern,  nach  den  gewöhnlichen  Ge- 
setzen über  Culpa  gar  nicht  zu  beurtheilenden  Gesichtspunkte;  und 
nach  meiner  Ueberzeugung  kann  hier  von  einer  gerichtlichen  Verfol- 
gung und  Bestrafung  nur  dann  die  Rede  sein,  wenn  sich  nachweisen 
lässt,  dass  dieselben  entweder  durch  unverantwortliches  Nichthandeln 
schaden,  wie  z.  B.  wenn  ein  Arzt  unter  dem  Vor  wände  der  Nachtzeit 
u.  dgl.  sich  weigert,  einen  gefährlich  Verwundeten  zu  besuchen,  und 
dieser  dann  vor  Anbruch  des  Tages  stirbt,  nach  Aussage  der  Kunstver- 
ständigen aber  durch  rechtzeitige  Hülfe  hätte  gerettet  werden  können, 
oder  wenn  dieselben  zwar  handeln,  allein  wegen  eigenen  Verschuldens, 
z.  B.  wegen  Trunkenheit,  nicht  im  Stande  sind,  von  ihren  ärztlichen 
Kenntnissen  Gebrauch  zu  machen,  und  auf  diese  Weise  jetzt  ein  Nach- 
theil entsteht,  oder  endlich  wenn  sie  solche  Heilmittel  anwenden,  die 
entweder  an  sich,  oder  nach  der  besondern  Natur  der  (richtig  erkannten) 
Krankheit  als  absolut  schädlich,  oder  doch  wenigstens,  wie  z.  B.  Be- 
handlung gewöhnlicher  Koj^fschmerzen  mit  den  energischsten  Mitteln 
gegen  Hirnentzündung,  als  mit  der  fraglichen  Krankheit  in  offenbar 
gefährlichem  Missverbältnisse  stehend  betrachtet  werden  müssen,  und 
dadurch  nun  der  Tod  oder  eine  sonstige  Beschädigung  des  Patienten 
herbeigeführt  wird.  Abgesehen  von  diesen  Fällen  dagegen  glaube  ich, 
dass  mau  an  dem  Grundsatze  festhalten  muss,  es  dürfe  hier,  —  wenn 
man  nicht  das  ganze  Wesen  der  medicinischen  Wissenschaften  zerstören 
und  jede  höhere  Entwickelung  derselben  gleich  von  vorn  herein  unmög- 
lich machen  will  —  selbst  Avenn  die  gewagtesten  und  sogenannten  heroi- 
schen Kuren  unglücklieb  ausfallen,  eine  gerichtliche  Verfolgung  überall 
nicht  Statt  finden:  und  gerade  dieser  Grundsatz  ist  es  denn,  welcher  in 
einer  Stelle  bei  Plinius  so  bestimmt  hervorgehoben  wird,  und  durch  die 
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beigefügte  Bemerkung,  dass  eine  derartige  Bestrafung  von  Aerzten  noch 
niemals  in  Kom  vorgekommen  sei,  nicht  bloss  in  historischer,  sondern 
selbst  in  praktischer  Hinsicht  ein  besonderes  Interesse  erhält,  dass  es 
nicht  überflüssig  scheint,  diese  Stelle,  auf  welche  zwar  namentlich  auch 
schon  S.  Fr.  Böhmer  hingewiesen  hat,  die  aber  gerade  von  den  neue- 
ren Criminalisten  wieder  völlig  ausser  Acht  gelassen  worden  ist,  neuer- 
dings in  Erinnerung  zu  bringen.  Dieselbe  lautet  so:  Nulla  praeterea 
lex,  quae  puniat  inscitiam,  capitaJe  7iullum  exeiiiplum  vindictae.  Discunt 
periculis  nostris  et  experimenta  per  mortes  agimt,  medicoqiie  tantiim  ho- 
minem  occidisse  impunitas  summa  est.  (Plinius,  Natur.  Histor.  XXIX. 
1.  §  18.  Bei  Böhmer  Meditatt.  in  C.  C.  C.  ad  Art.  134.  §  3  ist  in 
diesem  Citat  statt  Lib.  XXIX  unrichtig  Lib.  XIX  gedruckt,  und 
Henke  hat  diesen  Fehler  in  seinen  Abhandlungen  Bd.  IV.  S.  54  auf- 
genommen.)" 

Es  zeigt  von  einem  grossen  und  traurigen  Rückschritt  der  gericht- 
lichen Medicin,  dass  nach  alledem  im  Jahre  1855  der  oben  (sub.  IL) 
mitgetlieilte  Krieger sclie  Fall  überhaupt  möglich  war.  Trauriger  aber 
noch  ist  es,  dass  seine  Veröffentlichung  in  medicinischen  und  juristischen 
Zeitungen  ohne  alle  Wirkung  geblieben,  und  nicht  eine  einzige  Stimme 
gegen  Herrn  Geheimrath  Casper  sich  erhoben  hat.  Ich  will  diese 
Schuld  zu  tilgen  nicht  ablehnen,  da  man  mich  dazu  aufgefordert. 


V. 


Der  Herr  Geheimrath  Gas  per  im  Dr.  Krieg  er  sehen 

Fall. 

Der  Tenor  des  von  dem  Geheimrath  Casper  und  dem  Wundarzt 
Cosson  abgegebenen  Gutachtens  lautete  (s.  oben  S.  56): 

1)  dass  das  Kind  quaest.  an  einer  organischen  Wassersucht  ge- 
storben ist; 

2)  dass  diese  Ki-ankheit  an  und  für  sich  eine  tödtliche  gewesen; 

3)  dass  aber  die  umfangreichen  Verbrennungen,  welche  das  Kind 
erlitten,  das  tödtliche  Ende  der  Krankheit  beschleunigt  haben; 

4)  dass  die  Art  der  Anwendung  des  Spiritusdampfbades  Seitens  des 
Dr.  Krieger  die  absolut  gefahrlose  vorschriftsmässige  Methode 
nicht  gewesen. 

Sie  haben  jedoch  später,  wie  der  Staatsanwalt  in  seiner  Anklageschrift 
(S.  46)  ausdrücklich  bemerkt,  mit  Bezug  auf  die  Bestimmung  des 
§.  185  des  Strafgesetzbuches  dieses  Gutachten  dahin  erläutert, 

,,dass  die  Verbrennungen  allerdings  den  Tod  wirklich  zur  Folge  ge- 
habt haben ,  wenn  schon  derselbe  auch  später  durch  die  unheilbare 
Krankheit  des  Kindes  erfolgt  sein  würde,  so  dass  also  die  Tödtung 
des  Kindes  durch  die  Brandverletzungen  erfolgt  sei." 
Der   von   der  Vertheidigung  berufene  Dr.   Stich   trat   den  Aus- 
führungen des  Casp ersehen  Gutachtens  sowohl  in  Beziehung  auf  die 
Todesursache,  als  auf  das  technische  Verfahren  entschieden  entgegen, 
indem  er  die  drei  Fragen: 

1)  ist  es  möghch,  mit  Gewissheit  anzugeben,  ob  das  Kind  Ludwig 
Robert  Albert  Schulz,  geboren  den  24.  Septbr.  1851,  gestorben 
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am  24.  Novbr.  1854,  nicht  auch  ohne  Hinzutreten  der  Brand- 
wunden in  derselben  Zeit  gestorben  sein  würde? 

2)  ist  es  wahrscheinlich  oder  nicht,  dass  die  Brandwunden  den  Tod 
des  Kindes  herbeiführten  oder  beschleunigten? 

3)  fällt  dem  Angeklagten  ein  Versehen  bei   der  Anwendung   des 
Bades  zur  Last? 

einer  sorgfältigen  und  gründlichen  Erörterung  unterwarf  und  in  einer, 
dem  Laien  vollkommen  klaren  und  verständlichen  Form  sich  mit  Be- 
stimmtheit dahin  aussprach : 

1)  dass  es  nicht  möglich  sei,  mit  Gewissheit  zu  behaupten,  das  Kind 
hätte  ohne  Hinzutreten  der  Brandwunden  länger  gelebt; 

2)  dass  es  durchaus  nicht  wahrsclieinlich  sei,  dass  die  Brandwunden 
den  Tod  des  Kindes  herbeigeführt  oder  beschleunigt  haben ; 

3)  dass  dem  Angeklagten  ein  Versehen   bei   der  Anwendung   des 
Bades  nicht  zur  Last  falle. 

Auf  die  Aufforderung  des  Gerichtspräsidenten,  sich  über  die  Ein- 
wurfe des  Dr.  Stich  zu  äussern,  gab  Herr  Geheimrath  Casper  die  Er- 
klärung ab  (S.  75): 

,,dass  er  sich  auf  privatärztliche  Discussionen  in  foro  grundsätzlich 
nicht  einlasse,  und  dass  er  lediglich  bei  seinem  abgegebenen  Gutach- 
ten stehen  bleibe." 
Ob  Herr  Geheimrath  Casper  solche  Grundsätze,  wo  es  sich  um  die 
Ehre  und  die  Freiheit  eines  lediglich  auf  Grund  seines  gerichtsärztlichen 
Gutachtens  angeschuldigten  Collegen  handelte,  geltend  zu  machen  be- 
rechtigt war,  möge  dahingestellt  bleiben,  da  der  Richter  das  ihm  zu  Ge- 
bote stehende  Auskunftsmittel  sofort  ergriff,  und  der  Gerichtshof  die 
gutachtliche    Beurtheilung    des    Medicinalcollegiums    einzufordern    be- 
schloss.     Die  zu  diesem  Zwecke  dem  Medicinalcollegium  zur  Beantwor- 
tung vorgelegten  Fragen  lauteten: 

a)  in  welchem  Stadium  sich  die  Krankheit  des  Kindes  zur  Zeit  der 
Verbrennung  befunden-, 

b)  ob  das  Ableben  des  Kindes  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung)  in 
jedem  Augenblick  zu  erwarten  gewesen; 

c)  ob  die  Auflösung  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung)  erst  nach 
Wochen  oder  Monaten  zu  erwarten  gewesen; 

d)  ob  in  den  Brandwunden  eine  Beschleunigung  des  Ablebens  des 
Kindes  zu  suchen,  und 

e)  ob  und  welcher  Vorwurf  etwa  den  Angeklagten  in  der  technischen 
Herrichtung  des  Dampfbades  treffe; 
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und  das  Medicinalcollegiiim  sprach  sich  in  seinem  ausführlich  motivirtcn 
Gutachten  schliesslich  dahin  aus: 

a)  dass  sich  die  Krankheit  des  Kindes  zur  Zeit  der  Verbrennung 
bereits  in  einem  weit  vorgerückten,  das  Leben  in  hohem  Grade 
bedrohenden  Stadium  befand; 

b)  dass  das  Ableben  des  Kindes  (ohne  Hinzutritt  der  Verbrennung) 
in  jedem  Augenblick  zu  erwarten  war; 

c)  wodurch  die  dritte  Frage  erledigt  ist; 

d)  dass  in  den  Brandwunden  eine  Beschleunigung  des  Ablebens  des 
Kindes  nicht  zu  suchen  ist; 

e)  dass  den  Angeklagten  in  der  technischen  Herrichtung  des  Dampf- 
bades ein  Vorwurf  nicht  trifft. 

Dass  Herr  Dr.  Krieger  sofort  und  auf  den  Antrag  des  Staats- 
anwalts freigesprochen  wurde,  versteht  sich  von  selbst;  dass  die  Staats- 
anwaltschaft und  die  Vertheidigung  ihre  Missbilligung  und  Entrüstung 
über  das  Verfahren  des  Geheimrath  Casper  in  öffentlicher  Gerichts- 
sitzung nicht  zurückhalten  konnten,  ist  sehr  erklärlich;  was  aber,  fragen 
wir,  ist  denn  Seitens  der  Aufsichtsbehörde  geschehen,  um  dem  Physicus 
Casper  über  sein  unwissenschaftliches  und  unrichtiges  Gütachten  die 
vorschriftsmässige  Belehrung  und  Rüge  zu  Theil  werden  zu  lassen,  da 
doch  Herr  Geheimrath  Casper  selbst  in  dieser  Einrichtung  den  Haupt- 
grund findet,  durch  welchen  die  Ausübung  der  gerichtlichen  Medicin  in 
Preussen  auf  einer  Höhe  steht,  wie  in  keinem  andern  Lande.  In  seinem 
Handbuch  der  gerichtlichen  Medicin  Bd.  I.  S.  255  §.  55  sagt  er  nämlich 
wörtlich : 

,,Alle  Obductiousverhandlungen  der  preussischen  Gerichts ärzte, 
Protokolle  wie  Obductionsberichte ,  ohne  Ausnahme ,  gelangen  in  Ab- 
schriften, welche  die  betreffenden  Gerichtsbehörden  an  die  Köiiigl.  Re- 
gierung der  Provinz  senden,  durch  letztere  in  vierteljährlichen  Samm- 
lungen an  das  K.  Medicinalcollegium  der  Provinz  zur  Revision.  Ihrerseits 
sendet  diese  Behörde  die  eingegangenen  Verhandlungen  mit  ihren 
Revisionsbemerkungen  an  das  vorgeordnete  K.  Ministerium,  in  welchem 
Verhandlungen  und  Revision  durch  dessen  wissenschaftliche  Deputation 
einer  Superrevision  unterworfen  werden.  Die  Ergebnisse  der  letztern 
werden  sowohl  dem  revidirenden  Medicinalcollegio,  wie  den  betreffen- 
den Gerichtsärzten  zur  Kenntnissnahme ,  beziehungsweise  für  letztere 
zur  Belehrung  oder  als  Anerkennung  und  Aufmunterung  mitgetheilt. 
Es  wird  hier  allerdings  ein  grosser  amtlicher  Apparat  in  Bewegung  ge- 
setzt ;  allein  die  Einrichtung  hat  unstreitig  ihre  erfolgreichen  Wirkun- 
gen, indem  sie  einerseits  nicht  nur  die  Centralbehörde  in  fortwährender 
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Bekanntscliaft  mit  den  Leistuügen  ihrer  gericiltlichen  Aerzte  erhält, 
und  andi-erseits  diese  Einrichtung  gewiss  einen  Antheil  daran  trägt, 
dass,  wie  anerkannt  werden  muss,  und  wie  erst  unlängst  von  competen- 
tester  Stimme  auf  die  erfreulichste  Weise  anerkannt  worden  ist,  die 
Ausübung  der  gerichtlichen  Medicin  in  Preussen  auf  einer  Höhe  steht, 
wie  in  keinem  andern  Lande." 

Allerdings  darf  man  nicht  annehmen,  dass  Herr  Geheimrath 
Casper  immer  das  sagt,  was  er  für  richtig  hält,  oder  dass  er  nicht  zu- 
weilen, je  nach  den  veränderten  Verhältnissen,  jetzt  eine  Einrichtung 
mit  demselben  Eifer  vertheidigt  und  rühmt,  mit  welchem  er  sie  frülier 
angefochten  und  verworfen  hatte.  Und  gerade  in  einer  solchen  Umkehr 
befindet  er  sich  in  Beziehung  auf  die  Institution  der  Medicinalcollegien, 
welche  er  1857,  nachdem  sein  Chef,  der  Herr  Minister  v.  Eaumer, 
eine  Medicinalreform  für  vollständig  überflüssig  und  unangemessen  er- 
klärt hatte,  wie  wir  eben  gesehen  haben,  als  das  unentbehrlichste  und 
trefflichste  Glied  der  Medicinalbehörden  für  die  Ausübung  und  Vervoll- 
kommnung der  gerichtlichen  Medicin  ansieht,  während  derselbe  Herr 
Casper,  als  es  sich  im  Jahre  1846  unter  dem  Eichhornschen  Mini- 
sterium um  die  dringend  nothwendige  Medicinalreform  handelte ,  der 
Einzige  war,  welcher  die  Medicinalcollegien,  als  durchaus  überflüssig, 
abzuschaffen  und  die  Kosten  derselben  besser  zu  verwenden  empfahl. 

In  seiner  Wochenschrift  für  die  gesammte  Heilkunde  1846 
No.  33  und  34  giebt  er  nämlicli  eine  ausführliche  Beurtheilung  der  da- 
mals veröfi'entlichten  Schrift:  „Die  Eeform  der  Medicinalverfassung 
Preussens  von  Dr.  J.  H.  Schmidt."  Auf  S.  543  bis  545  behandelt  er 
das  Medicinalbeamtensystem  und  spricht  sich  mit  Schmidt  für  die 
Creirung  von  Districtsärzten  aus.  Schmidt  hatte  für  diesen  Zweck, 
durch  die  vorgeschlagene  Aufhebung  der  Chirurgenschulen,  eine  Summe 
von  9780  Thlrn.  flüssigmachen  wollen;  Herr  Casper  fügt  aber  noch 
80üO  Thaler  in  folgender  Weise  hinzu.    Er  sagt : 

„Wir  beschaffen  vorschlagsweise  ungefähr  8000  Thlr.  durch  die 
Aufhebung  der  Medicinalcollegien,  und  so  ist  durch  17  — 18000  Thlr. 
bereits  für  die  275  Kreise,  in  welche  die  Monarchie,  mit  Ausschluss  der 
mit  Districtsärzten  versehenen  Eheinprovinz,  eingetheilt  ist,  schon  ein 
hübsches  Sümmchen  für  die  Zukunft  und. nach  dem  allmäligen  Aus- 
scheiden der  jetzigen  Gehaltsempfänger  liquide  gemacht.  Dafür  aber 
liegt  uns  noch  ob,  unsern  Vorschlag  näher  zu  motiviren.  Die  Thätigkeit 
der  Provincial-Medicinalcollegien,  die  im  Allgemeinen  notorisch  nicht 
erheblich  in  Anspruch  genommen  ist,  weshalb  die  Raths-  und  Assessoren- 
stellen  auch  principaliter  als  Ehrenposten  betrachtet  werden  und  an 
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sich  mit  einem  nur  sehr  geringen  Gehalt  bedacht  sind,  diese  Thätigkeit 
bezieht  sich  namentlich  auf  u.  s.  w. 

Endlich  haben  bekanntlich  die  Medicinalcollegien  die  Verpflich- 
tung der  Ausarbeitung  gerichtlicher  Gutachten,  zu  deren  Erstattung  sie 
von  den  Gerichtsbehörden  requirirt  werden,  und  diese  Zwischeninstanz 
zwischen  dem  Physicat  und  der  obersten  Medicinalbehörde  ist  noth- 
wendig  und  in  den  Gesetzen  begründet.  Diese  Aufträge  aber  sind  im 
Ganzen,  wie  notorisch  und  aus  den  Akten  leicht  nachweisbar  ist,  so 
wenig  häufig,  dass  es  um  so  mehr  ein  Luxus  genannt  werden  muss,  für 
deren  Erledigung  aus  Staatsfonds  etwa  8000  Thlr.  bloss  an  Besoldun- 
gen für  die  Techniker,  abgesehen  von  den  übrigen  Kanzlei-  und 
Bureaukosten  u.  s.  w.,  jährlich  zu  bewilligen,  als  eine  ganz  vollkommen 
ausreichende  und  befähigte  Zwischeninstanz  in  —  den  Facultäten  der 
Landesuniversitäten  vorhanden  ist.  Bekanntlich  sind  diese  Facultäten 
in  den  meisten  deutschen  Ländern  die  verfassungsmässigen  Spruchcol- 
legien  für  dergleichen  forensische  Gutachten,  und  man  wird  den  preussi- 
schen  medicinischen  Facultäten  gewiss  gern  eben  so  viel  Befähigung 
dazu  als  den  ausländischen  einerseits,  wie  den  Medicinalcollegien  andrer- 
seits zutrauen  wollen.  Wenn  bei  dem  Mangel  einer  Universität  in  den 
Provinzen  Westphalen  und  Posen  die  Akten  an  die  nächsten  Facul- 
täten der  Nachbarprovinz  gesandt  werden  müssten,  so  ist  das  heut  zu 
Tage  kein  Uebelstand  mehr,  wo  durch  Eisenbahnen  die  Entfernungen 
ausgeglichen  sind.  Nicht  unbillig  würde  es  endlich  hierbei  erscheinen, 
wenn  den  Facultäten  für  die  Ausarbeitung  der  forensischen  Gutachten 
die  jetzt  für  die  Sportelkasse  verrechneten  Gebühren  belassen  würden, 
alles  Einrichtungen,  denen  wenigstens  der  Vorwurf  der  praktischen  Un- 
ausführbarkeit  nicht  gemacht  werden  dürfte.  —  Andre  Obliegenheiten 
der  Medicinalcollegien  sind  nicht  weiter  zu  erwägen,  denn  alle  noch 
übrigen  Vorschriften  der  Dienstinstructionen  für  dieselben  vom  23.  Octo- 
ber  1817  sind  niemals  zur  Geltung  gekommen.  Wenn  man  hiernach 
unsern  Vorschlag  noch  für  ungerechtfertigt  erklären  sollte,  so  fragen 
wir:  ob  bei  dem  jetzigen  Stande  der  Dinge  und  der  voraussichtlichen 
nächsten  Zukunft  der  Medicinalverfassung  man  Medicinalcollegien,  wie 
die  jetzigen,  creiren  A^^ürde,  wenn  sie  noch  nicht  vorhanden 
wären?  und  besorgen  keinen  Widerspruch,  wenn  wir  die  Frage  ver- 
neinen. Folgerecht  würde  man  dann  aber  auch  zugeben  müssen,  dass 
dieselben,  wenn  die  beabsichtigten  Eeformen  wirklich  höchsten  Orts  be- 
schlossen sein  werden,  fortan  nur  als  theurer  Luxusartikel  betrachtet, 
und  die  zu  deren  Unterhaltung  bestimmten  Fonds  auf  eine  dem  Gemein- 
wohl weit  erspriesslichere  Weise  verwandt  werden  könnten." 
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Wäre  dieser  Vorschlag  des  Herrn  Geheimrath  Casper  zui'  Aus- 
führung gekommen,  so  würde  der  Krieg  ersehe  Fall  wahrscheinlich 
folgende  Instanzen  durchlaufen  haben: 

1)  Das  Physikatsgutachten  —  von  Casper. 

2)  Gutachten  der  medicinischen  Facultät  der  Universität  zu  Berlin  — 
Eeferent:  Professor  Casper. 

3)  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  —  erster  Referent 
Geheimrath  Casper. 

4j  Die  gerichtliche  Medicin  —  das  kanonische  Handbuch  derselben 
vom  Physikus,  Professor  der  Staatsarzneikunde,  permanenten 
Mitgliede  der  wissenschaftlichen  Deputcition ,  Geheimen  Ober- 
medicinalrath  und  Eitter  mehrerer  hohen  Orden  Dr.  Johann  Lud- 
wig Casper. 
Glücklicherweise  für  Herrn  Dr.  Krieger  ist  auf  den  Vorschlag  des 
Herrn  Geheimrath  Casper  keine  Rücksicht  genommen  worden,  und 
das  Medicinalcollegium  war  dahei-  in  der  Lage,  das  Gutachten  des  Phy- 
sikus Herrn  Casper  zu  verwerfen.  Wollte  man  aber  daraus  den  ganz 
vernünftigen  Schliiss  ziehen,  dass  Herr  Casper  seinen  Lrthum  ein- 
gesehen und  daher  es  sich  zui-  Pflicht  gemacht  habe,  die  Gerichtsärzte 
zu  warnen,  die  §§.  184  und  185  leichtsinnig  auf  Todesfälle  durch  an- 
gebliche ärztliche  Kunstfehler  in  ihren  Gutachten  anzuwenden,  oder 
wohl  gar  ihre  mangelhaften  Kenntnisse  in  der  pathologischen  Anatomie 
und  ihre  ünbekanntschatt  mit  dem  richtigen  und  allgemein  gebräuch- 
lichen Verfahren  bei  der  Benutzung  eines  Heilmittels  zur  Verurtheilung 
eines  tüchtigen  und  in  dem  vorliegenden  Anschuldigungsfalle  nicht  nur 
nicht  fahrlässig,  sondern  sogar  sehr  behutsam  eingeschrittenen  Collegen 
zu  missbrauchen:  so  würde  man  der  Untrüglichkeit  und  der  aus  diesem 
Bewusstsein  hervorgegangenen  unerschütterlichen  Consequenz  des  Herrn 
Geheimrath  Casper  Unrecht  thun.  Wie  Claasen,  obgleich  er  voll- 
kommen freigesprochen  worden  war,  sowohl  in  der  Vierteljahrsschrift, 
als  im  Handbuch  der  gerichtlichen  Medicin  ein  verurtheilter  Mörder 
bleiben,  und  seine  Physiognomie  als  der  ächte  Typus  einer  Mörder- 
physiognomie für  immer  gebrandmarkt  werden  musste,  weil  Casper  in 
seinem  Physikatsgutachten  ihn  mit  voller  Gewissheit  als  Mörder  seiner 
Frau  erklärt  hatte:  eben  so  benutzt  Herr  Casper  den  Krieger  sehen 
Fall,  um  an  ihm  zu  zeigen,  wie  leicht  nach  den  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuches  ein  Arzt  um  Ehre,  Freiheit  und  Brot  kommen 
köune. 

In  seinem  Handbuche  bespricht  er  nämlich  S.  629  sqq.  in  einem 
besoudern  Anhang  die  ärztlichen  Kunstfehler  unter  der  Ueberschrift ; 
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„Tod  durch  angeblicli  kunstwidriges  Heilverfahren."     Hier  heisst  es 
nun  S.  636: 

„Im  frühern,  ausser  Kraft  getretnen  Strafgesetz  (Allg.  Landrecht 
Thl.  IL  Tit.  20)  fehlten  besondere  Strafbestimmungen  für  die  Ver- 
letzung der  Berufspflichten  der  Medicinalpersonen  (wohin  natürlich  die 
Bestimmungen,  betreffend  medicinische  Pfuscherei,  die  das  Landrecht 
hatte,  nicht  gezählt  werden),  und  nur  die  allgemeinen  Strafgesetze 
{§§.  691  u.  f.,  §§.  1105  u.  f.  a.  a.  0.)  waren  maassgebend  für  den  Eichter 
bei  Anschuldigungen  der  Art.  Nicht  so  das  neue  Strafgesetzbuch,  des- 
sen Bestimmungen  wir  zu  besprechen  haben. 

Zu  §.  184:  „Wer  durch  Fahrlässigkeit  den  Tod  eines  Menschen  her- 
beiführt, wird  mit  Gefängniss  von  zwei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren 
bestraft.  —  Wenn  der  Thäter  zu  der  Aufmerksamkeit  oder  Vorsicht, 
welche  er  bei  der  fahrlässigen  Tödtung  aus  den  Augen  setzte,  ver- 
möge seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet 
war,  so  kann  derselbe  zugleich  auf  eine  bestimmte  Zeit,  welche  die 
Dauer  von  fünf  Jahren  nicht  übersteigen  darf,  oder  für  immer  zu 
einem  solchen  Amte  für  unfähig  oder  der  Befugniss  zur  selbstständi- 
gen Betreibung  seiner  Kunst  oder  seines  Gewerbes  verlustig  erklärt 
werden." 
ist  es  zweifellos,  dass  das  Verfahren  auch  der  Aerzte  in  betreffenden 
Fällen  von   dieser  Strafbestimmung  bedroht  ist,  da  der  Arzt  „durch 
Fahrlässigkeit  den  Tod  eines  Menschen  herbeiführen  kann,  und  gerade 
er,  wenn  er  dies  grosse  Unglück  gehabt  hat,  zu  der  Aufmerksamkeit 
oder  Vorsicht,  welche  er  bei  der  fahrlässigen  Tödtung  aus  den  Augen 
setzte,  vermöge  seines  Amts,  Berufs  oder  Gewerbes  besonders 
verpflichtet  war."    Dasselbe  kann  dem  Baumeister,  dem  Maurer  und 
dem  Zimmermann  begegnen,  die  auch  durch  Fahrlässigkeit  in  ihrem 
,, Gewerbe",  das  sie  gleichfalls  zu  „Aufmerksamkeit  und  Vorsicht  be- 
sonders verpflichtet",  den  Tod  eines,  ja  gleichzeitig  recht  vieler  Menschen 
herbeiführen  können,  wenn  sie  diese  Vorsicht  aus  den  Augen  setzen. 
Aber  ,, Baumeister  und  Bauhandwerker"  sind  im  §.  202  noch  besonders 
genannt,  während  die  Aerzte  es  nicht  sind  und  hiernach  in  eine  Gesell- 
schaft zusammengestellt  werden  etwa  mit  Schwimmlehrern,  Pächtern 
einer  Eisbahn,  Locomotivführern,  Lohnkutschern,  Inhabern  einer  Reit 
bahn  oder  Seiltänzergesellschaft  u.  dgl.,  auf  welche  alle,  wie  man  leicht 
ermisst,  der  ebengenannte  Paragraph  event.  Anwendung  finden  muss! 
Indess  mag,  dem  Strafgesetzbuch  gegenüber,  eine  gewisse  Empfindlich- 
keit   wegen    vermeintlicher   Verletzung    der   Standesehre    unterdrückt 
werden.     Aber  thatsächliche  Strafbestimmungen  greifen   schärfer  ein. 
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Und  hier  müssen  wir  zunächst  darauf  aufmerksam  machen,  dass  mit  der 
durch  den  sonst  so  vortrefflichen  §.  185: 

„Bei  Feststellung  des  Thatbestandes  der  Tödtung  kommt  es  nicht  in 
Betracht,  ob  der  tödtliche  Erfolg  einer  Verletzung  durch  zeitige  oder 
zweckmässige  Hülfe  hätte  verhindert  werden  können ,  oder  ob  eine 
Verletzung  dieser  Art  in  andern  Fällen  durch  Hülfe  der  Kunst  ge- 
heilt worden,  ingleichen,  ob  die  Verletzung  nur  wegen  der  eigenthüm- 
lichen  Leibesbeschaffenheit  des  Gretödteten,  oder  wegen  der  zufälligen 
Umstände,  unter  welchen  sie  zugefügt  wurde,  den  todtlichen  Erfolg 
gehabt  hat" 
geschehenen  Aufhebung  der  alten  Lehre  von  den  Lethalitätsgraden  dem 
Arzte  bei  einer  fahrlässigen  Todtung  nicht  mehr,  wie  früher,  die   so- 
genannte individuelle  Beschaffenheit  des  Denatus,  so  wenig  wie  der  Um- 
stand zu  Gute  kommt,  dass  andere  Kranke  bei  derselben  Behandlung, 
wie  die  in  Concreto  angeschuldigte,   am  Leben  erhalten  wurden;  auch 
nicht  mehr  zu  Gute  kommen  die  etwanigen  sogenannten  Accidentia. 
Mir  selbst  ist  bereits  unter  der  Herrschaft  des  Strafgesetzbuchs  ein  Fall 
vorgekommen,  betreffend  einen  Arzt,  der  angeschuldigt  Avar,  einen  an 
absolut  tödtlicher  Krankheit  im  letzten  Stadium  derselben  darnieder- 
liegenden Patienten  durch  eine   chirurgische   Operation  fahrlässig  ge- 
tödtet  zu  haben,  in  welchem  Falle  mein  dahin  abgegebenes  Gutachten, 
dass  das  Kunstverfahren  den  Tod  nur  beschleunigt  habe,  der  ohne  das- 
selbe in  kürzester  Zeit  sicher  zu  erwarten  gewesen,  vom  Staatsanwalt 
abgelehnt,  und  mir  dagegen  die  bestimmte  Frage  vorgelegt  wurde:  ,,0b 
oder  ob  nicht  die  angeschuldigte  Operation  den  Tod  des  Patienten  ver- 
anlasst habe?"  wobei  natürlich  ausdrücklich  auf  den  §.  185  Bezug  ge- 
nommen ward,  der  keine  individuellen  Verschiedenheiten  in  den  getödte- 
ten  Menschen  anerkennt.    Erwägt  man,  dass  der  Arzt  eben  nur  bei 
Kranken,  ja  nicht  selten  bei  ganz  rettungslosen  Kranken  und  bei  Sterben- 
den tliätig  ist,  so  wird  es  gewiss  für  wichtig  anerkannt  werden,  wenn 
ich  hier  auf  die  gesetzliche  Sachlage  aufmerksam  mache." 

Es  braucht  wohl  nicht  erst  bemerkt  zu  werden,  dass  Herr  Geheim- 
rath  Casper  hier  den  Fall  des^Dr.  Krieger  im  Auge  gehabt;  er  hat 
ihn  aber  unrichtig  angewendet.  Angenommen  nämlich,  das  Kind  wäre 
wirklicli  an  den  durch  das  Bad  erlittenen  Brandwunden  gestorben  — 
was  nicht  der  Fall  war,  —  angenommen  ferner,  das  Bad  wäre,  wie  Herr 
Casper  in  foro  mit  Unrecht  behauptete,  ohne  die  gehörige  Vorsicht  be- 
reitet worden:  so  würde  doch  immer,  da  Herr  Dr.  Krieger  nicht  die 
Brandwunden,  sondern  das  Bad  als  Heilmittel  verordnet  hatte,  nicht 
eine  fahrlässige  Tödtung  durch  eine  rechtswidrige  Handlung  (§.  184), 

Kaiisch,   die  Kuustfebler.  10 
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sondern  Tod  in  Folge  einer  fahrlässigen  Verletzung  bei  einer  erlaubten, 
ja  durch  die  Kunst  vorgeschriebenen  und  durch  die  Pflicht  gebotenen 
Handlung  (§.  198  des  Strafgesetzbuchs)  vorgelegen  haben.  Es  wäre 
aber  um  alle  Fortschritte,  ja  um  alle  Früchte  der  ärztlichen  Wissen- 
schaft und  Kunst  geschehen;  es  wäre  ein  nutzloses  und  thörichtes  Mär- 
tyrerthum,  sich  dem  ärztlichen  Beruf  zu  widmen;  es  wäre  ein  vollstän- 
diges Preisgeben  der  Gesundheit  und  des  Lebens  der  Staatsangehörigen, 
wenn  man  die  §§.  184,  185,  198  und  202  auf  die  angeblichen  ärztlichen 
Kunstfehler  für  anwendbar  erklärte.  Schon  der  gesunde  Menschenver- 
stand verbietet  dies ,  und  es  musste  daher  ein  so  hochgestellter  Mann, 
wie  Herr  C asper,  ausdrücklich  das  Gegentheil  zur  praktischen  An- 
wendung vor  Gericht  gebracht  und  zum  gerichtsärztlichen  Grundsatz 
in  seinem  Handbuch  erhoben  haben ,  um  von  juristischer  Seite  einen 
Widerspruch  zu  erfahren.  Es  wird  genügen,  zu  diesem  Zwecke  zwei 
Männer  anzuführen,  deren  Autorität  selbst  Herr  Casper  anerkennen 
dürfte. 

Mittermaier  führt  („Gerichtssaal",  1858)  in  seiner  vortrefflichen 
Abhandlung:  „Die  Lehre  von  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
der  Medicinalpersonen"  den  Kriegerschen  Fall  als  einen  „am  meisten 
belehrenden"  an,  obgleich  er  denselben,  nach  seinen  Citaten,  nur  aus 
dem  „Publicisten",  also  unvollständig,  kennt.  Indem  er  einleitend  be- 
merkt, dass  Casper  anzunehmen  scheine,  dass  durch  die  Bestimmungen 
des  neuen  preussischen  Strafgesetzbuchs  ein  anderes  Verhältniss  als 
früher  in  Beziehung  auf  die  ärztliche  Verantwortlichkeit  herbeigeführt 
worden,  fügt  er  (S.  9)  hinzu: 

,,Ueberhaupt  muss  man  davor  warnen ,  die  Bestimmungen  der 
neuen  Gesetzbücher  über  den  Tbatbestand  der  Tödtung  und  über  Tödt- 
lichkeit  der  Verletzungen  auf  die  Fälle  anzuwenden,  wo  die  ärztliche 
Verantwortlichkeit  zur  Sprache  kommt.  Während  in  den  Fällen,  auf 
welche  sich  seine  Bestimmungen  beziehen,  von  einer  Verletzung  als 
einer  rechtswidrigen  Handlung  und  davon  die  Rede  ist,  ob  der  Tod 
im  Causalzusammenhange  mit  jener  Verletzung  steht,  und  das  Gesetz 
diese  als  vorhanden  nimmt,  wenn  nach  dem  natürlichen  Verlaufe  der 
Verletzung  unter  vorhandenen  Umständen  der  Tod  Wirkung  derselben 
war  (ohne  Rücksicht  auf  Individualität  oder  mitwirkende  Ursachen), 
kommt  es  bei  dem  Arzt  auf  die  Beurtheilung  seiner  Handlung  oder 
Unterlassung  an,  die  in  einem  Falle  eintrat,  wo  er  handeln  musste  und 
von  den  verschiedenen  möglichen  Mitteln  der  Heilung  Eines  wählte, 
welches  er  nach  seiner  wissenschaftlichen  Ueberzeugung  nach  den  vor- 
liegenden Umständen  für  das  zweckmässigste  hielt.  Vorzüglich  bedeutend 
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wird  dies  in  Fällen,  in  denen  der  Arzt  zu  einem  Kranken  gerufen  wird, 
welcher  in  einem  Zustande  sich  befindet,  in  welchem  die  Krankheit  in 
ein  solches  Stadium  gekommen  ist,  dass  der  Tod  als  nahe  eintretende 
Folge  von  dem  Arzte  vorhergesehen  wird,  er  aber  noch  ein  Mittel  an- 
wendet, das  allerdings  gewagt  insofern  erscheint,  als  möglicherweise 
unter  gikistigen  Umständen  noch  der  Tod  abgewendet  werden  kann, 
während  sehr  häufig  es  diese  Wirkung  nicht  hat.  Wenn  nun  nach  An- 
wendung dieses  Mittels  der  Tod  doch  erfolgt,  so  ist  man  gern  geneigt, 
den  Arzt  als  verantwortlich  zu  erklären ,  weil  er  den  Tod  beschleu- 
nigt habe." 

C.    F.   Koch   bemerkt   in   seinem    Commentar   zum    allgemeinen 
Landrecht  bei  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuchs  zum 

§.  198.  Wer  durch  Fahrlässigkeit  einen  Menschen  körperlich 
verletzt,  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt,  soll  mit  Geldbusse  von 
zehn  bis  Einhundert  Thalern  oder  mit  Gefängniss  bis  zu  Einem  Jahre 
bestraft  werden. 

Diese  Bestrafung  soll  nur  auf  den  Antrag  des  Verletzten  statt- 
finden, insofern  nicht  eine  schwere  Körperverletzung  (§.  193)  vorliegt, 
oder  die  Verletzung  mit  Uebertretung  einer  Amts-  oder  Berufspflicht 
verübt  worden  ist. 

„Die  Peinliche  Gerichtsordnung  sagt  Art.  134,  dass,  wenn  ein  Arzt 
durch  Unkunst  oder  Unfleiss  Jemand  durch  Arzneien  tödtet,  Strafe 
stattfinden  soll,  welche  aber  für  den  privilegirten  Arzt  geringer  ist.  Die 
Praxis  hatte  dies  jedoch  schon  lange  geändert.  Denn  der  Art.  134 
gründet  sich  darauf,  dass  die  Aerzte  in  jener  Zeit  eine  bestimmte  Heil- 
methode hatten.  Wenn  sie  diese  befolgten,  waren  sie  nicht  strafbar; 
wichen  sie  davon  ab,  so  trat  Strafe  ein.  In  neuerer  Zeit  werden  solche 
ausschliessliche  Methoden  und  vorgeschriebene  strenge  liegein  nicht  be- 
obachtet, und  daher  fehlt  es  an  Uebersicht:  ob  der  Arzt  gefehlt  habe. 
Deshalb  findet  jetzt  keine  Crimiualuntersuchung  gegen  einen  privilegir- 
ten Arzt  mehr  statt;  an  deren  Stelle  ist  eine  Medicinalpolizei  getreten. 
Unter  einer  strengern  Controlle,  die  sogar  Criminaluntersuchung  in  ge- 
wissen Fällen  zulassen  kann,  jedoch  immer  erst,  nachdem  die  Medicinal- 
behörde  Kenntniss  genommen  hat,  stehen  Chirurgen,  Geburtshelfer  und 
Hebammen.  Auf  diese  unter  Andern  bezieht  sich  der  Schluss  des  zwei- 
ten Satzes  dieses  Paragraphen." 
Ferner  zum 

§.  202.  Baumeister  und  Bauhandwerker,  welche  bei  der  Aus- 
führung eines  Baues  wider  die  allgemein  anerkannten  Regeln  der 
Baukunst  dergestalt  gehandelt  haben,  dass  hieraus  für  Andere  Gefahr 
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entsteht,  sollen  mit  Geldbusse  von  50  bis  zu  300  Thalern  oder  mit 

Gefang-niss  von  sechs  Wochen  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft  werden. 
Im  Rückfalle  können  sie  zugleich  der  Befugniss  zur  selbststän- 

dig-en  J^etreibung-  ihrer  Kunst  oder  ihres  Gewerbes  verlustig  erklärt 

werden. 

„Wiederaufnahme  des  §.  768,  Tit.  20  des  A.  L.-R.  Die  Unwissen- 
heit wird  hier  als  Fahrlassig-keit  bestraft.  Die  analoge  Ausdehnung  auf 
andre  Kunstfehler,  namentlich  die  Fehler  die  Aerzte,  ist  unstatthaft. 
Anm.  40." 

Herr  Casper  hat  also,  was  bei  seiner  Stellung  sehr  traurige  Fol- 
gen haben  kann,  die  strafrechtlichen  Bestimmungen,  welche  er  als  maass- 
gebend  für  die  ärztliche  Verantwortlichkeit  ansieht,  vollstä)idig  falsch 
interpretirt;  und  er  wird  es  mir  daher  gewiss  nicht  verargen,  wenn  ich 
ihm  die  schöne  Warnung  vorhalte ,  die  er  in  dieser  Beziehung  selbst  als 
goldne  Regel  für  den  gerichtlichen  Arzt  aufgestellt  hat.  Er  sagt  in  sei- 
nem Handbuch  Bd.  I.  S.  248: 

„Ueberhaupt  halte  sich  der  gerichtliche  Arzt,  wie  bei  jedem  Akte 
seiner  amtlichen  Thätigkeit,  so  namentlich  auch  in  seinen  Obductions- 
berichten,  die  goldne  Regel  des  ne  sutor  ultra  crepidam  unverbrüchlich 

vor. Ich  kann  aus  wiederholter  eigener  Erfahrung  versichern, 

dass  schon  die  blosse  Interpretation  einschlägiger  Gesetzesstellen  im 
Strafgesetzbuch  von  manchen  Richtern  unliebsam  aufgenommen  wird: 
so  eifersüchtig  sind  dieselben  oft  auf  Wahrung  ihrer  Stellung  dem  Arzte 
gegenüber.    Also:  ne  sutor!" 

Nun,  Herr  Casper  möge  von  dieser,  für  Andre  von  ihm  aufgestell- 
ten Regel  keine  Ausnahme  machen  wollen.  Leider  hat  er  dies  aber  in 
seinem  Handbuche  nicht  nur  in  Beziehung  auf  das  juristische  Gebiet, 
sondern  auch  auf  dem  der  medicinischen  Wissenschaft  und  Kunst  da- 
durch gethan,  dass  er  für  die  Strafbarkeit  ärztlicher  Kunstfehler  ein  all- 
gemeines Princip  aufgestellt  hat,  durch  welches  die  ärztliche  Kunst  in 
ein  der  administrativen  Massregelung  unterworfenes  und  durch  Casp er- 
sehe Regulative  gefesseltes  Handwerk  umgewandelt  werden  würde. 
Davon  im  nächsten  Abschnitt. 


VI. 

Das  Casp ersehe  Strafprincip  bei  ärztlichen Kunstfehleni. 

In  seineu  „Gericlitlielien  Leiclieuöffnimgen"  1.  Hundert  1850, 
welclie  Herr  Casp  er  ausdrücklich  als  „Xachricht  über  das  bei  der 
Berliner  Universität  bestellende  und  seiner  Leitung  anvertraute  Königl. 
Institut  für  den  praktischen  Unterricht  in  der  Staatsarzneikunde"  zu 
betrachten  bittet,  bespricht  er  S.  99  sq.,  die  gerichtliche  Beurtheilung 
der  ärztlichen  Kunstfehler. 

„Hier  —  sagt  er  —  ist  der  schAvache  Fleck  der  gerichthchen 
Thätigkeit.  Bei  der  Beurtheilung  der  medicinischen  Pfuschereien  als 
solcher  —  ist  das  Gutachten  nicht  schwierig.  Aber  bei  wirklichen, 
eigentlichen  Kunstfehlern,  Avelche  begangen  worden  und  den  Tod  des 
Behandelten,  oder  auch  niu-  dauernde  und  erhebliche  Xachtheile  für 
seine  Gesundheit  zur  Folge  gehabt  haben  sollen.  Es  lässt  sich  hierbei 
gegenwärtig,  und  bei  dem  Eutwickelungsgauge,  den  die  praktische 
Medicin  in  unserer  Zeit  genommen  hat,  kaum  Ein  allgemeiner,  leiten- 
der Satz  aufstellen,  zumal  und  namentlich  in  Betreff  der  sogenannten 
inneren  Praxis.  AVar  der  angebliche  Kunstfehler  eine  Unterlassungs- 
sünde —  wer  denkt  dann  nicht  sogleich  fund  der  Vertheidiger  des  In- 
culpaten  wird  nicht  unterlassen,  daran  zu  denken!)  an  die  Carricatur 
der  Heilkunst,  die  Homöopatliie,  die  ja  doch  in  der  That  nichts  ist,  als 
eine  grossartige,  systematische  Unterlassungssünde,  und  doch  vom  Straf- 
richter nicht  als  solche  anerkannt  werden  kann.  Aber  hat  die  alier- 
neueste  Zeit  nicht  noch  eine  andere  Carricatur  der  Heilkunst  erzeugt, 
in  Sphären,  die  sich  höchlich  beleidigt  finden  würden,  wenn  man  sie 
mit  der  Homöopathie  zusammenstellen  wollte?  Rühmen  sich  nicht  jene 
diagnostischen  Künstler  in  der  Wiener  und  Prager  Schule,  dass  sie, 
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ausser  dem  Stellen  der  Diagnose,  am  Krankenbette  Nichts  thaten, 
und  hat  nicht  ein  Verehrer  dieser  Schule  erst  unlängst  öffentlich  be- 
kannt gemacht,  dass  im  Wiener  Kinderhospital  jetzt  nur  —  ut  aliqiiid 
fecisse  etc.  —  etwas  Syr.  ßubi  Idaei  und  zur  Abwechselung  Syr.  Moro- 
rum  in  allen  Fällen  gegeben  würde?  Und  diese  Schule  tritt  doch  mit 
keinen  geringern  Ansprüchen,  als  denen  hervor,  auf  der  Höhe,  auf  der 
letzten,  höchsten  Höhe  der  Kunst  zu  stehen!  Wie  nun,  wenn  ein  junger 
Doctor  angeschuldigt  wäre,  den  Tod  eines  Kindes,  das  an  häutiger 
Bräune  gelitten,  dadurch  verschuldet  zu  haben,  dass  er  demselben  nur 
etwas  Himbeersyrup  gegeben,  und  wenn  er  auf  der  Anklagebank  An- 
gesichts des  um  sein  Grutachten  requirirten  Gerichtsarztes  mit  Ruhe 
und  Zuversicht  erklärte :  er  gehöre  der  neuesten  Wiener  Schule  an  und 
habe  sein  Verfahren  nur  den  Lehren  der  ,, besten  und  berühmtesten 
neueren  Aerzte"  entsprechend  eingerichtet?  Kann,  und  wie  weit  kann 
ihm  ein  wirklicher  Kunstfehler  zugerechnet  werden?  Andererseits  die 
Wasserdoctoren!  Man  behaupte  doch  eine  Unterlassungssünde  vom 
Standpunkte  der  hippokratischen  Heilkunst  in  einem  gegebenen  Falle, 
wenn  der  Angeschuldigte  einen  nothwendigen  Aderlass,  ein  nothwen- 
diges  Brechmittel  nicht  verordnet,  einen  nothwendigen  Bruchschnitt 
nicht  gemacht  hatte,  und  sich  mit  seinen  nasskalten  ,, Kotzen,"  seinen 
Abreibungen,  Douchen,  Sitzbädern  und  ,, Abschreckungen"  begnügt 
hatte,  und  dann  sich  auf  den  „berühmten"  Priessnitz  und  hundert 
andere  weniger  berühmte  Wassertherapeuten  beruft,  während  wohl  gar 
unter  den  zwölf  zu  Gericht  sitzenden  Geschwornen  sieben  selbst  „Hy- 
dropathen'^ sind! 

Leichter  allerdings  sind  die  activen  Kunstsünden  zu  beurtheilen, 
aber  auch  hier  kommen  nur  zu  häufig  in  der  gerichtsärztlichen  Praxis 
Fälle  vor,  wo  der  Sachverständige,  wenn  er  sine  ira  et  studio  und  ge- 
bunden durch  Gewissen  und  Eid  über  die  Schuld  des  Angeklagten 
urtheilen  soll ,  die  Hand  aufs  Herz  legen ,  und  lieber  ein  „nicht  schul- 
dig" als  das  Gegentheil  aussprechen  wird.  Denn  für  welches  auch  noch 
so  kecke  und  tollkühne  Verfahren  gäbe  es  nicht  sogenannte  Autori- 
täten, aufweiche  sich  der  Angeschuldigte  berufen  könnte!  Dazu  kommt 
endlich  die  Unsicherheit  der  Diagnostik  an  sich,  ferner  das  Berufen 
^  auf  die  „Erfahrung,"  auf  die  vielleicht  behauptete  Nachlässigkeit  des 
Apothekers  beim  Bereiten  der  betreffenden  Arznei,  auf  die  Unfolgsam- 
keit  des  Kranken  u.  s.  w..  Umstände,  die  sich  oft  jeder  Controlle  ent- 
ziehen ;  —  und  so  bleiben  in  der  That  nur  sehr  wenige  Fälle  übrig,  in 
welchen  es  möglich,  einen  ärztlichen  Kunstfehler  strafrechtlich  zu  con- 
statiren,  wie  denn  auch  in  diesen  Dingen  erfahrene  Aerzte  und  Richter 
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längst  wissen,  dass  bei  der  Mehrzalil  solcher  Anschuldigungen  „Nichts 
heraus  kommt." 

Wie  lang  noch  der  Schmerz  des  guten  Herrn  Casper  darüber 
gedauert,  dass  bei  der  Mehrzahl  solcher  Anschuldigungen  wegen  ärzt- 
licher Kunstfehler  „Nichts  heraus  komme,"  lässt  sich  nicht  bestimmen, 
und  ebenso  wenig  die  Dauer  seines  qualvollen  Suchens  nach  einem 
Mittel,  durch  welches  er  die  medicinischen  und  juristischen  Zöglinge 
des  seiner  Leitung  anvertrauten  Königi.  Instituts  für  den  ,, praktischen 
Unterricht  in  der  Staatsarzneikunde"  —  also  die  zukünftigen  Medici- 
nalbeamten  und  Richter  —  in  den  Stand  setzen  könne,  die  Homöo- 
pathen, die  Hydropathen  und  die  ganze  Wiener  und  Prager  Schule 
durch  Einsperrung  und  Approbationsentziehung  unschädlich  zu  machen. 
Gewiss  aber  ist  es,  dass  er  im  Jalu-e  1857  den  von  ihm  gesuchten  Stein 
der  Weisen  gefunden  Latte  und  denselben,  als  Einer  der  sich  unschuldig 
fühlt,  auf  den  ärztlichen  Stand  geworfen  hat.  In  seinem  Handbuch 
Bd.  I,  S.  643  sq.  bespricht  er  die  Zurechnung  des  ärztlichen  Heilver- 
fahrens und  kann  sein  tiefes  Bedauern  darüber  nicht  unterdrücken, 
dass  Aerzte,  welche  wegen  begangener  Kunstfehler  angeklagt  sind, 
und  die  Staatsanwälte,  welche  die  Voruntersuchung  leiten,  ja  selbst 
die  Vertheidiger  der  Angeschuldigten  immer  Avieder  mit  den  bekannten 
Deklamationen  hervortreten:  dass  es  in  der  Medicin  keine  allein  selig- 
machende Kirche  giebt.  ,,Ist,"  sagt  er,  ,, einem  Homöopathen  auch  im 
crassesten  Falle  eine  nichtgemachte  Blutentziehung,  einem  Hydropathen 
in  eben  solchem  Falle  die  Nichtdarreichung  eines  allgemein  als  noth- 
wendig  anerkannten  Mittels  als  Unterlassungssünde  zuzurechnen,  wenn 
er  mit  kecker  Stirn  sich  auf  sein  „System"  beruft,  das  solche  Cur- 
methode  verwirft?"  Dem  will  er  nun  vorbeugen,  indem  er  S.  647  mit  fol- 
gendem Vorschlag  eines  durchgreifenden  neuen  Strafprincips  hervortritt. 

„Wo  sind  die  Gränzen  eines  ßechtsschutzes,  den  ein  angebliches 
,, System"  einem  angeschuldigten  Arzte  gewähren  kann?  Die  Wissen- 
schaft, auch  die  der  Medicin,  bedarf  der  Aufstellung  von  Systemen,  und 
in  ihrem  Entwickelungsgange  natürlich  auch  immer  wieder  neuer  Sy- 
steme. Und  so  lauge  ein  medicinisches  System  sich  im  Gebiete  der 
wissenschaftlichen  Deutung,  der  hypothetischen  Erklärung  der  Natur- 
erscheinungen bewegt,  so  lange  muss  ihm  im  Interesse  der  Fortbildung 
der  Wissenschaft  sein  ßecht  bleiben.  Aber  die  Ausübung  der  Medicin 
ist  eine  Kunst,  der  praktische  Arzt  ein  Künstler,  und  dieser  muss 
und  soll,  nach  den  gerechten  Anforderungen  des  öffentlichen  AVohles, 
das  der  Staat  und  das  Strafgesetz  vertreten,  mitten  in  seinem  System 
stehend,  die  Gränzen  desselben  erkennen  und  stets  vor  Augen  haben. 
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Er  muss  wissen  und  sich  dessen  bewusst  bleiben,  dass,  der  Natur  der 
Sache  nach,  ein  medicinisches  System  kein  astronomisches,  kein  mathe- 
matisches ist.  Die  Gränzen  aber  sind  keine  andern,  als  die  ewigen 
Naturgesetze  und  die  Gesetze  der  allgemeinen  ärztlichen  Erfahrung. 
Beide  darf  kein  Einzelner  verläugnen,  und  wenn  das  System,  dem  er 
anhängt,  es  thut,  so  muss  er,  im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles,  vor- 
kommenden Falls  in  der  Alternative,  als  leidenschaftlicher  wissen- 
schaftlicher Anhänger  seines  Systems  jenen  Gesetzen  entgegentreten, 
oder  als  Künstler  sie  respectiren  zu  müssen,  wählen,  ob  er  der  einen 
oder  der  andern  Stellung  entsagen  will.  Es  muss  also,  um  obiges  Bei- 
spiel festzuhalten,  der  Homöopathie  und  Hydropathie,  wenn  man  sie 
als  berechtigte  wissenschaftliche  Systeme  anerkennen  will,  vollkommen 
freigestellt  bleiben,  mit  eiserner  Consequenz  zu  behaupten,  dass  unter 
allen  denkbaren  Umständen  andere  Heilmittel  und  Heilmethoden  voll- 
kommen verwerflich  seien,  als  homöopathische  Verdünnungen  oder 
kaltes  Wasser,  also  auch  z.  B.  bei  erheblichen  arteriellen  Blutungen. 
Wenn  aber  ein  homöopathischer  oder  hydropathischer  Arzt  im  concre- 
ten  Falle  einen  Kranken  unter  seinen  Augen  sich  langsam  verbluten 
sieht,  so  muss  er  entweder  sein  System  verlassen,  weil  ihm  zugemuthet 
werden  muss,  dass  er  wisse,  dass  der  Tod  nicht  ausbleiben  kann,  wenn 
nicht  Eingriffe  geschehen,  die  sein  System  nicht  kennt,  oder  er  muss 
zurücktreten  und  die  Behandlung  des  Kranken  einem  andern  Arzt 
überlassen;  er  muss  sein  System  oder  den  Kranken  verlassen. 

Dies  führt  uns  auf  den  Satz,  den  greifbaren,  den  wir  oben  mein- 
ten, und  der  immer  noch  als  Basis  für  die  gerichtsärztliche  Beurthei- 
lung  der  Anschuldigungen  gegen  Aerzte  mangelt.  Er  ist  neu  und 
vielleicht  gewagt,  aber  man  wird  ihm  eine  innere  Wahrheit  und  prak- 
tische Brauchbarkeit  nicht  absprechen  wollen.  Er  umfasst  alle  denk- 
baren Fälle  von  Anschuldigungen  dieser  Art,  sie  mögen  betreffen 
Aerzte,  Wundärzte  oder  Geburtshelfer  in  ihren  resp.  Curen,  sie  mögen 
betreffen  specifische  Heilmethoden  oder  die  allgemeine  hippokratische 
Medicin,  und  schon  deshalb  empfiehlt  sich  ein  solcher  Grundsatz  als 
Unterlage  der  gerichtsärztlichen  Gutachten.  Ein  Arzt  ist  strafbar, 
wenn  er  im  gegebenen  Falle  ein  Verfahren  am  Kranken- 
bette (Gebärbette)  eingeschlagen  hat,  welches  ganz  und 
gar  abweichend  ist  von  dem,  das  die  überwiegende  Mehr- 
zahl aller  Aerzte  seiner  Zeit  in  eben  solchem,  oder  einem, 
diesem  ganz  ähnlichen  Falle  befolgt,  und  das  die  über- 
wiegende Mehrzahl  aller  medicinischen  Lehrer  und  Schrift- 
steller für  solchen  Fall  als  das  richtige  bezeichnet." 
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„Es  handelt  sich  hier  ausschliesslich  —  fügt  Herr  Casper  zur 
Beruhigung  hinzu  —  nur  um  ungünstige  Erfolge  eines  ärztlichen  Ver- 
fahrens, denn  nur  solche,  nicht  die  günstigen,  Averden  unter  Anklage 
gestellt  und  bilden  den  Gegenstand  der  grossen  Frage." 

Dieses  Princip  erinnert  lebhaft  an  das  Ei  des  Columbus-,  Herr 
Casper  hat  die  gerichtliche  Medicin  auf  den  Kopf  gestellt,  nachdem 
er  ihr  denselben  eingeschlagen.  Mit  einem  anerkennenswerthen  Schick- 
lichkeitsgefühl  hat  er  auf  dem  Titel  seines  Werkes  alle  die  seinigen 
abgelegt;  nur  hätte  er  noch  einen  Schritt  weitergehen  und  auch  den 
ersteren  ändern  sollen:  denn  die  oben  gegebene  Darstellung  gehört 
nicht  in  ein  ,, Handbuch  der  gerichtlichen  Medicin,  nach  eige- 
nen Erfahrungen,"  sondern  etwa  in  ein  ,, Handlangerbuch  der  Kopf- 
zahl-Medicin  für  künftige  Heilgehülfen."  Wie  Jemand  ein  ,, Handbuch 
nach  eigenen  Erfahrungen"  herausgeben  und  den  ganz  besondern  Werth 
desselben  auf  dem  Titelblatt  durch  das  M(^to:  ,,Non  hypotheses  condo, 
non  opiniones  vendito;  quod  vidi,  scripsi!  bezeichnen,  dann  aber  allen 
Andern  im  Buche  selbst  verbieten  kann,  ein  Gleiches  für  sich  in  An- 
spruch zu  nehmen,  um  nicht  dem  Strafgesetz  zu  verfallen,  —  das  ist 
eine  Logik,  welche  mit  dem  ,, beschränkten  Unterthanenverstand"  eine 
und  dieselbe  Grundlage  hat. 

Doch  wer  durchs  Schwert  sündigt,  soll  durchs  Schwert,  und  wer 
durch  ein  Princip  sündigt,  soll  durchs  Princip  fallen;  und  so  hat  auch 
den  Herrn  Casper  sein  eigenes  Princip  gerichtet.  Nicht  nur  „die  über- 
wiegende Mehrheit  aller  Aerzte,"  sondern  alle  Aerzte  und  Juristen 
haben  das  Princip  des  Herrn  Casper  als  eine  Calamität  für  die  ärzt- 
liche Wissenschaft  und  Kunst,  ja  für  das  Gemeinwohl  erklärt  und 
zurückgewiesen.  Herr  Casper  hat  —  wahrscheinlich,  weil  er  allen  die 
Ebenbürtigkeit  abspricht,  —  bisher  geschwiegen;  ich  will  daher  aus 
jeder  Kategorie  der  competenten  Kritik:  der  Hydropathie,  der  gericht- 
lichen Medicin,  der  Rechtswissenschaft  und  der  Medicinalverwaltung 
eine  Stimme  vernehmen  lassen. 

Den  Reigen  eröffnete,  wie  billig,  die  Hydropathie,  welche  Herr 
Casper  direct  angegriffen  hatte,  mit  der  geistreichen  Besorgniss:  es 
könnten  unter  den  zwölf  zu  Gericht  sitzenden  Geschworenen  wohl  gar 
sieben  selbst  ,, Hydropathen"  sein. 

Der  auch  als  Physiolog  und  Schriftsteller  tüchtige  Dr.  Fraeukel 
bespricht  den  Gegenstand  im  ,,Publicisten"  1857,  No.  29  in  folgender 
Weise : 
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„Zur  Frage  über  die  Zurechnung  des  ärztlichen 
Heilverfahrens. 

In  dem  vor  Kurzem  erschienenen  ersten  Theile  des  von  allen 
Aerzten,  welche  sich  für  forensische  Medicin  interessiren,  als  das  Ergeb- 
niss  einer  langen,  reichen  Erfahrung  in  foro  freudig  begrüssten  prakti- 
schen Handbuchs  der  gerichtlichen  Medicin  von  dem  H.  Gr.  R.  Casper 
spricht  sich  der  Herr  Verfasser  in  dem  Kapitel  von  der  Zurechnung 
des  ärztlichen  Heilverfahrens  über  die  grossen  Schwierigkeiten  der  Be- 
urtheilung  gegenüber  den  einer  staatlichen  Genehmigung  sich  erfreuen- 
den Systemen  der  Hydropathie  und  Homöopathie  aus  und  schlägt,  auf 
das  Gebiet  de  lege  ferenda  übergehend,  als  Basis  für  die  gerichtsärzt- 
liche Beurtheilung  der  Anschuldigungen  gegen  Aerzte,  den  in  nach- 
stehender Weise  formulirten  Satz  vor:  ,,Ein  Arzt  ist  strafbar,  wenn  er 
im  gegebenen  Falle  ein  Verfahren  am  Krankenbette  eingeschlagen  hat, 
welches  ganz  und  gar  abweichend  ist  von  dem,  das  die  überwiegende 
Mehrzahl  aller  Aerzte  seiner  Zeit  in  eben  solchem,  oder  einem  diesem 
ganz  ähnlichen  Falle  befolgt,  und  das  die  überwiegende  Mehrzahl  aller 
medicinischen  Lehrer  und  Schriftsteller  für  solchen  Fall  als  das  richtige 
bezeichnet." 

Herr  G.  R.  Casper  nennt  diesen  Satz  neu  und  gewagt,  meint 
aber,  es  werde  demselben  eine  innere  Wahrheit  und  praktische  Brauch- 
barkeit nicht  abgesprochen  werden  können.  —  So  ganz  neu  ist  der 
Satz  nun  eben  nicht,  da  er  eigentlich  nur  eine  Umschreibung  resp.  Er- 
weiterung des  alten  Rechtsgrundsatzes:  ^,Securus  est  medicus,  si  secun- 
dum  praecejjta  sibi  a  praeceptoribus  tradita  versetur^^  licet  mortem  per 
lila  promoveat'"'-  bildet;  gewagt  aber  ist  er,  und  zwar  nicht,  weil  er 
innerlich  wahr  (denn  auch  die  Wahrheit  ist  oft  ein  Wagniss),  sondern 
weil  er  es  eben  nicht  ist.  Da  Herr  Casper  die  Nothwendigkeit  seines 
Gesetzvorschlages  auf  sehr  unzweideutige  Weise  nur  aus  der  Schwierig- 
keit, welche  der  begutachtenden  gerichtsärztlichen  Behörde  gegenüber 
den  Systemen  der  Hydropathie  und  Homöopathie  zu  erwachsen  pflegt, 
herleitet,  so  sei  es  uns  gestattet,  ihm  auch  nur  auf  diesem  Ten-ain 
gegenüber  zu  treten  und  zu  prüfen,  ob  denn  wirklich  die  genannten 
Doctrinen  eine  derartige  gesetzliche  Bestimmung  nothwendig  machen, 
und  ob  der  vorgeschlagene  Satz  in  seiner  Formulirung  auch  wirklich 
geeignet,  jemals  zu  einem  Gesetze  erhoben  zu  werden. 

Herr  Casper  findet,  wie  man  sieht,  in  der  jetzigen  Einrichtung, 
bei  der  vom  Physikus  ab  bis  zur  höchsten  technischen  Behörde  hinauf 
nur  Aerzte,  welche  der  traditionellen  Heilkunde  angehören,  concurriren. 
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noch  immer  keinen  genügenden  Schutz  gegen  die  Straflosigkeit  even- 
tueller Kunstfehler  derjenigen  Medicinalpersonen,  welche  ein,  von  dem 
hergebrachten  abweichendes  Heilverfahren  am  Krankenbette  üben. 
Man  sollte  freilich  meinen,  wenn  überhaupt  ein  Grund  zur  Klage  über 
Rechtsunsicherheit  vorläge,  dass  diese  Klage  unbedingt  von  den  Aerzten, 
welche  der  zuletzt  erwähnten  Kategorie  angehören,  ausgehen  müsste, 
da  diese  es  wohl  als  eine  billige  Rücksicht  beanspruchen  könnten,  nicht 
ausschliesslich  den  Ausspruch  über  den  Werth  und  die  Zweckmässigkeit 
ihres  Verfahrens  solchen  Aerzten  zu  vindiciren,  welche  thatsächlich 
demselben  gegenüberstehen.  Wir  unsererseits  haben  zwar  nicht  die 
geringsten  Zweifel  an  der  Unparteilichkeit  jener  gelehrten  Körper- 
schaften, wir  sind  überzeugt,  dass  sie,  obgleich,  und  vielleicht  gerade 
weil  keine  Homöo-  und  Hydropathen  in  ihrer  Mitte,  gewiss  nur  mit 
der  grössten  Gewissenhaftigkeit  und  Vorsicht  ihr  Urtheil  abgeben,  und 
sicher  jeden  Schein  vermeiden  werden,  als  wollten  sie  die  ihnen  ver- 
liehene Suprematie  zu  einer  Demüthigung  Andersdenkender  benutzen. 
Allein  Gesetze  und  Einrichtuno-en  haben  die  Absicht,  o-egen  Das  zu 
schützen,  was  Menschen  thun  könnten,  nicht  mit  Vertrauen  abzu- 
warten, was  sie  thun  werden,  und  deshalb  würde  auch  eine  Beschwerde 
der  Homöo-  und  Hydropathen  über  das  bisher  verfolgte  Verfahren  wohl 
nicht  ganz  ungegründet  erscheinen  können.  Wenn  nun  trotzdem  Herr 
Gas  per  noch  nicht  zufriedengestellt  ist  und  noch  immer  über  durch  die 
bisherige  Praxis  nicht  zu  beseitigende  Schwierigkeiten  klagt,  so  kann 
dies  unserer  Meinung  nach  nur  davon  herrüliren,  dass  er  von  einer  durch- 
aus falschen  petitio  principii  ausgegangen  und  deshalb  auch  zu  einer 
falschen  Folgerung  kommen  musste.  Herr  Gas  per  spricht  nämlich  stets 
von  hydropathischen  und  homöopathischen  Aerzten,  und  schildert  diese 
als  solche,  „welche  mit  eiserner  Gonsequenz  behaupten,  dass  unter 
allen  denkbaren  Umständen  andere  Heilmittel  und  Heilmethoden 
vollkommen  verwerflich  seien,  als  homöopathische  Verdünnungen  oder 
kaltes  Wasser,  also  auch  z.  B.  bei  erheblichen  arteriellen  Blutungen." 
Ganz  abgesehen  nun  davon,  dass  eine  solche  Gharakteristik  wohl  die 
Garricatur  eines  homöopathischen  und  hydropathischen  Arztes  hinstellt, 
keineswegs  aber  den  Ansichten  und  dem  Wirken  dieser  Aerzte,  wie  sie 
wirklich  sind,  entspricht  —  also  ganz  abgesehen  davon,  erscheint-  es 
uns  ganz  unstatthaft,  wenn  Herr  Gasper  auf  dem  Gebiete,  auf  dem  er 
sich  hier  bewegt,  stets  von  ,, homöopathischen"  und  „hydropathischen" 
Aerzten  spricht.  Im  Munde  des  Publicums  hat  eine  solche  Bezeichnung 
einen  Sinn  und  eine  Brauchbarkeit,  da  sie  das  vorwaltende  Wirken 
solcher  Aerzte  andeutet,  und  so  den  Kranken,  welche  jenen  Methoden 
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vertrauen,  als  Fingerzeig  dient,  sich  unter  der  grossen  Zahl  der  Aerzte 
gerade  an  die  so  bezeichneten  hülfesuchend  zu  wenden.  In  foro  aber, 
und  darum  handelt  es  sich  doch  hier  allein,  giebt  es  nach  dem  Satze 
a  potior!  fit  denominatio  nur  Aerzte,  und  kann  es  nur  Aerzte  im  all- 
gemeinsten Sinne  des  Wortes  geben,  da  der  Staat,  unseres  Wissens, 
weder  „homöopathische"  noch  ,, hydropathische,"  sondern  nur  Aerzte 
im  Allgemeinen  approbirt,  und  deshalb  auch  keine  andere  Bezeichnung 
kennt,  als  diejenige,  welche  durch  die  Schranken  der  Approbation,  ob 
bloss  innerer  Arzt,  Chirurg  u.  s.  w.,  gegeben  ist.  Der  Staat  spricht 
etwa  in  folgender  Weise  zu  Denjenigen,  welchen  er  nach  bestandener 
Prüfung  das  Recht  zur  Ausübung  der  ärztlichen  Kunst  ertheilt:  „Ich 
habe  Dir  durch  Beschaffung  des  erforderlichen  Lehrapparates  die  Ge- 
legenheit gegeben,  Dich  mit  der  Heilkunde,  wie  sie  sich  im  Augen- 
blicke als  Wissenschaft  und  Kunst  gestaltet,  vertraut  zu  machen,  und 
Du  hast  mir  jetzt  durch  die  bestandene  Prüfung  den  Beweis  geliefert, 
dass  Du  jene  Gelegenheit  gut  benutzt  und  Dir  diejenige  Summe  von 
Kenntnissen  erworben  hast,  welche  zur  selbstständigen  Ausübung  des 
von  Dir  gewählten  Berufes  nach  meinem  Dafürhalten  nothwendig  ist. 
Uebrigens  liegt  es  nicht  in  meiner  Absicht,  Dir  Das,  was  Deine  Lehrer 
Dir  mitgetheilt,  als  eine  bindende  Regel  für  Dein  zukünftiges  prakti- 
sches Leben  aufzuzwingen,  oder  gar  die  von  der  Heilkunde  erreichte 
Stufe  des  Wissens  als  eine  unantastbare  und  stationäre  zu  erklären; 
der  Zweck  meiner  Prüfung  war  lediglich  der,  mich  zu  vergewissern,  ob 
Dir  der  Zustand  der  Heilkunde,  wie  sie  jetzt  ist,  gehörig  bekannt,  da 
ich  nur  Dem,  welcher  das  Bestehende  kennt,  gestatten  kann,  Kritik 
zu  üben,  und  an  die  Stelle  des  Vorhandenen  Neues  und  Anderes  zu 
setzen.  Thue  nun  hinzu,  was  Dir  zweckmässig  erscheint,  und  lasse 
weg,  was  sich  Dir  als  unbrauchbar  oder  entbehrlich  bewiesen,  vergiss 
aber  nicht,  dass  auch  Fälle  eintreten  können,  in  denen  Du  Deine 
Gründe  mir  wirst  angeben  müssen,  warum  Du  an  die  Stelle  des  Her- 
gebrachten Neues  gesetzt,  und  in  denen  Du  mir  den  Nachweis  wirst 
liefern  müssen,  dass  das  Neue  mindestens  so  viel  Sicherheit  und  Garan- 
tie des  Erfolges  bietet,  wie  dies  bei  dem  Alten  der  Fall  gewesen.  Und 
nun  gehe  hin,  und  wirke  soviel  Du  vermagst  zum  Heile  der  leidenden 
Menschheit." 

So  und  nur  so  kann  der  Staat,  wenn  wir  ihn  uns  personificirt 
denken,  vernünftigerweise  zu  den  Aerzten  bei  ihrer  Approbation 
sprechen.  Der  empirische  Charakter  der  Heilkunde,  die  Nothwendig- 
keit  des  Individualisirens  ihrer  allgemeinen  Vorschriften,  die  Verschie- 
denheit der  Lehrmeinungen,  die  Reflexe,  welche  eine  erweiterte  Kennt- 
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niss  des  eigentlichen  Wesens  der  verschiedenen  Krankheiten  nothwendig 
auch  in  das  Gebiet  der  Behandlung  werfen  muss  —  Alles  dies  macht 
eine  andre  Auffassung  unmöglich.  Nun  beginnt  der  Arzt  seine  prak- 
tische Laufbahn.  Naturgemäss  wird  er  bei  seiner  Thatigkeit  zuerst  auf 
das  recurriren,  was  er  gelernt  hat,  und  finden  er  und  seine  Kranken 
sich  dadurch  zufriedengestellt,  so  wird  er  auch  dabei  verharren.  Wie 
aber,  wenn  dies  nicht  der  Fall,  wenn  die  empfohlenen  Mittel  sich  ihm 
nicht  oder  doch  nur  in  einzelnen  wenigen  Fällen  beAvähren,  wenn  er 
sieht,  dass  der  Keichthum  der  stets  schwangeren,  immer  neu  gebärenden 
mateiia  medica  in  gar  keinem  Verhältnisse  zu  den  dadurch  erzielten 
Erfolgen  steht,  wenn  er  beobachtet,  wie  das  eine  Mal  bei  gleicher  Ein- 
wirkung, bei  denselben  Mitteln,  die  allerverschiedensteu  Resultate,  und 
dann  wieder  bei  den  verschiedenartigsten  Einwirkungen,  bei  den  hetero- 
gensten Mitteln,  das  gleiche  Eesultat  erscheint,  wenn  es  ihm  endlich 
nicht  entgeht,  dass  die  Mittel,  die  er  in  bester  Absicht  gegeben,  oft  mehr 
schaden,  als  die  allerschlimmste  Krankheitspotenz,  und  dass  selbst  da, 
wo  er  dui'ch  dieselben  der  Krankheit  Herr  geworden  zu  sein  scheint, 
der  Körper  des  Genesenen  (?)  sehr  häufig  einem  Gebäude  gleicht,  bei 
dessen  Rettung  aus  der  Feuersbrunst  die  Hand  der  Rettenden  mehr 
Schaden  gestiftet,  als  die  Wuth  des  Elementes  selbst?  Soll  er,  um  nur 
ein  Beispiel  anzuführen,  wenn  ihm  die  nach  der  numerischen  Methode 
gewonnenen,  noch  nirgends  widerlegten  Resultate,  wonach  von  hundert 
Lungenentzündungen,  die  mit  Aderlass  oder  Brechweinstein  behandelt 
worden,  zwanzig,  und  bei  gar  keiner  oder  doch  höchstens  diätetischer  Be- 
handlung nur  sieben  sterben,  bekannt  geworden,  soll  er  sich  der  trotzdem 
bei  der  Mehrzahl  der  Aerzte  immer  noch  üblichen  Behandlungsweise 
mit  Blutentziehungen  u.  s.  w.  fügen,  bloss  um  sich  den  Rücken  zu 
decken,  und  nicht  dem  Paragraphen  des  Herrn  Casper  zu  verfallen? 
Ist  es  nicht  straffälliger,  die  Cholera  nach  der  üblichen  Methode  zu  be- 
handeln, als  bei  der  Behandlung  derselben  einen  neuen,  von  dem  ge- 
bräuchlichen ganz  und  gar  abweichenden  Weg  einzuschlagen?  —  Wenn 
nun  in  solchen  Zeitpunkten  banger  Zweifel,  wie  sie  wenigen  Aerzten 
(und  dies  dürften  wahrlich  nicht  die  besten  sein)  erspart  werden,  dem 
Arzte  eine  Methode,  gleichviel  durch  wen  ins  Leben  gerufen,  sich  dar- 
bietet, welche,  trotz  der  Einfachheit  der  dabei  benutzten  Mittel,  sich  in 
den  verschiedenartigsten  Krankheitsformen  um  Vieles  hülfreicher  und 
wirksamer  bewahrt  hat^  als  eines  der  bekannten  Heilagentien ;  wenn  er 
bei  weiterem  Nachdenken  über  das  Warum  dieser  Erfolge  sich  über- 
zeugt, dass  gerade  dieses  Mittel  in  seiner  vielseitigen  Anwendungsweise 
der  Natur  vieler  Krankheiten  in  weit  objectiverer  Weise  entspricht,  als 
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die  anderen  mit  so  vieler  Selbstgenügsamkeit  als  rationell  gerühmten 
Mittel  und  Mittelchen;  wenn  er  z.  B.  bei  Fieber  und  Entzündung  Mässi- 
gung  der  flammenden  Hitze  und  Ableitungen  nach  der  Haut  für  ratio- 
neller hält,  als  Blutentziehung  und  Darreichung  von  Salzen;  bei  Säfte- 
krankheiten die  Anregung  und  Betbätigung  eines  regeren  Stoffwechsels 
für  vernünftiger  erachtet,  als  die  Verordnung  von  zerstörenden  Giften, 
Merkur,  Arsenik  u.  s.  w.:  soll  er,  der  mit  allen  Immunitäten  des  Arztes 
Ausgerüstete,  soll  er  dann  nicht  berechtigt  sein,  seiner  wiederholten  Er- 
fahrung und  seiner  innersten  Ueberzeugung  zu  folgen,  und  selbst  auf 
die  Gefahr  hin,  auch  einmal  einen  Patienten  nicht  gerade  lege  artis 
sterben  zu  lassen,  in  allen  den  Eällen,  in  denen  sich  seine  Methode  ihm 
als  hülfreich  bewährt  hat,  sie  auch  zur  Anwendung  zu  bringen?  Unserer 
Meinung  nach  kann  er  es  unbedenklich,  und  —  könnte  man  in  einer  be- 
kannten Redeweise  hinzufügen  —  seine  Mittel  gestatten  es  ihm,  da  er  sie 
unbrauchbar  oder  weniger  brauchbar  gefunden;  nach  dem  Paragraphen 
des  Herrn  Casper  kann  er  es  allerdings  nicht.  Umsonst  würde  der 
Arzt  auf  seine,  durch  dies  Mittel  in  zahlreichen  früheren  Fällen  erziel- 
ten Erfolge  hinweisen,  umsonst  würde  er  es  hervorheben,  dass  ja  bei 
jedem  Verfahren  unglückliche  Ausgänge  vorkämen,  und  dass  nicht  die 
absolute,  sondern  nur  die  relative  Heilkraft  eines  Mittels  zum  Maassstabe 
seiner  Wirksamkeit  genommen  werden  könnte,  umsonst  würde  er  dar- 
thun,  wie  er  sich  seines  Handelns  wohl  bewusst,  und  wie  sehr  das  Mittel 
dem  vorliegenden  Falle  entsprochen.  —  „Thut  nichts",  antwortet  Herr 
Casper,  auf  seinen  Paragraphen  zeigend,  mit  dem  Patriarchen  in  Les- 
sing s  Nathan,  „thut  nichts,  der  Arzt  wird,  wenn  auch  gerade  nicht  ver- 
brannt, doch  jedenfalls  bestraft."  — ■  Wird  aber  der  Arzt,  fragen  wir 
nun  weiter,  wenn  er,  weil  unserer  Ansicht  nach  berechtigt  dazu,  seinen 
besonderen  Erfahrungen  folgt,  wird  er  etwa  dadurch  zu  einem  ,, hydro- 
pathischen" Arzte  (um  einmal  bei  der  Hydropathie  stehen  zu  bleiben), 
der  dem  von  Herrn  Casper  in  so  freundlichen  Farben  entworfenen  Bilde 
entspricht?  Wird  er  wirklich  unter  „allen  denkbaren  Umständen  nur 
und  lediglich  das  Wasser  jedem  andern  Verfahren  vorziehen?"  Wird  er 
niemals  bei  einem  eingeklemmten  Bruche  die  Taxis,  oder,  wenn  diese 
nicht  gelingt,  die  Operation  machen  oder  macheji  lassen?  Wird  er  auch 
bei  anomalen  Lagen  des  Kindes  und  dadurch  verzögerter  Geburt  nicht 
die  geeignete  manuelle  Hülfe  leisten,  statt  Alles  lediglich  vom  Wasser 
zu  erwarten;  wird  er  bei  Vergiftungen  nicht  sofort  die  bekannten  und 
bewährten  Antidota  zur  Anwendung  bringen?  Er  wird  es,  wir  können 
es  dem  Herrn  Casper  versichern,  denn  indem  er  seine  Methode  kennt, 
kennt  er  auch  die  Gränzen  derselben.    Handelt  er  aber  anders,  und 
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dass  dies  geschehen,  dafür  wn-d  uns  Herr  Casper  erst  den  Beweis 
liefern  müssen,  nun,  dann  ist  jener  Fall,  auf  den  der  Staat  in  seiner 
Ansprache  hingewiesen,  eingetreten,  dann  ist  der  Arzt  dem  Gesetze 
verfallen,  nicht  als  ein  hydropathischer,  sondern  als  ein  Arzt,  der  es 
gewagt,  das  Leben  eines  Menschen  dadurch  zu  gefährden ,  dass  er  an 
die  Stelle  eines  in  der  Mehrzahl  der  Falle  bewährten  Verfah- 
rens ein  anderes,  neues,  gesetzt,  das  der  Xatur  des  vorliegenden 
Falles  in  keiner  Weise  objectiv  entspricht.  Um  ihm  aber  in 
solchen  Fällen,  und  nur  diese  eignen  sich  dazu,  sein  Verfahren  zurech- 
nen zu  können,  dazu  genügt  vollständig  die  bisherige  Praxis. 

Resumiren  wir  nun  das  bisher  Gesagte,  so  dürfte  sich  wohl  zur 
Genüge  ergeben,  dass  die  von  Herrn  CasjDer  urgirten  Schwierigkeiten 
in  Wirklichkeit  gar  nicht  vorhanden,  dass  es  aber  am  Allerwenigsten 
eines  Gesetzes  bedarf,  welches  einen  Terrorismus  in  der  ärztlichen 
Kunst  legalisiren  Avill,  der  an  die  schönsten  Zeiten  häretischer  Verfol- 
gung erinnert.  Der  Vorschlag  des  Herrn  Casper  ist  aber  nicht  nur  un- 
gerecht, sondern  kann  vermöge  seiner  allgemeinen  Fassung  sogar  zu 
wahren  Absurditäten  führen.  Ist  nämlich  ein  Arzt  durch  eine  von  der 
durch  die  Majorität  der  Aerzte  sanctionirten  abAveichende  Behandlungs- 
weise  schon  an  und  für  sich  strafbar  (und  Herr  Casper  hat  in  seiner 
Formulirung  gar  nicht  von  einem  dadurch  herbeigeführten  unglück- 
lichen Ausgange  gesprochen,  da  die  Worte  ,,im  gegebenen  Falle"  wohl 
nur  sehr  willkürlich  so  gedeutet  werden  könnten),  so  kann  es  sich  leicht 
ereignen,  dass,  wenn  durch  irgend  eine  Veranlassung,  z.  B.  wegen  des 
Honorars,  Misshelligkeiten  zwischen  dem  Clienten  und  dem  Arzte  ent- 
stehen, dieser  Letztere  noch  die  besondere  Freude  hat,  von  dem  durch 
ihn  Hergestellten  in  optima  forma  zur  Rechenschaft  gezogen  zu  werden, 
Aveil  —  er  ihn  auf  ungewohnte  Weise  behandelt  hat !  I  Man  sieht ,  dass 
ein  sehr-  brauchbarer  und  gewiegter  Beamte  doch  ein  recht  schlechter 
Legislator  sein  kann. 

Schliesslich  bemerken  wir  noch,  dass  der  von  Herrn  Casper  er- 
wähnte, einen  hiesigen  hydropathischen  Arzt  betreffende  und  zur  Cogni- 
tion des  Untersuchungsrichters  gekommene  Fall  uns  nicht  angeht,  und 
dass  wir  wenigstens  in  dieser  Beziehung  nicht  pro  domo  geschrieben 
haben. 

Dr.  Ludwig  Fränkel, 

praktischer  Arzt  und  Arzt  der  Wasserheilanstalt 
zu  Berlin." 
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Der  Kreispbysikus  zu  laerlohn  Dr.  Dommes  sagt  in  „Henke's 
Zeitschrift  für  die  Staatsarzneikunde,  fortgesetzt  von  Behrend"  1857, 
Heft  3,  S.  208: 

,,S.  648  wagt  Gas  per,  folgenden  Grundsatz  aufzustellen:  ,,  „Ein 
Arzt  ist  strafbar,  wenn  er  im  gegebenen  Falle  ein  Verfahren  am  Kran- 
kenbette eingeschlagen  hat,  welches  ganz  und  gar  abweichend  ist  von 
dem,  das  die  überwiegende  Mehrzahl  aller  Aerzte  seiner  Zeit  in  eben 
solchem  oder  einem  diesem  ganz  ähnlichen  Falle  befolgt,  und  das  die 
überwiegende  Mehrzahl  aller  medicinischen  Lehrer  und  Schriftsteller 
für  solchen  Fall  als  das  richtige  bezeichnet."" 

Ich  glaube,  der  Erfinder  dieses  Grundsatzes  kann  von  Glück  sagen, 
dass  nicht  der  Arzt  strafbar  ist,  welcher  ein  Strafgesetz  für  Collegen  in 
Vorschlag  bringt,  das  die  überwiegende  Mehrzahl  derselben  entschieden 
perhorrescirt.  Denn  ich  zweifle  nicht,  dass  sie  mir  beistimmen  wird, 
wenn  ich  jenen  Grundsatz  als  schwankend,  ungerecht  und  verderblich 
bezeichne. 

Schwankend,  also  unbrauchbar,  ist  er. 

Nicht  allein  der  strenge  Beweise  fordernde  Jurist,  wie  Casper 
meint,  sondern  Jeder  muss  fragen:  Wie  soll  die  überwiegende  Mehr- 
zahl aller  Aerzte  festgestellt  werden?  Stimmt  sie  etwa  immer  mit  der 
Majorität  der  Lehrer  und  Schriftsteller  überein,  die  sich  allerdings  nach- 
weisen lässt? 

Keineswegs.  Denn  während  diese  oft  herzlich  schlechte  Praktiker 
sind,  nimmt  die  Mehrzahl  der  guten  Praktiker  ihre  Erfahrungen  mit 
ins  Grab.  Die  Beschäftigtsten  haben  oft  keine  Zeit  oder  doch  keine 
Lust  zum  Lesen,  viel  weniger  zum  Schriftstellern.  Anderen  fehlt  das 
von  dem  praktischen  himmelweit  verschiedene  Talent  scbriftlicher  Dar- 
stellung. Sehr  Viele,  denen  die  Wissenschaft  nur  die  mit  Butter  ver- 
sorgende Kuh  ist,  scheuen  sich,  Erfahrungen  und  Ansichten  mitzutheilen, 
welche  mit  denen  berühmter  und  einflussreicher  Männer  im  Wider- 
spruche stehen,  deren  Achselzucken  ihre  Praxis  vernichten,  deren  Ein- 
fluss  ihrer  Anstellung  und  Beförderung  einen  fast  unübersteigbaren 
Damm  entgegenstellen  könnte. 

Hat  Casper  etwa  Kecht,  wenn  er  behauptet,  die  Majorität  unter 
den  Praktikern  werde  in  solchen  Fällen  überall  eine  notorische  sein 
und  durch  die  höheren  und  höchsten  Medicinalbehörden  über  jeden 
Zweifel  erhoben  werden? 

Gewiss  nicht.  Fast  alle  Aerzte  überschätzen  ihre  Partei,  und  die 
Mitglieder  der  Medicinalbehörden  würden,  selbst  wenn  sie  die  Creme 
der  Heilkundigen  repräsentirten ,   was   schwerlich  Jemand   behaupten 
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wird,  von  dieser  Kegel  keine  Ausnahme  machen,  sondern  meistentlieils 
die  Partei,  der  sie  selbst  angehören,  für  die,  nicht  nur  an  Capacität,  son- 
dern riuch  an  Zahl  überAviegende  halten. 

Um  vorstehende  Behauptungen  zu  rechtfertigen,  brauche  icli  nur 
auf  die  jüngste  Geschichte  der  Trepanation  zu  verweisen.  Während 
Rust  die  preussische  Medicin  tyrannisirte ,  wurden,  namentlich  von 
preussischen  Aerzten,  fast  ausschliesslich  günstige,  seit  seinem  Tode  da- 
gegen Averden  fast  nur  ungünstige  Erfolge  derselben  mitgetheilt.  Damals 
wurde  der  in  Folge  einer  Kopfverletzung-  eingetretene  Tod  eben  so  oft 
der  Unterlassung"  dieser  Operation  zugeschrieben,  wie  jetzt  ihrer  Aus- 
führung. 

Ungerecht  ist  der  Grundsatz. 

Denn  erstlich  erfordern,  Avie  jeder  Avirklich  Erfalirene  zugeben 
muss,  ganz  ähnliche  Krankheiten,  d.  h.  Krankheiten  derselben  Form 
ähnlicher  Individuen ,  oft  eine  wesentlich  verschiedene ,  ja  nicht  selten 
sogar  eine  ganz  entgegengesetzte  Behandlung. 

Zweitens  verdient  die  Majorität  nicht  als  BeAveis  der  Wahrheit  an- 
gesehen zu  Averden.  Sie  bleibt  stets  hinter  den  Fortschritten  der  Zeit 
zurück,  und  ich  kann  dem  Verfasser  durchaus  nicht  beistimmen,  AA^enn 
derselbe  die  Behauptung  aufstellt,  es  müsse  A^orausgesetzt  Averden,  dass 
sich  die  überAviegende  Mehrzahl  aller  ärztlichen  Praktiker  an  das  durch 
Erfahrung  Geprüfte  und  BeAvährte  als  das  einzig  Richtige  und  Erspriess- 
liche  halte. 

Wäre  diese  Voraussetzung  gegründet,  so  Avürde  die  Wissenschaft 
niemals  Rückschritte  gemacht  haben. 

Nicht  nur  die  Majorität  der  Menschen  im  Allgemeinen,  sondern 
auch  die  der  Aerzte  ist  nichts  Aveniger  als  zuverlässig.  Die  meisten 
Aerzte  haben  kein  selbstständiges  Urtheil  und  lassen  sich  leichter  durch 
blendende  Dialektik  und  die  Autorität  berühmter  Namen  hinreissen,  als 
durch  ungeschminkte  Aufzählung  triftiger  Gründe  überzeugen.  Beredt- 
samkeit  und  Glück  Einzelner  und  die,  leider  immer  mehr  überhand 
nehmende,  Macht  literarischer  Koterieen  bilden  eine  Mode,  der  zuerst 
die  Dandys  der  Medicin,  die  Schriftsteller  ex  professo  und  die  Profes- 
soren der  Schriftstellerei,  dann  auch  viele  Praktiker  folgen,  INfanche  aus 
Nachahmungssucht,  Manche,  weil  sie  nur  das  lesen,  oder  doch  beachten, 
Avas  geeignet  ist,  ihnen  bei  Consultationen  einen  gelehrten  Anstrich  zu 
geben,  also  was  der  Mode  huldigt. 

Für  sich  allein  kann  folglich  die  Ansicht  der  Majorität  aller  Aerzte 
keinesfalls  maassgebend  sein.  Kann  sie  es  vielleicht  im  Vereine  mit  dem 
ungünstigen  Erfolge  der  A^on  ihr  abAveichenden  Kurart ,   welcher  zAA^ar 

Kaiisch,  rtio  Kiinstfehler.  H 
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niclit  die  ausschliessliche,  wie  Casper  behauptet,  aber  doch  unläugbar 
die  gewöhnlichste  Veranlassung  zur  Beschuldigung  eines  Kunstfeh- 
lers ist? 

Auch  das  muss  ich  entschieden  in  Abrede  stellen.  Soll  jeder  un^ 
günstige  Erfolg  einer  von  der  allgemein  üblichen  ganz  und  gar  ab 
weichenden  ärztlichen  Behandlung,  der  zu  einer  Klage  führt,  strafbar 
sein,  so  darf  kein  Arzt  mehr  den  Versuch  wagen,  eine  bisher  sehr  selten 
geheilte  Krankheit,  häufig  eine  bisher  ganz  unheilbare,  überhaupt  zu 
heilen,  so  verdiente  Casper  selbst  Strafe  wegen  jedes  an  der  asiatischen 
Cholera  Gestorbenen,  den  er  mit  kaltem  Wasser  behandelt  hatte ,  bevor 
dessen  Gebrauch  sich  der  verbreiteten  Anerkennung  erfreute,  so  sind 
wir  Anhänger  des  grossen  Ketzer  van  Goch  strafbar,  wenn  uns  z.  B. 
nach  zwanzig  gründlichen  Heilungen  der  von  andern  Aerzten  selten  ge- 
heilten Bauchwassersucht  die  Verhütung  ihres  tödtlichen  Ausganges  in 
einem  einzigen  misslingt. 

Jeder  ungünstige  Erfolg  einer  von  der  herrschenden  ganz  und  gar 
abweichenden  Behandlungsart,  ja  selbst  der  allerungünstigste,  der  Tod, 
liefert  noch  nicht  einmal  in  jedem  Falle  ohne  Ausnahme  den  Beweis, 
dass  erstere  eben  so  zweckmässig,  viel  weniger  den,  dass  sie  zweck- 
mässiger gewesen  wäre,  und  selbst  dann,  wenn  sich  Letzteres  über- 
zeugend nachweisen  liesse,  würde  die  abweichende  Behandlung  doch 
nicht  jedesmal  als  Kunstfehler  bezeichnet  werden  dürfen,  da  auch  die 
scharfsinnigste  und  erfolgreichste  Berechnung  in  einzelnen  Fällen  irre 
führen  kann. 

Der  Grundsatz,  nach  welchem  Casper  die  Anklage  wegen  eines 
Kunstfehlers  entschieden  haben  will ,  ist  nicht  nur  schwankend ,  also 
praktisch  unbrauchbar,  nicht  nur  ohne  innere  Wahrheit,  also  ungerecht, 
er  ist  auch  verderblich  für  die  Heilkunde  und  somit  nachtheilig  für  Die, 
welche  deren  Hülfe  in  Anspruch  nehmen. 

Er  ist  eine  gefährliche  Waffe  medicinischer  Handwerker  und 
Speichellecker  gegen  selbstdenkende  und  gewissenhafte  Collegen.  Er 
ist  ein  Hemmschuh  der  Therapie,  der  unvollkommensten  aller  Wissen- 
schaften. 

Gott  bewahre  uns  vor  diesem  Damokles- Schwerte,  das  über  dem 
Haupte  jedes  Arztes  hängen  soll,  welcher  seiner  Zeit  vorauseilt,  vor 
diesem  acht  chinesischen  Zopfe,  den  derselbe  Mann  der  heilenden  Me- 
dicin  anhängen  will,  welcher  die  gerichtliche  von  so  vielen  befreit  hat." 

Der  hochverehrte  Mittermaie r  richtet  im  „Gerichtssaal"  1858, 
S.  16  folgende  Mahnung  an  die  Gerichte: 
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„Nach  Casper  soll  der  Arzt  strafbar  sein,  Avenn  er  im  gegebenen 
Falle  am  Kranken-  (oder  Gebär-)  Bette  ein  Verfahren  eingeschlagen 
hat,  welches  ganz  und  gar  abweichend  ist  von  dem,  das  die  über- 
wiegende Mehrzahl  aller  Aerzte  seiner  Zeit  in  eben  solchen 
oder  einem  diesem  ganz  ähnlichen  Falle  befolgt,  und  das  die 
überwiegende  Mehrzahl  aller  medicinischen  Lehrer  und 
Schriftsteller  für  solchen  Fall  als  das  richtige  bezeichnet. 
Gegen  diesen  Grundsatz  haben  mit  Recht  medicinische  Schriftsteller 
sich  erhoben,  allein  auch  der  Jurist  muss  dagegen  entschieden  im  Inter- 
esse der  Gerechtigkeit  Verwahrung  einlegen.  Man  müsste  es  tief  be- 
klagen, wenn  durch  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  den  Richtern 
eine  Norm  aufgedrungen  werden  sollte,  welche  notliwendig  sie  irreleiten 
müsste.  Im  Reiche  der  Geister  werden  die  Stimmen  nicht  gezählt,  son- 
dern gewogen.  Wir  fragen  vorerst  schon,  wie  das  Dasein  dieser  Mehr- 
heit hergestellt  werden  soll.  Die  Richter  selbst  können  in  einem  ge- 
gebenen Falle  die  Stimmen  nicht  sammeln,  sie  müssten  daher  der 
Versicherung  des  Sachverständigen  trauen,  welcher  bezeugt,  dass  seine 
Ansicht  die  Mehi'heit  für  sich  habe.  In  der  Regel  aber  würde  eine 
solche  Versicherung  auf  einer  grossen  Anmassung  beruhen-,  denn  woher 
weiss  der  Sachverständige,  dass  seine  Behauptung  die  Mehrheit  der 
Aerzte  für  sich  hat?  Casper  fordert  Mehrheit  aller  Aerzte,  daher  ist 
wohl  nicht  genug,  dass  die  Aerzte  in  der  Stadt  oder  in  dem  Staate,  in 
welchen  der  Arzt  wohnt,  in  ilu-er  Mehrzahl  eine  gCAvisse  Kurart  billigen  ; 
es  müssten  vielmehr,  wenn  von  einer  genügenden  Mehrheit  die  Rede 
sein  soll,  auch  die  Stimmen  aller  Länder  der  gebildeten  Welt  gezählt 
werden.  Wenn  z.  B.  ein  preussischer  Arzt  wegen  unrichtiger  Kur  an- 
geklagt werden  soll,  und  dieser  Arzt  viele  Jahre  in  England,  Italien, 
Frankreich  zugebracht  und  Medicin  geübt  hat,  würde  es  niclit  ungerecht 
sein,  wenn  man  ihn,  der  die  im  Auslande  mit  bestem  Erfolg  angewendete 
Heilart  auch  in  Preussen  anwendet,  verurtheilen  wollte ,  weil  die  Mehr- 
zahl der  preussischen  Aerzte  eine  andere  Heilart  billigt?  Welche  wider- 
liche verwirrende  Verhandlung  müsste  entstehen,  wenn  darüber  gestrit- 
ten würde,  was  die  Mehrheit  der  Aerzte  sagt?  Der  bescheidene,  den 
Fortschritt  der  Wissenschaft  achtende  Arzt  wird ,  wenn  es  einem  Präsi- 
denten einfiele,  zu  fragen,  was  die  Mehrzahl  der  Aerzte  billigt,  die  Be- 
antwortung der  Frage  ablehnen,  weil  er  fühlt,  dass  er  das  Dasein  der 
Mehrheit  nicht  bezeugen  kann,  während  der  mit  gehöriger  Selbstgenüg- 
samkeit ausgestattete  Sachverständige  etwas  als  Mehrheit  ausspricht, 
was  ihm  so  scheint.  Wir  fragen  aber  auch,  ob  die  Verantwortlichkeit 
eines  Arztes  dadurch  bestimmt  werden  kann,  was  die  Mehrheit  seiner 
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Collegen  für  wahr  hält,  während  er  seiner  Ueberzeugung  folgen  muss? 
Auf  dem  Gebiete  der  Naturwissenschaften  ist  aber  ein  rastloser  Fort- 
schritt bemerkbar.  Würde  Caspers  Ansicht  praktisch  werden,  so 
würde  die  Welt  zum  Stillstande  verurtheilt  werden.  —  Wenn  eine  neue 
Entdeckung,  eine  neue  Heilart  bekannt  wird,  so  kann  man  darauf  rech- 
nen, dass  diejenigen,  welche  den  Muth  haben,  das  Neue  zu  versuchen,  in 
der  Minderzahl  sind;  die  Mehrzahl  ist  conservativ  schon  aus  Bequem- 
lichkeit oder  aus  Hass  gegen  alle  Neuerung;  gerade  der  am  meisten 
fortschreitende  muthigste  Arzt,  der,  von  der  Wahrheit  der  neuen  Ent- 
deckung durchdrungen,  davon  Gebrauch  macht,  würde  in  der  schlimm- 
sten Lage  sein,  weil  seine  conservativen  Collegen  in  der  Mehi'zahl  seine 
Heilart  verdammen  würden;  mit  Angst  nur  würde  er  das  Neue  unter- 
nehmen ,  weil  er  nicht  weiss ,  ob  er  nicht  im  Falle  des  unglücklichen 
Ausgangs  von  der  Mehrheit  der  Collegen  einst  verdammt  wird.  Wir 
bitten,  den  bekannten  Widerstreit  der  Aerzte  über  eine  Masse  von  Fra- 
gen zu  erwägen,  um  zu  erkennen,  dass  kein  Gericht  sich  durch  den 
Grundsatz  von  Casper  irreleiten  lassen  darf." 

Endlich  hat  Herr  Geheimrath  Hörn,  Mitglied  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  und  vortragender  Rath  im  Medicinalministerium,  un- 
mittelbar nach  dem  Erscheinen  des  Casp ersehen  Handbuchs  sein 
Werk :  „Das  preussische  Medicinalwesen ,  aus  amtlichen  Quellen  dar- 
gestellt" herausgegeben.  Herr  Casper  hat  sich  natürhch  beeilt,  die 
Schrift  anzuzeigen,  und  rühmt  mit  Keclit  den  Vorzug,  den  dasselbe  durch 
den  amtlichen  Charakter  seines  Verfassers  vor  seinen  Vorgängern  hat. 
„Dadurch",  sagt  er  („Vierteljahrsschrift"  1857  Bd.  XII  S.  351)  „ist  eine 
gründliche  Uebersicht  ermöglicht,  ein  wirkliches  Verständniss  unserer 
Medicinal Verfassung,  eine  ratio  legis  eröffnet  worden,  durch  die  kurzen 
raisonnirenden ,  historischen  Bemerkungen  und  Referate,  die  gleichsam 
als  Einleitung  jedem  Abschnitte  vorangeschickt  sind  und  das  Buch  zu 
einem  Compendium  über  die  preussische  Medicinalverfassung  gestalten." 
Nun  in  diesem  Buche  befindet  sich  auch  ein  Abschnitt  über  gerichtliche 
Medicin,  und  in  diesem  heisst  es  in  Beziehung  auf  die  Beurtheilung  ärzt- 
licher Kunstfehler  Bd.  I..S.  347: 

„Die  gerichtliche  Verfolgung  der  Medicinalpersonen  wegen  Kuns  t- 
fehler  und  der  aus  Fahrlässigkeit  und  grober  Vernachlässigung  ihrer 
Berufspflichten  hervorgegangenen  Beschädigung  der  Kranken  an  ihrem 
Leben  oder  ihrer  Gesundheit  kann  auf  den  Antrag  der  Betheiligten 
oder  von  Amtswegen  eintreten.  Der  Richter  wird  in  solchem  Fall  nur 
auf  Grund  des  Gutachtens  von  Sachverständigen  entscheiden  können. 
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da  nur  diese  darüber  zu  urtlieilen  vermögen,  ob  eine  solche  Behandlung 
lebensgefahrlich  gewesen  ist,  oder  ob  und  in  welchem  Grade  dieselbe 
gegen  die  Regeln  der  ärztlichen  Kunst  verstösst.  Als  Sachverständige 
sind  hier ,  wie  bei  den  übrigen  gerichtlichen  medicinischen  Fragen ,  die 
Kreisphysiker  und  in  höherer  Instanz  die  Medicinalcollegien  und  die 
wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen  zu  betrachten. 

Im  Allgemeinen  muss  angenommen  werden,  dass  zur  Feststellung 
des  Thatbestandes  einer  strafbaren  Handlung  in  dem  Kurverfahren 
eines  Arztes  nicht  genügt,  dass  dem  Angeschuldigten  Verstösse  gegen 
die  Regeln  der  Kunst  zur  Last  fallen.  Es  muss  auch  nachgewiesen 
werden ,  dass  die  von  ihm  begangenen  Fehler  aus  grober  Fahrlässigkeit 
entsprungen  sind^  und  dass  sie  die  in  dem  Strafgesetz  vorausgesetzten 
sehädlichen  Folgen  gehabt  haben,  oder  wenigstens  hätten  haben  können. 
Missgriffe  oder  Irrthümer  bei  der  Behandlung  der  Kranken, 
selbst  wenn  solche  aus  einem  von  der  Mehrzahl  der  sachver- 
ständigen Aerzte  als  irrig  und  verkehrt  betrachteten  System 
hervorgegangen  sein  sollten,  können  an  sich  als  hinreichender 
Grund  nicht  gelten,  gegen  den  Arzt  etc.  gerichtlich  einzuschreiten,  weil 
über  das  System,  nach  welchem  ein  Arzt  seine  KLi-anke  behandeln  soll, 
weder  ein  Gesetz,  noch  eine  reglementarische  Bestimmung,  sondern 
lediglich  die  persönliche  Ueberzeugung  des  Arztes  selbst  entscheiden 
kann. 

Dagegen  kann  der  Fall  eintreten,  dass  gegen  einen  Arzt  mit  der 
gerichtlichen  Verfolgung  und  unabhängig  von  dieser  im  Disciplinar- 
wege  Avegen  wiederholter  Kunstfehler,  andauernder  Untüchtigkeit  oder 
Vernachlässigung  seiner  Berufspflichten  und  Mangels  der  bei  der  Erthei- 
lung  der  Approbation  vorausgesetzten  Eigenschaften  das  Verfahren  auf 
Entziehender  Approbation  auf  Grund  des  §.71  der  allgem.  Gewerbe-Ord- 
nung vom  17.  Januar  1845  eingeleitet  Avird.  Dies  wird  insbesondere 
dann  eintreten,  wenn  zAvar  ein  Strafgesetz  nicht  verletzt  oder  für  nicht 
anwendbar  erachtet  worden  ist,  die  Entziehung  der  Approbation  aber 
im  öffentlichen  Interesse  geboten  erscheint. 

Auch  hier  ist  das  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medicinal- Angelegenheiten  die  Recursinstanz,  in  welcher  nach  Befinden 
das  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medicinal- 
wesen erfordert  werden  kann." 

Die  Befolgung  des  Casp  er  sehen  Strafprincips  bei  Beurtheilung 
ärztlicher  Kunstfehler  scheint  hiernach  kaum  zu  befürchten  zu  sein; 
man  würde  aber  nichtsdestoweniger  irren,  Avenn  man  diesem  Scheine 
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unbedingt  vertrauen  wollte.  Schon  der  Schluss  der  Hornschen  Dar- 
stellung- lässt  eine  gefährliche  Hinterthür  offen,  da  der  aus  der  Scylla 
der  Criminaluntersuchung  gerettete  Arzt  in  die  Cliarybdis  der  oft  nicht 
minder  strengen  Disciplinaruntersuchung  gerath.  Aber  noch  schlimmer 
ist  es,  dass  letztere  selbst  da  zu  strafen  sich  veranlasst  finden  kann,  wo 
das  angewendete  ärztliche  Verfahren  nicht  nur  keine  Verschlimmerung, 
sondern  eine  ausdrücklich  zugegebene  Besserung  der  behandelten  Ki-ank- 
heit  bewirkt  hatte. 

Ein  in  dieser  Beziehung  merkwürdiger  Fall  ist  der  in  meinen  Gut- 
achten sub.  ni.  S.  85  sq.  mitgetheilte:  ein  Pistolenschuss  als  Heilmittel. 
Casper  hat  denselben  in  seiner  „Vierteljahrsschrift"  1852.  Bd.  I. 
S.  4  sq.  gleichfalls  veröffentlicht  und  ihm  folgende  einleitende  Bemer- 
kung vorausgeschickt: 

„Der  Eall  ist  nicht  nur  interessant  wegen  der  originellen  Neuheit 
der  Operation  —  eine  absichtlich  vom  Operateur  beigebrachte  Schuss- 
wunde  zur  Heilung  eines  veralteten  Kniescheibenbruchs!  —  sondern 
auch  weil  er,  eben  deshalb,  Veranlassung  gab,  die  schwierige  Frage  von 
der  Zurechnung  des  ärztlichen  Heilverfahrens  bei  einer  neuen  Methode 
in  Erwägung  zu  ziehen." 

Mir  schien  das  in  diesem  Falle  erstattete  Gutachten  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  allerdings  ebenfalls  der  Mittheilung  werth, 
gerade  aber  aus  dem  entgegengesetzten  Grunde.  Meine  den  Fall  ein- 
leitende Bemerkung  lautete  daher  wie  folgt: 

,, Der  Wundarzt  1.  Cl.  Bergmann  hatte,  um  die  Verheilung  eines 
veralteten  Kniescheibenbruchs  herbeizuführen,  einen  Pistolenschuss  an- 
gewendet. Der  Erfolg  war  im  Allgemeinen  kein  ungünstiger;  ja  der 
Operirte  erklärte  sogar,  eine  bleibende  und  bedeutende  Besserung  da- 
durch erlangt  zu  haben.  Nichtsdestoweniger  ward  eine  Criminalunter- 
suchung wegen  dieses  Verfahrens  gegen  den  Bergmann  eingeleitet, 
und,  bei  der  Verschiedenheit  der  Ansichten  der  Unterbehörden,  ward 
das  Superarbitrium  der  wissenschaftlichen  Deputation  resp.  die  Beant- 
wortung nachstehender  Fragen  von  ihr  erfordert: 

a)  ob  das  von  dem  p.  Bergmann  bei  dem  Jacob  angewendete 
Heilverfahren  dem  Zustande  des  Jacob  angemessen  gCAvesen, 
und  sich  annehmen  lasse,  dass  durch  dasselbe  die  Herstellung  zu 
ermöglichen?  oder  ob  das  angewendete  Verfahren  ganz  ungewöhn- 
lich, dem  Jacobschen  Zustande  nicht  angemessen,  bei  solchem 
Verfahren  nach  den  Regeln  der  Wissenschaft  und  Kunst  vernünf- 
tiger Weise  der  verfolgte  Zweck  sich  nicht  in  Aussicht  stellen. 
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dieses  Verfahren  vielmehr  nach  den  Regeln  der  ärztKchen  Kunst 
und  Wissenschaft  zuwider  laufen  dürfte? 
und  ob  hiernach 

b)  der  Bergmann  in  Anwendung  des  gedachten  Heilverfahrens  sich 
verAverflich  benommen  und  einer  körperlichen  Beschädigung  des 
Jacob  sich  schuldig  gemacht? 

Das  Interesse  dieses  Falles  liegt  weniger  in  dem  Gutachten  selbst, 
als  darin,  dass  es  auf  Grund  einer  gegen  den  behandelnden  Arzt  ein- 
geleiteten Criminaluntersuchung  erfordert  worden  ist.  Der  Ki-anke  hat 
sich  mit  der  ihm  vorgeschlagenen  Behandlung  einverstanden  erklärt 
und  ist  durch  dieselbe,  sowohl  nach  seiner  eignen  Angabe,  als  nach 
dem  Resultat  der  vorgenommenen  ärztlichen  Untersuchung,  thatsächlich 
gebessert  worden;  ja  es  steht  nicht  einmal  fest,  ob  nicht  eine  vollstän- 
dige Heilung  erfolgt  wäre,  wenn  der  behandelnde  Arzt  nicht  die  Kur 
fortzusetzen  obrigkeitlich  verhindert  worden  wäre. 

Ob  die  eingeschlagene  Methode  im  Allgemeinen  eine  zu  billi- 
gende oder  verwerfliche  sei,  gehört  wohl  mehr  in  ein  Lehrbuch  der 
Chirurgie,  als  zur  Beurtheilung  eines  strafrechtlichen  Verfahrens,  wenn 
nicht  nur  kein  nachtheiliger,  sondern  sogar  ein  günstiger  Erfolg  einge- 
treten ist.  Wäre  die  Operation,  statt  durch  den  Wundarzt  Bergmann, 
durch  Dieffenbach  mit  gleichem  Erfolge  gemacht  worden,  dann  wäre 
wahrscheinlich,  statt  einer  Untersuchung,  eine  Huldigung  des  mensch- 
lichen Genies  hervorgerufen  worden,  wie  dies  seiner  Zeit  bei  den  Schiel- 
und  Stotteroperationen  der  Fall  gewesen  ist. 

Es  ist  daher  auch  dieses  Gutachten,  w^elches  von  Casper  in  seiner 
,, Vierteljahrsschrift"  veröffentlicht  worden  ist,  von  jui'istischen  Autori- 
täten verschieden  beurtheilt  worden." 

Die  Verschiedenheit  des  Urtheils,  welche  ich  am  Schlüsse  dieser 
Vorbemerkung  aus  Hochachtung  vor  der  wissenschaftlichen  Deputation 
angegeben  habe,  hat  eigentlich  nicht  einmal  stattgefunden.  Denn,  wenn 
auch,  worauf  ich  anspielte,  Mittermaier  (Archiv  des  Criminalrechts 
1853,  Heft  I,  S.  12)  jenes  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation 
billigt  und  den  von  ihr  dabei  aufgestellten  Grundsatz  für  einen  richtigen 
erklärt,  dass  nämlich  zu  einer  Operation,  deren  Gefahren  zu  den  zu 
beseitigenden  Beschwerden  in  keinem  Verhältnisse  stehen,  ein  Arzt  nie 
berechtigt  ist,  so  hat  er  doch  kurze  Zeit  später  diese  Ansicht  ausdrück- 
lich zurückgenommen.  In  demselben  Archiv  1853,  Heft  3,  S.  189,  sagt 
er  nämlich: 

„In  dem  obenerzählten  Falle  hatte  der  Arzt  bei  einem  Manne, 
der  in  Folge  eines  Falles  ein  steifes  Bein  hatte  und  das  Knie  nicht  gut 
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beugen  konnte,  die  Kniescheibe  mit  einem  Terzerole  durchschossen, 
um  Wiederherstellung  zu  bewirken;  die  Medicinaldeputation  erklärte 
die  angewendete  Operation  für  verwerflich;  es  ist  aber  neuerlich  be- 
merkt worden,  dass  dieser  Ausspruch  doch  bedenklich  sei;  auf  jeden 
Fall  ist  es  richtig,  dass,  da  der  Kranke  zufrieden  war  und  nach  der 
Operation  besser  als  zuvor  gehen  konnte,  ein  rechtsverletzender  Erfolg 
nicht  vorhanden  war,  und  daher  die  Bedingung  des  Eintretens  einer 
Strafe  wegen  culpa  nicht  begründet  war.  Auch  in  der  Beziehung  ist 
die  obige  Rücksicht  wichtig,  als  da  keine  Strafe  der  Fahrlässigkeit 
erkannt  werden  kann,  wo  nicht  nachzuweisen  ist,  dass  der  Erfolg  im 
Gausalzusammenhange  mit  der,  wenn  auch  tadelnswerthen  Handlung 
des  Arztes  stand." 

Der  Autor,  dessen  neuerlichen  Bemerkungen  Mittermaie r  hier 
beistimmt,  ist  Friedreich.  Auch  dieser  hat  nämlich  in  seinen  ,, Blät- 
tern für  gerichtliche  Anthropologie  1853,  Heft  I,  S.  10  sq."  den  Berg- 
mann sehen  Fall  mit  dem  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation 
veröffentlicht  und  das  letztere  mit  nachfolgenden  „Bemerkungen"  be- 
gleitet. 

,, Berücksichtigen  wir,  dass  in  dem  vorliegenden  Falle  der  Chirurg 
B.  in  der  besten  Absicht  an  dem  Kranken,  der  sich  seiner  Hülfsleistung 
anvertraut  hatte,  nach  seiner  auf  wissenschaftliche  und  empirische 
Gründe  basirten  Ansicht  eine,  wenn  auch  neue  und  kühne  Operation 
vorgenommen  hat,  und  dass  durch  dieselbe  nicht  nur  nicht  eine  Ver- 
schlimmerung, sondern  erwiesenermassen  eine  Besserung  des  Operirten 
bewirkt  worden  ist,  so  können  wir  weder  das  Verfahren  gegen  B.,  dass 
ihm  die  Ausübung  der  Praxis  untersagt  wurde,  billigen,  noch  mit  dem 
über  seine  operative  Verfahrungsweise  abgegebenen  Gutachten  einver- 
standen sein,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Wir  haben  Eingangs  dieser  Abhandlung  gesagt,  dass  den  zur 
Praxis  berechtigten  Medicinalpersonen  Freiheit  in  der  Ausübung  ihi-er 
Wissenschaft  und  Kunst  gestattet  werden  muss.  Die  Pleilkunst  ist  eine 
ErfahrungSAvissenschaft,  die  sich  täglich  erweitert,  ausbildet,  also  immer 
vorwärts  schreitet,  weshalb  für  sie  und  für  das  specielle  Handeln  derer, 
die  sie  ausüben,  kein  Gesetzbuch  angefertigt  werden  kann.  Es  sind 
zwar  auch  andere  Wissenschaften,  z.  B.  die  Jurisprudenz  und  selbst  die 
Mathematik  zum  Theil  auf  Erfahrung  gegründet;  allein  hier  können 
von  Erfahrungssätzeu  fernere  Folgerungen  und  Schlüsse  mit  untrüg- 
licher Gewissheit  gezogen  werden,  ohne  mindeste  Besorgniss,  von  der 
Wirklichkeit  und  Wahrheit  abzuweichen,  was  bei  der  Medicin  nicht 
der  Fall  ist.  Die  Rechtswissenschaft  und  Mathematik  lassen  auch,  ohne 
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Zuhülfenahme  der  Erfahrung,  für  sich  allein  bestehende,  untrüg'liche 
Beweise  zu;  nicht  so  die  Heilkunde,  welche  Alles  erst  durch  die  Er- 
fahrung- erproben  und  sichern  muss.  Neue  Entdeckungen  und  Fort- 
schritte in  der  Chemie,  Physik^  in  der  Kenntniss  des  Baues  und  der 
Gesetze  der  Lebensthätigkeit  des  menschlichen  Organismus  haben  den 
unmittelbarsten  Einfluss  auf  die  praktische  Heilkunde,  und  geben,  so 
wie  auch  selbst  das  eigene  Nachdenken  des  ausübenden  Heilkünstlers, 
zu  neuen  Heilmethoden  und  zu  dem  Gebrauche  bisher  noch  nicht  ver- 
suchter Mittel  und  Operationsmethoden  Veranlassung.  Also  frei,  unbe- 
schränkt, gesichert  vor  kurzsichtiger  Pedanterie  muss  der  ausübende 
Heilkünstler  sein,  wenn  er  sich  durch  eigenes  Nachdenken  ein  Ver- 
fahren schafft,  durch  welches  er  als  helfend  seinem  Kranken  dienen 
will.  Und  das  wollte  der  Chirurg  B.  Er  schuf  sich  nach  seiner  wissen- 
schaftlichen Ueberzeugung  eine  neue  Operationsmethode,  um  dem  J. 
zu  helfen.  Dieses  Verfahren  Avar  freilich  neu  und  sehr  kühn,  und  hätte 
allerdings  ein  gefährliches  Ende  nehmen  können.  Aber  giebt  dieses 
die  Berechtigung  zu  dem  Ausspruche  des  Gutachtens,  „dass  B.  sich  in 
Anwendung  seines  Heilverfahrens  verwerflich  benommen  habe?"  Ge- 
wiss nicht.  Wer  vermag  es,  bestimmte  Vorschriften  darüber  zu  geben, 
welche  Operationsmethoden  angewendet  werden  dürfen,  und  welche 
nicht?  Wer  hat  die  Sehergabe,  vorauszubestimmen,  dass  ein  zum  ersten 
Male  unternommenes  operatives  Verfahren  sich  nie  wird  Anerkennung 
zu  verschaffen  wissen?  Lehrt  uns  nicht  die  Erfahrung  hinreichend, 
dass  Operationen,  die  man  vor  vielen  Jahren  für  unmöglich  oder  für 
höchst  lebensgefährlich  hielt,  seitdem  öfters  und  mit  höchst  glücklichem 
Erfolge  unternommen  worden  sind?  Wie  wären  solche  Fortschritte  und 
Erweiterungen  der  Heilkunde,  welche  die  leidende  Menschheit  mit 
Dank  anerkennt,  möglich  gewesen,  wenn  die  Ausübung  der  Kunst  an 
ein  feststehendes  Reglement  gebunden,  oder  über  einen  kühnen  Opera- 
teur von  einer  wissenschaftlichen  Medicinaldeputation  der  Stab  ge- 
brochen worden  wäre?  Schürmayer  sagt  ganz  richtig:  „Wie  lässt  es 
sich  denken,  dass  neue  Heilmittel  ins  Bereich  der  Therapeutik  treten, 
wenn  Strafgesetze  den  kühnen  Forscher  in  seinem  Entdeckungsstreben 
hemmen,  wenn  er  jeden  Schritt  mit  einer,  allen  Mutli  lähmenden  Be- 
sorgniss,  einem  Strafgesetze  zu  verfallen,  vorwärts  machen  soll!  Wie 
soll  sich  das  Genie,  welches  seine  Mittel  zur  Erreichung  seiner  Ent- 
wickelung  und  seiner  Zwecke  selbst  sucht  und  schafft,  ausbilden  und 
zum  Heil  der  Wissenschaft  und  der  Menschheit  emporblühen,  wenn 
seine  Bahn  durch  physische  Gewalt  verrammelt  wii'd?  Wo  hätte  die 
Geschichte  der  Chirurgie  einen  Dupuytren,  einen  Astley  Cooper, 
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einon  Larrey  und  andere  grosse  Männer,  wenn  gesetzliehe  Fesseln 
die  Kunst  in  Schranken  gehalten  hätten!  Wo  Avüssten  Avir  jetzt  etwas 
von  jenen  kühnen  Operationen,  die  noch  das  Leben  der  Kranken 
fristen  oder  erhalten,  das  sonst  durch  die  Bösartigkeit  der  Krankheit 
unwidersprechlich  verloren  ist." 

Die  Operationsmethode  des  Chirurgen  B.  Avar  eben  so  originell  als 
kühn;  ein  Gutachten  hat  den  richtigen  Satz  aufgestellt,  dass  das  Unge- 
Avöhnliche  einer  neuen  Operation  keinen  Grund  zu  einer  Beschuldigung 
desjenigen  abgeben  könne,  welcher  ein  solches  Verfahren  versucht,  es 
hat  ferner  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  dieses  Verfahren  des  B.  im 
Allgemeinen  wohl  nicht  ganz  ungeeignet  gewesen  A\'äre,  um  die  Ver- 
einigung der  Knochenbruchstücke  zu  erzielen;  der  Kranke  Avurde  auch 
AA^irklich  etAvas  gebessert,  und  dennoch  AAn'rd  dem  B.  die  Praxis  unter- 
sagt, und  von  der  Avissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medicinal- 
Avesen  Avird  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  B.  in  Anwendung  dieses 
Heilverfahrens  sich  verAverflich  benommen  habe!  Und  Avarum  hat  sich 
B.  verwerflich  benommen?  Das  Gutachten  sagt,  weil  dieses  Verfahren 
des  B.  dem  Zustande  des  Kranken  nicht  angemessen  gewesen,  und  sich 
auch  nicht  annehmen  lasse,  dass  dui'ch  dasselbe  die  Herstellung  ermög- 
licht werden  könne:  allein  diese  Behauptung  des  Gutachtens  verliert 
alle  Bedeutung,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  der  Erfolg  der  Kur- 
methode des  B.  noch  gar  nicht  beurtheilt  werden  konnte,  da  man  ihn 
verhinderte,  die  Kur  zu  vollenden,  und  Avenn  man  ferner  berücksichtigt, 
dass  das  Gutachten  den  Beweis  schuldig  geblieben  ist,  dass  es  unmög- 
lich gewesen  sei,  durch  dieses  Kurverfahren  den  Kranken  herzustellen. 
Oder  war  vielleicht  das  Verfahren  des  B.  deshalb  verwerflich,  weil  es 
hätte  für  den  Kranken  lebensgefährlich  ausfallen  können?  Bei  einer 
solchen  Ansicht  steht  jede  Entwickelung  der  Kunst  stille,  der  ausübende 
Heilkünstler  lege  seine  Feder  und  seine  Instrumente  nieder,  er  erprobe 
kein  neues  Heilmittel,  er  unternehme  keine  kühne  oder  neue  Opera- 
tionsmethode, denn  sie  kann  gefährlich  ausfallen,  und  ihn  selbst  kann 
das  Unglück  treffen,  von  einer  wissenschaftlichen  Deputation  für  ver- 
werflich erklärt  zu  werden;  der  Wundarzt  lasse  den  Kranken  sterben 
und  wage  es  nicht,  die  kühne  Operation  der  Exarticulation  des  Ober- 
schenkels zu  unternehmen,  AA^eil  sie  lebensgefährlich  Averden,  und  er 
selbst  dann  zur  VerantAvortung  gezogen  Averden  kann. 

Und  wenn  auch  Avirklich  das  Verfahren  des  B.  einen  unglücklichen 
Ausgang  genommen  hätte,  Aväre  er  strafbar  gewesen?  Nein.  B.  hat 
sich  eine  Avissenschaftliche  Theorie  von  seiner  Operationsmethode  ge- 
bildet, welche,  selbst  nach  dem  Wortlaute  eines  Gutachtens,  nicht  als 
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ungeeignet  zur  Eireicliung  des  beabsichtigten  Heilzweckes  erklärt 
wurde,  er  hat  also  nach  Regeln  der  Wissenschaft  und  Kunst  gehandelt 
und  eine  neue  Operationsmethode  in  die  praktische  Sphäre  der  Chirur- 
gie eingeführt,  deren  unglücklicher  Ausgang  ihm  eben  so  Avenig,  als 
jedem  andern  Chirurgen  eine  neue,  aber  verunglückte  Operations- 
methode hätte  zur  Last  gelegt  werden  können.  Die  nassauische  In- 
struction für  den  Medicinalrath  sagt  §  34  ganz  richtig:  „Jedem  appro- 
birten  Arzte  ist  es  anheimgestcllt,  die  Mittel  zur  Heilung  der  Krank- 
heiten frei  seiner  besten  Ueberzeugung  nach  zu  wählen,  insofern  er 
die  gewählte  Methode  wissenschaftlich  zu  begründen  und  als  folgerecht 
nachzuweisen  im  Stande  ist;"  und  B.  kann  seine  neue  Methode  wissen- 
schaftlich begründen,  und  konnte  er  aber  dieses  nicht  durch  Erfolg 
seiner  Kurmethode  erhärten,  so  liegt  nicht  die  Schuld  an  ihm  und  seiner 
Methode,  sondern  daran,  dass  man  ihn  durch  einen  Machtspruch  ver- 
hinderte, seine  Kur  durchzuführen  und  zu  vollenden.  Es  muss  von  den 
ausübenden,  vom  Staate  zur  Praxis  berechtigten  Medicinalpersonen 
immer  die  Vermuthung  vorausgesetzt  werden,  dass  sie  mit  bestem  Willen 
für  das  Wohl  der  Kranken  nach  den  Regeln  ihrer  Kunst  handeln,  und 
dass  sie,  so  lange  sie  dies  thun,  für  den  ungünstigen  Erfolg  ihrer  Kur 
nicht  verantwortlich  sind.  Diese  Behauptung  hat  selbst  die  Aussprüche 
von  Rechtsgelehrten  für  sich;  so  sagt  Mittermayer,  dass  der  ange- 
stellte Arzt  oder  Wundarzt  für  den  unglücklichen  Ausgang  seiner,  wenn 
auch  gewagten  Kuren,  nicht  verantAvortlich  gemacht  werden  könne, 
und  dass  Kunstfehler,  tue  bloss  auf  irriger  Ansicht  beruhen,  insofern 
der  Arzt  innerhalb  der  Gränzen  seiner  Kunstberechtigung  gehandelt 
hat,  nicht  zuzurechnen  seien;  so  behauptet  auch  Geib,  dass,  wenn  man 
nicht  das  ganze  Wesen  der  medicinischen  Wissenschaft  zerstören  und 
jede  höhere  Entwickelung  derselben  gleich  von  vornherein  unmöglich 
machen  will,  selbst  wenn  die  gewagtesten  und  sogenannten  heroischen 
Kuren  unglücklich  ausfallen,  eine  gerichtliche  Verfolgung  überall  nicht 
Statt  finden  dürfe." 

Betrachten  wir  nun  aber  das  Gutachten  der  wissenschaftlichen 
Deputation  vom  rein  physiologischen  und  chirurgischen  Gesichtspunkte 
aus,  so  müssen  wir  dasselbe  als  ein  vollständig  unrichtiges  erachten  und 
dem  Medicinalcollegium  durchaus  beistimmen,  welches  in  seinem  Gut- 
achten das  Verfahren  des  Bergmann  für  ein  rationell  richtiges  und 
durch  den  Erfolg  gebilligtes  erklärte.  Nicht  ohne  Grund  hatte  ich  in 
meinen  oben  mitgetheilten  Vorbemerkungen  auf  Dieffenbach  hinge- 
wiesen.   Denn  gerade  um  diese  Zeit  beschäftigte  sich  derselbe  mit  deii 
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Versuchen  einer  neuen  Methode,  die  falschen  Gelenke  nach  Knochen- 
brüchen zu  heilen;  und  als  er  eine  solche  gefunden  zu  haben  glaubte, 
war  es  der  Herr  Geheimrath  Gas  per,  welcher  sie  in  seiner  Wochen- 
schrift bekannt  machte. 

In  dieser  befindet  sich  nämlich  1846  No.  46 — 48  ein  längerer 
Artikel  mit  der  Ueberschrift:  ,,Neue  sichere  Heilmethode  des  falschen 
Gelenkes  oder  der  Pseudarthrose,  mitgetheilt  vom  Geh.  Med.-Rath  und 
Professor  Dr.  Dieffenbach  in  Berlin."  Es  lieisst  darin: 

,, Diese  neue  sichere  Heilmethode  der  Pseudarthrose  besteht  in  der 
subcutanen  Durchbohrung  der  überknorpelten  Knochen- 
enden und  der  Einführung  von  Zapfen  in  die  Bohrcanäle. 
Darnach  schwellen  die  Knochenenden  bedeutend  an,  und  binnen  Kur- 
zem sind  sie  durch  einen  dicken,  harten  Callus  fest  vereinigt. 

Wenn  Jemand  fragen  sollte,  warum  denn  noch  eine  neue  Methode 
zur  Heilung  der  Pseudarthrose?  es  giebt  deren  schon  genug,  so  kann 
ich  darauf  nur  entgegnen,  dass  die  bekannten,  das  falsche  Gelenk  häufig 
nicht  heilen,  dass  nach  mehrern  derselben  Lebensgefahr  entsteht,  und 
der  Kranke  dennoch  ungeheilt  bleibt.  Da  ich  also  aus  vielen  fremden 
und  eignen  chirurgischen  Erfahrungen  den  Eigensinn  der  Natur  kannte, 
bei  der  Pseudarthrose  keinen  Callus  erzeugen  zu  wollen,  so  zog  ich  die 
experimentelle  Physiologie  zu  E-äthe.  Aus  den  schönen  Versuchen  über 
Knochenregeneration  von  Duhamel,  Troja,  Köhler,  Arne  mann, 
Meding,  Kortum,  Mi  es  eher  und  vielen  Andern,  so  wie  aus  meinen 
eignen  Experimenten  in  jungen  Jahren,  vor  Allem  aber  aus  den  unend- 
lich schönen  und  geistreichen  Studien  des  unermüdlichen  französischen 
Forschers  Flourens,  wusste  ich,  dass,  wenn  man  den  Röhrenknochen 
eines  Thieres  quer  durchbohrt  und  ein  hölzernes  Stäbchen  hindurch- 
führt,  oder  diesen  der  Länge  nach  in  die  Markhöhle  steckt,  der  Knochen 
sich  entzündet,  aufschwillt  und  mit  reichlicher  Knochenmasse  über- 
giesst.  Dies  physiologische  Experiment,  auf  die  Pseudarthrose  über- 
tragen, musste  dieselbe  also  heilen. 

Bevor  ich  diese  Operation  in  ihrem  ganzen  Umfange  bei  Men- 
schen unternahm,  versuchte  ich,  leichter,  und  zwar  mit  dem  blossen 
Durchbohren  der  Knochenenden  davon  zu  kommen.  Der  erste  Versuch 
im  Jahre  1841,  Avelchen  Meyer  in  seinem  trefflichen  Werke  über 
Fracturen  mittheilt,  und  bei  dem  er  selbst  assistirte,  hatte  einen  voll- 
kommen günstigen  Erfolg.  Die  Pseudarthrose  kam  bei  einem  9jähri- 
gan  gesunden  kräftigen  Mädchen  am  rechten  Unterschenkel  vor.  Eine 
bedeutende  Contractur  des  Flexor  halucis  longus  und  tibialis  posticus 
und   der   Achillessehne,    unterhielt    eine    solche   Deformität,    dass   das 
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Glied  an  der  Bruchstelle  in  einem  spitzen  Winkel  gebogen  war.  Durch 
eine  vorbereitende  Operation,  welche  in  der  subcutanen  Durchschnei- 
dung- aller  verkürzt  und  rigid  gewordenen  Sehnen  und  Muskeln  des 
Unterschenkels  bestand,  wurde  das  Glied  allmalig  vollkommen  gerade 
gestreckt.  Einige  Wochen  später  operirte  ich  die  Pseudarthrose  selbst. 
Ich  begann  damit,  über  den  Knochen  die  Weichtheile  mit  einem 
schmalen  Messer  an  mehrern  Stellen  zu  durchstechen  und  von  hier  aus 
beide  Enden  der  Tibia  und  Fibula  mit  einem  feinen  Bohrer  der  Quere 
nach  vollständig  zu  durchbohren.  Acht  Mal  wurden  die  Knochenenden 
perforirt  und  die  Bohrspäne  sorgfältig  aus  den  Oeffnungen  herausge- 
zogen. Nach  der  Operation  wurde  die  kleine  Wunde  mit  Heftpflaster 
bedeckt,  ein  Flanellverband  angelegt,  und  das  Glied  in  eine  wattirte 
Blechkapsel  gelagert.  Acht  Tage  später,  als  man  weder  Geschwulst 
noch  Röthe  an  dem  Gliede  wahrnahm,  wurde  ein  festerer  Papp-  und 
Holzschien-Klebeverband  angewendet.  Nach  drei  Monaten  war  das 
Glied  vollkommen  fest,  doch  liess  ich  noch  eine  Zeit  lang  eine  Kapsel 
um  dasselbe  tragen,  um  die  Consolidation  des  Callus  noch  mehr  zu 
sichern." 

Dieffenbach  geht  nun  die  Pseudarthrosen  an  den  verschiedenen 
Knochen  durch  und  kommt  schliesslich  zur  Operation  der  Pseudarthrose 
der  Kniescheibe.  Er  sagt : 

„Es  ist  bekannt,  dass  ein  unzureichender  Verband  bei  einfachen 
Brüchen  der  Patella  nur  eine  Verbindung  durch  eine  ligamentöse 
Zwischenmasse  und  zwar  nicht  viel  besser  zu  Stande  bringt,  als  wenn 
das  Glied  gar  nicht  verbunden  worden  wäre.  Sind  beide  Bruchflächen 
beim  Querbruch  der  Patella  sehr  weit  von  einander  entfernt,  so  können 
sie  nicht  ohne  vorherige  Durchschneidung  der  Sehne  des  Rectus  femoris 
aneinander  gebracht  werden.  Ist  diese  vorläufige  Operation  also  unter- 
nommen worden,  der  Versuch  gemacht,  durch  Friction  der  Bruchenden 
gegeneinander  Entzündung  und  Verwachsung  zu  bewirken,  und  dies 
gescheitert,  so  kann  man  in  einer  spätem  Zeit  die  Anbohrung  der 
Patella  vornehmen.  Es  wäre  zu  gewagt  für  das  Kniegelenk,  die  Knie 
Scheibe  ganz  zu  durchbohren.  Man  begnüge  sich  deshalb  damit,  die- 
selbe nur  zwei  Dritttheile  ihrer  Dicke  bei  leichter  Krümmung  des  Knies 
zu  perforiren  und  zwar  nur  1/4  Zoll  von  den  Rändern  entfernt.  Der 
Bohrer  muss  einen  halben  Federkiel  dick  sein,  und  jeder  Rand  des 
Bruchs,  wenn  sich  derselbe  in  der  Mitte  der  Patella  befindet,  zweimal 
angebohrt,  und  in  die  Oeffnungen  Zapfen  eingeschlagen  werden.  Man 
kann  hier  dazu  polirte  Metallzapfen  nehmen,  welche  oben  mit  einem 
runden  Nagelknopf  versehen  sind,  welche  man  nach  Art  der  Hasen- 
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Schartnadeln  mit  gewichsten  Bändchen,  von  dem  einen  Nagel  des  einen 
Knochenstücks  zum  andern  hinübergehend,  zusammenschlägt,  wodurch 
die  Bruchflächen  aneinander  gehalten  werden." 

Wenn  demnach  Herr  Geheimrath  Casper,  bei  seiner  Veröffent- 
lichung dieses  Falles,  das  Interesse  desselben  besonders  darin  sucht,  dass 
er  der  wissenschaftlichen  Deputation  Veranlassung  gab,  die  schwierige 
Frage  von  der  Zurechnung  des  ärztlichen  Heilverfahrens  bei  einer  neuen 
Methode  in  Erwägung  zu  ziehen,  so  hat  er  von  diesem  Gutachten  eine 
durchaus  falsche  Anwendung  gemacht  und  dadurch  die  wissenschaft- 
liche Würde  der  Deputation  compromittirt.  Dies  aber  ist  um  so  mehr 
zu  tadeln,  als  das  Gutachten  selbst  sich  in  dieser  Beziehung  klar  genug 
ausspricht.  ,,Die  Beurtheilung  des  Bergmann  sehen  Verfahrens  nach 
dem  bei  dem  Jacob  beobachteten  Erfolg  des  operativen  Eingriffs  — 
heisst  es  in  demselben  —  kann  nicht  genügen;  sie  würde  den  Berg- 
mann von  jedem  Vorwurf  befreien,  da  factisch  ein  bleibender  Nachtheil 
aus  dem  Verfahren  des  Bergmann  für  den  Jacob  nicht  hervorgegan- 
gen ist. ■  Wenn  aber  auch  zugegeben  werden  muss,  dass  der  Jacob 

durch  die  Behandlung  des  Bergmann  einen  bleibenden  Nachtheil  nicht 
erlitten  hat,  so  bleibt  in  vorliegendem  Fall  doch  noch  die  Frage  übrig, 
ob  in  thesi  es  verwerflich  sei,  wenn  ein  unverheilter ,  veralteter  Quer- 
brucli  der  Kniescheibe  auf  die  von  dem  Bergmann  beschriebene  Weise 
durch  einen  Pistolenschuss  operirt  wird.  Diese  Frage  hat  für  den 
vorliegenden  Fall  eine  nicht  zu  verkennende  administrative 
Bedeutung.  Bei  ihrer  Beantwortung  aber  widersprechen  sich  die  bis 
jetzt  erstatteten  technischen  Begutachtungen  auf  das  Entschiedenste." 

Das  Interesse  des  Bergmann  sehen  Falls  wird  also  von  der  wis- 
senschaftlichen Deputation  ausdrücklich  in  seiner  ,, administrativen" 
Bedeutung  gefunden;  und  es  war  daher  ganz  in  der  Ordnung,  dass  die 
früheren  Begutachtungen,  je  nachdem  sie  die  Wissenschaft  oder  die 
administrative  Rücksicht  im  Auge  hatten,  sich  auf  das  Entschiedenste 
widersprachen. 

Somit  sind  wir  denn  bei  dem  Kernpunkt  unserer  Frage  angelangt : 
dem  Satze  nämlich,  dass  die  wissenschaftliche  Deputation  bei  ihren  Gut- 
achten über  angeschuldigte  Kunstfehler  der  Medicinalpersonen  nicht 
selten  und  in  der  letzten  Zeit  sogar  in  der  Regel  weniger  die  rein  wis- 
senschaftliche und  künstlerische,  als  die  administrative  und  bureaukra- 
tische  Seite  des  concreten  Falles  ins  Auge  gefasst  und  hartnäckig  fest- 
gehalten hat.  Der  nähern  Erörterung  dieses  Satzes  will  ich  den  folgenden 
Abschnitt  widmen. 


VII. 

Die  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  zur 
gerichtlichen  Psychologie. 

„Die  wissenschaftliche  Deputation,  habe  ich  in  meiner  geschicht- 
lichen Einleitung  zu  den  Gutachten  Ö.  XI  gesagt,  existirt  überhaupt 
nur  als  inneres  Organ  des  Medicinahninisteriums  und  in  unzertrenn- 
barem Zusammenhange  mit  dem  Minister  als  ihrem  Chef.  Dem  Publi- 
kum gegenüber  ist  sie  eine  reine  Abstraction  und  kann  daher, 
abgesehen  von  allen  gesetzlichen  Hindernissen,  schon  thatsächlich  die 
von  ihr  erstatteten  Gutachten  unter  ihrem  Namen  nicht  der  Oeffentlich- 
keit  übergeben.  Eine  hierzu  erbetene  und  erhaltene  Ministerialgeneh- 
migung  kann  in  dieser  Unmöglichkeit  nichts  ändern." 

Es  ist  hier  die  Stelle,  diese  Behauptung  näher  zu  erläutern;  und 
ich  glaube,  dies  nicht  besser  thun  zu  können,  als  dies  von  Rust  in  seiner 
berühmten  Schrift:  „Die  Medicinalverfassung  Preussens,  Berlin  1838" 
geschehen  ist.  Es  handelte  sich  damals  um  vielfache  Angriffe  gegen  die 
von  Altenst einsehe  Medicinalverwaltung  und  namentlich  gegen  die 
mehr  technisch-wissenschaftliche  als  administrativ-polizeiliche  Leitung 
derselben.  Die  Emancipation ,  welche  1817  die  Medicinalverwaltung 
unter  einem  eignen  Ministerium  von  dem  jVIinisterium  des  Innern,  dem 
sie  bis  dahin  untergeordnet  war,  erfahren  hatte,  und  welche  1825  durch 
Abzweigung  einzelner  Theile,  die  wieder  unter  das  Ministerium  des 
Innern  kamen ,  bereits  eingeschränkt  worden  war ,  erschien  Vielen  mit 
den  damaligen  Zeitverhältnissen  nicht  im  Einklang;  imd  Rust,  welcher 
durch  sein  Verhältniss  zu  Alten  st  ein  und  durch  seine  energische  Be- 
nutzung desselben  als  der  eigentliche  Träger  und  Leiter  des  Medicinal- 
wesens  zu  jener  Zeit  mit  Recht  angesehen  wurde,  rechtfertigte  in  der 
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genannten  Schrift  nicht  nur  die  bestehenden  Verhältnisse ,  sondern  ver- 
langte nachdrücklichst,  dass  dem  Medicinalministerium  die  ihm  vom 
Ministerium  des  Innern  abgenommenen  Verwaltungszweige  wieder  zu- 
rückgegeben werden,  oder  alle  zusammen  mit  dem  letztern  vereinigt 
werden  sollten. 

,, Gegen  die  Anstellung  von  sogenannten  Technikern  als  Leitungs- 
uud  Verwaltungsbeamte  • —  sagt  er  §.  22  —  hat  man  deii  Einwand  ge- 
macht, dass  jene  leicht  in  Despoten  ihrer  Fachgenossen  und  der 
Wissenschaft  selbst  ausarten,  dadurch  auf  das  Fortschreiten  und  Gedei- 
hen der  letztern  hemmend  einwirken  und  Einseitigkeit  ins  geistige 
und  wissenschaftliche  Leben  bringen.  Dies  ist  allerdings  nicht  so  gar 
selten  der  Fall,  und  selbst  der  uneig-ennützigste  und  freisinnigste,  einen 
derartigen  amtlichen  Standpunkt  einnehmende  Gelehrte  kann,  selbst 
wenn  er  sich  jeder  beherrschenden  Einwirkung  auf  die  Wissenschaft 
gern  begiebt,  zuletzt  doch  nur  seiner  Ueberzeugung  folgen,  sobald  es 
sich  um  die  Beurtheilung  und  Entscheidung  eines  wissenschaftlichen 
Gegenstandes  handelt.  Einem  solchen,  die  Wissenschaft  allerdings  ge- 
fährdenden Einflüsse  technischer,  vielleicht  gar  zugleich  eigensinniger 
und  herrschsüchtiger  Beamten  kann  aber  sehr  leicht  durch  eine  Be- 
schränkung ihrer  Vollmacht  und  anderweitige  zweckmässige  Einrich- 
tungen vorgebeugt  werden.  Ja,  es  ist  um  so  nothwendiger ,  dass  dies 
geschehe,  als  nicht  immer  der  wissenschaftlich  hochstehende  Mann  sich 
zugleich  für  die  Geschäftsführung  eignet  und  den  obersten  Verwaltungs- 
posten einnimmt  oder  einnehmen  kann.  Ueberhaupt  aber  erkennt  die 
Wissenschaft  keine  äussere  Autorität,  und  der  Ausspruch  des  ersten 
sachkundigen  Staatsbeamten  darf  ihr  nicht  mehr,  wie  der  jedes  andern 
Fachgenossen,  gelten.  Nur  das  wissenschaftliche  Urtheil  eines  Mannes 
über  einen  Gegenstand  aus  einer  Doctrin,  in  welcher  derselbe  eine  von 
seinen  Fachgenossen  anerkannte  Virtuosität  erlangt  hat,  in  der  Regel 
aber  nur  das  übereinstimmende  Urtheil  mehrerer  dazu  berufener  Sach- 
verständiger, kann  und  darf  als  entscheidend  im  Gebiete  der  Wissen- 
schaft angesehen  werden. 

Man  unterscheide  demnach  den  rein  technischen,  bloss  gutacht- 
lich sich  äussernden  von  dem  sachkundigen  Verwaltungsbeamten. 
Beider  kann  eine  zweckmässig  eingerichtete  Sanitätsverwaltung  nicht 
entbehren.  Sie  bedarf  der  technischen  Käthe  —  eigentlichen  Kunst- 
richter —  um  über  wissenscliaftliche  Gegenstände  deren  Gutachten,  ja 
deren  entscheidendes  Urtheil  einzuholen,  ohne  dass  diesen  selbst  die 
weitere  Anwendung  und  Ausübung  derselben  zusteht.  Zur  Erstattung 
von  dergleichen  leitenden  und  maassgebenden  Urtheilen  dienen  in  den 


verschiedenen  Staaten  bald  die  medicinisclien  Faciütäten,  bald  wieder 
besondere  ärztliche  Collegien,  Comites  und  Deputationen.  Die  ]\Iedi- 
cinalverwaltung  bedarf  aber  auch  sachverständiger  Verwaltung-sräthe, 
denen,  ob  ihnen  gleich  kein  specielles  Urtheil,  noch  weniger  eine  ent- 
scheidende Stimme  über  wissenschaftliche  Gegenstände  einzuräumen  ist, 
die  Anwendung  des  von  den  rein  wissenschaftlichen  Behörden  erstatte- 
ten Gutachtens  —  gleichviel,  ob  es  mit  ihrer  individuellen  Ueberzeu- 
gung  übereinstimmt  oder  nicht  — ,  so  wie  die  Entwerfung  der  darauf 
zu  basirenden  Gesetze  oder  die  Einleitung  des  sonst  nöthigen  Verfahrens 
obliegt.  Letztere  sind  demnach  eigentlich  keine  technischen ,  sondern 
wirkliche  Verwaltungsbeamte,  sie  müssen  aber  zugleich  Sach- 
verständige sein,  schon  um  zu  wissen,  sobald  es  sich  um  die  Ent- 
scheidung eines  rein  wissenschaftlichen  Gegenstandes  handelt,  wann 
und  wie  sie  fragen  sollen. 

Zu  diesem  Zwecke,  nämlich  nur  als  technische  und  consul- 
tative  Behörde  für  das  Ministerium,  wurde  die  wissenschaftliche 
Deputation  für  das  Medicinalwesen  errichtet." 

„Bei  der  durch  die  allerhöchste  Cabinetsordre  vom  31.  August  1824 
befohlenen  Scheidung  der  Ressortverhältnisse  —  fährt  er  §.  54  1.  c. 
fort  — •  ging  man  von  dem  Grundsatze  aus,  dass,  so^We  die  Ausführung 
der  dem  Ressort  des  Polizeiministerii  zugewiesenen  Verwaltungsgegen- 
stände in  den  Händen  der  gewöhnlichen  unteren  und  respective  Provin- 
zialbehörden  liegt,  Avelche  sich  hierbei  des  Beistandes  der  technischen 
Beamten  bedienen,  ebenso  dieselben  auch  in  oberer  Instanz  von  dem 
Ministerium  des  Innern  und  der  Polizei  selbstständig  geleitet  werden 
können,  und  das  Ministerium  der  etc.  Medicinalangelegenheiten  hierbei 
nur  insoweit  concurrire,  als,  nach  Maassgabe  des  in  vorkommenden  Fäl- 
len einzuholenden  Beiraths  des  Medicinaldepartements,  die  Theilnahme 
desselben,  als  der  obersten  technischen  Behörde,  durch  das  Sachverhält- 
niss  begründet  wird. 

Hierbei  ist  aber  ausser  Acht  gelassen  worden,  dass  das  Medicinal- 
departement  im  3Iinisterio  keine  rathgebende  oder  technische,  sondern 
eine  verwaltende  Behörde  ist,  deren  sachverständige  (ärzt- 
liche) Administrationsbeamte  sich  selbst,  da  wo  es  nöthig  ist, 
des  Ratlis  der  dem  Ministerio  zugeordneten  wissenschaft- 
lichen Deputation  für  das  Medicinalwesen  in  eben  der  Art 
bedienen,  wie  die  Regierungen  sich  nicht  des  Beiraths  des 
Regierungs-Medicinalraths  als  ihres  ärztlichen  Verwal- 
tungsbeamten bedienen,  sondern  dieser  selbst  erst  durch  die 
Regierung    das    Gutachten    des    Provinzial-Medicinalcolle- 

Kalisch,  die  Kunstfehler.  12 
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giums  in  allen  Fällen  einzuliolen  hat,  wo  es  sich  um  die  Ent- 
scheidung rein  wissenschaftlicher  Gegenstände  handelt,  die 
keinem  einzelnen  Techniker  zusteht." 

Die  wissenschaftliche  Deputation  ist  demnach  dazu  bestimmt,  das 
Medicinalministerium  resp.  die  vortragenden  Rathe  als  die  Verwaltungs- 
beamten  desselben  mit  dem  Geiste  und  dem  Lichte  der  Wissenschaft  zu 
durchdringen ,  damit  alle  zu  treffenden  Maassregeln  der  Regierung, 
welche  sich  auf  die  Medicinalangelegenheiten  beziehen,  dem  jederzeiti- 
gen höchsten  Standpunkt  der  ärztlichen  Wissenschaft  und  Kunst  nicht 
nur  entsprechen,  sondern  wiederum  ihrerseits  dazu  beitragen,  den  bereits 
gewonnenen  wissenschaftlichen  Erfahrungen  zu  weiteren  Fortschritten 
und  deren  allgemeinereren  Verwerthung  Möglichkeit  und  Gelegenheit  zu 
geben.  Die  wissenschaftliche  Deputation  ist  in  concreto,  d.  h.  als  Ver- 
sammlung von  Sachverständigen,  zur  Berathung  und  Begutachtung  eines 
von  dem  Minister  ihr  zu  diesem  Zwecke  bestimmten  Gegenstandes,  eine 
dem  Minister  untergeordnete  Centralbehörde,  dagegen  in  abstracto,  d.  h. 
in  der  idealen  Bedeutung  ihrer  Aufgabe  und  ihrer  Leistungen,  die  Ver- 
treterin der  das  Medicinalministei'ium  durchdringenden  und  beherrschen- 
den ärztlichen  Wissenschaft  selber.  Die  Mitglieder  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  sind  als  solche  einzeln  keine  fixirte  Beamte,  dagegen 
als  versammeltes  und  begutachtendes  Collegium  das  intellectuelle  Ober- 
haupt des  Medicinalministeriums,  dessen  körperlicher  Ausdruck  der 
Minister  selbst  ist.  Daher  kann  die  wissenschaftliche  Deputation  als 
eine  selbstständig  existirende  Behörde,  ohne  Verbindung  mit  ihrer  Mani- 
festation durch  ihre  erst  im  Minister  zu  Stande  kommende  Verkörperung, 
gar  nicht  gedacht  werden.  Sie  kann  mit  keiner  Behörde  correspondiren, 
sie  kann  kein  Gutachten  anders  abgeben,  als  Avenn  ein  solches  ihr  von 
dem  Medicinalminister  abgefordert  Avird;  und  ebenso  wenig  kann  sie 
ihre  Gutachten  einem  Andern  erstatten,  als  ihrem  Chef,  dem  Minister. 
An  sich  sind  diese  Gutachten  nichts  Aveiter,  als  wissenschaftliche  Aus- 
arbeitungen, und  erst  durch  die  Zustimmung  des  Ministers  werden  sie 
Actenstücke  und  treten  als  solche  in  amtliche  Wirksamkeit.  Man  kann 
mit  Recht  sagen:  der  Medicinalminister  herrscht  durch  die  wissen- 
schaftliche Deputation  und  regiert  durch  seine  vortragenden  Ver- 
waltungsräthe.  Darum  müssen  aber  auch  diese  beiden  Centralbehörden 
in  strenger  Sonderung  von  einander  gehalten  Averden;  denn  sie  sollen 
durch  gegenseitige  Controllirung  sich  ergänzen  und  dadurch  unter  ihrem 
gemeinschaftlichen  Chef  das  Gesammtministerium  bilden. 

Seitdem  man  dies  übersehen  oder,  richtiger,  nicht  beachtet  hat,  ist 
die   Verwaltung   des   preussischen  Medicinahvesens   von   ihrer  frühem 
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Höhe  lierabgesuukeu ;  und  merkwürdig  genug  fällt  dieser  Zeitpunkt 
mit  der  Berufung  des  Geheimratli  Sclimidt  ins  Ministerium  als  Hülfs- 
arbeiter  und  Referent  in  den  Angelegenheiten  der  Reform  der  Medi- 
cinalverfassung  zusammen,  so  dass  eine  zweckmässige  Medicinalreform, 
welche  bei  Üebeniahme  seiner  Wirksamkeit  für  dieselbe  als  di'ingende 
Nothwendigkeit  erachtet  Avurde,  von  ihm  in  gleichem  Maasse  unmöglich 
gemacht  ward,  als  sie  gerade  durch  ihn  um  Vieles  nöthiger  wurde. 
Seinem  Einfluss  ist  es  zuzuschreiben,  dass  die  wissenschaftliche  Depu- 
tation aus  einer  geistigen  Kraft  des  Ministeriiims,  welche  die  verwalten- 
den Organe  desselben  erleuchten  und  leiten  sollte,  sich  in  eine  materielle 
Macht  verwandelte,  welche  durch  die  Autorität  der  Verwaltung  sich 
leiten  und  unterstützen  liess.  Die  wissenschaftliche  Deputation  hörte 
auf,  der  Wissenschaft  durch  den  iMinister  ^u  dienen,  sie  zog  es  vor^  die- 
selbe durch  das  Ministerium  zu  beherrschen.  Zur  Erreichung  dieses 
Zwecks  musste  sie  aber  selbst  Ministerium  werden,  und  sie  ward  es 
wirklich  dadurch,  dass  —  was  vor  Sclimidt  nie  der  Eall  gewesen,  und 
nach  der  gesetzlichen  Organisation  des  Ministeriums  auch  nicht  sein 
darf  —  die  eigentlichen  Verwaltung:^eamten  des  Ministeriums  gleich- 
zeitig zu  Mitgliedern  der  begutachtenden  wissenschaftlichen  Deputation 
ernannt  ^^Tirden.  Und  so  sagt  Herr  Geheimrath  Hörn  in  seinem  Werk: 
,,Das  preussische  Medicinalwesen,  aus  amtlichen  Quellen  dargestellt" 
leider  ganz  richtig:  ,,Der  Geschäftskreis  des  Ministeriums  hinsichtlich 
der  Medicinalangelegenheiten  umfasst  a)  die  oberste  Leitung  u.  s.  w. 
b)  die  Aufsicht  über  die  Qualification  des  Medicinalpersonals ,  die  Ver- 
wendung-desselben  im  Staatsdienst,  die  Begutachtung  über  Kunst- 
fehler  der  Medicinalpersonen  und  die  Handhabung  der  Disciplinar- 
gewalt"  u.  s.  w.  (S.  17). 

Also  das  Ministerium  begutachtet  die  Kunstfehler  der  Medicinal- 
personen! Xun,  dann  haben  wir  nicht  mehr  eine  freie  AYissenschaft, 
sondern  eine  ministerielle  Heilkunst.  Unsere  Meister  und  Muster  sind 
nicht  mehr  die  tausendjährige  und  tausendgiiedrige  Kette  von  Hippo- 
krates  bis  zu  den  ärztlichen  Autoritäten  unserer  Tage,  sondern  unsre 
Regulatoren  können  einzelne  Mitglieder  der  wissenschaftlichen  Deputa- 
tion sein,  deren  Referat  über  irgend  einen  medicinisch-gerichthchen 
Gegenstand  von  dem  Collegium  angenommen  und  von  dem  Ministerium 
zu  einem  ärztlichen  Dogma  erhoben  wird,  von  dessen  Nichtbefolgung 
Freiheitstrafe  und  Concessionsentziehung  einer  Medicinalperson  abhängt, 
selbst  wenn  jenes  aufgestellte  Dogma  von  der  wahren  Wissenschaft  als 
verwerflich  erklärt  würde. 

Aber   nicht   bloss    für  die  wegen  eines  angeblichen  Kunstfehlers 
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angeschuldigten  Aerzte  ist  hierdurch  eine  kaum  abzuwendende  Gefahr 
zu  befürchten,  sondern  für  die  Entwickelung  der  medicinischen  Wissen- 
schaft selbst,  welcher  durch  derartige  ministerielle  Begutachtungen  gar 
leicht  nicht  nur  ein  Stillstand,  sondern  Rückschritt  und  Umkehr  geboten 
werden  kann. 

Letzteres  gilt  ganz  besonders  von  demjenigen  Zweige  der  ärzt- 
lichen Wissenschaft,  welcher  sich  mit  der  Erforschung  der  abnormen 
Geistes-  und  Gemüthszustände  beschäftigt,  und  bei  welchem  der  begut- 
achtende Arzt  gar  leicht  in  Geffxhr  kommt,  die  Objectivität  der  physio- 
logischen Naturgesetze  gogen  die  Subjectivität  seines  kirchlichen  Stand- 
punktes zu  vertauschen.  Bei  geriehtlich-j^sychologischen  Gutachten  ist 
es  daher,  wenn  sich  dieselben  auf  die  psychologische  Zurechnungsfähig- 
keit eines  Verbrechers  oder  auf  das  Vorgutachten  eines  Medicinalbeam- 
ten  bezieht,  nicht  gut,  wenn,  wie  in  Preussen,  der  Minister  der  Medi- 
cinalangelegenheiten  zugleich  Minister  des  Cultus  ist.  Allerdings  hat 
der  Geheimrath  Schmidt  in  seiner  Reformschrift  (S.  214)  diese  Com- 
bination  für  einen  der  glänzendsten  Lichtpunkte  unsrer  Staatsverwaltung 
erklärt,  weil  darin  für  seinen  Standpunkt  die  doppelte  Garantie  liege, 

1)  dass  das  Licht  des  Christenthums  in  der  medicinischen  Wissen- 
schaft niemals  einen  rohen  Empirismus  und  todten  i\Iaterialismus 
aufkommen  lassen, 

2)  dass  die  Wärme  des  Christenthums  den  armen  kranken  Land- 
mann in  seiner  einsamen  Hütte  nicht  erfrieren  lassen  wird. 

Allein  diese  doppelte  Garantie  kann  auch  in  das  doppelte  Unglück 
umschlagen, 

1)  dass  das  Licht  des  Christenthums  das  Licht  der  medicinischen 
Wissenschaft  verdunkelt,  und 

2)  dass  die  Wärme  des  Christenthums  den  armen  kranken  Men- 
schen als  armen  Sünder  verbrennt. 

Ich  will  dies  an  concreten  Beispielen  von  psychologischen  Gutach- 
ten der  wissenschaftlichen  Deputation  näher  nachweisen. 

Unter  dem  Minister  v.  Altenstein  hatte  Professor  Heinroth 
seine  bekannte  Schrift:  „Ueber  das  falsche  ärztliche  Verfahren  bei  cri- 
minal- gerichtlichen  Untersuchungen  zweifelhafter  Gemüthszustände" 
officiell  eingereicht,  damit  dieselbe  bei  der  neuen  Redactiou  der  straf- 
gesetzlichen Vorschriften  berücksichtigt  werde.  Der  Minister  erforderte 
über  dieselbe  von  der  wissenschaftlichen  Deputation  ein  Gutachten  und 
hielt  dieses  für  so  wichtig  und  so  im  allgemeinen  Literesse  liegend,  dass 
er,  um  dasselbe  zu  veröffentlichen,  dem  Geheimrath  Klug,  gegen  das 
sonst   festgehaltene   Verwaltungsprincip ,    befahl,    eine   Sammlung  von 
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Deputationsgutacliteu  dem  Druck  zu  übergeben  und  das  über  die  Heiu- 
rotlisclie  Scbrift  an  die  Spitze  zu  stellen. 

Die  Einleitung  zu  demselben  lautet  wie  folgt: 

„Von  Einem  Hohen  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medicinal- Angelegenheiten  ist  der  unterzeichneten  wissenschaftlichen 
Deputation  für  das  Medicinalwesen  unterm  31.  Januar  d.  J.  befohlen 
worden,  eine  von  dem  Professor  Heinroth  zu  LeijDzig  verfasste,  aus 
Hitzigs  Zeitschrift  für  die  Criminal-Rechtspflege  in  den  Preuss.  Staa- 
ten etc.  Jahrgang  1828  Bd.  I.  S.  95  f.  besonders  abgedruckte,  mit  einem 
Vorworte  des  Herausgebers  versehene  und  von  demselben  mittels  eines 
Schreibens  vom  1.  Januar  d.  J.  bei  Einem  Hohen  vorgesetzten  Ministe- 
rium eingereichte  Schrift:  „Ueber  das  falsche  ärztliche  Verfahren  bei 
crimiual-gerichtlichen  Untersuchungen  zweifelhafter  Gemüthszustände", 
welche  bei  der  neuen  Pedaction  der  gegenAvärtig  im  §.  230  der  Crim.- 
Ordn.  enthaltenen  Vorschriften  in  Betracht  kommen  könnte ,  gründlich 
zu  beurtheilen  und  sich  gutachtlich  darüber  zu  äussern.  —  Diesem  Auf- 
trage hat  die  unterzeichnete  Deputation  nach  reiflicher  Erwägung  des 
Inhalts  besagter  Schrift  und  nach  den  Ergebnissen  der  medicinischen 
Erfahrung  im  Folgenden  zu  genügen  gesucht. 

Der  Professor  Heinroth  hat  seine  Sclnift  in  zwei  Abschnitte  ge- 
theilt.  In  dem  ersten  ist  die  Beantwortung  mehrerer  von  ihm  aufgestell- 
ter Fragen  enthalten,  wodurch  er  die  ,, Kriterien  für  die  Prüfung  und 
die  Pesultate  psychisch  -  ärztlicher  Gutachten  überhaupt"  festzustellen 
gesucht  hat;  in  dem  zweiten  findet  sich  eine  Beurtheilung  \'on  drei  in 
Hitzigs  Zeitsclnift  für  die  Criminal-Rechtspflege  abgedruckten  Gut- 
achten. 

Bevor  aber  die  unterzeichnete  Deputation  zur  Beurtheilung  des 
ersten  und  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Abschnitts  übergeht, 
glaubt  sie  mit  einigen  Worten  den  Standpunkt  überhaupt  bezeichnen 
zu  müssen,  von  welchem  Heinroth  den  in  Rede  stehenden  Gegenstand 
betrachtet. 

Das  Princip  des  menschlichen  Lebens,  sagt  er,  ist  die  Vernunft, 
so  wie  das  Materielle  nur  die  Basis  ist.  —  Der  Inhalt  der  Vernunft  aber 
ist  das  Gebot  der  Heiligkeit.  Durch  den  Besitz  der  Vernunft  ist  der 
Mensch  frei,  d.  h.  zur  Sellbstbestimmung  fähig.  —  Der  Mensch  kann 
aber  eben  deshalb,  weil  er  frei  ist,  nicht  gezwungen  werden,  wenn  er 
nicht  selbst  in  den  Zwang  einwilligt.  Diese  moralische  Freiheit  des 
Menschen  wird  aber  gestört  durch  seinen  Hang  zum  Bösen.  Dadurch, 
dass  er  sich  diesem  hingiebt,  wird  er  unfrei,  mithin  wird  nie  die  Un- 
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schuld  wahnsinnig,  sondern  nur  die  Schuld.  Der  Verlust  der  Vernunft 
und  Freiheit  ist  deshalb  nicht  das  Erzeugniss  körperlicher  Krankheits- 
zustände,  sondern  nur  der  Hingebung  zum  Bösen,  und  die  Seele  kann 
daher  eben  so  gut,  und  zwar  moralisch,  erkranken,  als  der  Leib  es  kann. 
In  diesen  Sätzen  sind  die  Grrundlehren  der  Heinroth  sehen  Theorie 
enthalten,  und  alles  Uebrige  besteht  nur  in  Folgerungen  aus  diesen  Prä- 
missen. —  Allein  gerade  in  diesen  Prämissen  liegt  auch  das 
Falsche  der  ganzen  Lehre.  Wenn  nämlich  Heinroth  1)  behauptet, 
das  Princip  des  menschlichen  Lebens  sei  die  Vernunft,  so  wie  das  Ma- 
terielle nur  die  Basis  sei,  so  ist  dies  insofern  richtig,  als  die  Vernunft 
dasjenige  ist,  durch  dessen  Besitz  sich  das  menschliche  Leben  von  jedem 
andern  auszeichnet.  AVenn  er  ferner  2)  behauptet,  der  Lihalt  der  Ver- 
nunft sei  das  Gebot  der  Heiligkeit,  so  ist  dies,  wenn  auch  nicht  unrich- 
tig, doch  einseitig;' denn  der  Lihalt  der  Vernunft,  um  Heinroths  Worte 
zu  gebrauchen,  ist  nicht  bloss  die  Idee  des  Guten  und  Rechten,  sondern 
es  sind  dieses  ebensowohl  auch  die  andern  höchsten  Ideen,  des  Wahren, 
Schönen  u.  s.  w.,  welche  der  Mensch  vermöge  seiner  Anlagen  in  sich 
zu  entwickeln  fähig  ist.  Diese  Einseitigkeit  ist  aber  hier'  nicht  ohne 
Folgen,  indem  Heinroth  damit  übereinstimmend  die  IJnheiligkeit  als 
das  der  Vernunft  geradezu  Entgegengesetzte  und  dieselbe  Aufhebende 
betrachtet.  —  Wenn  er  ferner  3)  behauptet,  durch  den  Besitz  der  Ver- 
nunft sei  der  Mensch  frei,  d.  h.  zur  Selbstbestimmung  fähig,  so  ist  dieses 
allerdings  richtig,  insofern  der  Mensch  beim  Mangel  der  Vernunft  unfrei 
ist,  sich  nicht  nach  derselben  zu  bestimmen  vermag,  da  sie  überhaupt 
nicht  vorhanden  ist.  Allein  es  ist  nicht  so  zu  verstehen,  als  bestände 
die  menschliche  Freiheit  eben  in  der  Vernunft  selbst;  vielmehr  ist  die 
Freiheit  das  A'^ermögen,  sich  selbst  frei  zu  bestimmen,  entweder 
nach  der  Vernunft,  oder  auch  nicht  nach  der  Vernunft,  und  ist  dieses 
um  deswillen  hier  zu  bemerken,  weil  Heinroth,  oft  wenig  genau,  Ver- 
nunft, Freiheit,  Heiligkeit,  Seligkeit  als  gleichlautende  Begriffe  ge- 
braucht hat.  —  Wenn  er  aber  sagt:  der  Mensch  kann  eben  deshalb, 
weil  er  frei  ist,  nicht  gezwungen  werden,  wenn  er  nicht  selbst  in  den 
Zwang  einwilligt,  —  so  findet  dies  natürlich  nur  auf  den  noch  mit  Ver- 
nunft begabten  Menschen  seine  Anwendung,  nicht  aber  auf  den  un- 
freien. Wenn  ferner  4)  behauptet  wird:  die  moralische  Freiheit  würde 
gestört  durch  seinen  Hang  zum  Bösen;  dadurch,  dass  er  sich  diesem 
hingäbe,  würde  er  unfrei,  so  ist  eben  dies  der  falsche  Satz,  um  den  sich 
alles  dreht,  und  aus  welchem  alle  die  andern  falschen  Folgerungen  her- 
geleitet sind.  Denn  die  menschliche  Freiheit  ist  ja  eben  das  Vermögen, 
sich  frei  zu  bestimmen,  den  Geboten  der  Vernunft  zu  folgen,  oder  ihnen 
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nicht  zu  folgen.  Folgt  der  Mensch  denselben,  so  wird  er  ein  tugend- 
hafter, folgt  er  ihnen  nicht,  so  wird  er  ein  lasterhafter  werden.  Das  sind 
die  unmittelbaren  und  nothwendigen  Folgen,  und  es  können  daher  aus 
einer  Nichtbeachtung  der  Vernunftgebote  zunächst  immer  nur  moralische 
Geistesgebrechen  hervorgehen.  Wenn  aber  auch,  —  was  freilich  in  der 
Eegel  durchaus  nicht  der  Fall  ist,  —  als  entferntere  und  mittelbare  Fol- 
gen Geisteskrankheiten  durch  den  Hang  zum  Bösen  sollten  hervor- 
gebracht werden  können,  so  erscheint  dieser  Hang  doch  immer  nur  als 
die  entfernte  Ursache  der  Seelenstörung,  so  dass  zwischen  diesen 
kein  nothw endiger  und  unmittelbarer  Zusammenhang  stattfindet,  und 
über  das  Wesen,  die  sogenannte  nächste  Ursache  der  Geisteskrank- 
heiten, d.  h.  über  die  Natur  des  dabei  im  Menschen  stattfindenden 
krankhaften  Zustandes,  ob  derselbe  mehr  im  Geistigen  oder  Körper- 
lichen begründet  ist,  durchaus  kein  Aufschluss  gewonnen  wird. 

Es  erscheint  aber  auch  die  Annahme  als  in  sich  ungereimt,  dass 
der  Mensch  dadurch,  dass  er  der  Vernunft  nicht  Folge  leistet,  diese  ver- 
nichten und  sich  selbst  derselben  berauben  könne,  da  ihm  doch  eben 
die  Freiheit  gegeben  ist,  sich  nach  derselben  zu  richten  oder  nicht  zu 
richten.  Wie  soll  der  Mensch  einen  Thcil  seiner  eignen  Seele  tödten, 
an  sich  selbst  zum  theilweisen  psychischen  Mörder  werden  können? 
Wie  ist  eine  solche  Annahme  mit  den  Lehren  einer  geläuterten  Psycho- 
logie nur  irgend  vereinbar,  und  zu  welchen,  wirklich  heillosen  Folge- 
rungen wurde  dieselbe  führen,  wenn  sie  weiter  verfolgt  würde?  — 

Aber  auch  von  der  Seite  der  Erfahrung  betrachtet,  zeigt  sich, 
wie  unten  näher  nachgewiesen  werden  wird,  jene  Behauptung  als  völlig 
unrichtig,  indem  der  Hano-  zum  Bösen  kaum  einmal  als  entfernte  occa- 
sionelle  Ursache  der  Seelenstörungen  in  Betracht  kommt,  geschweige 
denn  als  ihre  nächste  und  unmittelbare  Ursache,  woraus  die  Natur  der- 
selben hergeleitet  werden  könnte.  Und  wie  dieser  Satz  sich  als  ein 
falscher  zeigt,  so  sind  es  denn  natürlich  auch  die  daraus  abgezogenen 
Folgerungen,  ,,dass  niemals  die  Unschuld  wahnsinnig  würde,  sondern 
nur  die  Schuld;  dass  der  Verlust  der  Vernunft  und  Freiheit  nicht  das 
Erzeugniss  körperlicher  Krankheitszu stände  sei ,  und  dass  die  Seele 
eben  so  gut  (moralisch")  erkranken  könne,  als  der  Leib  es  kann."  — 

Der  Einfluss  des  Altensteinschen  freien  Geistes  auf  dieses  Gut- 
achten ist  nicht  zu  verkennen,  und  dieser  Geist  hat  aus  der  gerichtlichen 
Psychologie  auch  unter  Eichhorn  nicht  ausgetrieben  werden  können. 
Dass  unter  von  Ladenberg  die  wissenschaftliche  Deputation  nicht 
gewagt  haben  würde,  die  Heinrothsche  Sündentheorie  wiederherzu- 
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stellen,  bedarf  wohl  keiner  Versicherung.  Kaum  hatte  aber  Herr 
V.  Raum  er  das  Ministerium  des  Cultus  und  der  Medicinalangelegen- 
heiten  übernommen,  so  begann  das  Licht  und  die  Wärme  des  Christen- 
thums  die  Dunkelheit  und  die  Kälte  der  psychologischen  Wissenschaft 
zu  durchdringen.  Der  aus  dem  Tempel  gejagte  Heinroth  kehrte  als 
Ideler  in  denselben  zurück;  und  hier  erwarb  sich  der  Geheimrath 
Casper  wenigstens  das  Verdienst,  dass  er,  um  die  Dictatur  in  der  ge- 
richtlichen Medicin  nicht  mit  Ideler  zu  theilen  oder  gar  ihm  abzutreten, 
die  Sündentheorie  als  solche  nicht  gelten  liess,  auf  künstlichen  Um- 
wegen aber  zu  denselben  Eesultaten  kam,  so  dass  der  Angeschuldigte 
doch  seiner  Strafe  nicht  entging.  Mehr  aber  braucht,  nach  seiner  Mei- 
nung, der  GerichtBarzt  nicht  zu  leisten. 

So  nimmt  Ideler  (Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psychologie)  es  den 
Aerzten  sehr  übel,  dass  sie  die  Trunksucht  jemals  als  eine  Seelenkrank- 
heit aufstellen  oder  gelten  lassen,  während  sie  doch  immer  als  Laster 
betrachtet  werden  muss.  „Schon  an  vielen  Orten^  sagt  er  (S.  322),  bin 
ich  entschieden  gegen  diese  Irrlehre  aufgetreten ,  welche  nach  dem 
Zeugnisse  von  Henke  und  Marc  ihren  Ursprung  der  bekannten  Schrift 
von  Brühl-Cramer  (B.-C.  über  die  Trunksucht  und  eine  rationelle 
Heilmethode  derselben,  Berlin  1819)  verdankt.  Nachdem  bis  dahin  die 
Trunksucht  allgemein  als  Laster  gegolten  hatte,  suchte  letzterer  die- 
selbe als  ein  auf  psychischen  Ursachen  beruhendes  Körperleiden  mit 
Gründen  zu  beweisen,  welche  bei  seinen  Nachfolgern  fast  in  unver- 
änderter Gestalt  wiederkehren  und  durch  ihre  häufige  Wiederholung 
fast  ein  Bürgerrecht  in  der  gerichtlichen  Psychologie  erlangt  haben. 

Die  Hauptsätze,  auf  welche  sich  meine  Widerlegung  richtet,  be- 
treffen theils  das  angebliche  Unvermögen  des  Säufers,  auch  bei  dem  leb- 
haftesten Abscheu  gegen  die  Trunksucht,  ihr  Widerstand  zu  leisten, 
theils  ihre  Periodicität,  ferner  die  ihren  Ausbruch  ankündigenden,  be- 
gleitenden und  nachfolgenden  Erscheinungen,  endlich  die  durch  ihre 
Nichtbefriedigung  veranlassten  Folgen  des  Wahnsinns  und  Todes. 
Wollen  wir  jenes  Unvermögen  als  beweiskräftig  ansehen,  so  können 
wir  fast  alle  Leidenschaften  und  Begierden  mit  demselben  Kennzeichen 
als  Wirkung  körperlicher  Leiden  entschuldigen,  da  ihre  Sclaven  oft 
genug  zur  kaltblütigen  Besinnung  zurückkehren,  um  den  Abgrund  ge- 
wahr zu  werden,  dem  sie  entgegentaumeln,  ohne  in  flüchtiger  Reue 
ihren  ohnmächtigen  Vorsatz,  sich  ihnen  zu  entreissen,  ausführen  zu 
können.  Denn  früher  oder  später  werden  sie  von  ihnen  wieder  voll- 
ständig beherrscht,  um  die  Stimme  des  Gewissens,  die  Warnungen  des 
Verstandes  vor  den  verderblichen  Folgen  zu  unterdrücken.    Unstreitig 
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verratlieu  sie  dadurch  eine  Schwäche  des  moralischen  Willens,  dessen 
Freiheit  durch  jeden  unsittlichen  Lebenswandel  beeinträchtigt  wird; 
wollte  man  aber  in  diesem  unleugbaren  Sachverhältuisse  einen  Ent- 
schuldigungsgrund finden ,  so  wäre  dadurch  die  Strafrechtspflege  dem 
Princip  nach  vernichtet. Indess  räume  ich  ein,  dass  diese  theore- 
tischen Widerlegungsgründe  vielleicht  nicht  ausreichen  würden,  eine 
mit  so  vielem  Pomp  verbreitete  medicinische  Erfahrung  für  ungültig  zu 
erklären,  wenn  nicht  die  unermesslichen  Erfolge  der  Mässigkeitsvereine 
in  Europa  und  Nordamerika  uns  einen  Schatz  von  Thatsachen  geliefert 
hätten,  durch  welche  jene  angebliche  Erfahrung  zu  einem  Gewebe  der 
gröbsten  Selbsttäuschung  gestempelt,  und  somit  der  abermalige  Beweis 
geliefert  wird,  wie  der  medicinische  Materialismus  das  vom  gesunden 
Verstände  aufgefasste  einfachste  Sachverhältniss  geradezu  in  das  absur- 
deste Gegentheil  verwandelt.  Die  Literatur  der  Mässigkeitsvereine  ist 
bereits  zu  einer  Bibliothek  angewachsen,  und  wenn  auch  Mysticismus, 
Zelotismus  und  wirklich  unlautere  Nebenabsichten  die  Wahrheit  im 
Einzelnen  getrübt  haben  mögen,  so  hat  letztere  doch  im  Allgemeinen 
für  jeden  Unbefangenen  den  vollständigsten  Sieg  über  die  schmählich- 
sten Vorurtheile  davongetragen.  Wie  darf  man  von  einem  physischen 
Zwange,  durch  den  die  Trunkenheit  gleich  jeder  schweren  Körper- 
kraukheit  den  widerstrebenden  Willen  zur  völligen  Ohnmacht  herab- 
drücke, fortan  reden,  naclidem  die  gebietende  Macht,  mit  welcher  das 
sittliche  Beispiel  grosser  Vereine  auch  den  schwächsten  Charakter  zur 
Nacheiferung  antreibt,  Millionen  verkommener  Säufer  von  der  bestia- 
lischen Völlerei  zur  unbedingten  Massigkeit  zurückgeführt,  ihre  Selbst- 
überwindung mit  der  Wiederherstellung  ihrer  Gesundheit,  ihrer  zerrüt- 
teten Wohlfahrt,  ihres  Gewissens,  ihrer  Ehre  belohnt  hat?  Wo  findet 
sich  in  den  statistischen  Tabellen  jener  Vereine  auch  nur  ein  einziger 
Fall  aufgezeichnet,  in  welchem  der  Sieg  über  das  Laster  mit  dem  Wahn- 
sinn oder  gar  mit  dem  Tode  hätte  erkauft  werden  müssen? 

Gegenüber  den  unermesslichen  Erfolgen  der  Mässigkeitsvereine 
kommt  die  Erfahrung  des  Einzelnen  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie 
ihm  den  Standpunkt  des  objectiven  Urtheils  eröffnet,  welches  in  solchen 
Angeleoenheiten  allein  entscheidet.  In  diesem  Sinne  darf  ich  mich  wohl 
auf  meine  27jährige  Amtsführung  als  L-renarzt  berufen,  welche  viele 
Hunderte  von  Säufern  unter  meine  Aufsicht  stellte. 

Ich  würde  kein  Ende  finden,  wenn  ich  alle  empörenden  Gräuel 
schildern  wollte,  welche  bei  genauer  Erkundigung  über  die  bisherige 
Lebensführung  der  Säufer  zu  meiner  Kenntuiss  gelangt  sind,  und  ich 
kann  deshalb  die  schlaffe  Humanität,  welche  über  diese  Abscheulich- 
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keiten  den  Schleier  euphemistischer  Phrasen  wirft,  nur  bei  Denen  ver- 
zeihlich finden,  welche  aller  objectiven  Sachkenntniss  aus  Mangel  an 
eigner  Anschauung-  entbehren.  Wäre  es  namentlich  möglich,  den  An- 
theil  genauer  zu  berechnen,  den  die  Trunksucht  an  den  durch  Revolu- 
tionen angestifteten  Verwüstungen  genommen  hat,  in  denen  der  be- 
rauschte Pöbel  seine  cannibalische  Lust  findet,  so  genügte  dies  schon 
vollständig  zu  dem  Beweise,  dass  jenes  Laster  vorzugsweise  die  gesetz- 
liche Grundlage  des  Staats  bedroht. 

Mit  unerbittlicher  Strenge  muss  daher  die  Kritik  jeden  Versuch 
zurückweisen,  diese  hochgefährliche  Angelegenheit  in  ein  falsches  Licht 
zu  stellen." 

Herr  Geheimrath  Casper  nimmt  nun  aber  dennoch  die  Existenz 
der  Trunksucht  als  Krankheit  an  und  spricht  sich  gegen  die  eben  mit- 
getheilte  Darstellung  seines  ,, hochgeehrten  Collegen"  Ideler,  nachdem 
er  mehrere  Fälle  aus  seiner  reichen  Erfahrung  mitgetheilt  hat,  in  seinem 
,, Handbuch,  Biologischer  Theil"  S.  559  folgendermassen  aus: 

„Dass  eine  sogenannte  ,, Trunksucht"  als  ,, Krankheit"  gar  nicht 
existirt,  können  wir  demnach  den  Gegnern  (z.  B.  Heinroth  und  Ide- 
1er)  nach  solchen,  nicht  wegzudemonstrirenden  Erfahrungsthatsachen 
nicht  zugeben.  Idelers,  mit  sittlicher  Entrüstung  geschriebene,  ein- 
gehende Kritik  erhebt  sich,  nach  dem  Vorbilde  der  bekannten  Sünden- 
Theorie  Heinroths  in  der  Lehre  von  den  Geisteskranheiten,  nament- 
lich gegen  das  Nöthigende,  den  Drang  zum  Genuss  des  Reizmittels  aus 
körperlichen  Ursachen,  und  will  in  demselben  nur  die  Folge  einer  laster- 
haften Gewohnheit  sehen  u.  s.  w.  Mit  einem  Anschein  von  Richtigkeit 
hat  Ideler  die  Erfolge  der  Mässigkeitsvereine,  als  gegen  die  Annahme 
einer  Krankheit:  Trunksucht  sjDrechend,  geltend  gemacht.  „Wie  darf 
man,  sagt  er,  von  einem  physischen  Zwange  fortan  reden,  durch  den 
die  Trunksucht  gleich  jeder  schweren  Körperkrankheit  den  widerstre- 
benden Willen  zur  völligen  Ohnmacht  herabdrücke,  nachdem  die  ge- 
bietende Macht,  mit  welcher  das  sittliclie  Beispiel  grosser  Vereine  auch 
den  schwächsten  Charakter  zur  Nacheiferung  antreibt,  Millionen  ver- 
kommener Säufer  von  der  bestialischen  Völlerei  zur  unbedingten  Massig- 
keit zurückgeführt  hat?"  Aber  die  ,,iniermessliclien  Erfolge  de»  Mässig- 
keitsvereine" sind  bekanntlich  in  ihrer  Dauer  leider  noch  keineswegs 
so  unbestritten.  Wie  sehr  sogar  die  gerühmtesten  Mässigkeitsvereine 
Schiffbruch  erlitten,  darüber  vergl.  L.  Pappenheim,  Handbuch  der 
Sanitätspolizei  L  Berlin  1858,  der  namentlich  die  ganz  erfolglos  geblie- 
benen Bestrebungen  des  grossen  oberschlesischen  Mässigkeitsvereins  in 
den  vierziger  Jahren  jahrelang  zu  beobachten  Gelegenheit  gehabt  hat. 
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Ganz  Gleiches  hat  sich  in  Irland  u.  s.  w.  gezeigt.  Xach  solchen  Erfah- 
rungen im  Grossen  ist  die  Berufung  auf  die  temperailce  societies  in  der 
Frage  von  der  Trunksucht  vollkommen  unhaltbar.  Xeben  der  vermehr- 
ten Consumtion  des  Tliees  durch  die  alkoholenthaltsamen  Teatotallers 
(Nichtsalstheetrinker)  und  temperance  societies  in  England  hat  auch  — 
die  Consumtion  des  Opiums  in  den  drei  Inselreichen  ungemein  zuge- 
nommen, und  nur  der  Xame  der  Berauschungsmittel  ist  bei  Vielen 
gewechselt!  Die  Hauptsache  aber  bei  der  Kritik  der  Erfolge  der  Mässig- 
keitsvereine ,  die  im  grossen  Ganzen  gewiss  höchst  segensreich  und 
erfreulich  sind,  die  Hauptsache  für  unsern  Zweck  ist  die  wohl  unbe- 
streitbare Thatsache,  dass  Niemand  diese  Erfolge  bei  den  „Millionen 
verkommener  Säufer"  im  Einzelnen  controllirt  hat,  und  dass  der  Be- 
weis noch  zu  führen  bleibt,  dass  auch  die  fimmerhin  nur  vereinzelt  und 
selten  vorkommenden)  Fälle  von  ,, Trunksucht"  sclion  durch  rein  frei- 
willige Enthaltsamkeit  wirklich  geheilt  worden. 

Es  geht  wohl  aus  unserer  ganzen  Darstellung  der  Lehre  von  der 
Zurechnungsfähigkeit  zur  Genüge  hervor,  dass  wir  am  wenigsten  zu 
den  Schriftstellern  gehören,  die,  der  unhaltbaren  und  gemeingefähr- 
lichen laxen  Praxis  huldigend,  überall  nur  das  Somatische  hervorheben 
und  die  flacht  der  geistigen  Energie  zur  Bekämpfung  der  unsittlichen 
Gelüste  und  Leidenschaften  in  Abrede  stellen.  Aber  der  Kern  der 
Frage,  der  ganz  übersehen  worden,  ist  der:  dass  der  Streit  über  das 
Vorkommen  dieser  sogenannten  Trunksucht  von  äusserst 
untergeordnetem,  beziehungsweise  von  gar  keinem  Werth 
für  die  gerichtlich-medicinische  (Wissenschaft  imd)  Praxis  ist." 

Man  sieht,  dass  Casper  zwar  die  Ansicht  Idelers  bekämpft, 
nicht  aber  zu  Gunsten  der  kranken  Trunksüchtigen,  da,  wie  er  mit 
gesperrter  Schrift  hinzusetzt,  die  Gerichtsärzte  gar  nicht  in  die  Lage 
kommen,  sich  bei  dieser  Frage  in  foro  zu  betheiligen.  Wie  verhält  es 
sich  denn  nun  aber  mit  den  allein  zuverlässigen  Eesultaten  der  lang- 
jährigen Erfahrung,  welche  Ideler  in  seiner  gerichtlichen  Psychologie 
für  sich,  ebenso  aber  auch  Casper  in  seinem  Handbuche  für  sich  in 
Anspruch  nimmt.  Nun,  zur  Ausgleichung  dieser  Schwierigkeit  hat 
Casper  in  der  Strafanstalt,  welche  den  einzelnen  Th eilen  seiner  Vier- 
teljahrsschi'ift  unter  dem  Namen:  „Kritischer  Anzeiger"  beigefügt  ist, 
das  geeignete  Mittel.  Li  diesem  heisst  es  (Bd.  XTI,  S.  352): 

Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psychologie.  Von  Dr.  K.  W. 
Ideler,  Geheimen  Medicinalrathe  u.  s.  w.  Berlin,  1857.  348.  S.  8. 
„Durch  vielfache  frühere  Schriften  und  Abhandlungen  sind  Ansichten, 
Behandlungsweise  und  Stil  des  Verfassers  den  Kennern  lano-st  bekannt. 
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Gediegene  sittliche  Haltung,  scharfes,  logisches  Denken  und  gründ- 
liches Studium  seiner  Fachwissenschaft  sind  die  Vorzüge,  die  alle 
Ideler  sehen  Schriften  charakterisiren,  denen  überdies  noch  die  psychia- 
trische Erfahrung  des  Verfassers  zu  Gute  kommt.  Zu  bedauern  ist  es 
hierbei,  dass  demselben  nicht  auch  eine  einigermassen  umfassende  crimi- 
nalistisch-medicinische  Erfahrung  zur  Seite  steht,  deren  Mangel  sich 
bei  der  Bearbeitung  der  ,,  gerichtlichen  Psychologie"  fühlbar  machen 
muss.  Der  Verfasser  gehört  glücklicherweise  nicht  zu  den  bloss  „nebeln- 
den und  schwebelnden"  psychologisch-psychiatrischen  Männern,  denen 
die  junge  Brandstifterin  ein  lichthungriges  Mädchen,  der  Vagabund  und 
Dieb  ein  ,, Kleptomane"  ist.  Seine  "gerechte  sittliche  Entrüstung  gegen 
alle  sündhafte  Tendenz  giebt  sich  überall  kund;  aber  auch  diese  lobens- 
wertheste  Eigenschaft,  die  Grundbedingung  alles  Urtheilens  in  gericht- 
lich-psychologischen Dingen,  kann  zu  weit  gehen.  So  sehen  wir  den 
Verfasser  nicht  selten  den  Fehler  begehn,  dass  er  von  seinem,  des  Sitt- 
lichen, Standpunkt  den  Unsittlichen,  den  Verbrecher  würdigt  und  z.  B. 
diesem  einen  solchen  Abscheu  vor  dem  Erheucheln  des  Wahnsinns  zu- 
traut, dass  er  alle  Simulation  von  Geisteskrankheit  in  Frage  stellt.' 
Phrasen  reichen  aber  hier  nicht  aus.  Wären  dem  Verfasser  seit  Jahren 
die  Zellen  der  Gefängnisse  so  zugänglich  gewesen,  wie  die  des 
Irrenhauses,  er  würde  hier,  wie  in  andern  Fragen,  zu  andern  Sclilüssen 
und  Behauptungen  gelangt  sein." 

Dass  in  einer  Zeitschrift,  welche,  nach  dem  Titelblatt ,, unter  der  Mit- 
wirkung der  wissenschaftl.  Deputation"  herausgegeben  wird,  demjenigen 
ihrer  Mitglieder,  welches  für  das  Fach  der  gerichtlichen  Psychologie  ihr 
eigentlicher  Sachverständiger  und  in  den  einschlägigen  Fällen  ihr  Eeferent 
ist,  und  dem  sie  die  Herausgabe  seiner  psychologisch-gerichtlichen  Gut- 
achten als  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  übertragen  hatte 
(Neue  Auswahl  medicinisch-gerichtlicher  Gutachten,  mit  Genehmigung 
des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangelegen- 
heiten  herausgegeben  von  der  Königlichen  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medicinalwesen.  Zweite  Lieferung:  Zur  gerichtlichen  Psychologie. 
Ref.  K.  W.  Ideler.  Berlin  1854.)  —  dass,  sage  ich,  diesem  Mitgliede 
seine  Ansichten  über  die  Simulation  von  Geisteskrankheiten  als  nicht 
ausreichende  Phrasen  vorgeworfen  und  aus  seiner  Unbekanntschaft  mit 
den  Zellen  der  Gefängnisse  erklärt  werden,  ist  gewiss  eine  auffallende 
Thatsache,  welche  jedoch  in  einem  zu  jener  Zeit  vorgekommenen  merk- 
würdigen Falle  einer  Criminaluntersuchung,  bei  welcher  Idel  er  eine  wirk 
liehe,  Casper  dagegen  eine  simulirte  Dämonomanie  angenommen  hatte, 
ihre  Erklärung  findet.  Es  betrifft  dieser  Fall  die  Charlotte  Louise 
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Glaser,  welchen  Casper  in  seiner  Viertel) ahrsschrift  Bd.  XII.  S.  25  sq. 
1857,  also  in  demselben  Bande,  worin  S.  352  die  Reeension  des  Ideler- 
sclien  Lehrbuchs  sich  befindet,  und  fast  gleichzeitig  in  seinem  praktischen 
Handbuch,  Biologischer  Theil.  S.  444,  Fall  153  unter  der  Ueberschrift: 
„Die  Teufelseherin  Charlotte  Louise  Glaser"  mitgetheilt  hat.  Die 
letztere  Eelation  unterscheidet  sich  von  der  erstem  dadurch,  dass  im  Hand- 
buch Idelers  Name  überall  durch  ein  R.  bezeichnet,  ausserdem  aber 
sein  gegen  Casper  abgegebenes  Gutachten  weggelassen  ist.  Ganz  be- 
sonders aber  hat  Herr  Casper  den  früheren  Schluss,  in  welchem  er  es 
als  den  höchsten  Beweis  der  Ide  1er sehen  Tüchtigkeit  hervorhebt,  dass 
derselbe  seinen  Irrthum  Casper  gegenüber  eingestanden  und  die  nur 
Stümj)ern  und  Unwissenden  eigene  Hartnäckigkeit  von  sich  gewiesen, 
in  seinem  Handbuch  nicht  mehr  für  angemessen  gehalten  und  daher 
gestrichen.  Endlich  darf  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  auch  hier 
wieder  Casper  in  seiner  beliebten  Uebertreibung  mit  der  Bemerkung 
schliesst,  dass  die  Glaser  zum  Zuchthaus  verurtheilt  und  daher 
hoffentlich  für  immer  unschädlich  gemaclit  worden  sei,  während  wir 
doch  aus  dem  ,,Puljlicisten"  erfahren,  dass  sie  wegen  Unterschlagung  im 
Rückfalle  und  Arbeitsseheu  zu  1  Jahr  9  Monat  Gefängniss  verurtheilt 
worden  ist.  In  beiden  Berichten  aber  ist  die  Schilderung  der  münd- 
lichen und  Schlussverliandlung,  welche  das  einzige  und  eigentliche  Bild 
der  Angeschuldigten  dem  Leser  zu  seiner  eigenen  Beurtheilung  leben- 
dig vorführt,  übergangen;  und  der  Redaction  des  ,,Publicisten"  ist  es 
daher  sehr  zu  danken,  dass  sie,  Avelche  gleichfalls  diesen  merkwürdigen 
Criminalfall  in  No.  60,  1856  und  No.  1—3,  1857  veröffentlicht  hat, 
und  welcher  der  Geheimrath  Casper  selbst  das  Zeugniss  giebt,  dass 
sie  dabei  mit  grosser  Treue  die  Verhandlungen  wiedergegeben,  gerade 
die  Schlussverhandlung  wegen  des  psychologischen  Interesses  von  An- 
fang bis  zu  Ende  bekannt  gemacht  hat. 

Ich  gebe  daher  diesen  Fall  nach  der  Mittheilung  des  Geheimrath 
Casper  und  des  ,,Publicisten"  an  den  citirten  Stellen. 

„Charlotte  Louise  Glaser. 

Ein  seltner  Fall  von  zweifelhaftem  Wahnsinn 


Casper. 

Zur  Warnung  für  gerichtliche  Aerzte  und  richterliche  Behörden 
veröffentliche  ich  den  nachstehenden  Fall  in  dem  von  mir  abgegebenen 
Gutachten,  welcher  eine  psychologisch  höchst  merkwürdige  Person  be- 
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trifft.  Man  wird  aus  der  Schilderung  ersehen,  dass  selten  Schlauheit, 
verbrecherische  Neigungen,  Consequenz  in  Verfolgung  einmal  gefasster 
Pläne  und  tiefste  Gemeinheit  und  Frechheit  in  solchem  Maasse  in 
Einem  Subject  vereinigt  gefunden  worden  sind.  Selten  ist  es,  eben 
deshalb,  auch  gewiss  nur  vorgekommen,  dass  ein  Mensch  1 0  Jahre  lang 
die  verschiedensten  und  geübtesten  Behörden  gefoppt  und  über  seine 
Zurechnungsfähigkeit  getäuscht  hat;  selten,  dass  ein  Weib,  wie  diese 
Glaser,  in  der  Reihe  der  Jahre  nach  einander  sechs  Aerzte,  darunter 
drei  gerichtliche  und  einen  Meister  des  Fachs,  über  ihren  Gemüths- 
zustand  in  Täuschung  befangen  halten  konnte;  selten,  dass  §ben  diese 
Täuschung  auch  während  eines  einjährigen  Aufenthalts  im  Irren- 
hause nicht  schwand;  selten,  sage  ich,  dass  ein  gerichtliches  Er- 
kenntniss  auf  Blödsinnigkeitserklärung  erging,  beruhend  auf 
dem  Gutachten  der  zugezogenen  beiden  und  —  getäuschten  Aerzte; 
selten  endlich,  was  den  Fall  auch  für  den  Juristen  denkwürdig  macht, 
dass  zuletzt,  nachdem  es  gelungen  war,  die  jalirelange  „Wahnsinnige'^ 
als  freche  Betrügerin  zu  entlarven,  ein  Straferkenntniss  erfolgte  gegen 
die,  noch  heute  unter  dem  civilrechtlichen  Interdict  der  Blöd- 
sinnigkeitserklärung stehende  Angescrhuldigte! 

Das  erwähnte  Gutachten  lautete  wie  folgt: 

,,In  Verfolg  der  Verfügung  vom  10.  v.  M.  ermangele  ich  nicht, 
nachstehend  das  ,, vollständige,  motivirte  Gutachten  über  die  Zurech- 
nungsfähigkeit der  Angeklagten  zur  Zeit  der  zur  Anklage  gestellten 
strafbaren  Handlung"  ergebenst  zu  erstatten.  Indem  ich  die  mir  mit. 
getheilten  7  Vol.  Acten  wieder  beilege,  bemerke  ich  ergebenst,  dass 
ich  mich  daraus  nicht  nur  über  das  ganze  frühere  Leben  und  Treiben 
der  Inc.,  soweit  dies  aus  diesen  Acten  constirt,  unterrichtet,  sondern  es 
zugleich  für  nötliig  erachtet  habe,  aus  eben  diesen  Verhandlungen  und, 
in  Ergänzung  derselben,  aus  den  von  mir  eingesehenen  Charite-Acten, 
sowie  aus  meinen  persönlichen  Wahrnehmungen  in  den  wiederholten 
Explorationen  der  Glaser  und  in  den  verschiedenen,  mit  derselben 
abgehaltenen  Audienzterminen,  denen  ich  beigewohnt,  ein  vollständiges 
Curriculum  vitae  derselben  seit  dem  Jahre  1817  hier  zusammenzu- 
stellen. Es  wird  auf  diese  Zusannnenstellung  nicht  nur  bei  künftigen 
Veranlassungen,  welche  nicht  ausbleiben  werden,  wenn  es  nicht 
gelingen  sollte,  die  Zweifel  über  den  Gemüthszustand  der  Glaser  jetzt 
endlich  gründlich  zu  beseitigen,  zurückgegangen  werden  können,  son- 
dern es  wird  mir  auch  möglich  sein,  bei  einer  solchen  einfachen,  acten- 
mässigen  Darlegung  des  Treibens  derselben  seit  den  letzten  10  Jahren 
die  Thatsachen  für  sich  überzeugend  sprechen  zu  lassen,  und  mich  aller 
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tlieoretischen  Pliraseolog'ie  bei  der  Motivirung  meines  festbegTÜndeten 
Urtlieils  zu  enthalten.  Xacli  den  mir  vorliegenden  Acten  kommt  die 
Glaser  zuerst  im  Jahre 

1847 
als  obdachs-  und  legitimationslose  Person  vor  und  wird  deshalb  ins 
Arbeitshaus  gebracht.  Sie  nannte  sich  schon  damals  auch  verehelichte 
Kuffner,  gab,  damals  2:)  Jahre  alt,  vor,  ihre  Eltern  nicht  zu  kennen, 
während  sie  in  den  letzten  Jahren  stets  einen  Arbeitsmann  oder  Hospi- 
taliten,  Vornamens  Martin,  als  ihren  Vater  bezeichnet;  sie  gab  ferner 
an,  Kunstreiterin  und  Pflegetochter  eines  Kunstreiters  AVohlbrück  zu 
sein,  mit  dem  sie  hierher  gereist  sein,  aber  unterwegs  einen  Fieberan- 
fall bekommen  haben  und  im  Chausseegraben  bewusstlos  liegen  geblie- 
ben sein  wollte.  Alle  diese  Angaben  haben  sich  als  reine  Unwahr- 
heiten erwiesen,  indem  ein  Kunstreiter  Wohlbrück  niemals  existirt 
hat  u.  s.  w.  Am  11.  August  ward  sie  aus  dem  Arbeitshause  entlassen, 
aber  schon  am  26.  ej.  ,, wegen  liederlichen  Umhertreibens  und  Verdacht 
der  Winkelhurerei"  Avieder  verhaftet,  und  fand  man  sie  syphilitisch 
angesteckt.  Am  22.  October  kam  sie  aus  der  Charite  ins  Arbeitshaus 
geheilt  zurück,  wo  sie  läuguete,  syphilitisch  gewesen  zu  sein,  und  wie- 
der die  früheren  Unwahrheiten,  betreffend  Wohlbrück  u.  s.  av.,  vor- 
brachte. Am  31.  März 

1848 
aus  dem  Arbeitshause  entlassen,  wird  sie  schon  am  2.  April  A\'ieder  als 
obdachlos  verhaftet  und  zum  Polizeiarrest  gebracht.  Hier  giebt  sie 
gegen  den  Hauschirurg,  gerichtlichen  Wundarzt  K.,  an,  „dass  sie  sich 
bis  vorgestern  fast  ununterbrochen  ein  Jahr  lang  wegen  Geisteskrank- 
heit in  der  Charite  befunden  habe."  ,, Gegenwärtig,"  setzt  der  Wund- 
arzt hinzu,  ,deidet  sie  noch  so  an  Geistesschwäche,  dass  es  ihr  nicht 
möglich  war,  Xamen  und  Wohnung  ihrer  Tante  anzugeben,  bei  der  sie 
gewohnt  haben  wollte."  Diese  actenmässige,  mir  erst  jetzt  bekannt 
gewordene  Thatsache  ist  ungemein  wichtig  und  rechtfertigt  an  sich 
allein  meine  spätere,  seit  Jahren  festgehaltene  und  ausgesprochene 
Behauptung:  dass  die  Glaser  Geisteskrankheit  nur  simulirt  habe  und 
fortwährend,  wenn  es  in  ihi'em  Interesse,  simulire.  Denn  es  war,  wie 
oben  gezeigt,  eine  Lüge,  dass  sie  „bis  vorgestern  ein  Jahr  lang"  in  der 
(.'harite,  und  rein  erfunden,  dass  sie  ,, wegen  Geisteskrankheit"  dort 
gCAvesen  sei,  und  scheint  sie  damals  zuerst  auf  den  Einfall  gekommen 
zu  sein,  eine  Geisteskrankeit  vorzuspiegeln,  um  straflos  zu  bleiben, 
oder  sonstige  Vortheile  zu  erzielen.  Xachdem  sie  nun  einmal  diese 
Unwahrheit  (,von  einer  überstandenen  Geisteskrankheit),  die  als  solche 
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von  keiner  Seite  her  wird  bestritten  werden  können,  vor- 
gebracht, hält  sie  dieselbe  fest,  und  schon  zwei  Tage  nach  dieser  ihrer 
Verhaftung  bescheinigt  der  Hauschirurg  (4.  April  1848),  dass  die 
Glaser  im  Gefängniss  ,, unruhig,  bösartig  und  gefährlich  sei^  dass  sie 
fluche,  schimjDfe,  tobe,  sich  die  Kleider  zerreisse,  Alles  zu  zerschlagen 
versuche"  u.  s.  w.  Aus  diesen,  selbstredend  rein  willkürlichen,  von 
jedem  Menschen  jeden  Augenblick  leicht  ausführbaren  Handlungen 
schliesst  der  Wundarzt,  von  welchem  ich  anführen  muss,  dass  derselbe 
die  Glaser  damals  noch  nicht  kannte  und  jetzt  längst  zu  einer  andern 
Ansicht  über  sie  gekommen  ist,  dass  sie  geisteskrank  sei,  und  beantragt 
ihre  schleunige  Abführung  zur  Charite  ,, wegen  partieller  Tobsucht," 
wo  sie  am  6.  ej.  aufgenommen  wird.  Der  Arzt  der  Irrenstation  gab 
am  18.  Mai  sein  erstes  Gutachten  über  dieselbe  ab.  Nachdem  sich,  sagt 
dasselbe,  die  Unruhe  und  Niedergeschlagenheit  bei  der  Aufnahme  der 
Glaser  gelegt,  gebe  sie  jetzt  an,  einer  Kunstreitergesellschaft  ange- 
hört und  ein  zügelloses  Leben  geführt  zu  haben,  über  welches  sie  sich 
jetzt  die  bittersten  Vorwürfe  mache.  In  Folge  dieser  anhaltenden 
Gewissensbisse  sei  sie  bald  zur  Nachtzeit  von  Teufelserscheinungen 
gequält  worden,  habe  sich  von  Schaaren  schwarzer,  kopfloser  Gestalten 
umringt,  die  Flammen  der  Hölle  gesehen  u.  s.  w.  Sie  habe  dies  aber 
verheimlicht,  und  deshalb,  als  von  ihrer  Syphilis  geheilt,  aus  der  Charite 
entlassen  werden  können.  Kaum  aber  in  eine  Privatwohnung  zurück- 
gekehrt, hätten  die  Teufelserscheinungen  sie  auch  am  Tage  verfolgt, 
und  sie  habe  deshalb  die  Flucht  ergriffen.  ,,Als  sie,"  fährt  p.  p.  Dr.  Ide- 
ler fort,  ,,an  einem  Schaufenster  ein  Christusbild  zu  erblicken  glaubte, 
warf  sie  sich  vor  demselben  auf  die  Knie,  um  Eettung  vor  den  Teufeln 
flehend.  Sie  erregte  hierauf  Aufsehn,  und  da  sie  sich  in  ihrer  Bestür- 
zung nicht  ausweisen  konnte,  so  wurde  sie  nach  der  Stadtvogtei  ge- 
bracht. Hier  habe  sie  die  Teufelsgestalten  wieder  gesehn,  die  Scheiben 
zerschlagen  und  sei  nun  nach  der  Charite  gebracht  worden.  Sie  muss 
demnach,"  schliesst  das  Gutachten,  „im  gesetzlichen  Sinne  für  blöd- 
sinnig erklärt  werden."  Ich  kann  zu  meinem  lebhaften  Bedauern  diese 
Schlussfolgerung  in  keiner  Weise  theilen.  Es  ist  einleuchtend,  dass  die- 
selbe, nach  diesem  Gutachten,  wieder  lediglich  auf  die  eignen  Aus- 
sagen der  Glaser  gegründet  ist,  deren  Zuverlässigkeit  schon  oben 
bezeichnet  ist  und  im  Verlaufe  hier  noch  weit  mehr  erschüttert  werden 
Avird.  Im  Polizeiarrest  war  ihr,  wie  gezeigt  worden,  die  Idee  gekom- 
men, eine  Geisteskrankheit  vorzubringen,  und  noch  leichter,  als  durch 
gewaltthätige  Handlungen,  musste  es  ihr  werden,  durch  blosse  Erzäh- 
lungen von  Visionen  zu  täuschen!     Eine  offenbare  Lüge  aber  kann 
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der  Glaser  auch  hier  wieder  nachgewiesen  werden,  die  dem  p.  p. 
Dr.  Ideler  als  solche  freilich  nicht  bekannt  geworden  sein  konnte;  ich 
meine  die  von  ihr  geschilderte  Scene  mit  dem  angeblichen  Christusbild. 
Es  ist  durchaus  nicht  anzunehmen,  dass  ein  so  auffallender  Vorgang  auf 
offener  Strasse  dem  verhaftenden  Polizeibeamten  habe  unbekannt  blei- 
ben können,  nicht  anzunehmen,  dass  derselbe  den  Vorfall  nicht  sollte 
in  seinen  Haftbericht  aufgenommen  haben;  es  findet  sich  darüber  aber 
nicht  Ein  Wort!  Wenn  aber  Herr  p.p.  Dr.  Ideler  nach  seiner  gewohn- 
ten psychologischen  Anschauung,  an  sich  gewiss  mit  vielem  Rechte, 
einen  hohen  Wertli  auf  die  Gewissensqualeu  als  Ursache  von  geistigen 
Krankheiten  bei  Sündern  legt  und  deshalb  auch  die  angebliche  Pei- 
nigung des  Gewissens  bei  der  Glaser  als  Thatsache  annimmt,  so  berufe 
ich  mich  auf  Alle,  die  dies  Individuum  seit  vielen  Jahi-en  in  den  Ge- 
fängnissen und  Audieuztermineu  kennen  gelernt  haben,  wtsnn  ich  die 
gegründetsten  und  stärksten  Zweifel  gegen  Gewissensregungen  bei  einer 
Person  hege,  deren  Treiben  hier  noch  weiter  geschildert  werden  Avird. 
—  jMittlerweile  blieb  dieselbe  längere  Zeit  in  der  Irrenanstalt,  und  da 
man  hier  auch  die  epileptischen  Krämpfe  beobachtete,  an  denen  die 
Glaser  leidet,  und  die  ,,die  Wiedergenesuug  erschwerten"  (Attest 
vom  6.  December),  so  wurde,  den  bestehenden  Vorschriften  gemäss, 
am  16.  Februar 

1849 
die  fiscalische  Piovocation  auf  Blödsiunigkeitserklärung  eingelegt,  und 
am  3.  April  ej.  der  betreffende  Termin  abgehalten.  In  diesem  brachte 
sie  tlieselben Unwahrheiten,  wie  früher,  vor,  bezüglich  des  Wohlbrück, 
des  Chausseegrabens,  und  erzählte  dann  sehr  ausführlich  und  ganz 
richtig,  mit  genauer  Angabe  der  Tagesdata,  ihre  wiederholten 
Aufnahmen  und  Entlassungen  von  Chaiite  und  Arbeitshaus,  wobei  es 
den  Aerzten  nicht  auffiel,  dass  sie  in  demselben  Termine  die  Antwort 
auf  die  Frage:  wieviel  ist  49 — 26?  abgegeben  hatte:  ,,So  was  kann 
ich  nicht  beantworten,  mein  Kopf  ist  zu  schwach!"  Dann  erzählt  sie 
weitläufig  ihi-e  Teufelsvisionen.  Das  Gutachten  der  Aerzte  stellt  zunächst 
aus  ihren  eigenen  Wahrnehmungen  die  Lungentuberculose  der  Glaser 
fest,  woraus  sie  mit  E,echt  nicht  den  geringsten  Schluss  auf  geistige 
Störung  ziehen,  und  nimmt  dann,  nach  den  Angaben  der  Exploratin 
an,  dass  sie  an  Ki-ämpfeu  leide,  und  dass  diese  Anfälle,  „wie  sie  selber 
sagt,  mit  einem  Stadium  von  Wuth  beginnen."  „Implorata"  fährt  das 
Gutachten  fort,  „zeigt  gegenwärtig  keine  auffallenden  Spui-en  von 
Geisteskrankheit  mehr  und  ist  anscheinend  hergestellt."  Es  wurde  des- 
halb ein  neuer  Termin  zm-  definitiven  Begutachtung  beantragt.    Am 

Kaiisch,  die  Kunstfehler.  13 
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1.  Mai  wird  die  Glaser  als  „ungelieilt"  nach  dem  Arbeitshaus  zurück- 
geschickt und  am  20.  Juni  auf  Urlaub  zu  D auter  entlassen.  Hier 
kommt  nun  zum  ersten  Male  vor,  was  sich  später  noch  so  oft  ganz 
gleichmässig  wiederholen  sollte.  Sofort  nämlich  eignet  sie  sich  einen 
vollständigen  Anzug  des  Dauter  zu  und  entfernt  sich  heimlich  aus 
der  Wohnung.  Bei  ihrer  Verhaftung  am  folgenden  Tage  kann  sie  ihren 
Namen  nicht  angeben,  sagt:  sie  sei  Christus  u.  s.  w.,  weiss  aber  drei 
Tage  später,  ihre  Geldbörse  ,,mit  1  Thlr.  10 — 15  Sgr.  Inhalt  und  zwei 
goldene  Ringe,  worin  die  Namen  bezeichnet,"  die  man  ihr  bei  ihrer 
Verhaftung  abgenommen,  zu  reclamiren!  Der  Physicats-Stellvertreter 
fand  sie  körperlich  krank  und  ,, nebenbei  entschieden  an  Seelenstörung 
leidend,"  und  wurde  sie  nach  der  Charite  gesandt,  von  wo  sie  sehr 
bald,  schon  am  9.  Juli,  als  ,, gebessert"  zum  Arrest  zurückgeschickt  wird. 
Eine  solch'e  Besserung  einer  „entschieden  Geisteskranken"  in  vier- 
zehn Tagen  muss  auffallen  und  an  sich  wieder  die  Vermuthung  be- 
gründen, dass  hier  eine  Täuschung  stattgefunden  habe!  Nach  zwei 
Tagen,  am  11.  ej.,  entlassen,  wird  sie  schon  am  18.  ej.  wieder  wegen 
„liederlichen,  nächtlichen  Umhertreibens"  aufgegriffen  und  abermals, 
diesmal  wegen  körperlicher  Beschwerden,  nach  der  Charite  gesandt, 
aus  welcher  sie  nach  vier  Wochen  wieder  entlassen  wird.  —  Am 
30.  August  kommt  es  zur  Anzeige,  dass  sie  sich  zur  Wittwe  Kliche 
begeben,  sich  für  die  Krankenwärterin  der  Tochter  derselben  ausgege- 
ben und  für  diese  Tochter  mehrere  Kleidungsstücke  in  deren  Namen 
gefordert  und  erhalten,  mit  diesen  aber  wieder  (zum  zweiten  Male) 
sich  heimlich  entfernt  hatte.  Dass  sie  sich  diesmal  nicht  Christus 
nannte,  noch  irgend  eine  auffallende  Spm-  von  Geisteskrankheit  ver- 
rieth,  nicht  von  ihren  Teufelsvisionen  sprach  u.  s.  w.,  versteht  sich  von 
selbst,  weil  ihr  sonst  die  Kliche  nicht  die  Effecten  anvertraut  haben 
würde!  Sie  blieb  elf  Tage  im  Gefängniss.  —  Anfangs  October  d.  J. 
(Schreiben  des  Königl.  Untersuchungsrichters  in  Spandau  vom  27.  ej.) 
ereignet  sich  die  sehr  bemerkenswerthe  Episode  im  Schalischen  Pro- 
zesse, die  allen  Kennern  dieses  Criminalfalls  nur  zu  wohl  bekannt  ist. 
Es  handelte  sich  um  die  äusserst  schwierige  Feststellung  der  Identität 
eines  ermordet  gefundenen  Mannes.  Die  etc.  Glaser  trat  unaufge- 
fordert auf,  gab  sich  für  die  Ehefrau  des  Commissionärs  Fröh- 
lich aus  Driesen  aus  und  behauptete,  dass  der  Ermordete  ihr  Ehemann 
gewesen  sei.  Wie  dieser  ihr  Namen  ein  erdichteter,  so  war  es  auch  das 
ganze  Gewebe  von  Thatsachen,  das  sie  zur  Unterstützung  ihrer  An- 
gabe vorbrachte,  und  das  sie,  nach  Angabe  des  Richters  (Schreiben 
vom  11.  September)  ,,mit  so  durchdachter  Consequenz"  festhielt. 


195 

dass  sogar  eine  Ausgrabung  der  Leiclie  verfügt  wurde,  welche  dann  die 
Glaser  nicht  als  die  ihres  Mannes  recognoscirte.  Aus  den  Schallschen 
Akten,  die  ich  amtlich  kennen  gelernt,  ist  mir  sehr  genau  bekannt,  wie 
anhaltende  und  sorgfältige  amtliche  Eecherchen  an  den  entferntesten 
Orten  auf  Grund  der  Angaben  der  sogenannten  verwittweten  Fröhlich 
angestellt  worden  sind,  bis  sich  dieselben  als  eine  reine  Mystification 
endlich  erwiesen.  So  hatte  z.  B.  ein  Mann,  wie  der  von  ihr  angegebene, 
niemals  existirt  u.  s.  w.  Es  geht  liieraus  unwidersprechlich  hervor,  dass 
kein  Richter,  dass  Niemand  damals  auch  nur  den  Verdacht, 
eine  Geisteskranke  vor  sich  zu  haben,  gehabt  haben  kann, 
weil  sonst  jene  weitläufigen  und  kostspieligen  Recherchen  gewiss  unter- 
blieben sein  würden.  Wenn  sich  die  Frage  aufdrängt,  was  die  geistes- 
gesunde Glaser  zu  einer  solchen,  anscheinend  zwecklosen  Mystification 
veranlasst  haben  könne?  so  ist  es  gar  nicht  die  Aufgabe  dieses  Gutach- 
tens, hierauf  eine  Antwort  zu  geben;  nur  andeuten  will  ich,  dass  bei 
einer  Person,  die  in  einem  amtlichen  Polizeibericht  des  hiesigen  Königl. 
Polizeipräsidii  ,,die  ärgste  Schwindlerin,  die  es  geben  kann",  genannt 
wird,  es  viele  Motive  zu  einem  solchen  Betrüge  geben  kann,  und  dass  von 
einem  wahrscheinlichen  Zusammenhange  der  Glaser  mit  dem  später 
geständlichen  Mörder  Schall  oder  seinen  Genossen  in  den  betreffenden 
Audienz  Verhandlungen  laut  die  Rede  gewesen  ist.  —  Am  9.  November 
wird  sie  von  Spandau  ins  Arbeitshaus  geschickt,  avo  am  8.  April 
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der  vorbehaltene  gerichtliche  Gemüthszustands-Untersuchungs-Termin 
abgehalten  wurde.  Hier  ist  sie  nicht  dieselbe  Person,  wie  bei  den  Unter- 
schlagungen und  vor  dem  Untersuchungsrichter  in  Spandau.  Sie  hat 
,, tausend  Väter  und  Mütter,  ihr  Vater  heisst  Pappendeckel,  man  kriege 
hier  Nichts  zu  fressen,  ihr  Geburtstag  sei  alle  Tage,  wenn  sie  was  zu 
essen  habe"  u.  s.  w.  Sie  stiess  die  gemeinsten  Fluch-  und  Schimpfworte 
gegen  die  Anwesenden  aus-,  sie  brauche  nichts  zu  antworten,  sie  sei 
mehr  als  der  Richter,  sie  sei  Kaiser  und  König  —  (diesmal  nicht 
Christus!)  und  sprach  das  unsinnigste  Zeug  durcheinander.  Hierbei  ist 
zu  bemerken,  dass  sie  zwar  angab,  nicht  alle  ihre  Namen  zu  wissen  und 
ihr  Alter  nicht  anders  bestimmen  zu  können,  als  dass  sie  ,,wolil  30  oder 
40  alt"  sei,  dass  sie  indess  die  Namen  der  (wirklich  existireuden  und 
bekannten)  Kunstreiter  Lejars  und  Kolter  anzugeben  wusste,  bei 
denen  sie  angeblich  Reiterin  gewesen!  Ferner  ist  zu  bemerken,  dass  sie 
sehr  wohl  wusste,  dass  sie  in  der  Irrenanstalt  der  Charite  gewesen,  und 
unaufgefordert  hinzufügte:  „Professor  Ideler  soll  bei  mich  kommen." 
Ein  kleiner,  aber  höchst  bezeichnender  Zug,  wenn  man  weiss,  dass  sie 
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auch  in  den  spätem  Audienzterminen  in  den  folgenden  Jahren  immer 
wiederholt  auf  das  Gutachten  des  Geh.  K.  Dr.  Ideler  provo- 
cirte,  dessen  Ansicht  über  sie  ihr  sehr  Vohl  bekannt  ist.  Höchst  be- 
achtenswerth  ist  es  ferner,  dass  sie  in  diesem  ganzen  Explorationstermin 
kein  Wort  äusserte,  das  auf  religiösen  Wahnsinn  deutete,  ja  dass  sie 
vielmehr  auf  Befragen  erwiederte:  ,,Ich  habe  gar  keine  Religion,  ich 
bin  ein  Türke,  ein  Heide,"  und  erst  zuletzt,  als  sie  gefragt  wurde:  ob 
ihr  nicht  Nachts  Figuren  erschienen  —  nicht  früher  —  antwortete : 
„Deibels"  (Teufel)!! 

Die  Aerzte  recapitulirten  hierauf  Alles ,  was  in  der  Charite  und  in 
dem  heutigen  Termine  vorgekommen  war,  —  obgleich,  wie  ich  bereits 
angeführt,  dies  Alles  Ausflüsse  reiner  Willkür  in  Worten  und  Hand- 
lungen der  Explorata  gewesen,  —  sie  gingen  auf  das  unstäte  Leben 
und  die  epileptischen  Krämpfe  derselben  zurück  und  behaupteten  dann 
schliesslich,  wie  es  „keinem  Zweifel  unterliege,  dass  die  Glaser  im  ge- 
setzlichen Sinne  für  blödsinnig  zu  erachten  sei",  worauf  am  15.  Mai  die 
Blödsinnigkeitserklärung  durch  gerichtliches  Erkenntniss  ausge- 
sprochen wurde.  Es  ist  sehr  zu  bedauern,  dass  die  Aerzte  vor  ihrem 
Ausspruche  auch  nicht  einmal  an  die  Möglichkeit  einer  Simulation 
gedacht  haben,  wenngleich  sie  zu  einer  solchen  Annahme,  bei  ihrer  Un- 
bekanntschaft mit  der  Persönlichkeit  der  Glaser  und  ihren  Anteceden- 
tien,  allerdings  keine  eigentliche  Veranlassung  hatten.  Sie  blieb  bis 
zum  30.  October  im  Arbeitshaus  und  wurde  dann,  auf  die  Erklärung 
des  Polizeiphysicus,  dass  sie  zwar  krankhaft  heftig  von  Charakter  sei, 
schimpfe,  tobe  und  widersetzlich,  aber  ihrer  Vernunft  jetzt  so  weit 
mächtig  sei,  dass  sie  entlassen  Averden  könne,  zu  einer  Verwandten  ent- 
lassen. —  Vom  Jahre 
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findet  sich  nur  in  den  Akten,  dass  sie  am  24.  Eebruar  an  epileptischen 
Krämpfen  in  der  Strasse  liegend  aufgefunden  und  zum  Polizeiarrest  ge- 
schafft wurde,  wo  sie  sich  —  wieder  einmal  —   für  die  „verehelichte 
Kuffner"  ausgab.    Im  Jahre 
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wurde  sie  am  30.  Januar  zur  Wache  gebracht,  nachdem  ermittelt  wor- 
den, dass  sie  den  gefährlichen  Dieb  Kuffner,  ihren  Zuhalter,  unange- 
meldet bei  sich  beherbergt  hatte.  Bei  dessen  Verhaftung  und  Abführung 
fing  sie  ein  lärmendes  Toben  an  und  beschimpfte  den  verhaftenden 
Schutzmann  auf  das  Gemeinste,  was  eben  ihre  eigene  Verhaftung  zur 
Folge  hatte.  ^  Am  16.  August 
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wird  sie  wegen  „unangemeldeten  Nächtigens"  verhaftet,  unterschreibt 
das  Protokoll  mit  „Kuffner"  und  wird  am  13.  September  entlassen. 
Wieder  wird  sie  am  25.  October  „nächtlich  herumtreibend"  getroffen. 
Sie  giebt  verschiedene  Wohnungen  genau  an,  in  denen  sie  ge- 
wohnt haben  will,  was  sich  Alles  als  Unwahrheit  erwiesen  hat,  wird 
aber  alsbald  wieder  entlassen.  Am  28.  October  kommt  (zum  dritten 
Male!)  zur  Anzeige,  dass  sie  sich  aus  der  Wohnung  der  verehelichten 
Reinike,  die  sie  aus  Mitleid  bei  sich  aufgenommen  hatte,  heimlich  ent- 
fernt und  Bekleidungsstücke  nnd  Geld  mitgenommen  habe.  Ihre  Person 
Avird  ermittelt,  sie  selbst  aber  weiss  sich  den  polizeilichen  ISTachforschun- 
gen  zu  entziehen,  bis  sie  am  7.  November  ,, wegen  dringenden  Ver- 
dachts der  Winkelhurerei"  verhaftet  und  zur  Charite  gesandt  wird,  aus 
der  sie  am  6.  Januar 
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entlassen,  aber  schon  am  23,  dess.  Mts.  wieder  „wegen  Trunkenheit" 
verhaftet  wird.  In  der  Zwischenzeit  (am  14.  Januar)  hatte  sie  sich  bei 
der  Wittwe  Lange  zur  Schlafstelle  gemeldet  und,  als  sie  sich  allein  in 
deren  Wohnung  befand,  (zum  vierten  Male!)  fünf  Bekleidungsstücke 
entwendet  und  sich  heimlich  damit  entfernt.  Am  20.  Januar  verübte 
sie  (zum  fünften  Male!)  auf  ganz  gleiche  Weise  ganz  dieselbe  That, 
indem  sie  aus  der  Wohnung  der  etc.  Bendler,  in  welcher  sie  nur  Eine 
Nacht  in  Schlafstelle  blieb,  Kleider  und  Geld  stahl  und  sich  damit  ent- 
fernte. Der  Frau  Lange  hatte  sie  vorgelogen,  dass  ein  Director  Balk 
ihren  Almosenschein  als  Almosenempfängerin  habe,  und  dieselbe  ge- 
beten, zu  demselben  zu  gehen,  um  ilu*  Almosen  zu  holen.  Während 
ihrer  Abwesenheit  beging  sie  den  Diebstahl.  Die  Frau  Bendler 
dagegen  hatte  sie  gebeten ,  ihr  einige  Kleider  zum  Anziehen  zu  leihen 
und  ihr  Geld  vorzustrecken.  Mit  Beidem  verscliAvand  sie.  Bei  den 
Vorhaltungen  im  Verhör  exculpirt  sie  sich  nun  sofort  wieder  mit  — 
Geistesschwäche!  Sie  weiss  auch  nicht,  ob  sie  mit  Kuffner  getraut  und 
berechtigt  ist,  diesen  Namen  zu  führen  u.  s.  w.  In  dem  von  mir  jetzt 
erforderten  Gutachten  vom  9.  Februar  erwähnte  ich,  wie  sie  in  den 
Unterredungen  mit  mir  auf  sehr  plausibel  erscheinende  Weise  und  nicht 
ohne  Scharfsinn  und  Verschlagenheit  ihre  Verbrechen  zu  beschönigen 
und  zu  exculpiren  wisse  und  dadurch  bethätige,  dass  ihr  das  Vermögen 
beiwohne,  das  Gute  vom  Bösen  zu  unterscheiden;  ich  erwies  durch 
Thatsachen  aus  eben  diesen  L^nterredungen  und  ihrem  Benehmen  dabei, 
dass  sie  eine  ,,böse,  zorn-  und  rachsüchtige  Gemüthsart"  habe,  dass  sich 
aber  Spuren  einer  eigentlichen  Krankheit  des  Geistes  bei  ihr  nicht  zeig- 
ten, und  erklärte  sie  demnach  für  zurechnungsfähig.  In  dem  hierauf 
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angesetzten  Audienztermine  am  27.  März  erschien  die  Glaser  nun  wie- 
der wie  geistig  gestört.  Sie  schweifte  ganz  offenbar  absichtlich 
von  den  vorgelegten  Fragen  ab  u.  s.  w.  Ich  will  indess  ganz  absehen 
von  meinen  eigenen  Wahrnehmungen  in  diesem  Termine  und  nur  das 
amtliche  Protokoll  citiren ,  in  welchem  es  heisst:  „Die  Angeklagte  er- 
klärte etwas  Vernünftiges  nicht,  wich  den  in  Bezug  auf  die  Anklage  an 
sie  gestellten  Fragen  fortwährend  aus,  schimpfte  statt  dessen  auf  die 
Richter  und  sonstigen  Personen,  gab  aber,  sobald  ihr  andere,  zur 
Sache  nicht  gehörige  Fragen  vorgelegt  wurden,  richtige 
Antworten."  —  Sie  wurde  indess  so  niedrig  gemein,  dass  sie  heraus- 
gebracht werden  musste.  Die  drei  vernommenen  Zeugen  bekundeten, 
dass  sie  niemals  eine  Spur  einer  geistigen  Störung  bei  ihr  wahr- 
genommen hätten;  ich  hielt  mein  Gutachten,  dem  durch  ihr  heutiges 
Benehmen,  jedem  Unbefangenen  gegenüber,  die  stärkste  Stütze  gegeben 
worden  war,  aufrecht,  und  die  Glaser  wurde  ,, wegen  Diebstahls,  Be- 
trugs im  Rückfall,  Führung  falschen  Namens  und  Beleidigung  eines 
Zeugen"  zu  sechs  Wochen  Gefängniss  verurtheilt,  welche  Strafe  sie  am 
7.  October  verbüsst  hatte.  Aber  schon  am  27.  November  wurde  sie 
wegen  Unterschlagung  wieder  verhaftet,  musste  indess  wegen  mangeln- 
den Beweises  bald  wieder  entlassen  werden.    Am  21.  April 
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wird  sie  abermals  wegen  Diebstahls  und  Unterschlagung  zum  Arrest 
gebracht.  Sie  hatte  sich  am  11.  ej.  bei  der  verehelichten  Fürstenberg 
eingefunden  und  sich,  nachdem  sie  Tags  zuvor  bei  der  Wittwe  Schön 
(zum  sechsten  Male!)  ganz  dasselbe  Manövre  ausgeführt  hatte,  unter 
dem  Vorwande,  dass  sie  zu  einer  Hochzeit  gehen  wolle,  von  der  Für- 
stenberg mehrere  Kleidungsstücke  und  Schmucksachen  geborgt  und 
sich  (zum  siebenten  Male!)  heimlich  damit  entfernt.  Bei  ihrer  Ver- 
nehmung bestritt  sie  wieder  Alles,  detaillirte  diejenigen  Kleidungs- 
stücke, welche  sie  der  Fürstenberg  von  den  mitgenommenen  wieder 
zurückgeschickt  hatte,  mit  grösster  Gedächtnisstreue  und  gab 
genau  die  Tage  an,  an  welchen  dies  geschehen  war ,  machte  indess  dem 
Herrn  Gerichtsdeputirten  dennoch  den  Eindruck,  als  wenn  sie  geistes- 
krank sei,  weshalb  ich  abermals  um  mein  Gutachten  requirirt  ward,  das 
am  12.  Mai  erstattet  ist.  Hätte  ich  aus  den  früheren  Wahrnehmungen 
noch  einen  Zweifel  darüber  haben  können,  dass  die  Glaser  ihre  angeb- 
lichen Visionen  und  Störungen  nur  lediglich  absichtlich  vorspiegele,  so 
würde  derselbe  jetzt  in  einer  sehr  langen  Unterredung  mit  ihr  völlig 
niedergeschlagen  worden  sein.  Ich  versuchte  diesmal  ihr  Vertrauen  zu 
gewinnen,  und  es  gelang  dies  und  der  damit  beabsichtigte  Zweck  voll- 
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kommen.  Ich  tlieilte  ihr  anscheinend  vertraulich  mit,  class  man  jetzt  be- 
stimmt wisse,  dass  sie  das  Gehl  der  Ftirstenberg  —  was  sie  hart- 
nackig' bestritten  hatte  - —  wirklich  genommen,  und  dass  sie  demnach 
ihre  späteren  Aussagen  danach  einzurichten  habe.  Sie  ging  mit  der 
grössten  Ruhe  hierauf  ein ,  erzählte  mir  genau  den  Hergang  der  Sache 
und  versicherte,  dass  kein  ]\Iensch  sie  beobachtet  haben  könne,  dass  nur 
ein  kleiner  Knabe  im  Zimmer  gewesen  (!) ,  und  dass  sie  unschuldig  sei 
u.  s.  w.  Auf  meinen  anscheinend  ganz  freundlichen  Vorhalt,  dass  ihr 
doch  nicht  zu  helfen  wäre,  da  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  sie,  sobald 
sie  nur  wieder  der  Strafe  und  des  Arrestes  entlassen,  sofort  wieder 
schwindle,  betrüge  oder  stehle,  erwiederte  sie  mit  vollkommenster  Ruhe 
nnd  indem  sie  mich  bat,  ihr  beizustehen,  dass,  wenn  es  nur  diesmal 
wieder  vorübergehen  könne,  dies  gewiss  das  letzte  Mal  sein 
solle.  Nach  einer  solchen  schlagenden  Aeusserung,  die  niemals  ein 
Mensch,  dem  die  Einsicht  in  die  Folgen  seiner  Handlungen  durch 
geistige  Störung  verloren  gegangen,  machen  wird,  die  vielmehi'  auf  das 
Unwiderlegbarste  beweist,  dass  die  Glaser  wusste,  dass  sie  Böses  ge- 
than  und  Strafe  zu  erwarten  habe,  musste  ich  sie  abermals  für  zurech- 
nungsfähig erklären,  und  der  Sache  wurde  Fortgang  gegeben.  Dies 
mochte  ihr  unerwartet  sein.  Im  Juni  benahm  sie  sich  im  Gefänguiss 
Avieder  so  heftig,  dass,  um  sie  zu  bändigen,  ihr  „wegen  irrsinnigen  Trei- 
bens", wie  die  Beamtenanzeige  sagt,  die  Zwangsjacke  angelegt  werden 
musste.  Am  30.  Juni  wünschte  sie  eine  Unterredung  mit  ihrem  Ver- 
theidiger  und  beantragt  im  Verhörstermin  die  Vorladung  ,,1)  des  Seiden- 
wirkers Adolph  Kuffner,  Wassmannsstr.  N.  99  auf  dem  Hofe  bei  der 
Wittwe  F  e  1  g  e  n  h  a  u  e  r ;  2)  der  verehelichten  Fischbeinarbeiterin  Her r- 
mann,  Steingasse  X.  5;  3)  des  Seidenwirkers  Bur  meist  er,  Blumen- 
strasse  N.  9  bei  der  Wittwe  Gerlach;  4)  des  Seidenwirkergesellen 
Becker,  Prenzlauerstrasse  N.  26"  als  Entlastungszeugen.  Im  Interesse 
der  Vertheidigung ,  d.  h.  also  im  Bewusstsein,  dass  ihr  wieder  einmal 
eine  Strafe  drohe,  vergisst  sie  sich  hier  Avieder  einmal,  und  dieselbe  Per- 
son, die  elf  Tage  später  im  Audienztermin,  „weil  ihr  Kopf  so 
schwach",  nicht  im  Stande  ist,  ihren  Vornamen  und  ihren  Ge- 
burtsort anzugeben,  legt,  wie  man  sieht,  hier,  elf  Tage  früher,  einen 
Beweis  eines  sehr  treuen  Gedächtnisses  ab,  indem  sie  sieben 
Vor-  und  Zunamen  fremder  Menschen  und  vier  ganz  genaue  "Wohnungs- 
angaben  macht!!  Solche  Zusammenstellung  von  aktenmässigen  That- 
sachen  spricht  für  sich  selbst!  Auf  den  etwanigen  Einwand  aber  einer 
bloss  zu  Zeiten  stattfindenden  ,, Kopfschwäche"  oder  periodischen 
Geistesstörung  wird  unten  noch  zurückzukommen  sein.    Der  eben  ge- 
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nannte  Termin  ist  indess  nocli  in  andrer  Bezieliung  für  das  Gebahreh 
der  Glaser  höchst  bemerkenswerth.  Denn  nachdem  sie  die  genannten 
genauen  Angaben  und  ihre  Defensionalanträge  gemacht,  wird  registrirt : 
,,Als  bis  hierher  verhandelt  war,  bemächtigte  sich  die  Angeklagte  des 
Aktenstücks,  zerriss  die  Verhandlung,  fing  laut  an  auf  das  Gericht  zu 
schimpfen  und  musste  mit  Gewalt  zurückgeführt  werden!"  Will  man 
ein  solches  Benehmen  nicht  auf  Rechnung  der  seltnen  Bösartigkeit, 
Rohheit  und  Heftigkeit  des  Charakters  schreiben,  die  Niemandem  von 
Allen,  die  die  Glaser  lange  kennen,  unbekannt  ist,  sondern  auf  Rech- 
nung einer  geistigen  Krankheit,  einer  wahnsinnigen  Aufregung,  so 
würde  man,  bei  solchem  Wechsel  der  geistigen  Aeusserungen  in  der 
kurzen  Frist  einer  Vernehmung,  mit  aller  medicinischen  Erfahrung  in 
Widerspruch  treten.  Im  Audienztermin  benahm  sie  sich  nun  aber  so 
höchst  ungebührlich,  beschimpfte  den  Gerichtshof  auf  die  gemeinste, 
hier  gar  nicht  wiederzugebende  Weise  mit  den  pöbelhaftesten  Aus- 
drücken, ganz  offenbar  in  der  Absicht,  dadurch  die  Vermuthung  einer 
geistigen  Störung  bei  ihr  zu  begründen;  es  wurde  indess,  nach  Anhörung 
meiner  ganz  entschiedenen  gegentheiligen  Erklärung  über  ihren  Ge- 
müthszustand  und  Charakter,  die  Verhandlung,  ihres  Tobens  ungeachtet, 
fortgesetzt.  Der  als  Zeuge  vernommene  Königl.  Criminalcommissarius 
Pick  deponirte:  ,,Ich  habe  die  Glaser  bei  ihrer  Einlieferung  vernom- 
men, sie  auch  bei  andern  Verhören  vielfach  beobachtet,  Sie  ist  mir 
stets  vollkommen  vernünftig  erschienen.  Es  ist  mir  bekannt, 
dass  sie  auf  freiem  Fusse  ganz  vernünftig  ist,  jedesmal  aber 
die  Blödsinnige  spielt,  sobald  sie  zur  Haft  gebracht  wird. 
Mir  gegenüber  hat  sie  ein  vollständiges  Bekenntniss  abgelegt."  Der 
Termin  wurde  aus  formellen  Gründen  aufgehoben,  und  die  Sache  ver- 
tagt. Mittlerweile  war  auf  Antrag  der  Vertheidigung  der  Herr  Dr.  Id  e- 
1er  als  zweiter  Sachverständiger  requirirt  worden  und  im  neuen  Termine 
am  28.  November  erschienen.  Die  Glaser  erschien  diesmal  nicht  wild 
und  heftig,  sondern  wie  eine  Kranke,  schleichend  und  geknickt.  Ruhig 
beantwortete  sie  die  an  sie  gerichteten  Fragen ;  plötzlich  bekam  sie  aber 
einen  epileptischen  Anfall,  der  indess  bald  vorüberging,  so  dass  die  Ver- 
handlung fortgesetzt  werden  konnte.  Neue  vernommene  Zeugen  be- 
kundeten kein  Wort  über  eine  jemals  von  ihnen  bei  der  Incul- 
patin  wahrgenommenen  Geisteskrankheit.  Ich  erklärte  hierauf 
aufs  Neue  meine  Ueberzeugung,  dahin  gehend,  dass  die  Glaser  einen 
Wahnsinn  lediglich  und  plump  simulire  und, zurechnungsfähig  sei.  Herr 
Geh.-Rath  Dr.  Ideler  seinerseits  erklärte,  dass  er  früher  in  der  Charite 
keinen  Grund  gehabt,  sie  für  eine  Simulantin  zu  halten.   Vor  14  Tagen 
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habe  er  sie  wieder  gesehen.  Er  habe  sie  —  nach  seiner  mündlichen,  in 
das  Audienzprotokoll  nicht  mitanfgenommenen  Aeusserung  —  gefragt: 
ob  sie  noch  immer  den  Teufel  sehe?  und  „sie  klagte  nun,  dass  sie  noch 
immer  vom  Teufel  in  Gestalt  eines  Ziegenbocks  verfolgt  würde".  Diese 
Wahrnehmungen  könnten  aber,  fuhr  derselbe  fort,  nicht  über  die  Zeit 
entscheiden,  zu  welcher  Inc.  die  angeschuldigte  That  verübt.  Heute  sei 
ihm  Angeklagte  vernünftig  erschienen.  Wie  sie  zur  Zeit  der  That  ge- 
wesen, darüber  könne  er  kein  entscheidendes  Urtheil  abgeben.  Sie 
könne  „möglicherweise  die  That  in  Folge  einer  durch  epilej)tische 
Krämpfe  entstandenen  Geistesschwäche  vorgenommen  haben".  Im  Er- 
kenntniss  wurde  zwar  die  Zurechnungsfähigkeit  der  Glaser  an- 
genommen, dieselbe  aber  aus  andern,  rein  juristischen  Gründen  frei- 
gesprochen. —  Im  Jahre 

1856 

ereignete  sich  nun  der  merkwürdige  Vorfall,  Avegen  dessen  die  Glaser 
sich  gegenAvärtig  in  der  Toruntersuchung  befindet.  Sie  war  in  Münchc- 
berg  in  der  Sylvesternacht  auf  der  Strasse  in  Krämpfen  liegend  gefun- 
den und  ins  Hospital  gebracht  Avorden.  Sie  war  und  blieb  diesmal  — 
sprachlos !  Noch  am  folgenden  Tage  konnte  sie  sich  durch  die  Sprache 
nicht  verständlich  m.achen,  aber  durch  ,, figürliche  Beschreibungen"  kam 
man  auf  die  Vermuthung  eines  gegen  sie  verübten  Raubanfalls.  Diese 
Thatsache  aus  dem  neuesten  Leben  der  Glaser  ist  von  der  grössten 
Bedeutung.  Noch  niemals  war  ein,  Avcnn  auch  nur  A^orübergehender, 
gescliAA^eige  ein  Tage  lang  dauernder  Verlust  der  Sprache  nach  einem 
epileptischen  Anfalle  bei  ihr  beobachtet  Avorden,  und  AA^ürde  auch  über- 
hauj^t,  nach  ärztlicher  Erfahrung,  eine  so  anhaltende  Sprachlosigkeit 
nach  einem  derartigen  Paroxysmus  zu  den  fast  unerhörten  Vorfällen 
gehören.  Wenn  sonach  ohne  Weiteres  auch  hier  wieder  eine  Absicht 
vorausgesetzt  werden  muss,  so  fragt  es  sich,  was  der  Zweck  einer  solchen, 
selbstredend  wieder  sehr  leicht  durchzuführenden  Simulation  gewesen 
sein  kann.  Die  AntAvort  hierauf,  AA^ie  die  Erklärung  der  ganzen,  nun 
folgenden,  merkAvürdigen  Mystification  der  richterlichen  Behörden,  ist 
nicht  schwer.  Die  Glaser  Avusste  sehr  aa^oM,  dass- sie  ganz  legitima- 
tionslos AA^ar  und  als  A^agabondirende  Landstreicherin  behandelt  Averden 
Avürde.  Sie  durfte  eine  solche  Behandlung,  wenn  ihre  Persönlichkeit 
bekannt  wurde ,  um  so  eher  erwarten.  Offenbar  wollte  sie  einen  Plan 
ersinnen,  um  neue  Verhaftung  und  neue  Bestrafung  zu  vereiteln,  und 
sie  simulirte  Sprachlosigkeit,  also  Unmöglichkeit,  sich  über  ihre  Ver 
hältnisse  äussern  zu  können,  um  Zeit  zur  Erfindung  einer  Unwahrheit 
zu  gewinnen.    Der  Erfolg  hat  gelehrt,  Avde  A'ortrefflich  ihr  dies  gelungen 
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ist.  Erst  am  dritten  Tage  schrieb  sie  auf  eine  Tafel  das  Wort:  Krüger 
auf,  und  am  siebenten  Tage  liess  sie  sich  in  einer  Vernehmung  des 
Weiteren  aus.  Sie  sei ,  sagte  sie ,  Charlotte  Louise  Emilie ,  verehelichte 
Galanteriewaaren-Händler  Krüger,  geb.  Kroschel,  41  Jahr  alt,  „evan- 
gelisch" (diesmal  also  nicht,  wie  früher,  „Türke  oder  Heide!")  und  machte 
nun  eine  Schilderung,  eines,  gegen  ihren  angeblichen  Mann  und  sie, 
während  einer  angeblichen  Marktreise  gerichteten  Raubanfalls,  bei 
welchem  nächtlichen  Ueberfalle  ihr  Mann  und  das  Fuhrwerk  abhanden 
gekommen.  Dieselbe  Person,  die  so  oft  sich  mit  ihrer  „Kopf schwäche" 
exculpirt,  erfindet  nun  einen  Roman,  betreffend  diesen  Raub-  oder 
Raubmordanfall  mit  den  eingehendsten  Einzelheiten,  die  in  Erstaunen 
setzen  müssen.  'Die  Kopfschwache  schildert  ihren  Mann,  das  Fuhr- 
werk, das  Pferd,  den  Inhalt  der  Koffer  und  Kisten  auf  dem  Wagen,  die 
Wäsche  mit  ihren  Zeichen,  die  Person  und  Kleidung  (von  Kopf  zu  Euss) 
der  beiden  Räuber,  den  Hund,  den  sie  mit  sich  geführt  u.  s.  w.  in  wie- 
derholten, langen  Vernehmungen  mit  solcher  Detailmalerei,  mit  so 
bewunderungswürdiger  Consequenz,  und  ohne  dass  sie  ein  einziges 
Mal  den  Teufel  sieht,  oder  ein  einziges  verkehrtes  Wort 
spricht,  das  auf  die  Vermuthung  einer  Geisteskrankheit  führen  könnte, 
dass  der  Untersuchungsrichter  sich  zu  einer  amtlichen  Bekanntmachung, 
betreffend  diesen  Raubanfall  und  dessen  schleunigste  Ermittelung,  ver- 
anlasst sieht.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  alle  diese  Angaben  rein 
erfunden  waren,  worunter  wir  auch  die  finden,  dass  ihre  und  ihres 
Mannes  Legitimationspapiere  sich  im  Koffer  befunden  hätten  und 
mit  demselben  geraubt  und  verschwunden  seien!  Sie  war  also 
vorläufig  keine  Landstreicherin  und  musste ,  bis  auf  Weiteres ,  im  Hos- 
pital behalten  und  verpflegt  werden!  In  Folge  jener  amtlichen  Bekannt- 
machung und  hierortigen  polizeilichen  Ermittelungen  gerieth  das  hiesige 
Königl.  Polizei -Präsidium  auf  die  Vermuthung,  dass  die  angebliche 
Krüger  niemand  anders  als  die  Glaser  sei,  und  begehrte,  wie  es  im 
betreffenden  Schreiben  heisst,  den  Transport  „dieser  ärgsten  Schwind- 
lerin und  Betrügerin,  welche  nur  gedacht  werden  kann,  die  Gemüths- 
krankheit  simulirt",  nach  Berlin.  Am  .31.  Januar  hier  eingeliefert  — 
greift  sie  sofort  wieder  zu  ihrem  oft  bewährten  Defensional- Moment. 
Sie  erklärt,  dass  sie  in  einem  Anfall  von  Wahnsinn  hier  fortgegangen, 
und  will  von  Allem,  was  sich  in  Müncheberg  ereignet,  nichts  wissen! 
Sie  wird  vorläufig  im  Hospital  untergebracht,  entweicht  aber  aus  dem- 
selben heimlich  und  nimmt  (achtes  Mal!)  äer  Mithospitalitin ,  unverehe- 
lichten K  ü  h  1  s  t  e  i  n ,  zugehörige  Kleidungsstücke  und  einen  Pfandschein 
mit.     Am  4.  Mai  wieder  verhaftet,   entschuldigt  sie  sich  sofort  —  mit 
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Geisteskrankheit,  die  der  verhaftende Polizei-Commissarius  Bock  „noto- 
risch simulirt"  nennt,  giebt  auch  im  ersten  Verhör  an,  ,.anKopfkrämpfen" 
zu  leiden,  nebenbei  aber  doch  jede  Anschuldigung  auf  Diebstahl  mit 
angeblichen  Thatsachen  ablehnend.  Am  27.  Juni  stand  Audienztermin 
an.  Sie  bittet  aber  um  Ansetzung  eines  neuen  Termins  und  um  Vor- 
ladung des  p.p.  Professors  Ideler,  der  bekunden  solle,  dass  sie  geistes- 
schwach sei.  Dieser  Termin  wurde  am  23.  Juli  unter  Zuziehung  des 
Herrn  Ideler  und  des  Unterzeichneten  abgehalten. 

Sie  benahm  sich  diesmal  zu  Anfang  der  Verhandlung  vollkommen 
ruhig  und  deponirte  Einzelheiten  über  die  Anschuldigung.  Plötzlich 
fing  sie,  zur  grössten  Ueberraschung  des  Gerichtshofes  und  der  ver- 
sammelten Zuhörer,  an,  mit  dem  Kopfe  fortwährend  gegen  die  Wand 
zu  nicken  und  erst  leise  gegen  die  Wand  zu  sprechen.  Dann  schrie  sie 
laut  auf:  „Treiben  sie  nur  erst  den  Teufel  fort"!  und  begann  nun  wieder 
aufs  Heftigste  zu  toben.  Auf  die  Frage:  wo  sie  denn  den  Teufel 
sehe?  äusserte  sie:  da,  da  steht  er  ja,  erhob  einen  Stuhl  und  drang 
damit  auf  den  neben  ihr  sitzenden  Vertreter  der  Königl.  Staats-Anwalt- 
schaft ein,  so  dass  sie  sofort  entfernt  av erden  musste. 

Von  den  beiden  Sachverständigen,  die  zur  Audienz  geladen  waren, 
Herrn  Geheimen  Medicinalrath  Dr.  Ideler  und  mir,  wurde  zuerst  der 
Erstere  vernommen,  und  ich  entlehne  einer  gerichtlichen  Zeitschrift, 
(Publicist.  1856.  No.  60.  Beilage  v.  25.  Juli)  die  die  Verhandlung  mit 
grosser  Treue  wiedergegeben  hat,  im  Folgenden  den  wesentlichen  Aus- 
zug der  von  uns  Beiden  abgegebenen  Gutachten: 

„Der  Geh.-Rath  Ideler  bekundet,  dass  er  die  Angeklagte  schon 
vom  Jahre  1848  her  kenne.  Er  habe  sie  damals  in  der  Charite  be- 
handelt, sie  habe  damals  an  Epilepsie  und  Dämonomanie  gelitten, 
namentlich  häufige  Teufelsvisionen  gehabt  und  den  Teufel  als  schwarze 
Schlange,  als  Kopf  mit  einem  Hörn  u.  s.  w.  zu  sehen  behauptet.  Simu- 
lation sei  nicht  anzunehmen,  um  so  weniger,  als  Geisteskrankheiten 
sehr  häufig  mit  der  Epilepsie  verbunden  seien  und  aus  ihr  hervorgehen. 
Später  sei  die  Angeklagte  noch  einmal  wegen  Epilepsie ,  die  überhaupt 
gewöhnlich  unheilbar  sei,  in  die  Charite  aufgenommen  worden.  Ob  sie 
damals  auch  noch  an  Dämonomanie  gelitten,  wisse  er  nicht  mehr.  Bei 
der  im  Auftrage  des  Gerichts,  aus  Anlass  der  früheren  Untersuchung 
wegen  Diebstahls,  von  ihm  vorgenommenen  Exploration  der  Angeklagten, 
habe  er  sich  aber  überzeugt,  dass  die  Teufelsvisionen  noch  immer  bei 
ihr  vorhanden  Avaren;  er  halte  sie  auch  in  diesem  Augenblicke  für 
Avirklich  geisteskrank  und  völlig  unzurechnungsfähig,  ja  überhaupt  für 
vernehmungs-  und  verhandlungsunfähig.     Auch  für  die  Zeit,  in  der  sie 


204 

die  ihr  jetzt  zur  Last  gelegten  strafbaren  Handlungen  begangen,  könne 
er  ihr  nur  ein  helleres  Bewusstsein,  als  sie  jetzt  habe,  aber  keine  Zu- 
rechnungsfähigkeit beilegen.  Simulation  sei  um  so  weniger  denkbar, 
als  bei  der  furchtbaren  Zerrüttung  des  Nervensystems  der  Angeklagten 
durch  die  Epilepsie ,  an  der  sie  seit  vielen  Jahren  in  einem  sehr  hohen 
Grrade  leide,  eo  ii^so  auch  der  Verstand  derselben  in  einem  Grade 
zerrüttet  sein  müsse,  dass  er  zur  Simulation,  die  einen  höhern  Grad  von 
Verstand  erfordere,  völlig  unfähig  sei.  Gegen  die  Simulation  spreche 
auch  die  Erfahrung,  dass  vom  Wahnsinn  Geheilte  —  die  Angeklagte 
sei  1848  geheilt  worden,  wenn  auch  nicht  ganz  vollständig  —  niemals, 
auch  nicht,  um  sich  einer  Strafe  zu  entziehen,  Wahnsinn  simuliren, 
weil  sie  selbst  vor  diesem  Zustande  einen  solchen  Abscheu  hätten,  dass 
sie  an  denselben  gar  nicht  sich  erinnern  mögen,  und  demnach  eine 
künstliche  Reproduction  desselben  ihrer  Natur  widerstrebt.  Wenn  die 
complicirten  Lügen,  die  sie  in  Müncheberg  ersonnen,  für  die  Simulation 
geltend  gemacht  würden,  so  müsse  er  dagegen  einwenden,  dass  die  Epi- 
lepsie häufig  Sinnestäuschung  erzeuge,  und  dass  jene  Lügen  sehr  wohl 
der  Angeklagten  von  ihrer  Phantasie  vorgespiegelt  und  von  ihr  ernstlich 
geglaubt  sein  können. 

Der  Geh.-Rath  Casper  erklärte  dagegen,  die  jetzige  Verhandlung 
habe  ihn  nur  in  seiner  frühern  Ansicht  bestärkt,  dass  die  Angeklagte 
eine  verschmitzte,  den  Wahnsinn  nur  simulirende  Betrügerin  sei.  Es 
sei  doch  sehr  merkwürdig,  dass  der  Wahnsinn  in  neuerer  Zeit  nur  dann 
bei  ihr  hervorgetreten  sei,  wenn  sie  unter  Anklage  gestellt  ward ,  und 
der  Wahnsinn  ein  zweckmässiges  Defensionsmoment  darbot,  dass  er  sie 
aber  sogleich  verlasse,  sobald  sie  aus  dem  Gefängniss  entlassen  sei.  Von 
grosser  Wichtigkeit  sei  auch  ein  ihm  von  der  Angeklagten  bei  der 
vorigen  Untersuchung  im  Gefängniss  abgelegtes  Geständniss.  Er  habe 
ihr  da  unumwunden  gesagt ,  dass  sie  den  Wahnsinn  nur  simulire ,  und 
nachdem  er  sie  davon  abgemahnt  und  durch  freundliches  Zureden  ihr 
Vertrauen  gewonnen,  habe  sie  erwiedert:  ,, Bringen  Sie  mich  nur  dies- 
mal noch  durch,  von  Ihnen  allein  hängt  ja  das  ab,  dann  will  ich  mich 
bessern! "  Er  müsse  bestreiten,  dass  die  Epilepsie  gewöhnlich  mit  Wahn- 
sinn verbunden  sei ,  es  habe  viele  Epileptische  gegeben,  deren  Verstand 
durch  diese  Krankheit  nicht  gelitten  habe.  Er  müsse  die  Angeklagte 
für  völlig  zurechnungsfähig  erklären  und  glaube,  dies  auf  Grund 
seiner  gerichtsärztlichen  Erfahrung  mit  voller  Sicherheit  aussprechen 
zu  können.  Wenn  sein  College,  trotz  seines  umfassenden  Wissens, 
namentlich  in  Bezugs  auf  Geisteskrankheiten ,  die  Angeklagte  für  wahn- 
sinnig halte ,  so  sei  dies  eine  Selbsttäuschung ,  die  sich  sehi'  leicht  aus 
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seiner  Herzensgüte  und  seiner  Unbekauntscliaft  mit  der  YerbrecberTx-elt 
erkläre.  Der  Geh.  Medieinakath  Casper  scliloss  mit  den  Worten: 
„,,AVenn  es  der  Angeklagten  gelingt,  den  Gericlitshof  zu  der  Annahme 
zu  bestimmen,  dass  sie  geisteski-ank  sei,  und  wenn  sie  demnach  straflos 
bleibt,  so  wii-d  sie  triumphii-end  die  Anklagebank  verlassen.  Ich  pro- 
phezeihe  aber,  dass  sie  die  Freiheit  sehr  bald  zu  neuen  Verbrechen  be- 
nutzen wird."" 

Diese  Prophezeihung  ist  nur  zu  bald  in  Erfüllung  gegangen.  Der 
Termin  wurde  nämlich  aufgehoben  und  den  Sachverständigen  aufge- 
geben, ihre  einander  entgegengesetzten  Gutachten  zunächst  schiüfthch 
einzureichen,  um  den  gesetzlichen  Instanzenzug  beschreiten  zu  können, 
und  die  Glaser  Avui'de  vorläufig  auf  freien  Fuss  gesetzt.  Aber  schon 
am  21.  Septbr.  wurde  sie  Avieder  verhaftet,  weil  sie  (zum  neunten  Malelj 
aus  ihrer  Schlafstelle  bei  der  Kleiderhändleriu ,  sep.  Hahn,  geb. 
Schmidt,  sich  mit  Kleidungsstücken  derselben  heimlich  entfernt  hatte! 

Die  Glaser  ist  gegenwärtig  einige  dreissig  Jahre  alt,  schlanken 
Wuchses,  ziemlich  mager  und  bleicher  Gesichtsfarbe.  Irgend  materielle 
Ki'ankheit  ist  bei  ihi-,  mit  Ausnahme  eines ,  hier  nicht  in  Betracht  kom- 
menden Grades  von  Luugentuberculose ,  nicht  zu  beinerken.  Sie  hat 
aber  eine  Halblähmung  (Parese)  der  rechten  (.)berexTremität,  deren  Ur- 
sprung nicht  zu  ermitteln  ist.  Iln-  Blick  ist  stechend,  unangenehm  und 
entschieden  boshaft.  Ich  kann  aber  nicht  behaupten,  dass  derselbe 
stier,  unstät  oder  sonst  Geisteskrankheit  verrathend  sei.  E^  kann  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden,  mid  habe  ich  mich  durch  Selbstbeobachtimg 
jenes  Anfalls  in  einem  der  Audienz -Termine  davon  überzeugt,  dass  sie 
wirklich  an  Epilepsie  leidet  und  wahrscheinlich  schon  seit  vielen  Jalnen 
daran  gelitten  hat.  Der  Geh.  Eath  Dr.  Ideler  hat  wiederholt  und  mit 
grossem  Rechte  diese  Thatsache  als  eine  sehr  wichtige  in  Betreff  der 
Bem-theilung  ilnes  Gemüthszustandes  erachtet.  Denn  es  ist  eine  be- 
kannte Erfahrung,  dass  Epilepsie  bei  langem  Bestehen  gar  nicht  selten 
einen  ki-ankmachendeu  Einfluss  auf  die  geistigen  Thätigkeiten  ausübt. 
Allein  es  ist  eben  so  bekannt,  da^s  dies  glücklicherweise  bei  weitem 
häufiger  nicht  der  Fall,  und  dass  eine  sehr  grosse  Zahl  solcher  Kj*anken 
auch  im  längern  Leben  nicht  den  geringsten  derartigen  Einfluss  erleidet, 
wie  ich  schon  in  meinem  mündlichen  Gutachten  beispielsweise  an  meh- 
rere berühmte  Männer  erinnei*t  habe,  von  denen  es  bekannt,  dass  sie 
Epileptiker  wai-en.  Der  gerichtliche  Arzt  Avird  also  im  concreteu, 
zweifelhaft  gewordenen  Falle  überall  zunächst  die  Vorfrage  zu  lösen, 
d.  h.  die  Thatsache  festzustellen  haben,  dass  wirklich  eine  geistige  Stö- 
rung bei  einem  Individuum  existirt,  und  erst  dann  darf  er  ziu*  nähern 
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Motivirung-  seines  Ausspruclis  und  zur  Entwickelung  der  Geschichte  des 
Entstehens  dieses  Wahns  auf  die  lange  bestandene  tiefe  Nervenkrank- 
heit zurückgehen.  Dann  erst  gewinnt  diese  eine  Bedeutung  für  das 
Gutachten,  im  entgegengesetzten  Falle  hat  sie  eine  solche  in  keiner 
Weise,  weil,  wie  bemerkt,  Epilepsie  nicht  etAva  nothwendig  und  in  allen 
Fällen  Geisteskrankheit  zur  Folge  hat.  Es  fragt  sich  sonach  immer 
wieder,  ob  die  epileptische  Glaser  geisteskrank  ist,  oder  nicht?  Ihre 
Worte,  Aeusserungen  und  Handlungen  haben  Herrn  p.  p.  Dr.  Ideler 
zu  der  —  die  innere  Wahrheit  derselben  vorausgesetzt,  ganz  richtigen  — 
Annahme  veranlasst,  dass  sie  am  „Teufelswahn",  d.  h.  an  jener  Form 
religiösen  Wahnsinns  leide,  die  man  Dämonomanie  genannt  hat.  Es 
ist  hierbei  zunächst  schon  sehr  auffallend  und  der  ärztlichen  Erfahrung 
nicht  entsprechend,  dass  Epilepsie  diese  Form  von  Geisteskrankheit 
zur  Folge  gehabt  haben  sollte,  da  vielmehr  bekannt,  dass  diese  Nerven- 
krankheit, wo  sie  psychisch  schädlich  wirkt,  eine  allmälige  Schwächung 
der  Geisteskräfte,  bis  zum  endlichen  Stumpf-  oder  Blödsinn,  erzeugt. 
Aber  Herr  Geh.-Rath  Dr.  Ideler  zieht  zur  Begründung  seiner  Annahme 
von  einem  „Teufelswahn"  noch  ein  andres,  wichtiges  Moment  heran, 
die  Peinigungen  des  bösen  Gewissens  der  Glaser  in  Folge  ihres  Le- 
benswandels, von  denen  sie  selbst  (!!)  gegen  ihn  sich  ausgesprochen. 
Abgesehen  indess  von  dem,  was  oben  hierüber  bereits  bemerkt,  muss 
ich  nur  noch  darauf  aufmerksam  machen,  dass  ein  reges  Gefühl  für 
Kecht  und  Unrecht  bei  der  Glaser  nicht  gesucht  werden  darf,  die  fort- 
während ein  Beispiel  von  seltener  Rohheit  und  Gemeinheit  des  Cha- 
rakters darbietet,  die  richterHchen  Behörden  fortwährend  mystificirt,  und 
die  fortwährend  arme  Leute,  zum  Theil  solche,  die  sie  aus  Mitleid  bei 
sich  aufnahmen,  betrügt  und  bestiehlt.  Im  Uebrigen  spricht  weiter 
entschieden  gegen  diese  Annahme,  dass  die  Peinigungen  des  bösen  Ge- 
wissens nicht  periodisch  zu  sein  pflegen,  wähi-end  der  angebliche 
,,  Teuf  eis  w  ahn"  der  Glaser  einen  periodischen,  intermittirenden  Cha- 
rakter hat,  worauf  ich  noch  zurückkomme. 

Nichtsdestoweniger  bleibt  anscheinend  die  Thatsache  bestehen^ 
dass  Herr  Geh.-Rath  Dr.  I de  1er  die  Glaser  „ein  Jahr  lang  in  der 
Irrenanstalt  an  einer  schweren  Geisteskrankheit  (Teufelswahn)  behan- 
delt hat."  Ich  bedaure,  anführen  zu  müssen,  dass  das  amtliche  Charite- 
Journal,  das  ich  einsehen  zu  müssen  geglaubt  habe,  diese  Thatsache 
keineswegs  unzweifelhaft  feststellt.  Die  Glaser  wurde  am  6.  April  1848, 
wie  oben  bemerkt,  zur  Irrenstation  gebracht.  Sie  erzählte  alle  Un- 
wahrheiten, die  schon  oben  erwähnt  sind.  „Bei  der  Aufnahme",  heisst 
es  im  Kranken- Journal,  ,, zeigte  sie  grosse  Angst.    Gepeinigt  durch  ihre 
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gTOsse  Sündhaftigkeit,  sali  sie  schwarze  Gestalten,  den  Prediger  nnd 
den  Teufel."  Sie  bekam  eine  entzündliche  Krankheit  der  Luftröhre, 
sah  aber  „den  Prediger"  noch  am  30.  April.  Vom  folgenden  Monat 
schon  wird  registrirt:  „Im  Mai  war  von  einer  wirklichen  geistigen 
Störung  Nichts  zu  bemerken,"  und  nur  mehrere,  rein  körperliche 
Leiden,  Katarrh,  Kheumatismus,  phthisische  Erscheinungen  werden  aus 
diesem  Monate  verzeichnet.  Lii  Juni  „traten  einige  sehr  heftige  An- 
fälle von  Aufgeregtheit  ein ,  in  denen  sie  laut  tobte  und  schimpfte ,  und 
wo  auch  Zwangsmassregeln  erforderlich  wurden-,  jedoch  waren  der- 
gleichen Anfälle  nicht  von  langer  Dauer."  Von  ,, Teufelswahn"  findet 
sich  hier  keine  Erwähnung;  das  ,, laute  Toben  und  Scliimpfen"  aber 
ist,  wie  den  Stadtvoigtei-Gefäugnissbeamten  nur  zu  bekannt,  bei  der  in 
der  That  nur  durch  Zwangsmassregeln  zu  bändigenden  Glaser  eine 
ganz  alltägliche  Erscheinung  und  Ausfluss  ihres  oft  erwähnten  Charak- 
ters. —  Im  Juli  ,, hatte  sie  mehr  kör23erlich,  als  geistig  zu  leiden". 
Epilepsie,  ein  Kuhranfall  und  die  Lungenkrankheit  werden  erwähnt, 
und  noch  einmal  aus  diesem  Monat  registrirt:  ,, geistig  schien  sie 
nicht  mehr  zu  leiden."  Im  August  ,, riefen  ihr  Stimmen  zu,  dass 
sie  eine  Sünderin  sei  und  nicht  essen  dürfe,  so  dass  sie  nur  durch  vieles 
Zureden  etwas  genoss."  Die  Erscheinung  von  angeblich  gehörten 
Stimmen  war  bis  dahin  noch  nicht  und  ist  auch  später  nie  wieder 
vorgekommen.  Offenbar  hatte  die  Glaser  in  ihrem  Krankensaal  von 
andern,  Avirklichen  Geisteskranken  diese  bekannten  sehr  häufigen 
Hallucinationen  erwälmen  hören  und  die  Angabe  auf  bequeme  Weise 
für  ihre  Zwecke  benutzt.  Diese  Voraussetzung  gewinnt  eine  Bestätigung- 
gerade  durch  die  vorgegebene  zweite  Erscheinung ,  die  gleichfalls  häufig 
bei  wirklichen  Geisteskranken  vorkommt,  ich  meine  die  Verweigerung 
der  Nahrung,  worüber  sie  wahrscheinlich  gleichfalls  an  Kranken  ilu'er 
Umgebung  Beobachtungen  gemacht  hatte.  Auch  hiervon  ist  Aveder 
früher,  noch  später  je  wieder  die  Kede  gewesen.  Wenn  dies  aber  schon 
auffallen  muss,  so  erscheint  es  nicht  weniger  beachtenswerth ,  dass  sie 
„auf  Zureden"  sich  doch  entschloss,  Nahrung  zu  nehmen,  während 
bekanntlich  bei  wirklich  Geistesgestörten,  wenn  sie  beginnen,  die  Nah- 
rung zu  verweigern,  es  in  der  Regel  nicht  gelingt,  „durch  Zureden"  sie 
von  ihrer  Weigerung  Abstand  nehmen  zu  lassen,  ja  sehr  oft  wirkliche 
Zwangsmassregeln  dagegen  in  Anwendung  gesetzt  werden  müssen. 
Eine  längere  Abstinenz  von  aller  Nahrung  war  indess  freilich  für  die 
nichtgeisteskranke  Glaser  weit  schwerer  absichtlich  zu  simuliren,  als 
blosse  Angabe  von  Teufelsvisionen  und  dergl.,  oder  blosses  Schimpfen 
und  Toben,  und  es  ist  gerade  der  Umstand  wieder  sehr  bezeichnend, 
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dass  diese  Folge  von  Walmsinn,  so  wie  eine  andere,  gleiclifalls  nicht 
seltene  und  längere  Zeit  unmöglich  künstlich  zu  simulirende,  ich  meine 
eine  anhaltende  gänzliche  Schlaflosigkeit  durch  viele  Nächte,  nicht  ein 
einziges  Mal,  so  wenig  in  der  Charite,  als  sonst  wo,  bei  der  Glaser 
beobachtet  worden  ist!  —  Das  Journal  registrirt  weiter  aus  dem  Sep- 
tember, abgesehen  von  Epilepsie  und  Brustleiden,  ,,ilu'e  zahlreichen 
Selbstanklagen,  sowie  ihr  bösartiger,  eigensinniger  Charakter,  traten 
ebenso  scliarf  hervor  als  in  den  frühern  Monaten",  und  aus  dem  Oc to- 
ber, wieder  abgesehen  von  den  Kramp  fanfällen,  „in  den  öftern  Streitig- 
keiten, die  sie  mit  andern  Kranken  hatte,  trat  ilu'  rohes  und  freches 
Gemüth  auf  eine  grelle  Weise  hervor.  Selbstanklagen  kamen  nicht 
vor."  Ferner  aus  dem  November:  ,, geistig  befand  sie  sich  wohl." 
Im  December  wird  registrirt:  „sie  verweigerte  einige  Tage  das  Essen, 
weil  sie  behauptete,  es  nicht  zu  verdienen."  Man  erfährt  nichts  weiteres 
über  ihr  geistiges  Verhalten  in  diesem  Monat,  namentlich  auch  nicht, 
ob  auch  hier  wieder  ,, Zureden"  sie  bewog,  ihre  Weigerung  aufzugeben. 
Vom  Januar  1849  sagt  das  Journal,  abgesehen  von  Epilepsie  und 
hysterischen  Beschwerden:  ,,ihr  geistiger  Zustand  war  derselbe" 
(?  welcher).  Im  Februar  wurde  ein  leichter  Ruhranfall,  ,,im  Uebrigen 
keine  Veränderung  beobachtet."  Im  März  zeigte  sich  ,, keine  Spur 
von  Geistesstörung"  und  im  April  wurde  die  Glaser  entlassen. 

Ich  glaube,  nach  dieser  Schilderung  des  Verhaltens  derselben 
während  ihres  einjährigen  Verweilens  in  der  Charite,  genau  nach  den 
amtlichen  Verzeichnungen ,  nicht  zu  irren ,  wenn  ich  behaupte ,  dass  es 
zwar  thatsächlich,  dass  sich  die  Glaser  ein  Jahr  lang  in  der  Irren- 
abtheilung daselbst  aufgehalten  hat,  dass  jedoch  die  Behauptung: 
dass  sie  „ein  Jahr  lang  an  einer  schweren  Geisteskrankheit  ge- 
litten" habe,  durch  das  Kranken- Journal  eine  Begründung  nicht  findet. 
Mit  Ausnahme  der  allerersten  Zeit  nach  ihrer  Aufnahme  in  die  Anstalt 
ist,  selbst  nur  nach  ihren  Angaben,  von  Teufelserscheinungen  durch 
ein  ganzes  Jahr  nie  wieder  die  Eede.  Es  musste  aber  auch  in  der 
Tliat  von  vorn  herein  für  Jeden,  dem  eine  längere  Erfahrung  in  Ver- 
kehr mit  Verbrechern  und  Simulanten  zur  Seite  steht,  und  der  die 
Inculpatin  und  ihren  Charakter  und  Lebenswandel  kennt,  höchst  auf- 
fallend sein,  dass  gerade  die  Form  des  religiösen  Wahnsinns  sich  bei 
dieser  Person  hätte  ausbilden  sollen.  Er  hat  sich  aber  auch  in  der 
That  nicht  ausgebildet!  Derselbe  bietet  bei  den  davon  befallenen 
Kranken  ein  so  eigenthümliches  Gepräge,  selbst  schon  in  deren  äusseren 
Erscheinung  dar,  dass  es  sich  einer  einjährigen  Beobachtung  nicht 
hätte  entziehen  können.     Und  doch  findet  sich  kein  Wort  darüber  im 
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Kranken-Journal.  Es  ist  ferner  ganz  gegen  die  allgemeine  Erfakrung, 
dass  ein  von  religiösem  Wahnsinn  wirklich  Befallener  die  —  Herrn 
p.  p.  Dr.  Ideler  bis  jetzt  wohl  noch  ganz  unbekannt  gebliebene  Aeusse- 
rung  thut,  wie  die  Glaser,  dass  er  „keine  Religion  habe,  dass  er 
ein  Türke,  ein  Heide  sei".  Sie  verräth  sich  aber  in  ihrer  Unkenntniss 
des  innern  Wesens  der  Geisteskrankheiten  hierbei  gerade  ebenso,  wie 
es  Simulanten  zu  thun  pflegen,  die  die  wesentlichen  Symptome  der 
verschiedenen  Formen  von  Geisteskrankheit  durcheinanderwerfen.  So 
sagt  sie  einmal:  ich  bin  Kaiser,  ich  bin  König  u.  s.  w. ,  was  ein  von 
Daemonomanie  Befallener,  der  in  einen  ganz  andern  Ideenkreis  ge- 
bannt ist,  nicht  und  niemals  zu  sagen  pflegt! 

Eben  so  wenig  pflegt  gerade  der  religiöse  Wahnsinn  (Teufelswahn) 
eine  periodisch  hervortretende  oder  sogenannte  intermittirende  Form 
geistiger  Krankheit  zu  sein.  Da  indess  der  Umstand,  dass  die  Glaser 
10  Jalii-e  lang  nur  zu  Zeiten  wahnsinnig  erschien,  sehr  leicht  die  Deu- 
tung von  einer  Periodicität  ihrer  angeblichen  Geistesstörung  zulässt, 
welche  Periodicität  an  sich  eine  so  bekannte  Erscheinung  bei  Geistes- 
krankheiten ist,  so  kann  nicht  eindringlich  genug,  zur  Widerlegung 
solcher  Deutung,  auf  den  aktenmässigen  und  unbestreitbaren  Um- 
stand hingewiesen  werden,  den  schon  wiederholt  die  Beamten  der 
Criminalpolizei  hervorgehoben  haben,  dass  die  Glaser  niemals  in  der 
Freiheit  wahnsinnig  erschien,  sofort  aber  wieder  , , Teufels- 
wahn"  zeigte,  tobte,  w  ü  t  h  e  t  e  u.  s.  av.  ,  Avenn  sie  w egen  neuer  Ver- 
brechen verhaftet  wurde,  oder  im  Gefängniss  einer  Strafe  entgegen- 
sah, oder  sich  Aerzten  gegenüber  befand,  auf  deren  Urtheil  sie  damit 
influü'en  wollte,  was  ihr  nur  zu  vielfach  bei  ihrer  grossen  Schlauheit 
gelungen  ist!  Keiner,  ich  sage  kein  einziger  der  vielen,  in  den  ver- 
schiedenen Sachen  vernommenen  Zeugen,  hat  je  das  Geringste  von 
einer  Wahi-nehmung  einer  Geisteskrankheit  bei  ihr  bekundet!  Wenn 
man  aber  auch  zugeben  wollte,  dass  Laien  nicht  immer  im  Stande  sind, 
derartige  richtige  Beobachtungen  zu  machen,  so  wird  diese  Wahrheit 
gerade  auf  den  „Teufelswahn"  der  Glaser  nicht  angewandt  werden 
können.  Denn  ihi-  Toben  und  Schimpfen,  ihr  Aufschreien:  da  steht 
der  Teufel!  ein  Werfen  nach  demselben  u.  s.  w.  u.  s.  w. ,  sind  gewiss 
Aeusserungeu ,  die  Jedem,  auch  dem  Ungebildetsten,  aufs  Höchlichste 
hätten  auffallen  müssen.  Ihre  so  schlau  durchgefühi'ten  Mystificationen 
und  Betrügereien  würden  ihr  auch  gewiss  niemals  gelungen  sein,  wenn 
sie  mit  derartigen  Aeusserungen  hervorgetreten  wäre.  Dass  sie  die- 
selben und  ihren  ganzen  angeblichen  Wahnsinn  aber  von  Anfang  an 
nur  lediglich  als  Defensionalmoment  benutzt,   und  denselben  rein  zu 
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diesem  Zweck  erfunden  habe,  dafür  liefert  einen  neuen  Beweis  ilne 
höchst  bemerkenswerthe  Lüge  nach  einer  ihrer  frühsten  Verhaftungen 
am  2.  April  1848,  bei  welcher  Gelegenheit  sie  äussert,  dass  sie  bis  vor- 
gestern fast  ununterbrochen  ein  Jahr  lang  als  Geisteskranke  in  der 
Charite  gewesen  sei.  Dass  dies  rein  und  ganz  und  gar  aus  der  Luft 
gegriffen  war,  ergeben  die  Akten.  Nun  fing  sie  auch  an,  wie  dies 
schon  oben  bemerkt  worden ,  ihrer  Erfindung  weitere  Folgen  zu  geben, 
und  wirklich  wieder,  gleichsam  rückfällig,  (anscheinend)  wahnsinnig  zu 
werden!  Diesen  Zweck  vergisst  die  ,,  köpf  schwache"  Inculpatin  keinen 
Augenblick,  und  in  Explorations  -  Terminen ,  wie  in  Verhören  und 
Audienzverhandlungen,  in  denen  sie  so  „  köpf  schwach  "  ist,  dass  sie  ihr 
Nationale,  ihre  Vornamen  nicht  anzugeben  vermag,  reicht  ihr  Gedächt- 
niss  doch  für  den  Namen  und  Titel  des  Herrn  Geh.-Eath  Ideler  aus, 
und  wiederholt  verlangt  sie  dessen  Zuziehung,  aus  Gründen,  auf  welche 
hier  schon  zur  Genüge  hingedeutet  worden. 

So  zeigt  sich  in  ihi-em  ganzen  Wesen  und  Benehmen,  während  der 
letzten  10  Jahre,  die  die  Akten  umfassen,  und  wie  meine  vielfachen 
Beobachtungen  derselben  ergeben  haben,  wohl  eine  seltene  Energie, 
der  Gemeinheit,  eine  selbst  bei  sittlich  Verlornen  ungewöhnliche  Frei- 
heit, aber  auch  eine  ebenfalls  nicht  gewöhnhche  Verschlagenheit  und 
kluge  Combination,  aber  nicht  ein  einziges  derjenigen  Merkmale,  welche 
die  Erfahrung  als  Kennzeichen  einer  sich  entwickelnden  oder  später 
einer  zur  Reife  gekommenen  wirklichen  Störung  der  geistigen  Facul- 
täten  kennen  gelehrt  hat.  Diese  ungewöhnliche  Vereinigung  von 
Eigenschaften  des  Charakters  und  Geistes  war  wohl  ausreichend,  selbst 
die  tüchtigsten  Richter,  Aerzte  und  Behörden  zu  täuschen,  nicht  aber 
Männer,  die  geübt  im  Verkehr  mit  Verbrechern  und  ähnlichen  Subjecten, 
wie  die  Glaser,  vielleicht  nach  ähnlichen  frühern  Täuschungen  an 
dergleichen  Individuen,  zu  erhöhter  Vorsicht  im  Urtheile  aufgefordert 
worden  sind. 

Mit  Bezug  auf  vorstehende  Ausfülu-ungen   gebe  ich  mit  vollster 
Ueberzeugung  mein  Gutachten  dahin  ab : 

Dass  Charlotte  Glaser  eine  Geisteskrankheit  bisher  nur  simulirt 
hat,  und  dass  sie,  wie  überhaupt,  so  auch  für  die  jetzt  zur  Anklage 
gestellte  strafbare  Handlung  für  zurechnungsfähig  zu  erachten  ist. 

Berlin,  den  14.  October  1856. 

C  a  s  p  e  r. 
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Am  31.  December  1856  stand,  naclidem  auch  mein  verelirter 
College  Ideler  inzwischen  sein  motivirtes  schi-iftliches  Gutachten  ein- 
gereicht hatte,  abermals  Audienztermin  an.  Zu  einer  Beschi-eitung  des 
Instanzenzuges  war  die  Sache  indess  gar  nicht  gelangt,  und  hatte  es 
dessen  auch  gar  nicht  bedurft.  Denn  nachdem  I de  1er  sich  nunmehr 
aus  den  Akten  über  das  Leben  und  Treiben  dieser  merkwürdigen  Per- 
sönlichkeit genau  informirt  und  sie  noch  anderweitigen  abermaligen 
Explorationen  unterworfen  hatte,  gelangte  auch  er  zu  der  Ueberzeu- 
gung,  und  sprach  sie  in  seinem,  mit  gewohnter  Gründlichkeit  abge- 
fassten  Gutachten  aus:  dass  er  jetzt  einsehe,  von  der  Glaser  „gröblich 
getäuscht"  worden  zu  sein,  und  dass  er  jetzt  mit  voller  Ueberzeugung 
meiner  Ansicht  über  dieselbe  vollständig  beitrete.  —  Bei  dieser  Sach- 
lage wurde  die  Verhandlung  mit  der  Glaser  eröffnet,  und  dieselbe 
aufgefordert,  sich  heute  ruhig  zu  verhalten,  da  der  Gerichtshof  die 
Ueberzeugung  gewonnen,  dass  ihi-e  Wahnsinnsäussernngen  lediglich 
Simulation  seien,  die  ihr  ferner  nichts  mehr  nützen  würden.  Sie  Hess 
sich  indess  hierdurch  nicht  im  geringsten  irre  machen,  denn  wenn  sie 
auch  jetzt  nicht  mit  Teufelserscheinungen  hervortrat,  so  gab  sie  doch 
auf  alle  vorgelegte  Fragen  theils  so  trotzig  freche,  theils  so  verkehrte 
Antworten,  dass  sie  bald  entfernt  werden  musste,  und  in  ihrer  Abwesen- 
heit die  Veriu'theilung  zum  Zucht  hause  erfolgte. 

Diese  seltene,  so  äusserst  gemeingefährliche  Person  ist  nun  hoffent- 
lich für  immer  unschädlich  gemacht;  denn  wenn  sie  nach  ihi-er  Ent- 
lassung aus  der  Strafanstalt  ihre  Gaunereien  wieder  beginnen  sollte, 
was  gewiss  nicht  ausbleiben  wird,  wenn  sie  dann  wieder,  was  ihrer 
ganz  unerhörten  Frechheit  wohl  zuzutrauen,  ti'otz  Allem,  was  vorange- 
gangen, versuchen  sollte,  sich  durch  Wahnsinns -Simulation  straflos  zu 
machen,  so  sind  die  richterlichen  Behörden  nun  über  sie  aufgeklärt  und 
für  immer  gewarnt.  Mir  aber  ist  es  eine  angenehme  Pflicht,  auch  an 
dieser  Stelle  öffentlich  meinem  werthen  Collegen,  Herrn  Geheimen 
Medicinalrath  Dr.  Ideler,  die  Anerkennung  zu  zollen,  die  der  Selbst- 
überwindung, welche  er  in  dieser  Sache  bewiesen,  gewiss  im  vollsten 
Maasse  gebührt,  und  die  ein  Zeugniss  ist,  gleichbeweisend  für  seine 
unerschütterliche  Gewissenhaftigkeit,  wie  für  seine  bewährte  Tüchtig- 
keit. Denn  nur  ein,  auf  der  Höhe  seines  Fachs  stehender  Sachver- 
ständiger, der  mit  Recht  das  Bewusstsein  seines  Werthes  hat,  welcher 
durch  Einen  Irrthum  in  den  Augen  der  Sachkenner  nicht  erschüttert 
werden  kann,  wird  ohne  Rückhalt  diesen  Irrthum  eingestehen,  während 
Stümperhaftigkeit  und  Unwissenheit  sich  um  so  mehi*  und  hartnäckiger 
auf  die  einmal  ausgesprochene  eigene,  wenn  auch  noch  so  unhaltbare 
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Ansicht  steift,  als  jene  Eigenschaften,  wie  die  Erfahrimg  zeigt,  gCM^öhn- 
lich  mit  einem  eben  so  hohen  Grade  von  Anmaassung  verbunden  sind!" 


Der  Verlauf  der  mündlichen  Verhandlung  am  31.  December  1856 
war  nach  dem  „Publicisten"  folgender: 

„Präs.  Angeklagte!  Sie  haben  sich  schon  in  vielen  früheren  Ter- 
minen höchst  ungebührlich  vor  Gericht  betragen,  namentlich  in  dem 
letzten,  wo  Sie  Wahnsinn  simulirten,  Teufelsvisionen  haben  wollten, 
den  Vertreter  der  Staatsanwaltschaft  für  den  Teufel  selbst  erklärten 
und,  mit  einem  Stuhle  bewaffnet,  auf  ihn  eindrangen.  Ehe  ich  heute 
zu  Ihrer  Vernehmung  schreite,  ermahne  ich  Sie  ernstlich,  sich  ruhig 
und  anständig  zu  verhalten.  Sollten  Sie  wieder  toben  oder  sich  ähn- 
lichen Excessen  überlassen,  wie  früher,  so  werden  Sie  nicht  bloss  aus 
dem  Sitzungssaale  entfernt,  sondern  noch  mit  einer  besondern  Discipli- 
narstrafe  belegt  werden. 

Angekl.  I,  machen  Sie  doch  mit  mir,  was  Sie  wollen.  Sie  können 
mir  doch  nicht  mehr  geben,  als  zeitlebens.  Nu,  geben  Sie  mir  doch 
zeitlebens,  schicken  Sie  mir  ins  Zuchthaus  oder  wohin  Sie  wollen, 
denn  is  es  ja  abgemacht,  dann  brauchen  Sie  sich  ja  nicht  weiter  zu 
quälen. 

Präs.    Wie  sind  Ihre  Vornamen? 

Angekl.    Det  weess  ick  nich. 

Präs.    Wie  alt  sind  Sie? 

Angekl.    Weess  ick  ooch  nich. 

Präs.  Sie  werden  doch  wissen ,  ob  Sie  dreissig  oder  vierzig  Jahre 
alt  sind? 

Angekl.    Ich  sage  Ihnen:  nee! 

Präs.  Die  Anklage  ist  vorgelesen  worden.  Bekennen  Sie  sich  der 
Ihnen  darin  zur  Last  gelegten  Vergehen  schuldig? 

Angekl.  Warum  soll  ick  denn  nich?  Ick  räume  Alles  ein,  was 
Sie  wollen.  Aus  dem  Kerker  komm  ick  ja  doch  nich  wieder,  ick  soll 
hier  begraben  werden.  Schreiben  Sie ,  was  Sie  wollen ,  dass  ich  gestoh- 
len, gemordet,  gemordbrennert  habe;  begraben  Sie  mich  doch,  das  is  ja 
'ne  abgemachte  Sache.    Bestrafen  Sie  mir,  des  is  mir  janz  ejal. 

Präs.  Wenn  Sie  in  diesem  Tone  fortfalu-en ,  muss  ich  Sie  liinaus- 
bringen  lassen. 

Angekl.  I,  duhn  Sie's  doch!  Ich  morde  und  brenne  weiter.  Das 
Haus  hier  stach'  ick  ooch  an,  wenn  ick  man  Streichhölzer  hätte,  jeben 
Sie  mir  nur  Streichhölzer.  (Zum  Gerichtsdiener.)  Sie!  geben  Sie  mir 
ein  Glas  Wasser. 
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Der  Präsident  befiehlt,  dass  der  Angeklagten  Wasser  gegeben  wird, 
ordnet  aber  zugleich  an ,  dass  der  Bote  während  des  Trinkens  das  Glas 
hält  und  es  der  Glaser  dann  sofort  abnimmt  weil  dieselbe  früher  einmal 
Miene  gemacht  hat,  ein  ihr  auf  der  Anklagebank  gegebenes  Glas  gegen 
die  Richter  zu  schleudern. 

Präs.  Haben  Sie  im  Mai  d.  J.  in  dem  Hospital  an  der  Waisen- 
brücke  gewohnt? 

Angekl.    Ja. 

Präs.  Haben  Sie  dort  der  Mithospitalitin  Kühlstein  mehrere 
Sachen,  namentlich  auch  ein  Hemde  mit  fortgenommen? 

Angekl.  Ein  Hemde?  Ja,  nöthig  brauchen  könnt'  ick  es;  denn 
das  Gericht  hat  mir  ganz  ausgezogen  und  hat  mir  arm  gemacht. 

Präs.  Sie  sind  nicht  bloss  dieser  Unterschlagung,  sondern  auch  des 
Landstreichens  und  der  Arbeitsscheu  beschuldigt :  Waren  Sie  im  Decem- 
ber  V.  J.  in  Müncheberg? 

Angekl.  Was  geht  mich  Müncheberg  an?  Ich  gehöre  nach  Berlin 
und  habe  meine  Wohnung  im  Kerker. 

Präs.  Sie  sollen  sich  dort  für  die  verehelichte  Handelsmann  Krü- 
ger aus  Posemuckel  in  Posen  ausgegeben  haben. 

Angekl.  Ja,  das  is  Alles  schon  gemacht.  Ick  räum'  Alles  ein,  ick 
habe  gestohlen,  geraubt,  gemordbrennert,  geben  Sie  mir  doch  zeitlebens, 
denn  sind  Sie  ja  fertig. 

Präs.  Am  14.  December  1855  wurden  Sie  aus  dem  hiesigen  Ar- 
beitshause entlassen  und  von  der  Polizei  angewiesen ,  sich  binnen  drei 
Tagen  ein  Unterkommen  zu  verschaffen.  Die  betreffende  polizeiliche 
Verhandlung  ist  von  Ihnen  unterschrieben.  Erkennen  Sie  Ihre  Unter- 
schrift an? 

Angekl.  Nichts  hab'  ich  geschi'ieben.  Der  Inspector  im  Ochsen- 
kopp wird  es  wohl  geschrieben  haben.    Der  Teufel  ist  Minister. 

Präs.  Räumen  Sie  ein,  dass  Sie  in  Müncheberg  ein  Protokoll  mit 
dem  Namen  „Glaser"  untersclmeben  haben? 

Angekl.  Ach,  lassen  Sie  mich  in  Ruhe  und  machen  Sie  mich  nicht 
noch  verdrehter,  als  ich  schon  bin. 

Präs.  Hatten  Sie  in  Müncheberg  Gelegenheit,  sich  ehi'lich  zu  er- 
nähren? 

Angekl.  Was  ehrlich?  —  ich  bin  nicht  ehrlich  —  ich  bin  eine 
Diebin,  ich  habe  gebrannt  und  gemordet. 

Der  Präsident  erklärt  hierauf,  dass  das  Verhör  der  Angeklagten 
abgebrochen  werden  müsse,  da  dieselbe  wieder  ihre  übliche  Komödie 
spiele.    Er  constatirt  demnächst  aus  den  Akten,  dass  die  Angeklagte 
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schon  früher  von  dem  Physikus,  Geheimen  Rath  Casper,  für  eine  ver- 
schlagene Simulantin  erklärt  worden  sei,  während  Professor  Ideler  sie 
im  Widerspruch  hiermit  für  eine  wirklich  partiell  wahnsinnige,  also 
geistig  unzurechnungsfähige  Person  erklärt,  dass  er  diese  Meinung 
jedoch  nach  neuen  Explorationen  geändert  und  sich  lediglich  dem  Cas- 
per sehen  Gutachten  angeschlossen  habe.  Herr  Casper  wird  demnach 
aufgefordert,  seinmotivirtes  Gutachten  vorzutragen,  und  thut  es.  Während 
dem  schien  die  Glaser  in  Träumerei  versunken,  fährt  jedoch  aus  der- 
selben empor,  als  Herr  Casper  darauf  zu  sprechen  kommt,  wie  die  An- 
geklagte bei  jeder  Gelegenheit  die  frühere  Ansicht  des  Professor  Ideler 
über  sie  zu  ihren  Gunsten  auszubeuten  gewusst  habe,  indem  sie  jedes 
Mal,  wenn  sie  wegen  einer  strafbaren  Handlung  zur  Verantwortung  ge- 
zogen wurde,  auf  sein  Gutachten  provocirte,  welches  ihr  Straflosigkeit 
sichern  musste.  Als  sie  nun  den  Namen  Ideler  mehi-fach  nennen  hört, 
springt  sie  auf  und  schreit : 

—  Ja,  wo  ist  denn  Ideler?  Ich  sehe  ihn  nicht.  Der  muss  her- 
kommen, ich  will  ihn  haben. 

Präs.  Der  Professor  Ideler  lässt  sich  von  Ihnen  auch  nicht  mehr 
täuschen.  Er  ist  gegenwärtig  der  Meinung  des  Geheimen  Raths  Casper 
über  Sie. 

Angekl.  So.  Da  kann  er  wegbleiben,  das  ist  mir  auch  ejal.  — 
Aber  sind  Ihnen  denn  die  Ohren  noch  nicht  dick  von  dem  (auf  Casper 
deutend)  seinem  Sabbern?  Mir  sind  meine  schon  lange  dick  —  das  Pu- 
blikum wird  auch  schon  verrückt.  —  Ich  will  nichts  mehr  hören.  Strafen 
Sie  mich.  Ich  will  hinter  gebracht  werden.  Caspern  seine  Declamation 
will  ich  nicht  mehr  hören,  ich  bin  doch  hier  nicht  in  der  Oper  —  das 
Gerede  kommt  mir  zum  Halse  'raus. 

Die  Glaser  pocht  hierbei  mit  der  Faust  auf  die  Schranl^. 

Präs.    Gerichtsdiener!  führen  Sie  die  Angeklagte  hinaus. 

Angekl.  (im  Abgehen).  Casper  gehört  auf  die  Anklagebank.  Be- 
strafen Sie  doch  den  —  der  hat  es  schon  lange  verdient.  (Herrn  Cas- 
per einen  grimmigen,  boshaften  Blick  zuwerfend)  Sie,  Casperrr,  Dach- 
steene ! 

Herr  Casper  schliesst  sein,  durch  dieses  Intermezzo  unterbroche- 
nes, Gutachten  mit  der  wiederholten  Versicherung,  dass  die  Glaser 
eine  geistesgesunde  Person  sei,  welche  Geisteskrankheit  lediglich  simulire. 

Die  Zeugen,  welche  über  die  vorliegenden  Vergehen  gehört  wur- 
den, versicherten  einhellig,  nie  eine  Spur  von  Geistesstörung  an  der 
Glaser  wahrgenommen  zu  haben,  und  bestätigten  den  factischen  Inhalt 
der  Anklage.    Der   Gerichtshof  verurtheilte  sie  wegen  Unterschlagung 
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im  Rückfalle  imd  Arbeitsscheu  zu  1  Jahr  9  Monaten  Gefängniss.  Wir 
zweifeln  nicht,  class  die  Glaser  nach  Verbüssung-  der  Strafe  uns  noch 
wiederholt  Veranlassung  geben  wird,  ihre  Charakteristik  zu  erweitern, 
mit  welcher  wir  vorläufig  zu  Ende  sind." 

Es  ist  über  diese  Verhandlung  wohl  nicht  mit  Unrecht  zu  be- 
merken, dass  der  Geheimrath  Ideler  im  Audienztermine  hatte  erschei- 
nen sollen,  um  die  vollständige  Aenderung  seines  früheren  Gutachtens 
näher  zu  motiviren.  Wäre  ein  Vertheidiger  zugegen  gewesen,  so  würde 
er  wohl  darauf  gedrungen  haben,  doch  gehört  dieser  rein  juristische 
Einwand  nicht  hierher.  Wohl  aber  muss  darauf  hingewiesen  werden, 
dass  diese  Nachgiebigkeit  Idelers  gegen  Casper  auf  seine  entgegen- 
gesetzten Ansichten  über  die  höchst  seltenen  Fälle  simulirter  Geistes- 
krankheiten durchaus  keinen  Einfluss  gehabt,  er  vielmehr  auf  die  grosse 
Gefahr,  derartige  Simulationen  in  gerichtsärztlichen  Gutachten  leicht- 
sinnig und  ohne  die  stringentesten  Beweise  anzunehmen ,  in  seinem 
Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psychologie  mit  grossem  Nachdruck  auf- 
merksam gemacht  hat.  In  demselben  handelt  er  nämlich  §.  56  S.287  sq. 
vom  „simulirten  Wahnsinn"  und  stellt  darüber  nachstehende  Ansich- 
ten auf. 

„Der  gesunde  Verstand  bildet  so  durchaus  die  nothwendige  Vor- 
aussetzung aller  Lebensverhältnisse,  und  sein  Gegentheil  erscheint 
überall  unter  so  abschreckender  Gestalt,  dass  nur  die  stärksten  Motive 
den  Willen  bestimmen  können,  ihn  absichtlich  in  den  Reden  und  Hand- 
lungen zu  verläugnen.  Selbst  die  allermeisten  Gefangenen,  welche  es 
recht  gut  wissen,  dass  der  Wahnsinn  sie  von  der  Strafe  befreien  würde, 
verabscheuen  doch  den  mit  ihm  gespielten  Betrug,  mit  welchem  sie  auf 
alle  Attribute  des  menschlichen  Charakters  Verzicht  leisten.  —  — 
Hieran  zu  erinnern,  erscheint  um  so  nothwendiger,  je  mehr  Einige 
aus  übertriebenem  Eifer  in  der  Voraussetzung  der  Simulation  zu  weit 
gehen  und  dabei  vergessen,  dass  die  ausserordentlich  schwankenden 
Gränzen  zwischen  Leidenschaft  und  Wahnsinn  dem  Urtheile  in  con- 
creten  Fällen  häufig  jede  feste  Grundlage  rauben,  dass  Zustände  dieser 
Art  aus  zahllosen  Missverhältnissen,  folglich  auch  aus  Widersprüchen 
zusammengesetzt  sind,  welche  sich  durchaus  nicht  mit  einigen  scharfen 
Reflexionen  schlichten  lassen. 

In  früherer  Zeit  nahm  man  aus  völliger  Rathlosigkeit  in  zweifel- 
haften Fällen  dieser  Art  seine  Zuflucht  zu  mannigfachen  Zwangs-  und 
Schi-eckmitteln,  deren  Gebrauch  so  stark  an  die  Folter  erinnert,  dass  ein 
Wohlgesinnter  sich  ihrer  wohl  kaum  mehr  bedienen  wird.  — 

In  den  bisherigen  Andeutungen  ist  hinreichender  Stoff  zu  einer 
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Monographie  über  den  simulirten  Wahnsinn  enthalten.  Es  konnte  indess 
nur  meine  Absicht  sein,  das  höchst  Verfängliche  dieses  Gegenstandes 
näher  zu  bezeichnen  und  meine  Ueberzeugung  auszusprechen ,  dass  der 
Arzt  sich  mit  starken  Beweismitteln  ausrüsten  müsse,  um  den  blossen 
Verdacht  auf  Simulation  zur  Gewissheit  zu  erheben,  damit  ihn  nicht 
der  Vorwurf  treffe,  einen  Unglücklichen  der  ganzen  Strenge  des  Ge- 
setzes zu  überantworten,  von  welcher  er  nach  allen  geläuterten  Rechts- 
begriffen verschont  bleiben  sollte." 

Während  also  von  den  beiden  Fachmitgliedern  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  der  eine  (Casper)  die  Gerichtsärzte  warnt,  auch 
durch  noch  so  auffallende  Wahnsinnserscheinungen  sich  nicht  täuschen« 
und  so  den  Angeschuldigten  der  Strafe  entschlüpfen  zu  lassen,  ermahnt 
der  andere  (Ideler),  umgekehrt  die  Aerzte,  ohne  die  all  ersichersten 
Beweise  niemals  eine  Simulation  von  Geistesstörung  anzunehmen  und 
so  den  Unglücklichen  als  Verbrecher  der  Strafe  zu  überliefern.  Dies 
ist  gewiss  bemerk enswerth.  Allein,  genau  genommen,  ist  die  Frage  der 
Simulation  bei  der  Glaser  ja  nur  Nebensache,  denn  es  handelte  sich 
für  den  Eichter  hauptsächlich  um  die  Frage,  ob  dieselbe  zur  Zeit  der 
That,  sowie  vor-  und  nachher  zurechnungsfähig  gewesen.  Hier 
liegt  nun  aber  das  eigentliche  Interesse  des  Falles  darin,  dass  Ideler 
sein  im  Audienztermin  vom  23.  Juli  1856  erstattetes  Gutachten  (Siehe 
S.  203)  später  zurücknehmen  und  dem  schnurstracks  entgegengesetzten 
Gas  per  sehen  pure  beitreten  konnte.  War  dies  einem  so  anerkannt 
tüchtigen,  erfahrenen  und  gewissenhaften  Irrenarzt  möglich,  so  ist  dar- 
aus nur  eine  Consequenz  zu  ziehen:  die  Wissenschaft  der  Psychologie 
ist  erst  im  Entstehen,  und  ihre  Lehrsätze  sind  daher  vom  Richter  und 
noch  mehr  von  der  Gesetzgebung  nur  als  zeitgültige,  mehr  oder  minder 
persönliche  Ansichten  zu  erachten.  Eine  gerichtliche  Psychologie 
giebt  es  noch  nicht.  Man  nehme  doch  nur  einmal  den  Fall  an. 
Ideler  hatte  sein  Gutachten  über  die  Glaser  als  Kreisphysikus  abge- 
geben, und  Casper  hätte  in  der  höheren  Instanz  ein  Superarbitrium 
zu  erstatten  gehabt,  würde  dann  letztere  nicht  in  der  Nothwendigkeit 
sich  befunden  haben,  administrativ  gegen  Ideler  einzuschreiten,  ja 
denselben  zu  discipliniren  ?  Man  wird  diese  Frage  verneinen  und  sie 
dahin  beantworten  wollen,  dass  dagegen  in  der  Institution  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  ein  vollkommen  ausreichender  Schutz  gegeben 
sei.  Nun  ich  will  den  Beweis  des  Gegentheils  führen,  welcher  um  so 
schlagender  sein  dürfte,  als  die  wissenschaftliche  Deputation  selbst  den 
betreffenden  Fall  zweimal  veröffentlicht  hat:  einmal  in  ihrem  Organ, 
Caspersche  ,, Vierteljahrsschrift,"  Bd.  IV,  1853.  S.  256  sq.,  und  dann 
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wieder  wörtlich  gleichlautend  in  „Neue  Auswahl  medicinisch-gericht- 
licher  Gutachten,  herausgegeben  von  der  Königlichen  wissenschaftlichen 
Deputation  für  das  Medicinalwesen.  Zweite  Lieferung:  Ziu'  gericht- 
lichen Psychologie.  Referent:  K.W.  Ideler."  Berlin  1854.  Ich  meine 
das  nachfolgende 

„Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation,  be- 
treffend das  Gutachten  des  Kreisphysikus  Dr.  P.  zu 
Q.  über  zweifelhafte  Zurechnungsfähigkeit  des 
Arbeiters  K.  zu  S. 

Am  7.  October  1851  brachte  der  Handarbeiter  K.  jedem  seiner 
vier  Kinder,  welche  in  dem  Alter  von  1^2  t)is  zu  7  Jahren  standen,  in 
Zuckerwasser  etwa  eine  Messerspitze  voll  weissen  Arsenik  bei,  nalnn 
hierauf  selbst  etwa  die  doppelte  Quantität  davon  ein  und  schoss  sich 
noch  mit  einem  Terzerol  eine  Kugel  in  die  Brust,  als  bei  dem  jüngsten 
Kinde ,  welches  an  den  Folgen  der  Vergiftung  starb,  die  ersten  Wir- 
kungen derselben  eintraten.  Er  selbst  und  die  anderen  drei  Kinder 
wurden  durch  die  zeitig  genug  gemachte  Anwendung  des  Eisenoxyd- 
hydi-ats  gerettet,  obgleich  bei  den  Kindern  schon  das  heftigste  Erbrechen 
eingetreten  war,  und  überdies  erfolgte  bei  ihm  auch  die  Heilung  der 
Schusswunde. 

Auf  Grund  dieser  Thatsachen  erhob  der  Königliche  Ober-Staats- 
anwalt Z.  eine  Anklage  vor  dem  Criminalsenate  des  Königlichen  Appel- 
lationsgerichts zu  A.,  welcher  am  16.  Januar  1852  den  Inquisiten 
wegen  vollbrachten  Mordes  und  weo-en  Mordversuchs  in  Anklaa-estand 
versetzte  und  die  Verhandlung  der  Sache  an  das  Schwurgericht  zu  Q. 
verwies.  Der  dem  Inquisiten  als  Defensor  bestellte  Eechtsanwalt  B. 
wollte  an  ihm  bei  den  wiederholten  Unterredungen  Zeichen  von  Geistes- 
krankheit wahrgenommen  haben  und  trug  deshalb  auf  die  Vernehmung 
des  Kreisphysikus  Dr.  P.  und  des  Dr.  C.  zu  Q.  als  Gutachter  über  die 
Unzurechnungsfähigkeit  des  Angeklagten  an.  Beide  Sachverständige 
gaben  bei  dem  am  9.  März  abgehaltenen  Audienztermine  des  Schwur- 
gerichts nach  vorheriger  Motivirung  das  erforderte  Gutachten  dahin  ab, 
dass  der  Angeklagte  sich  im  Augenblicke  der  That  im  Zustande  auf- 
gehobener Willensbestimmung  befunden  habe,  und  trugen  somit  allem 
Anschein  nach  wesentlich  dazu  bei,  dass  die  Geschworenen  den  Inqui- 
siten für  nichtschuldig  erklärten.  Der  Vorsitzende  des  Schwurgerichts, 
Ki-eisgerichtsrath  D.,  gab  hierauf  am  13.  April  die  schriftliche  Erklärung 
ab,  dass  das  Gericht  den  Ausspruch  der  Geschworenen  für  ganz  ver- 
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fehlt  halte  und  die  von  ihnen  verneinte  Frage  fast  einstimmig  bejaht 
haben  würde.  Er  fügt  hinzu,  dass  die  Sachverständigen  durch  ihr  Gut- 
achten die  Geschworenen  zu  ihrem  Spruche  verleitet  hätten,  trotzdem 
dass  der  Staatsanwalt  gegen  ihr  Gutachten  schlagend  replicirt  hätte. 
Es  liege  in  diesem  Falle  ein  Nachklang  des  Manie-Unwesens  traurigen 
Andenkens  vor,  Avelches  so  lange  Zeit  seine  Rolle  in  der  Criminaljustiz 
gespielt  habe  und  eine  Zeit  lang  letztere  ganz  unmöglich  zu  machen 
drohte.  In  gleichem  Sinne  sprach  sich  der  Oberstaatsanwalt  Z.  in  sei- 
nem Berichte  vom  25.  April  mit  folgenden  Worten  aus:  ,, Dieses  Nicht- 
schuldig  ist  abermals  ein  Faustschlag,  welchen  das  ßechtsgefühl  ins 
Gesicht  erhalten  hat,  und  führt  zu  dem  Erfahrungssatze  zurück,  dass, 
wenn  in  derartigen  Fällen  die  Persönlichkeit  des  Angeklagten,  dessen 
Verhältnisse  und  die  Individualität  des  Falles  das  Mitleid  in  Anspruch 
nehmen,  die  Anklage  in  der  Regel  bei  den  Geschworenen  verloren  sein 
wird,  sobald  es  der  Vertheidigung  gelingt,  das  Unterscheidungsvermögen 
des  Angeklagten  zur  Zeit  der  That  irgendwie  zweifelhaft  zu  machen 
und  dadurch  die  Sache  der  Hypothesenkrämerei  der  Doctoren  in  die 
Hände  zu  spielen.  Das  Gutachten  des  Kreisphysikus  Dr.  P.  war  so 
vage  und  dermaassen  geständlich  von  allen  factischen  Anhaltspunkten 
eutblösst,  dass  solches  rein  in  der  Luft  stand  und  sich  dabei  so  weit  ver- 
gass  und  in  die  Rolle  des  Vertheidigers  verirrte,  dass  am  Schlüsse  sogar 
an  das  Gefühl  der  Geschworenen  als  Familienväter  appellirt  wurde. 
Der  Dr.  C.  schloss  sich,  ohne  zu  motiviren,  bloss  an."  Am  Schlüsse  des 
Berichts  heisst  es:  „Die  Freisprechung  des  R.  soll  besonders  in  S.  grosse 
Indignation  erregt  haben,  und  mehrere  Geschworene  haben  ihren  Irr- 
thum  und  ihre  Befangenheit  später  selbst  eingesehen  und  bereut.  Die 
Ansicht  über  die  Un Vollkommenheit  der  Menschen  und  die  Unzurech- 
nungsfähigkeit der  Verbrecher,  die  der  Kreisphysikus  Dr.  P.  (ein  sehr 
unklarer  Kopf)  beim  Schwurgericht  zur  Ausübung  bringt,  wird  mit  der 
Zeit  sehr  bedenklich." 

Hierauf  richtete  der  Herr  Justizminister  unter  dem  16.  Juni  an 
Se.  Excellenz  den  Herrn  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Me- 
dicinalangelegenheiten  ein  Schreiben,  in  welchem  es  heisst:  „Nach  den 
mir  erstatteten  Berichten  ist  der  gänzlich  verfehlte  Spruch  der  Ge- 
schworenen auf  Freisprechung  des  Angeklagten  besonders  dem  un- 
begründeten, haltlosen  und  verkehrten  Gutachten  dieser  beiden  Aerzte 
zuzuschreiben.  Da  die  Sache  grosses  Aufsehen  und  grosse  Indignation 
erregt  hat,  so  habe  ich  nicht  unterlassen  wollen,  Ew.  Excellenz  davon 
zur  geneigten  weiteren  Veranlassung  ganz  ergebenst  Mittheilung  zu 
machen."     Se.  Excellenz   der  Herr  Minister  der  geistlichen  etc.  An- 
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gelegenheiten  erliess  demgemäss  unter  dem  13.  Juli  einen  Befehl  an 
die  Königliche  Regierung  zu  S. ,  die  gerichtlichen  Akten  in  der  Unter- 
suchungssache wider  den  R.  zu  avociren,  demnächst  den  Dr.  P.  unter 
Zufertigung  derselben  zur  Abgabe  eines  schriftlichen,  gehörig  motivirten 
Gutachtens  resp.  schriftlicher  Motivirung  seines  vor  dem  Schwurge- 
richte abgegebenen  Gutachtens  anzuweisen  und  letzteres  mit  den 
Akten  unter  gutachtlicher  Aeusserung  über  die  sonstige  Führung  und 
Befähigung  des  Dr.  P. ,  welchen  der  Oberstaatsanwalt  Z.  als  einen  sehr 
unklaren  Kopf  bezeichnete,  einzureichen.  Die  Königl.  Regierung  zu 
S.  übersandte  unter  dem  18.  October  die  geforderten  Schriftstücke  und 
gab  über  den  Dr.  P.  folgende  Erklärung  ab:  „Was  die  sonstige  Führung 
desselben  und  seine  Befähigung  anbetrifft,  so  können  wir  ihm  als  Me- 
dicinal- Beamten  im  Allgemeinen  ein  günstiges  Urtheil  nicht  versagen. 
Er  gehört  unstreitig  zu  den  thätigen  und  pünktlichen  Medicinal-Beamten 
unseres  Verwaltungsbezirks  und  hat  sich  speciell  in  der  Beaufsichtigung 
des  Hebammenwesens  seines  Kreises  einiges  Verdienst  erworben." 

Das  von  dem  Kreisphysikus  Dr.  P.  eingesandte  Gutachten  enthält 
seiner  Versicherung  zufolge  das  Concept  zu  seinem  im  Audienztermine 
gehaltenen  Vortrage  und  beginnt  mit  der  Bemerkung,  dass  Inquisit 
weder  vor,  noch  nach  der  Vergiftung  Spuren  einer  Geisteskrankheit 
habe  erkennen  lassen,  vielmehr  als  ein  Mann  erscheine,  dessen  geistige 
Fähigkeiten  grösser  und  viel  entwickelter  seien,  als  sie  es  durchschnitt- 
lich bei  Leuten  seines  Standes  zu  sein  pflegen.  Es  lasse  sich  nicht  ein- 
mal mit  Gewissheit  behaupten,  dass  beim  Inquisiten  zur  Zeit  der  That 
eine  kurz  andauernde  Geistesstörung,  oder  überhaupt  nur  ein  unfreier, 
die  Selbstbestimmung  ausschliessender  Geisteszustand  obgewaltet  habe, 
weil  in  allen  Fällen,  in  denen  eine  verübte  Gewaltthat  allein  den  Be- 
weis der  Unfreiheit  liefern  kann ,  und  keine  Zeugen  über  den  Hergang 
der  That  und  das  Benehmen  des  Verbrechers  bei  derselben  Auskunft 
geben  können ,  nur  die  Möglichkeit ,  nie  die  Gewissheit  wirklicher  Un- 
freiheit erwiesen  werden  könne.  Es  wird  hierauf  der  Gemüthszustand 
des  Inquisiten  zur  Zeit  der  That  mit  der  Schilderung  verglichen,  welche 
Platner  von  der  versteckten  Melancholie  entworfen  hat,  und  deshalb 
in  Zweifel  gezogen,  dass  Inquisit  bei  der  Vergiftung  wirklich  nach 
genau  bestimmten,  mit  klarem  Bewusstsein  auf  einen  Zweck  gerichteten 
Gedanken  gehandelt  habe.  Zwar  lasse  sich  ein  Mangel  an  Selbstbe- 
stimmung zur  Zeit  der  That  bei  ihm  nicht  mathematisch  erweisen,  aber 
es  könne  Avenigstens  als  ausgemacht  angenommen  werden,  dass  in  ein- 
zelnen Fällen  ein  wirklich  geistig  unfreier  Zustand  und  eine  wirkliche 
Geisteskrankheit  sofort  nach  Ausführung  eines  Verbrechens  ihr  Ende 
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erreicht  haben  könne,  und  es  sei  diese  Möglichkeit  beim  Inquisiten  um 
so  weniger  zu  bestreiten,  als  der  durch  die  Schusswunde  herbeigeführte 
Schmerz  und  Blutverlust  ableitend  auf  eine  krankhafte  Gehirnthätigkeit 
wirken  musste.  Ueberdies  sei  die  incriminirte  That  bei  der  innigen 
Liebe  des  Inquisiten  zu  seiner  Frau  und  seinen  Kindern  eine  so  unbe- 
greifliche, dass  man  psychologisch  stark  zu  der  Annahme  gedrängt 
werde,  er  sei,  ungeachtet  der  eingestandenen  Motive  zu  einem  Ver- 
brechen, bei  Begehung  desselben  der  freien  Selbsbestimmung  beraubt 
gewesen.  Zu  der  Lehre  Hoffbauers  von  dem  die  freie  Selbstbestim- 
mung aufhebenden  Anreize  durch  einen  gebundenen  Vorsatz  über- 
gehend, räumt  der  Dr.  P.  selbst  ein,  dass  sich  kein  stringenter  Beweis 
der  Richtigkeit  dieser  Behauptung  führen  lasse,  weil  dazu  die  genaueste 
Kenntniss  des  Triebwerks  der  menschlichen  Seele  erforderlich  sein 
würde.  Wolle  man  dieselbe  indess  aus  Gründen  der  Moral  und  Rechts- 
pflege verwerfen,  weil  beide  dadurch  im  hohen  Grade  erschwert  und 
fast  unmöglich  gemacht  würden :  so  fehle  doch  andererseits  die  Gewiss- 
heit, dass  ein  Mensch  unter  allen  Umständen  eine  absolute  Herrschaft 
der  Vernunft  behaupten  könne,  dass  letztere  nicht  momentan  von  der 
aufgeregten  Thätigkeit  anderer  Vermögen  der  Seele  unterdrückt  werden 
müsse.  Nach  ärztlicher  Erfahrung  gebe  es  wirklich  Fälle,  wo  der 
höhere  Grad  des  Affectes  in  eine  gänzliche  Verwirrung  der  Sinne  und 
des  Verstandes,  also  in  den  Zustand  der  Unfreiheit  selbst,  bleibend  und 
daher  wohl  auch  momentan  übergehen  könne.  Die  Vernunft  verhalte 
sich  dann  ohnmächtig,  sie  errege  nicht  mehr  den  bisher  gewohnten  Ab- 
scheu vor  dem  Verbrechen,  und  der  bis  dahin  tugendhafte  Mensch  werde 
zum  Verbrechen  fortgerissen.  Es  lasse  sich  beim  Liquisiten  nicht  nach- 
weisen, dass  er  den  Vorsatz  zum  Giftmorde  in  sich  gehegt  und  sich 
daran  geAvöhnt  habe.  Nun  werde  aber  ein  gesitteter  Mensch  eben  so 
wenig  sofort  ein  Verbrecher,  als  umgekehrt  ein  Lasterhafter  sich  plötz- 
lich in  einen  Tugendhaften  verwandle,  sondern  es  sei  eine  lange  und 
anhaltende  Kette  von  Vorstellungen  erforderlich,  um  den  Uebergang 
von  der  Tugend  zum  Laster  und  umgekehrt  zu  bewirken.  Wenn 
daher  ein  sittlicher  Mensch  im  Widerspruche  mit  seiner  früheren  Auf- 
führung ein  vereinzelt  dastehendes  Verbrechen  begehe,  so  müsse  noth- 
wendig  deshalb,  weil  seine  That  mit  Naturgesetzen  im  Widerspruch 
stehe,  bei  demselben  ein  Verdacht  plötzlich  eingetretener  geistiger  Un- 
freiheit entstehen.  Zwar  frage  es  sich  noch,  ob  dies  auf  den  Inquisiten 
passe;  die  Möglichkeit  möchte  jedoch  schwerlich  in  Abrede  zu  stellen 
sein.  Während  der  Abwesenheit  seiner  Frau  sei  ihm  bei  seiner  körper- 
lichen und  geistigen  Depression,  seiner  Ansicht  nach,  kein  anderer  Aus- 
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weg  zm-  Erhaltung  seiner  Familie  übrig  geblieben.  Dieser  Gredanke  des 
Selbstmordes  und  der  Ermordung  seiner  vier  Kinder  sei  fertig  gewesen. 
Lust  am  Morde  sei  nicht  als  die  Triebfeder  seines  Entschlusses  anzusehen, 
da  er  seine  Frau  verschonte.  Er  habe  nicht  an  das  grosse  Herzeleid 
gedacht,  welches  er  derselben  bereiten  wollte ,  nicht  die  Liebe  zu  seinen 
Kindern  habe  ihn  zurückgehalten,  obgleich  er  aus  Verzweiflung  über 
das  Erkranken  des  jüngsten  Kindes  zum  Terzerol  griff.  Kein  Gedanke 
an  die  grosse  Verwerflichkeit  seiner  That  sei  ihm  aufgetaucht,  obgleich 
er,  wie  dies  die  Anordnung  in  Bezug  auf  seine  Beerdigung  beweise, 
sogar  zur  Zeit  der  That  die  Vorwürfe  eines  schuldbeladenen  Gewissens 
gar  wohl  kannte.  Hieraus  T\^rd  die  Folgerung  abgeleitet,  dass  seine 
Vernunft  im  entscheidenden  AugenbKcke  in  Bezug  auf  sein  eignes 
Verbrechen  kein  Gefühl  des  Verabscheueus  erregen  konnte,  sie  mithin 
in  Bezug  auf  die  That  eine  gebundene  war.  Um  dieser  Darstellung 
noch  mehr  Nachdruck  zu  geben,  richtete  der  Dr.  P.  an  die  Geschwo- 
renen folgende  Worte :  „Ehe  Sie  einen  solchen  Menschen  verurtheilen, 
fragen  Sie  sich  selbst,  ob  Sie,  denen  die  Familie  das  theuerste  Gut  ist, 
es  für  möglich  halten,  dass  Umstände  eintreten  könnten,  die  Sie  zur 
Vernichtung  Ihrer  Familie  bei  Freiheit  Ihres  Selbstbewusstseins  bringen 
könnten.  Sie  werden  einstimmig  sagen,  das  könnte  niu*  möglich  sein, 
wenn  wir  den  Verstand  verloren  hätten.  Halten  Sie  aber  eine  solche 
That  niu'  möglich  in  einem  Zustande  der  Verstandesunfreiheit,  wollen 
Sie  gerade  bei  R.  eine  Ausnahme  machen?"  Schliesslich  Avird  noch 
der  Selbstmordversuch  des  Inquisiten  als  ein  solcher  bezeichnet,  welcher 
einen,  die  Verstandesunfreiheit  bewii-kenden  Affect  zu  beweisen  scheine. 
Die  Liebe  zum  Leben  sei  dem  Menschen  so  tief  eingeprägt,  dass  der 
zum  Selbstmord  fühi-ende  Seelenzustand  in  den  meisten  Fällen  ein 
solcher  sei,  welcher  den  fi^eien  Gebrauch  der  Vernunft  aufhebe.  End- 
lich erklärt  der  Dr.  P.  in  dem  Begleitschreiben  noch  ausdrücklich,  es 
gehe  aus  seiner  ausgesprochenen  Ansicht  hinreichend  hervor,  wie  er 
dieselbe  keineswegs  als  eine  gewisse,  keinem  Zweifel  ßaum  gebende 
angesehen  Avissen  wolle.  Erst  durch  die  Aufforderung  des  Präsidenten 
des  SchAvurgerichts ,  sich  fitr  die  eine  oder  andere  Ansicht  bestimmt  zu 
entscheiden,  sei  er  zu  der  Erklärung  bewogen  Avorden,  dass  er  aller- 
dings mehr  der  Ansicht  sei,  R.  habe  sich  im  Augenblicke  der  ver- 
suchten Vergiftung  in  einem  unzurechnungsfähigen  Zustande  befunden, 
eine  Ansicht,  zu  der  er  sich  auch  jetzt  noch  mehr  hinneigen  müsse. 
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Gutachten. 

Der  Widerstreit,  welcher  zwischen  den  Richtern  und  Aerzten  bei 
der  Beurtheilung  zweifelhafter  Gemüt hszustände  von  jeher  nur  allzuoft 
hervorgetreten  ist,  findet  seine  Erklärung  zum  grössten  Theil  in  dem 
Vorherrschen  materialistischer  Ansichten  in  der  Lehre  von  den  Geistes- 
krankheiten, deren  psychologische  Entwich elungsgesetze  deshalb  nicht 
hinreichend  geAvürdigt  wurden.  Da  die  Leidenschaften  mit  den  ver- 
schiedenen Formen  des  Wahnsinns  sehr  viele  Verhältnisse  der  Geistes- 
und Gemüthsthätigkeit  gemein  haben  und  unter  mannigfachen  Abstu- 
fungen in  dieselben  übergehen,  so  kann  der  Unterschied  zwischen 
beiden,  von  welchem  in  Criminalfällen  das  Urtheil  über  die  Zurech- 
nungsfähigkeit des  Inquisiten  abhängt,  mit  Sicherheit  nur  auf  der  Basis 
bestimmter  Grundsätze  aufgefunden  werden,  welche  die  in  die  mannig- 
fachsten Widersprüche  verwickelten  materialistischen  Hypothesen  über 
den  Ursprung  der  Geisteskrankheiten  nicht  gewähren.  Erinnern  wir 
beispielsweise  nur  an  die  Mania  transitoria,  Pyromanie,  Kleptomanie, 
Dipsomanie  und  andere  erkünstelte  Formen  der  Manie,  mit  deren 
sophistischen  ßegrifi'en  viele  Gerichtsärzte  die  Unzurechnungsfähigkeit 
wirklicher  Verbrecher  beweisen  wollten,  so  muss  eine  strengere  Kritik 
die  Gültigkeit  jener  Begriffe  in  den  meisten  Fällen  zurückweisen,  weil 
bei  ihnen  ein  völlig  hypothetische^  Gehirn-  und  Nervenleiden  voraus- 
gesetzt wurde,  dessen  rein  subjective  Annahme  jede  psychologische 
Deutung  der  incriminirten  That  unmöglich  macht  und  ihre  Beurthei- 
lung in  eine  Menge  gemachter  Behauptungen  verstricken  muss,  durch 
welche  alle  objectiven  Verhältnisse  in  ein  falsches  Licht  gestellt  werden. 
Den  Kichtern  kann  es  nicht  entgehen,  dass  eine  auf  solche  Art  zu 
Stande  gekommene  Beweisführung  aller  wesentlichen  Erfordernisse,  der 
thatsächlichen  Begründung,  der  logischen  Bündigkeit,  der  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Rechtsprincipien  gänzlich  ermangelt,  und  sie  haben 
sich  daher  mit  Recht  oft  und  nachdrücklich  gegen  den  Missbrauch 
erklärt,  den  für  die  öffentliche  Sicherheit  so  hochwichtigen  Ausgang  der 
Criminalprozesse  von  medicinischen  Hypothesen  abhängig  zu  machen. 
Besonders  bedenklich  wird  das  Zugrundelegen  der  letzteren  bei  der 
gerichtsärztlichen  Begutachtung  zweifelhafter  Gemüthszustände  seit  der 
Einführung  der  Geschwornengerichte,  weil  die  Vertheidiger  der  Ange- 
klagten daraus  die  wirksamsten  Motive  schöpfen ,  das  Urtheil  der  Ge- 
schworenen irre  zu  leiten,  wie  dies  auch  von  dem  Oberstaats -Anwalt 
Z.  bestimmt  hervorgehoben  ist. 
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Das  Gutacliten  des  Dr.  P.  lässt  es  deutlich  erkennen,  dass  er,  in 
den  bezeichneten  hypothetischen  Vorstellungsweisen  befangen,  nirgends 
eine  feste  Grundlage  für  sein  Urtheil  fand,  vielmehr  durch  unaufgelöste 
Widersprüche  des  Denkens  in  unaufhörliche  Schwankungen  versetzt 
wurde,  welche  er  selbst  ausdrücklich  als  ein  zweifelhaftes  Ergebniss  der 
Beurtheilung  angesehen  wissen  will.  Allerdings  giebt  es  sehr  ver- 
wickelte Fälle  von  Gemüthszuständen ,  wo  Gründe  und  Gegengründe 
dergestalt  mit  einander  streiten,  dass  eine  bestimmte  Entscheidung 
über  sie  nicht  möglich  ist,  und  der  Sachkundige  sich  zu  einer  sehr  be- 
dingten Erklärung  genöthigt  sieht,  für  welche  eine  verschiedene  Aus- 
drucksweise gewählt  worden  ist,  entweder:  es  lasse  sich  nicht  mit  der 
für  die  gesetzliche  Bestimmung  erforderlichen  Gewissheit  annehmen, 
dass  der  Inquisit  sich  zur  Zeit  der  That  in  einem  zurechnungsfähigen 
Zustande  befunden  habe,  oder  noch  bestimmter:  seine  Zurechnungs- 
fähigkeit sei  mit  mildernden  Umständen  verbunden.  Jedenfalls  muss 
aber  eine  solche  Erklärung  auf  erwiesenen  Thatsachen  fussen  und 
nicht,  wie  vom  Dr.  P.,  auf  eine  Dialektik  gestützt  werden,  welche  einer 
objectiven  Grundlage  grösstentheils  ermangelt.  Auch  hätte  derselbe 
die  einmal  gefasste  Ansicht  beharrlich  festhalten  und  sich  nicht  durch 
die  Forderung  des  Präsidenten  des  Schwurgerichts  dazu  drängen  lassen 
sollen,  sie  schliesslich  mit  einer  grössern  Bestimmtheit  auszusprechen, 
als  er  anfänglich  beabsichtige,  und  dadurch  noch  mehr  zu  dem  freispre- 
chenden Verdict  der  Geschworenen  Veranlassung  zu  geben.  Indess 
gereicht  es  ihm  hiebei  wohl  zur  Entschuldigung,  dass  er,  wie  die  Sach- 
verständigen so  oft,  von  dem  Gerichte  zu  einer  kategorischen  Erklärung 
aufgefordert  wurde,  welche  seiner  Uebcrzeugung  nach  nicht  möglich 
war,  und  dass  er  sich  dadm'ch  in  eine  peinliche  Verlegenheit  versetzt 
sah,  aus  welcher  nicht  Jeder  sogleich  den  richtigen  Ausweg  findet. 
Jedenfalls  berechtigte  er  durch  die  unumwundene  Erklärung  zu  An- 
fang des  Gutachtens,  dass  Inquisit  weder  vor,  noch  nach  der  That  eine 
Spur  von  Geistesstörung  zu  erkennen  gegeben  habe,  vielmehr  eine 
höhere  geistige  Entwickelung,  als  andere  Personen  seines  Standes  zeige, 
und  dass  nicht  die  Gewissheit,  sondern  nur  die  Möglichkeit  eines 
unzui'echnungsfähigen  Zustandes  zur  Zeit  der  That  bei  ihm  vorausge- 
setzt werden  könne,  zu  der  Erwartung,  dass  er  sich  mit  ganz  andern 
Beweisen  zum  Geltendmachen  seiner  Meinung  ausrüsten  werde,  als  dass 
er  Zweifel  auf  Zweifel  häufte ,  deshalb  kaum  einen  positiven  Satz  zu 
Stande  brachte  und  eigentlich  nur  die  Geschworenen  in  eine  Begriffs- 
verwirrung versetzte ,  welche  ihnen  ihre  Aufgabe  ungemein  erschweren 
musste.     Nachdem  er  den  Gemüthszustand  des  Inquisiten  mit  der  von 
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Platner  aufgestellten  Lehre  von  der  versteckten  Melancholie  verglichen 
hatte,  musste  er  selbst  einräumen,  es  lasse  sich  von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  nicht  mathematisch  erweisen,  dass  Inquisit  zur  Zeit  der 
That  der  freien  Selbstbestimmung  beraubt  gewesen  sei,  und  er  wusste 
sich  nur  damit  zu  helfen,  dass  er  voraussetzte,  eine  wirklich  vorhandene 
Seelenstörung  könne  durch  Ausübung  eines  Verbrechens  sofort  beseitigt 
werden.  Es  sei  dieser  Fall  beim  Inquisiten  um  so  mehr  anzunehmen, 
da  der  durch  die  Schuss wunde  hervorgerufene  Schmerz  und  Blutverlust 
ableitend  auf  eine  krankhafte  Hirnthätigkeit  wirken  musste.  Letztere 
wird  also  bei  dem  Inquisiten,  welcher  ausserdem  als  körperlich  ganz 
gesund  geschildert  wird,  ohne  jeden  Erfaln-ungsbeweis  willkürlich  an- 
genommen. Was  nun  die  angebliche  Heilung  vom  Wahnsinn  durch  die 
Ausübung  eines  Verbrechens  betrifft,  so  ist  davon  allerdings  in  der 
psychiatrischen  Literatur  hin  und  wieder  die  Eede  gewesen,  aber  die 
Beispiele  stehen  viel  zu  vereinzelt  da  und  ermangeln  noch  zu  sehr  einer 
gründlichen  Ki-itik,  als  dass  aus  ihnen  ein  bestimmter  Erfahrungssatz 
abgeleitet  werden  könnte. 

Ebenso  bekennt  der  Dr.  P.,  dass  sich  kein  stringenter  Beweis  für 
die  Lehre  Hoffbauers  von  dem  die  freie  Selbstbestimmung  aufheben- 
den Anreize  durch  einen  gebundenen  Vorsatz  führen  lasse,  ja  er  giebt 
wenigstens  indirect  zu,  dass  durch  dieselbe  die  Moral  und  Jßechtsptiege 
in  hohem  Grade  erschwert  und  selbst  unmöglich  gemacht  werden  könne. 
Ohne  sich  aber  durch  dies  schwere  Bedenken  irre  machen  zu  lassen, 
sucht  er  dasselbe  vielmehr  durch  Sätze  zu  entkräften,  aus  denen  man 
leicht  schlimme  Folgerungen  ableiten  kann.  ,,Es  fehlt  die  Gewissheit", 
sagt  er,  ,,dass  ein  Mensch  unter  allen  Umständen  eine  absolute  Herr- 
schaft der  Vernunft  behaupten  kann,  dass  letztere  nicht  momentan  von 
der  aufgeregten  Thätigkeit  anderer  Vermögen  der  Seele  unterdrückt 
werden  müsse."  Man  hebt  aber  den  Begriff  der  Zurechnungsfähigkeit 
gänzlich  auf,  wenn  man  ihn  von  der  absoluten  Herrschaft  der  Ver- 
nunft abhängig  macht,  welche  bei  keinem  Menschen  vorausgesetzt  wer- 
den darf,  weil  sie  jedesmal  von  heftigen  Affecten  und  Leidenschaften 
unterdrückt  wird.  Der  Dr.  P.  treibt  alle  hierher  gehörigen  Begriffe  auf 
eine  unnatürliche  Höhe,  als  wenn  der  Mensch  wie  ein  abstractes  Ver- 
nunftwesen beurtheilt  werden  müsse,  um  die  bei  jedem  ungestümen 
Affecte  eintretende  Verwirrung  der  Sinne  und  des  Verstandes  als  den 
Beweis  einer  obwaltenden  Geistesstörung  geltend  zu  machen.  Dies 
heisst  aber  geradezu  die  praktische  Anwendbarkeit  des  Begriffs  der 
Zurechnuugsfähigkeit  fast  auf  Nichts  zurückführen,  weil  die  meisten 
Verbrechen  im  Zustande  einer  starken  Aufregung  begangen  werden. 
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welclie  sicli  aus  dem  Kampfe  widerstreitender  Antriebe  im  Gemütlie 
sehr  leicht  erklären  lässt  mid  immer  einige  Trübung  und  Störung  des 
Verstandes  zur  Folge  haben  muss.  Wenn  also,  wie  der  Dr.  P.  sich  aus- 
drückt, unter  dieser  Bedingung  die  Vernunft  ohnmächtig  werde,  den 
gewohnten  Abscheu  vor  dem  Verbrechen  nicht  mehr  errege,  zu  welchem 
dann  selbst  ein  tugendhafter  Mensch  fortgerissen  werden  könne  (?),  so 
liegt  ja  eben  die  Verantwortlichkeit  und  Schuld  des  Inquisiten  darin, 
dass  er  es  zu  solchen  Ausbrüchen  kommen  liess,  was  bei  wirklicher  pflicht- 
und  gesetzmässiger  Gesinnung  gewiss  nicht  geschehen  wird.  Wollte 
man  die  Entschuldigung  eines  Inquisiten  gelten  lassen,  er  habe  dem 
verbrecherischen  Antriebe  nicht  Widerstand  leisten  können,  so  würde 
hiermit  die  Strafbarkeit  aller  Verbrechen  aufgehoben  werden.  Ueber- 
haupt  gefällt  sich  der  Dr.  P.  in  ganz  allgemeinen  dialektischen  Gegen- 
sätzen ,  welche  gar  nicht  hierher  gehören ,  indem  er  die  Begriffe  der 
Tugend  und  des  Lasters  einander  schroff  gegenüber  stellt,  so  dass  ein 
plötzlicher  Uebergang  jener  in  dieses  und  umgekehrt  gar  nicht  stattfin- 
den könne.  Diese  Abstraction  ist  praktisch  ganz  unbrauchbar,  da  sie 
eine  sehr  verschiedene  Deutung  zulässt  und  sich  überdies  in  vielen 
Fällen  als  wirklich  falsch  erweist,  da  es  Beispiele  einer  plötzlichen  Um 
Wandlung  des  Charakters  an  entscheidenden  Wendepunkten  des  Lebens 
genug  giebt.  Aber  dem  Dr.  P.  war  ein  solcher  Vordersatz  nothw endig, 
um  die  Schlussfolgeruiig  daraus  ableiten  zu  können,  dass,  wenn  ein  sitt- 
licher Mensch  im  Widerspruche  mit  seiner  früheren  Aufführung  ein  ver- 
einzelt stehendes  Verbrechen  begangen  habe,  nothwendig  deshalb,  Aveil 
seine  That  im  Widerspruche  mit  dem  Naturgesetz  stehe,  der  Verdacht 
einer  plötzlich  eingetretenen  geistigen  Unfreiheit  entstehen  müsse.  Wir 
wollen  es  dahingestellt  sein  lassen,  ob  der  Dr.  P.  mit  Bedacht  seiner 
schwankenden  Abstraction  den  inhaltschweren  Charakter  eines  Natur- 
gesetzes ßrtheilte,  um  auf  seine  Darstellung  einen  desto  zwingenderen 
Nachdruck  zu  legen,  müssen  aber  wiederum  daran  erinnern,  dass  er 
einem  positiven  Urtheile  mit  der  Bemerkung  auszuweichen  suchte,  es 
frage  sich,  ob  das  eben  Gesagte  auf  den  Inquisiten  passe,  wenn  man  auch 
die  Möglichkeit  davon  nicht  ableugnen  könne.  Wahrscheinlich  fühlte 
er  selbst,  dass  es  ihm  sehr  schwer  fallen  würde,  den  sittlichen  Charakter 
desselben  dergestalt  ausser  Zweifel  zu  stellen,  dass  dadurch  jede  Voraus- 
setzung einer  verbrecherischen  Handlung  ausgeschlossen  würde.  Er  be- 
gnügte sich  daher,  auf  die  allem  Anscheine  nach  wohlbeglaubigte  Liebe 
des  Liquisiten  zu  seinen  Kindern  hinzuweisen,  womit  dessen  That  in 
einem  grellen  Widerspruche  stehe,  wodurch  aber  an  sich  nichts  erwiesen 
wird,  da  jener  Widerstreit,  wenn  nicht  sein  Ursprung  aus  einer  wirk- 
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liehen  Seelenstörung  dargethan  werden  kann,  ausserdem  die  Schuld  des 
Inquisiten  vergrössert,  weil  er  sich  nicht  einmal  durch  das  mächtige 
Motiv  der  Kindesliebe  von  seinem  Verbrechen  zurückschrecken  liess. 
Noch  weniger  kommt  es  in  Anschlag,  dass  er  nicht  auch  seine  Frau  zu 
ermorden  beabsichtigte,  und  dass  er  nicht  an  das  ihr  zugefügte  Herzleid 
dachte.  Denn  Ersteres  war  seiner  Ueberzeugung  nach  unnöthig,  weil 
sie  sich  nach  seinem  Tode  allein  durch  die  Welt  bringen  konnte,  und 
ihr  einen  Schmerz  zu  ersparen,  war  ihm  in  seinem  damaligen  Gemüths- 
zustande  gleichgültig.  Einen  besondern  Werth  legte  der  Dr.  P.  noch 
darauf,  dass  der  Inquisit  zur  Zeit  der  That  eine  deutliche  Vorstellung 
von  der  Pein  des  strafenden  Gewissens  durch  die  Bestimmung  zu  er- 
kennen gegeben  habe,  dass  der  Prediger  T.,  welchen  er  für  den  Urheber 
seines  Unglücks  hielt,  allein  seiner  Leiche  zum  Grabe  folgen  solle, 
woraus  der  Schluss  gezogen  wird,  dass  seine  Vernunft  in  Bezug  auf 
sein  eigenes  Verbrechen  keinen  Abscheu  erregen  konnte  und  daher  in 
dieser  Hinsicht  gebunden  war.  Wir  sehen  in  dieser  Bestimmung  aber 
nur  die  Wirkung  eines  noch  dazu  ganz  unmotivirten  Rachegefühls,  also 
einer  heftigen  Leidenschaft,  welche,  wie  immer,  dem  Vernunftbewusst- 
sein  eine  falsche  Deutung  und  Anwendung  giebt,  weil  sie  sich  ausser- 
dem dem  Pflichtgebote  unterwerfen  müsste,  und  welche  daher  um  so 
leichter  die  Stimme  des  Gewissens  in  Bezug  auf  das  eigene  Verbrechen 
unterdrücken  konnte.  Auch  wir  müssen  es  auf  das  Entschiedenste  miss- 
billigen, dass  der  Dr.  P.  eine  Ansprache  an  das  Gefühl  der  Geschwore- 
nen hielt,  weil  er  dabei  seine  Aufgabe  verkannte,  durch  Gründe  der 
Wissenschaft  und  Erfahrung  eine  objective  Aufklärung  des  Thatbestan- 
des  zu  geben.  Seine  Schlussbemerkungen  über  den  Selbstmordversuch 
des  Liquisiten  endlich  sind  ganz  irrelevant,  da  er  die  von  einigen  Schrift- 
stellern ausgesprochene  Meinung,  dass  jeder  Selbstmord  eine  Geistes- 
störung voraussetze,  selbst  missbilligt  und  ausserdem  keinen  Grund  an- 
führt, dass  Liquisit  darch  eine  Wahnvorstellung  zum  Lebensüberdrusse 
fortgerissen  sei. 

Wir  müssen  demnach  die  ganze  Beweisführung  des  Dr.  P.  für  eine 
verfehlte  erklären  und  können  nur  darin  eine  theilweise  Entschuldigung 
für  ihn  auffinden,  dass  es  nicht  Jedem  gelingt,  in  der  auf  dem  Gebiete 
der  psychiatrischen  Literatur  herrschenden  Begriffsverwirrung  sich  zu- 
rechtzufinden und  über  hypothetische  Satzungen  hinaus  zu  einer  rich- 
tigen Erkenntniss  der  Principien  des  Strafrechts  zu  gelangen. 

Berlin,  den  22.  December  1852. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen." 
(Unterschrifte]!.) 
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Eb  ist  zu  bedauern,  dass  die  Unterschriften  der  3Iitglieder  der 
wisseuscliaftliclien  Deputation  nicht  namentlich  angegeben  sind,  weil  es 
von  Interesse  wäre,  zu  erfahi-en,  wieviele  und  welche  unter  ihnen  das 
Referat  des  Geheimrath  Ideler  als  Gutachten  des  gesammten  Colle- 
giums  angenommen  und  unterzeichnet  haben.  Jedenfalls  hat  aber  die 
wissenschaftliche  Deputation  durch  ihre  Veröffentlichung  dieses  Gut- 
achtens den  Beweis  gegeben,  dass  sie  nicht  nur  über  die  verfehlte 
psychologische  Diagnose  eines  Medicinalbeamten  sich  als  competenten 
Gerichtshof  betrachtete  und  über  diesen  ärztlichen  Kunst  fehler  eine 
amtliche  Rüge  zu  veranlassen  sich  berechtigt  fühlte,  sondern  auch  Lehr- 
sätze der  gerichtlichen  Psychologie  amtlich  zu  proclamiren  keinen  An- 
stand nahm.  Es  möchte  die  Fortsetzung  eines  solchen  Verfahrens  weder 
der  freien  Entwickelung  der  Wissenschaft,  noch  der  unbefangenen  Be- 
gutachtung psychologischer  gerichtsärztlicher  Fragen  förderlich  sein;  ja, 
es  können  FäUe  vorkommen,  wo  die  wissenschaftliche  Deputation  von 
jetzt  die  wissenschaftliche  Deputation  von  früher  geradezu  desavouirt 
und  compromittirt ,  ohne  der  Wissenschaft  einen  andern  Nutzen  zu 
leisten,  als  den,  der  Gesetzgebung  wie  dem  Richter  den  Beweis  zu 
liefern,  dass  die  „Erfahrungslehrsätze  der  Medicin",  welche  die  höchste 
wissenschaftliche,  aus  den  anerkanntesten  und  staathch  berufenen  Fach- 
autoritäten zusammengesetzte,  Instanz  mit  unbedingter  Gewissheit  fest- 
gestellt und  zum  gesetzlichen  Ausdruck  gebracht  hat,  wenige  Jahre 
später  von  demselben ,  aber  aus  andern  Männern  gebildeten  Collegium 
für  ,,abgethan  und  berüchtigt"  erklärt  und  dann  in  entgegen- 
gesetzte gesetzliche  Vorschriften  eingekleidet  werden. 

Das  schlagendste  Beispiel  giebt  hierzu  die  Lehie  von  der  Pyro- 
manie, von  welcher  ich  deshalb  in  dem  nachfolgenden  Abschnitte  be- 
sonders handeln  will. 
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VIII. 


Die  Begutachtung  der  Zurechnungsfähigkeit  jugendlicher 
Brandstifter  durch  die  wissenschaftliche  Deputation  unter 
dem  Alten  st  einschen  und  unter  dem  v.  Kaum  er  sehen 

Ministerium. 

Wir  haben  im  vorigen  Abschnitt  gesehen,  wie  die  wissenschaftliche 
Deputation  sich  veranlasst  gefunden  hat,  ein  Vorgutachten  eines  Kreis- 
physikus,  welcher  die  Unzurechnungsfähigkeit  eines  Angeschuldigten 
anzunehmen  sich  berechtigt  und  verpflichtet  gehalten  hatte,  auf  die 
Reclamation  des  Staatsanwalts,  resp.  auf  die  Beschwerde  des  Justiz- 
ministers an  den  Minister  der  Medicinalangelegenheiten,  zu  verwerfen 
und  über  den  betreffenden  Medicinalbeamten  eine  Rüge  auszusprechen. 
Es  ist  gleichfalls  dabei  bemerkt  worden,  dass  die  wissenschaftliche 
Deputation  ihr  tadelndes  Gutachten  zweimal  veröffentlichen  zu  lassen, 
keinen  Anstand  genommen  hat.  Dasselbe  beginnt  mit  folgenden  Sätzen: 

,,Der  Widerstreit,  welcher  zwischen  den  Richtern  und  Aerzten 
bei  der  Beurtheilung  zweifelhafter  Gemüthszustände  von  jeher  nur 
allzuoft  hervorgetreten  ist,  findet  seine  Erklärung  zum  grössten  Theil 
in  dem  Vorherrschen  materialistischer  Ansichten  in  der  Lehre  von  den 
Geisteskrankheiten.  Erinnern  wir  beispielsweise  nur  an  die  mania 
transitoria,  Pyromanie,  Dipsomanie  und  andere  erkünstelte  Formen 
der  Manie,  mit  deren  sophistischen  Begriffen  viele  Gerichtsärzte  die 
Unzurechnungsfähigkeit  wirklicher  Verbrecher  beweisen  wollten,  so 
muss  eine  strengere  Kritik  die  Gültigkeit  jener  Begriffe  in  den  meisten 
Fällen  zurückweisen  u.  s.  w." 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  wissenschaftliche  Deputation 
in  diesem  unter  dem  22.  December  1852  dem  Herrn  Minister  v.  Rau- 
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mer  erstatteten  Gutacliteu  sich  amtlicli  in  der  Notlnvencligkeit  befand, 
im  autimaterialistischen  Sinne  ihres  Chefs  zu  entscheiden;  wenn  sie 
aber  ein  auf  solclie  psychologische  Principien  gegründetes  Gutachten 
der  wissenschaftlichen  Welt  mitzuth eilen,  kein  Bedenken  fand,  so  darf, 
ja  muss  die  freigegebene  wissenschaftliche  Kritik  nicht  nur  gegen  das 
Unrichtige,  sondern  auch  gegen  die  grossen  Nachtheile  einer  unter 
solcher  Autorität  veröffentlichten  Entscheidung  Verwahrung  einlegen. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  schafft,  bei  Gelegenheit  eines 
einzelnen  Falles,  die  Lehre  von  den  Manieen  ab,  und  zwar  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  sie  auf  materialistischen  Ansichten  beruhe, 
die  mit  den  richtigen  Principien  des  Strafrechts  nicht  mehr  verein- 
bar seien. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  ist  hierbei  über  die  Gränzen 
ihrer  gesetzlichen  und  wissenschaftlichen  Competenz  weit  hinaus- 
gegangen; sie  hat  den  Geist  der  wissenschaftlichen  Psychologie  durch 
das  Casp ersehe  Gespenst  der  Pyromanie  austreiben  lassen.  Von 
letzterer  soll  nun  hier  ausführlich  gesprochen  werden,  da  sich  an  ihr 
am  besten  nachweisen  lässt,  M'ie  schädlich  es  für  die  Entwickelung 
der  ärztlichen  Wissenschaft  ist,  wenn  die  höchste  medicinisch- tech- 
nische Behörde  sich  bei  rein  wissenschaftlichen  Dingen  durch  herr- 
schende politische  Zeitströmungen  auf  ihr  ganz  fremde  Gebiete  fort- 
reissen  lässt. 

Die  Ansichten  der  wissenschaftlichen  Deputation  über  die  Zu- 
rechnungsfähigkeit jugendlicher  Brandstifter  bilden  nämlich  zwei 
entschiedene  Gegensätze,  welche  geschichtlich  resj).  in  das  Alten- 
st  einsehe  und  v.  Raum  er  sehe  Ministerium  fallen  und  auf  die 
leitenden  Grundsätze  dieses  CoUegiums  bei  seinen  gerichtsärztlichen 
Begutachtungen  unter  jenen  beiden  Ministern  ein  helles  Licht  werfen. 
Die  preussische  Criminalordnung  vom  11.  Dec.  1805  bestimmt 

§.  280.  ,,Auf  die  Beschaffenheit  des  Gemüthszustandes  eines 
Angeschuldigten  muss  der  Richter  fortwährend  ein  genaues  Augen- 
merk richten,  und  vorzüglich  untersuchen,  ob  der  Verbrecher  zur  Zeit, 
als  die  That  verübt  worden,  mit  Bewusstsein  gehandelt  habe.  Finden 
sich  Spuren  einer  Verirrung  oder  Schwäche  des  Verstandes,  so  muss 
der  Richter  mit  Zuziehung  des  Physikus  oder  eines  approbirten  Arztes 
den  Gemüthszustand  des  Angeschuldigten  zii  erforschen  bemüht  sein, 
und  die  deshalb  angewendeten  Mittpl  mit  deren  Resultate  zu  den 
Akten  verzeichnen,  wobei  der  Sachverständige  sein  Gutachten  über 
den  vermuthliche  Gnrund  und  über  die  wahrscheinliche  Entstehungs- 
zeit des  entdeckten  Mangels  der  Seelenkräfte  abzugeben  hat." 
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Es  ist  dies  ein  grosser  und  auch  allgemein  anerkannter  Vorzug 
der  preussischen  Gesetzgebung,  dass  sie  es  dem  Richter  ausdrücklich 
zur  Pflicht  macht,  auf  die  Beschaffenheit  des  Gemüthszustandes  eines 
jeden  Angeschuldigten  fortwährend  ein  genaues  Augenmerk  zu  richten. 
Der  Gesetzgeber  hat  dadurch  seine  hohe  Achtung  vor  der  sittlichen 
Menschenwürde  zu  erkennen  gegeben,  indem  er  bei  jedem  eines  Ver- 
brechens Angeschuldigten,  wenn  auch  nicht  die  Vermuthung,  doch  die 
nicht  zu  übersehende  Möglichkeit  einer  zu  Grunde  liegenden  Seelen- 
störung hervorhebt.  Es  war  daher,  als  die  Erfahrungen  glaubwürdiger 
und  in  ihrem  Fache  ausgezeichneter  ärztlicher  Beobachter  das  Vor- 
handensein eines  Brandstiftungstriebes  zur  Zeit  und  in  Folge  der 
Pubertätsentwickelung,  also  einer  auf  körperlicher  Grundlage  beruhen- 
den Geisteskrankheit,  festgestellt  hatten  — -  es  war  dann,  sage  ich, 
ganz  in  der  Ordnung,  dass  das  Medicinalministerium  die  wissenschaft- 
liche Deputation  aufforderte,  sich  gutachtlich  darüber  zu  äussern,  ob 
sie  jene  Ansicht  theile,  und  ob  in  diesem  Falle  der  Richter  noch  be- 
sonders verpflichtet  werden  solle,  bei  angeklagten  jugendlichen  Brand- 
stiftern sich  an  die  Vorschrift  des  §.  280  der  Criminalordnung  zu 
halten.  Das  in  Folge  dessen  von  der  wissenschaftlichen  Deputation 
erstattete  und  von  dem  Justizminister,  nebst  entsprechender  Circular- 
verfügung  vom  6.  Sept.  1824,  den  Landesjustizcollegien  zur  Nach- 
achtung mitgetheilte  Gutachten  lautete: 

Dem  Königlichen  Kammergericht  wird  das  von  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  für  das  Medicinalwesen  über  die  Frage: 

ob  wissenschaftlich  die  Behauptung,  dass  das  Verbrechen  der 
Brandstiftung    oft    in    psychischen   Krankheitszuständen ,    die 
meistens   mit    der   Entwickelung   oder    dem  Eintritt    des   Ge- 
schlechtstriebes zusammenhängen,  begründet  sei,   bereits  der- 
gestalt und    durch  so  häufige   Fälle    festgestellt  worden  sei, 
dass  es  nothwendig  werde,  bei   der  Strafgesetzgebung  darauf 
Rücksicht  zu  nehmen? 
unter  dem  28.  August  1824  an  das  Königliche  Ministerium  der  geist- 
lichen, Unterrichts-   und  Medicinal- Angelegenheiten  erstattete  Gut- 
achten  abschriftlich   zugefertigt,    um    daraus   zu  entnehmen,    welche 
Ansicht   die  gedachte  Behörde  über  diesen  Gegenstand  hat,  und  bei 
Anwendung  des  §.   280    der    Criminalordnung   hierauf  Rücksicht   zu 
nehmen.  Berlin,  den  6.  September  1824. 


An 

das  Königliche  Kammergericht. 


Der  Justiz-Minister 
(gez.)  V.  Kirch  ei  seil. 
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Abschrift. 
Von    einem    hohen    Königlichen    Ministerium     der    geistlichen, 
Unterrichts-  und  Medicinal-Angelegenheiten  ist  der  unterzeichneten 
wissenschaftlichen   Deputation   für  das  Medicinalwesen  am  6.  Juli 
d.  J.  befohlen  worden,  ein  Gutachten  zu  erstatten  darüber: 

ob  wissenschaftlich  die  Behauptung,  dass  das  Verbrechen  der 
Brandstiftung    oft    in    psychischen    Krankheitszuständen,    die 
meistens   mit   der  Entwickelung    oder   dem   Eintritt    des    Ge- 
schlechtstriebes zusammenhängen,  begründet  sei,  bereits  der- 
gestalt und  durch  so  häufige  Fälle  festgestellt  worden  sei,  dass 
es  nothwendig  werde,  bei  der  Strafgesetzgebung  darauf  Rück- 
sicht za  nehmen?  — 
Diesem  Auftrage  zufolge  giebt  die  unterzeichnete  wissenschaft- 
liche Deputation  ihr  Gutachten  dahin  ab,  dass  allerdings,  zahlreichen 
Erfahrungen  zufolge,  die  bei  jugendlichen  Individuen  häufig  sich 
äussernde  Feuerlust  und  iSTeigung  zur  Brandstiftung  nicht   selten 
eine    Folge    ist   von    einem   regelwidrigen   körperlichen   Zustande, 
besonders   einer   unregelmässigen   organischen   Entwickelung,    zur 
Zeit  der  Annäherung  oder  des  Eintritts  der  Mannbarkeit, 

Nur  allein  in  Kleins  Annalen,  die  Gesetzgebung  und  Rechts- 
gel ahrtheit  in  den  preussischeu  Staaten  betreffend,  und  in  Ernst 
Platners  gerichtlichen  medicinischen  Programmen  kommen  zw^an- 
zig  Fälle  vor  von  Brandstiftungen,  die  von  Knaben  und  jungen 
Mädchen  unternommen  wurden,  und  von  denen  ohne  Zweifel,  wie 
aus  der  gegebenen  Darstellung  erhellt,  der  grössere  Theil  durch 
einen  krankhaften  Gemüthszustand  herbeigeführt  wurde,  welcher 
von  einer  regelwidrigen  organischen  Entwickelung  zur  Zeit  der  An- 
näherung und  des  Eintritts  der  Mannbarkeit  abhängig  w^ar.  Henke 
hat  dieselben  in  seinen  Abhandlungen  aus  dem  Gebiete  der  gericht- 
lichen Medicin  zusammengestellt  und  rlie  Regeln  angegeben,  die 
von  dem  Gerichtsarzte  bei  der  Beurtheilung  solcher  Fälle  zu  be- 
folgen sind,  auch  stimmen  damit  die  Erfahrungen  und  Urtheile 
anderer  Aerzte,  so  wie  z.  B.  Oslanders  (in  seinen  Schriften  über 
den  Selbstmord  und  die  Entwickelungskrankheiten  in  den  Blüthe- 
jahren  des  weiblichen  Geschlechts)  überein ,  und  sind  auch  seitdem 
noch  andere  neuere  Fälle  dieser  Art  öffentlich  bekannt  gemacht 
worden,  namentlich  von  Albrecht  Meckel  in  seinen  Beiträgen  zur 
gerichtlichen  Medicin.  Hiermit  sind  übereinstimmend  unsere  eige- 
nen Beobachtu  njren  und  Erfahruno-en,  welche  zur  Bestäti- 
gung  des  Gesagten  dienen. 
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Die  unterzeichnete  wissenschaftliche  Deputation  ist  demnach  der 
Meinung-,  dass  die  Erfahrungen  über  diesen  Gegenstand  bereits 
dergestalt  festgestellt  sind,  dass  es  allerdings  nothwendig-  wird,  bei 
der  Strafgesetzgebung  darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  und  dass  dem- 
nach bei  allen  Brandstiftungen,  wo  der  Thäter  sich  in  den  Jahren 
der  eintretenden  oder  sich  entwickelndenPubertat  befindet,  nament- 
lich zwischen  dem  12,  und  20.  Lebensjahre,  —  indem  der  Eintritt 
der  Pubertät  zu  sehr  verschiedener  Zeit  erfolgen  kann,  und  dieselbe 
häufig  mehrere  Jahre  zu  ihrer  vollständigen  Entwickelung  bedarf,  — 
das  Gutachten  der  Sachverständigen  vor  Abfassung  des  Erkennt- 
nisses einzuholen  sein  dürfte. 

Berlin,  den  28.  August  1824. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen: 
(gez.)  Berends,    Hörn.     v.  Konen,     v.  Siebold.     Hermbstädt. 

Rudolphi. 

Die  übrigen  Landes- Justiz -Collegien  und  Gerichte  haben  sich 
hiernach  ebenfalls  zu  achten. 

Berlin,  den  6.  September  1824. 

Der  Justiz-Minister 
(gez.)  V.  Kircheisen. 
(v.  Kamptz,  Jahrbücher,  1824.  S.  155—158.) 

Vollkommen  übereinstimmend  mit  ihrem  eben  mitgetheilten  Gut- 
achten hatte  die  wissenschaftliche  Deputation  bereits  drei  Jahre  früher 
in  einem  concreten  Falle  sich  ausgesprochen.  In  der  vom  Geheimrath 
Klug  1828  herausgegebenen  „Auswahl  medicinisch-gerichtlicher  Gut- 
achten der  wissenschaftlichen  Deputation"  befindet  sich  nämlich  (sublll. 
S.  85  seq.)  auch  eins  über  den  Gemüthszustand  und  die  Zurechnungs- 
fähigkeit einer  jungen  Brandstifterin.    Dasselbe  lautet 

„Gutachten  über  den  Gemüthszustand  und  die  Zurechnungsfähig- 
keit einer  jungen  Brandstifterin,  wobei  die  Frage  aufgeworfen 
worden:  ob  und  in  wie  weit,  besonders  bei  dem  Mangel  aller 
äusseren  Motive  zur  That,  bei  der  Inculpatin  ein  solcher  körper- 
licher oder  Seelenzustand  anzunehmen  sei,  der  ihre  Zurechnungs- 
fähigkeit in  easu  concreto  ganz  oder  zum  Theil  ausschliesst. 

Geschichtser  Zählung. 
Die  unverehelichte  A.  S.  B.,  Tochter  des  Häuslers  J.  G.  B.  zu 
Nieder-S.,  wurde  daselbst  am  19.  Julius  1804  geboren,  hat  also  jetzt 
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ihr  17.  Jahr  zurückgelegt.  Von  ihrem  siebenten  Jahre  an  besuchte 
sie  die  evangelische  Schule  zu  G.,  in  welcher  sie  Lesen,  Schreiben  und 
etwas  Rechnen  lernte,  und  welche  sie  erst  in  ihrem  14.  Jahre  wieder 
verliess,  nachdem  sie  von  dem  dortigen  Prediger  den  nöthi gen  Reli- 
gionsunterricht erhalten  hatte  und  confirmirt  worden  war. 

Während  ihrer  ganzen  Schulzeit  betrug  sie  sich  nicht  nur  immer 
gesittet,  gut  und  fleissig,  sondern  machte  sich  auch  hauptsächlich 
während  der  Zeit  des  Confirmanden -Unterrichts  des  Beifalls  und  der 
Liebe  ihres  Lehrers  würdig. 

Nachdem  sie  die  Schule  verlassen  hatte,  wurde  sie  von  ihren 
Eltern  bei  dem  Bauer  R.  zu  L.  als  Kuhmagd  vermiethet,  in  welchem 
Dienste  sie,  der  Verabredung  gemäss,  32  Wochen,  bis  um  Weihnachten 
1818  verblieb.  Hierauf  kehrte  sie  zu  ihren  Eltern  zurück  und  ver- 
weilte bei  diesen  bis  14  Tage  vor  Ostern  1819,  um  welche  Zeit  sie 
sich  bei  dem  Bauer  G.  B.  in  Gross-R.  abermals  als  Kuhmagd  ver- 
miethete.  Hier  wurde  ihr  zugleich  die  Wartung  des  jüngsten  Kindes 
übertragen,  und  da  sowohl  ihre  Dienstherrschaft  mit  ihr  zufrieden  war, 
als  auch  sie  nicht  die  mindeste  Veranlassung  hatte,  über  jene  zu  klagen, 
so  wurde  ihre  Dienstzeit  nach  Ablauf  derselben,  gegen  Weihnachten 
1819,  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert.  Ungeachtet  dieses  guten 
Verhältnisses,  welches  ihr  keinen  Grund  gab,  sich  zu  beklagen,  ge- 
schweige irgend  eine  Feindseligkeit  oder  Rache  gegen  ihre  Dienst- 
herrschaft auszuüben,  legte  sie  dennoch  am  14.  December  1819  in  der 
Scheune  ihres  Dienstherrn  vorsätzlich  Feuer  an  und  gab  dadurch 
Veranlassung  zu  dem  Abbrennen  nicht  nur  des  diesem  zugehörenden 
Gehöftes,  sondern  auch  desjenigen  des  benachbarten  Bauers  C.  B. 
Das  Geständniss  mehrerer  in  der  Folgezeit  von  ihr  begangenen  und 
weiterhin  noch  besonders  zu  erwähnenden  Diebstähle  hatte  endlich 
auch  das  ihrer  Brandstiftung  zur  Folge,  und  lauten  ihre  eignen  Aus- 
sagen über  den  dabei  stattgefundenen  Vorgang,  so  wie  über  die  Ver- 
anlassung dazu,  folgendermassen : 

,,  ,,Ohngefähr  14  Tage  vor  dem  unglücklichen  Brande  erwachte 
ich  einmal  plötzlich  in  der  Nacht,  und  es  kam  mir  vor,  als  ob  mir 
Jemand  zuriefe:  trage  Feuer  in  den  Bansen.  —  Ich  erschrak  darüber 
heftig  und  gab  mir  alle  Mühe,  diese  Erscheinung  zu  vergessen  und 
den  erschrecklichen  Gedanken  in  mir  zu  unterdrücken.  Allein  seit 
dieser  Nacht  erwachte  er,  so  oft  ich  durch  das  meiner  Wartung  an- 
vertraute Kind  aus  dem  Schlafe  geweckt  wurde,  mit  mir  zugleieh 
immer  wieder,  und  es  war  stets,  als  ob  diese  Stimme  mir  immer  aufs 
Neue  zurief,  Feuer  in  den  Bansen  zu  legen.     An  dem  unglücklichen 
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Tag-e,  an  welchem  jener  Gedanke  iu  mir  zur  That  reifte,  (wo  Inquisi- 
tin  sich  unwohl  befunden,  und  die  seit  vorerwähnter  Nacht  immer  zu- 
nehmende Ang-st  ihr  auch  beim  Mittagsessen  den  Appetit  benommen 
hatte)  hatten  wir  eben  zu  Mittag  gegessen,  als  ich  eine  Weile  nachher 
Stroh  fürs  Rindvieh  aus  dem  niederen  Bansen  holen  musste.  Ich  hatte 
eben  einige  Schütten  zum  Kuhstalle  getragen,  als  die  Magd  A.  M.  B. 
mir  zurief:  ich  solle  die  Töpfe  aus  der  Küche  zum  Aufwaschen  in  den 
Hausflur  herbeiholen.  Als  ich  in  die  Küche  trat,  war  es  wieder,  als 
ob  die  Stimme,  die  mich  schon  seit  14  Tagen  gequält  hatte,  mir  zurief: 
Nimm  eine  Kohle  und  trage  sie  in  den  Bansen.  Ich  griff  daher  mit 
der  blossen  Hand  in  den  Ofen,  in  welchem  noch  Kohlenfeuer  war, 
nahm  eine  glühende  Kohle,  kaum  von  der  Länge  eines  Fingers,  und 
steckte  sie  in  meinen  Schubsack.  Hierauf  nahm  ich  die  Töpfe,  die  ich 
der  Magd  bringen  sollte,  und  trug  sie  derselben  hin,  ging  sodann  aber 
schnell  wieder  in  den  niedern  Bansen,  nahm  die  Kohle,  die  schon 
grösstentheils  verglommen  war,  heraus  und  steckte  sie,  mehr  nach  der 
Erde  zu,  als  oberwärts,  in  das  in  einem  grossen  Haufen  liegernde 
Stroh."  "  —  Späterhin  in  dem  artikulirten  Verhör  hat  die  Inquisitin 
zwar  einmal  vorgegeben,  dass  sie  das  Feuer  olme  Vorsatz  dadurch 
verschuldet  habe,  dass  sie  den  im  Bansen  befindlichen  Schweinen 
Futter  in  einem  Topfe  hingetragen,  den  sie  eben  erst  vom  Feuer  ge- 
nommen, und  an  welchem  sich  deshalb  eine  glühende  Kohle  befunden 
habe,  die  in  das  Stroh  gefallen  sei,  jedoch  sei  sie  gleich  darauf  zu  ihrer 
früheren  Aussage  zurückgekehrt,  indem  sie  gestanden,  dass  einer  ihrer 
Mitgefangenen  ihr  geratben,  ihr  früheres  Bekenntniss  zu  widerrufen, 
weil  sie  alsdann  besser  wegkommen,  d.  h.  eine  gelindere  Strafe  erhalten 
würde.  „  „Das  Stroh,  welches  ich  fürs  Vieh  holen  sollte,  lautet  dann 
ihre  Aussage  weiter,  hatte  ich  mir  schon  vorher  nach  der  Bansenthür 
zu  gelegt,  und  schon  wollte  ich  mit  diesem  herausgehen,  als  es  mich 
unwillkürlich  wiederum  zurücktrieb ,  um  die  Kohle  noch  einmal  anzu- 
blasen. Ich  sah  sie  bald  im  Stroh  liegen,  bückte  mich,  um  mich  ihr 
mit  dem  Munde  zu  nähern,  und  blies  sie  auf.  Davon  fing  nun  das 
Stroh  an  zu  rauchen,  und  hier  wurde  mir  mit  einem  Male  gewaltig 
bange.  Ich  schlug  daher  in  der  grössten  Angst  mit  den  Händen  auf 
das  rauchende  Stroh,  allein  es  half  nicht,  und  ich  eilte  daher  mit  den 
Schütten  Stroh  fürs  Vieh  in  höchster  Angst  zum  Kuhstalle,  entschlos- 
sen, nach  Hinwerfung  desselben,  im  Hause  Lärm  zu  machen."  " 

Im  Specialverhör  hat  Inquisitin  späterhin  behauptet,  nicht  wieder 
nach  der  Kohle  gesehen  und  nicht  in  grösster  Angst  mit  den  Händen 
auf  das  rauchende  Stroh  geschlagen  zu  haben.    „  „Ehe  ich  jedoch  dazu 
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kommen  konnte,  fährt  sie  dann  fort,  rannte  schon  mein  Dienstherr 
von  der  oberen  Scheunentenne  lautaufschreiend  nach  dem  niederen 
Bansen,  und  in  demselben  Augenblicke,  als  er  die  Thür  desselben 
öffnete,  war  auch  schon  die  Flamme  da.  Meine  Dienstherrschaft  schien 
keinen  ArgAvohn  auf  mich  geworfen  zu  haben,  und  als  ich  befragt 
wurde,  ob  ich  nichts  vom  Feuer  bemerkt  hätte,  da  ich  doch  unmittel- 
bar vorher  in  dem  Bansen  gewesen  wäre,  so  gab  ich  vor,  dass  ich  bei 
meiner  Anwesenheit  im  Bansen  etwas  rascheln  gehört  und  geglaubt 
hätte,  dass  Hühner  darin  wären.  Ich  that  dies  deswegen,  um  den 
Verdacht  der  Brandstiftung  von  mir  abzulenken.  Seitdem  ich  dieses 
Verbrechen  begangen,  habe  ich  weder  Tag,  noch  Nacht  Ruhe  gehabt, 
und  immer  hat  mich  das  böse  Gewissen  verfolgt.  Dessen  ungeachtet 
habe  ich  mich  späterhin  verleiten  lassen,  meiner  Dienstherrschaft  Geld 
zu  entwenden.  Das  erste  Mal  geschah  dies  im  zeitigen  Frühjahr. 
Ich  sollte  für  das  Kind  Semmel  aus  dem  Lädel  herausnehmen,  benutzte 
hierbei  die  Abwesenheit  meiner  Dienstfrau,  um  das  Beilädel  zu  öffnen, 
und  nahm  mir,  als  ich  in  diesem  Geld  liegen  sah,  ein  Achtgroschen-, 
ein  Viergroschen-  und  ein  Zweigroschenstück  davon  heraus.  Diese  Geld- 
stücke steckte  ich  noch  an  demselben  Tage  im  Garten  an  verschiedenen 
Orten  unter  den  Bäumen  in  die  Erde  und  gab  vor,  dass  ich  sie  daselbst 
gefunden.  Zuerst  brachte  ich  das  Zweigroschenstück  zum  Vorscliein, 
und  um  die  Sache  recht  glaublich  zu  machen,  nahm  ich  das  zwölf- 
jährige Mädchen  meiner  Dienstfrau  mit  in  den  Garten,  um  mir  weiter 
nach  Gelde  suchen  zu  helfen.  Ich  richtete  es  so  ein,  dass  diese  das 
Achtgroschenstück  finden  musste,  welches  wir  dann  mit  einander 
theilten.  Einige  Zeit  darauf  hatte  meine  Dienstfrau  Tücher  gekauft, 
welche  die  Zimmerleute  bei  dem  Heben  zum  Geschenk  erhalten  sollten. 
Ich  hatte  gesehen,  dass  sie  diese  in  ein  Lädel  auf  der  Kammer  gelegt 
hatte,  und  weil  gerade  der  Schlüssel  dazu  steckte,  so  verleitete  mich 
die  Neugierde,  mir  diese  Tücher  zu  besehen.  Bei  dieser  Gelegenheit 
öffnete  ich  wieder  das  Lädel,  in  welchem  ich  ein  kleines  Ringel  liegen 
sah,  Avas  ich  einsteckte.  Indessen  reuete  mich  dessen  Entwendung, 
und  ich  warf  es  daher  nach  einiger  Zeit  beim  Schlafengehen  mitten  in 
die  Kammer,  in  welcher  ich  mit  meiner  Dienstherrschaft  schlief  Da 
damals  Licht  in  der  Kammer  brannte,  so  konnte  ich  meine  Verwunde- 
rung darüber  äussern,  dass  etwas  an  der  Erde  funkele;  dieses  that  ich 
und  spielte  so  das  Ringel  meiner  Dienstfrau  wieder  in  die  Hände.  — 
Vor  ohngefähr  14  Tagen  (im  Anfang  Juni  1820)  hatte  ich  bemerkt, 
dass  der  Schlüssel  zn  dem  kleinen  Lädel,  worin,  wie  ich  wusste,  meine 
Dienstfrau  ihr  Geld  liegen  hatte,  auf  der  Schlafkammer  liegen  ge- 
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blieben  war.  Aus  diesem  nahm  ich  mir  daher  ungezählt  Geld,  welches, 
wie  ich  nachher  fand,  gerade  16  Groschen  Münze  betrug,  und  wofür 
ich  mir  später  von  einem  mir  auf  einem  Wege  begegnenden  Frauen- 
zimmer ein  Tüchel  kaufte.  Endlich  liess  ich  es  mir  vor  ungefähr 
8  Tagen  unglücklicher  Weise  beikommen,  des  Morgens  früh,  als 
meine  Dienstfrau  noch  schlief,  aus  der  Tasche  ihres  Rockes,  der  auf 
der  Lade  lag,  Geld  herauszunehmen.  Es  betrug  dieses  7  Silbergroschen 
und  war  nur  ein  Theil  von  dem,  was  überhaupt  in  der  Tasche  befind- 
lich war.  Dieser  letzte  Gelddiebstahl  wurde  entdeckt.  Meine  Dienst- 
frau hielt  ihn  mir  vor,  und  ich  gestand  ihr  nicht  nur  diesen,  sondern 
auch  die  beiden  früheren,  so  wie  die  Entwendung  des  ihr  wiedergegebe- 
nen Eingels.  Bei  dieser  Gelegenheit  drang  sie  dann  auch  in  mich,  ihr 
zu  bekennen,  ob  ich  sonst  noch  etwas  auf  dem  Herzen  hätte,  und  ob 
ich  dieses  zwar  an  jenem  Abende  läugnete,  so  bekannte  ich  ihr  doch 
am  andern  Tage  früh,  dass  ich  die  Urheberin  des  Feuers  gewesen  sei. 
Zu  jenen  Geldentwendungen  wurde  ich  ebenfalls  durch  einen  bösen 
Gedanken  verleitet,  der  mir  einkam,  als  ich  einst  Geld  in  dem  Lädel 
liegen  sah.  Denn  ob  ich  zwar  mich  bemühte,  diesen  Gedanken  zu 
unterdrücken,  so  war  es  mir  doch  immer,  als  wenn  Jemand  spräche: 
Nimm  dir  etwas  Geld."  "  Auf  die  Frage,  warum  sie  sich  nicht  Jemandem 
entdeckt  habe,  entweder  den  B — sehen  Eheleuten  oder  ihren  Eltern, 
erwiderte  die  Inquisitin:  ,,  „Ich  dachte,  diese  böse  Eingebung  würde 
ich  wieder  verlieren,  und  da  habe  ich  dann  die  Entdeckung  unter- 
lassen.'^ "  Die  geschehene  That  aber  versichert  sie  deswegen  nicht 
früher  gestanden  zu  haben,  weil  sie  sich  theils  vor  der  Strafe  ge- 
fürchtet, theils  aber  nur  vorzüglich,  weil  sie  dadurch  ihren  Eltern  und 
Geschwistern  grosses  Herzeleid  würde  verursacht  haben.  ,,  „Denn  ich 
dachte,  so  lautete  ihre  Aussage,  die  Strafe,  die  ich  durch  mein  Ver- 
brechen verwirkt  hätte,  wollte  ich  gern  leiden,  wenn  ich  nur  den 
Meinigen  den  Kummer,  den  sie  um  mich  haben  würden,  ersparen 
könnte."  " 

Während  dieser  Vernehmung  wurde  Inquisitin  zweimal  von 
epileptischen  Krämpfen  befallen.  Ihrer  späteren  eigenen  Aussage 
zu  Folge  hat  sie  hieran  seit  der  Zeit  des  Gedächtnisses  ihrer  Schuld 
gelitten,  und  fügte  Inquisitin  bei  dieser  Gelegenheit  hinzu,  dass  diese 
Krämpfe  nun  zwar  etwas  nachgelassen,  dagegen  aber  andere  Zufälle 
sich  eingefunden  hätten.  Sie  habe  nämlich  einen  äusserst  aufgetriebe- 
nen Leib  bekommen,  der  ihr  bei  seiner  Härte  heftige  Beschwerden 
verursache,  und  sie  bitte  daher  um  ärztliche  Hülfe.  Zugleich  beant- 
wortete sie  die  ihr  vorgelegte  Frage,   ob  sie  bereits  die  monatliche 
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Reinigung!  gehabt  habe,  verneinend,  und  sagte  späterhin  noch  aus, 
dass  sie  vor  der  Zeit,  wo  ihr  der  Gedanke  ;zum  Feueranlegen  ange- 
kommen, zwar  übrigens  gesund  gewesen,  aber  von  Kopfsehmerzen 
damals,  wie  auch  schon  früher,  sehr  häufig  geplagt  gewesen  sei.  Diese 
hätten  gewöhnlich  ein  paar  Tage  angehalten,  dann  wäre  sie  wieder 
acht  Tage  davon  befreit  gewesen,  und  so  hätte  es  abgewechselt.  Auf 
diese  Veranlassung  wurde  der  Kreisphysikus  M.  zu  L.,  wo  die  bisherige 
Untersuchung  geführt  worden  war,  aufgefordert,  ein  Gutachten  darüber 
abzugeben,  ob  die  Inquisitin  ihres  körperlichen  Zustandes  wegen  nach 
ihrem  ferneren  Bestimmungsorte  J.  abgeführt  werden  könne.  In  dem 
hierüber  ausgestellten  Atteste  vom  12.  Juli  1820  wird  angegeben, 
dass  sich  die  Inquisitin  zwar  in  sofern  gesund  befände,  dass  sie  ohne 
Nachtheil  die  Reise  nach  J.  antreten  könne,  jedoch  sei  es  sehr  noth- 
wendig,  sie  dort  sogleich  unter  ärztliche  Beobachtung  zu  setzen,  nicht 
sowohl  ihrer  körperlichen  Leiden  wegen,  als  vielmehr  deswegen,  weil  er 
(der  Dr.  M.)  mit  Sicherheit  Momente  bemerkt  zu  haben  glaube,  die 
einen  solchen  geisteskranken  Zustand  bei  derselben  anzeigten,  welcher 
auf  ihre  Handlungen,  die  sie  verübt,  so  wie  auch  auf  ferner  zu  ver- 
übende Einfluss  äussere. 

Es  wurde  daher  in  J.  zuerst  der  Hofrath  Dr.  L.  und  nach  dessen 
Abgange  der  interimistische  Kreisphysikus  Dr.  H.  beauftragt,  die  In- 
quisitin zu  beobachten  und  demnächst  ein  Gutachten  über  ihren 
körperlichen  und  Gemüthszustand  einzureichen.  Dieses  erfolgte  am 
7.  März  1821  und  ist  wesentlich  folgenden  Inhalts:  Ich  fand  den 
Körper  der  Inquisitin  von  kleiner  schwächlicher  Statur,  ganz  gerunde- 
tem, jedoch  mehr  schlaflfem  als  derbem  Muskelbau;  ihr  Gesicht  mehr 
blass  und  aufgedunsen  als  roth,  und  dessen  Züge  noch  ohne  be- 
stimmten Ausdruck-,  das  Auge  blau  und  die  Pupille  erweitert;  den 
Blick  düster  und  niedergesehlagen,  jedoch  nichts  Boshaftes  oder 
Tückisches  verrathend,  ihr  Kopfhaar  blond,  den  Unterleib  etwas  auf- 
getrieben und  hart;  ihr  Busen  schien  noch  unentwickelt;  die  Menstrua- 
tion war  ihrer  und  ihrer  Umgebung  Aussage  nach  noch  gänzlich 
fehlend. 

In  dem  späterhin  angestellten  Colloquio  mit  dem  Defensor  sagte 
Inquisitin  jedoch  aus,  dass  sie  die  monatliche  Reinigung  zum  ersten 
Male  bekommen  habe,  und  dass  sie  sich  hiernach  viel  leichter  und 
nicht  so  beängstigt  mehr  fühle,  als  es  sonst  der  Fall  gewesen  sei, 
besonders  zu  der  Zeit,  als  sie  die  unglückliche  That  begangen  habe. 
Die  Haltung  ihres  Körpers  war  ferner  ohne  besondere  Bedeutung,  ihr 
Temperament  ins  phlegmatisch -sanguinische  spielend,    der  Appetit, 
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Schlaf  und  Stuhlgang  normal;  der  Puls  mehr  frequent  als  langsam. 
Ihre  äusseren  Sinne  verriethen  nichts  Krankhaftes,  ihre  Sprache  war 
etwas  leise,  jedoch  vernehmlich,  und  eher  hoch,  als  niedrig  tönend.  Sie 
selbst  gab  sich  im  Ganzen  als  gesund  an ,  ausser  dass  sie  zuweilen 
Drücken  in  der  Magengegend  und  Kopfweh  empfinde ,  und  dass  zu 
Zeiten,  wie  auch  die  Mitverhafteten  versicherten,  Würmer  von  ihr  ab- 
gingen ,  womit  sie  schon  in  ihrer  frühen  Jugend  behaftet  gewesen  zu 
sein  bemerkte.  Von  andern  etwa  erlittenen  Krankheiten ,  ausser  den 
bekannten  epileptischen  Anfällen,  wusste  sie  nichts  Gewisses  anzugeben. 
Eltern  und  Geschwister  sollten  sich,  ihrer  Aussage  zufolge,  wohl  be- 
finden. Bei  den  ferneren  Beobachtungen  wurde  sie  immer  still  sitzend 
und  fleissig  spinnend  befunden ,  ihren  Blick  auf  ihre  Arbeit  gerichtet 
und  ohne  dem  sie  nicht  betreffenden  Gespräche  eine  besondere  Auf- 
merksamkeit zu  schenken.  Nur  auf  Befragen  äusserte  sie  sich,  jedoch 
nicht  mit  der  Unbefangenheit,  die  Kindern  eigen  zu  sein  pflegt,  sondern 
immer  mit  einem  Grade  von  Blödigkeit  und  Schüchternheit.  An  ihre 
Eltern,  Geschwister  und  früheren  Lebensverhältnisse  wusste  sie  sich 
mit  vieler  Genauigkeit  zu  erinnern.  In  der  Schule,  sagte  sie,  habe  sie 
Schreiben  und  Eechnen  gelernt,  im  letzteren  es  jedoch  nicht  bis  über 
die  Multiplication  gebracht.  Auch  wusste  sie  zwar  wohl,  wieviel  zwei- 
mal vier  und  zweimal  fünf  ist.  Aber  wieviel  dreimal  neun  beträgt,  war 
sie  selbst  nach  einigem  Nachdenken  nicht  im  Stande,  anzugeben.  In 
dieser  Zeit  wurde  sie  auch  krank  und  bettlägerig.  Die  Krankheitszufälle 
bestanden  in  Kopf-  und  Unterleibsbeschwerden ,  Appetitlosigkeit ,  be- 
legter Zunge ,  traumvollen  Nächten ,  beschleunigtem  Pulse ,  kurz ,  in 
hysterischen  Eieberbewegungen,  welche  vom  30.  Januar  bis  zum  6.  Ee- 
bruar  1821  anhielten.  In  einer  Nacht  während  dieser  Krankheit  soll 
sie,  nach  der  Versicherung  der  bei  ihr  wachenden  Inquisitin  W.,  einmal 
im  Traume  aufgestanden  sein,  am  Stubenofen  herumgetappt  haben,  als 
wenn  sie  hier  etwas  suche,  dann  aber  sich  wieder  zu  Bett  gelegt  haben. 
Am  folgenden  Morgen  war  ihr  hiervon  nichts  erinnerlich. 

Bei  der  letzten  Unterredung,  welche  der  Dr.  H.  am  27.  Eebr.  1821 
mit  ihr  anstellte,  behauptet  er,  ihren  psychischen  Zustand  merklich  ver- 
ändert gefunden  zu  haben.  Wie  sie  bei  den  vorigen  Unterredungen  es 
bereute,  durch  ihre  begangene  That  Menschen  unglücklich  gemacht  zu 
haben,  so  bereute  sie  diesmal,  durch  ihr  abgelegtes  Geständniss  sich  in 
die  jetzige  Lage,  die  ihr  eben  so  fremd  als  unverschuldet  dünkte,  ver- 
setzt zu  haben.  Es  sei  ihr  nämlich  weder  erinnerlich,  noch  möglich,  die 
Urheberin  des  fraglichen  Eeuers  gewesen  zu  sein;  sie  habe  früher  sich 
zwar  dafür  erklärt,  jedoch  nur  deswegen,  um  des  harten  Examinirens 


239 

ihrer  Dienstfrau  einmal  los  zn  werden ,  ohne  dabei  bedacht  zu  haben, 
dass  solche  Folgen  sie  erwarten  würden.  Sie  erinnere  sich  zwar  aller- 
dings dieses  unglücklichen  Tages  und  der  damit  verknüpften  Umstände 
nur  wie  im  Traume,  aber  sich  für  die  Brandstifterin  erklären,  könne  sie 
durchaus  nicht  mit  Gewissheit. 

Hierauf  hat  denn  der  Dr.  H.  sein  Gutachten  dahin  abgegeben,  dass 
die  Inquisitin  zur  Zeit,  obgleich  weder  an  körperlicher,  noch  an  geistiger 
Krankheit  offenbar  leidend,  doch  der  offenbaren  Gesundheit,  sowohl  des 
Körpers,  als  des  Geistes  noch  ermangele.  Denn  noch  stehe  sie  in  Be- 
ziehung auf  ersteren  in  einem  Kampfe ,  indem  sie  noch  nicht  menstruirt 
sei,  noch  nicht  den  kritischen  Zeitpunkt  der  Pubertät  überlebt  habe, 
sondern  immer  noch  zwischen  Kindheit  und  Jungfrauschaft  schwebe, 
ihr  Körper  noch  immer  in  der  Entwickelung  begriffen  und  noch  nicht 
die  Gediegenheit  der  Reife  erlangt  habe.  Die  Aufgetriebenheit  und 
Härte  ihi-es  Unterleibes,  sowie  die  wiederkehrenden  Kopfschmerzen  be- 
ständen immer  noch  als  mehr  oder  weniger  belästigende  Zeichen  des  zu 
entscheidenden  Kampfes,  der,  wie  die  Erfahrung  so  häufig  lehre,  selbst 
von  bedeutenden  hysterischen  Fieberbewegungen  begleitet  zu  sein 
pflege,  welche  im  vorliegenden  Falle  auch  wirklich  stattgefunden  hät- 
ten und  die  Psyche  um  so  leichter  in  Mitleidenschaft  zögen,  je  unent- 
schiedener dieser  Kampf  bliebe,  wovon  Hufeland,  Henke  und 
Oslander  eben  so  treffende  als  wahre  Beobachtungen  gesammelt 
liätten. 

„,, Abgesehen  auch  davon,  iirtheilt  Referent  dann  ferner,  dass  In- 
quisitin  zur  Zeit  der  Brandstiftung  höchst  wahrscheinlich  in  demjenigen 
Zustande  von  Geisteskranhkeit ,  welchen  Platner  amentiam  occultam, 
Pinel  und  Reil  automatischen  Andrang,  H  off  bau  er  Anreizuug  durch 
gebundenen  Vorsatz,  Metzger  raptum  melancholicum  nennen,  und 
welcher  bei  jugendlichen  Individuen  nicht  selten  mit  der  Entwickelung 
der  Pubertät  in  m-sächlichem  Zusammenhange  steht,  sich  befunden  hat, 
wofür  theils  ihre  eigenen  Angaben,  theils  ihr  noch  obschwebender  Ent- 
wicklungsprocess ,  der  als  physische  Ursache  so  mancher  psychischen 
Krankheiten  zu  betrachten  ist,  sprechen  mögen,  so  bestimmen  mich  doch 
alle  im  Obigen  dargelegten  Beobachtungen  dahin,  die  Inquisitin  für 
noch  nicht  mannbar,  des  vollen  freien  Gebrauchs  ihrer  Verstandeskräfte 
noch  für  unfähig  und  zur  stillen  Melancholie  geneigt  zu  erklären."  " 

Das  Königliche  Inquisitoriat  zu  J.  setzte  jedoch  Zweifel  in  die 
Richtigkeit  dieses  Gutachtens  und  Hess  es  daher  dem  Königlichen  Me- 
dicinalcollegio  von  *  *  zur  Beurtheihmg  vorlegen.  Gedachtes  Collegium 
sandte  es  am  14.  Juni  mit  dem  Bemerken  zurück,  dass  bei  dieser  Sache 
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nichts  zu  erinnern  sei.  —  Bei  der  Unbestimmtheit  des  Gutachtens  des 
Kreisphysikus  Dr.  H.  konnte  es  aber  der  Criminalsenat  des  Königlichen 
Ober-Landesgerichts  von  **  auch  hierbei  nicht  bewenden  lassen  und 
wandte  sich  daher  nun,  um  ein  bestimmteres  Gutachten  über  die  im 
Eingange  ausgesprochene  Frage  zu  erhalten,  an  Ein  Hohes  Ministerium 
der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten. 

Gutachten. 

Es  ist  zwar  allerdings  in  der  Erfahrung  begründet,  dass  in  einzel- 
nen seltenen  Fällen  Menschen  bei  nicht  zerrüttetem  Verstände  an  einer 
verborgen  liegenden  und  nur  dem  sachkundigen  Beobachter  bei  genauer 
Untersuchung  sich  offenbarenden  verkehrten  Idee  leiden  können ;  dass 
sie  von  einem  fixen  Gedanken,  den  sie  zu  verscheuchen  nicht  im  Stande 
sind,  gleichsam  gebunden,  des  freien  Gebrauches  ihrer  übrigen  Geistes- 
kräfte unfähig  gemacht  und  dadurch  zu  gesetzwidrigen  Handlungen 
verleitet  werden  können,  deren  Strafbarkeit  sie  nicht  einzusehen,  und 
deren  Folgen  sie  nicht  zu  berechnen  vermögen.  Es  ist  ferner  zwar 
ebenfalls  in  der  Erfahrung  begründet,  dass  die  Entwickelungsprocesse 
des  menschlichen  Körpers,  und  insbesondere  der  mit  der  eintretenden 
Pubertät  vrrbundenen,  einen  bedeutenden  Einfluss  auf  die  Geistesthätig- 
keiten  zu  äussern  vermögen,  so  dass  dadurch  nicht  selten  Störungen 
mannigfacher  Art  in  denselben  hervorgebracht  werden,  welche  oft  plötz- 
lich, unerwartet  und  ohne  Vorboten  eintreten  und  eben  so  schnell  bei 
zugleich  sich  vollendender  oder  doch  auffallend  vorrückender  Entwicke- 
lung  wieder  verschwinden.  Es  ist  insbesondere  durch  die  Erfahrung 
gelehrt,  dass  bei  jugendlichen  Individuen  in  den  Jahren  der  eintreten- 
den Mannbarkeit  nicht  selten  eine  eigene  Feuerlust,  ein  krankhafter 
Trieb  zur  Brandstiftung  sich  äussert,  welchem  besonders  das  weibliche 
Geschlecht  unterworfen  zu  sein  scheint,  indem  in  achtzehn  Fällen  der 
Art,  welche  mau  neuerlich  zusammengestellt  hat,  es  vierzehn  Mal  junge 
Mädchen  waren,  bei  denen  dieser  krankhafte  Trieb,  und  bei  einigen 
selbst  zu  wiederholten  Malen,  in  die  That  übergegangen  ist. 

Ob  aber  im  vorliegenden  Falle  ein  Zustand  dieser  Art  zur  Zeit  des 
begangenen  Verbrechens  stattgefunden  habe  oder  noch  stattfinde,  ist  um 
so  weniger  mit  Gewissheit  zu  entscheiden,  als  die  Untersuchung  in  die- 
ser Hinsicht  nicht  vollständig  genug  geführt  ist,  und  die  Akten  manche 
Data  nicht  enthalten,  welche  zu  einer  erschöpfenden  Würdigung  des 
ganzen  Falles  unumgänglich  erforderlich  sind.  So  ist  z.  B.  der  Seelen- 
zustand  der  Inquisitin  weder  vor,  noch  während,  noch  nach  der  That 
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gehörig  ausgemittelt  worden;  ja  selbst  von  ihrem  jetzigen  Gemüthszu- 
stande  erhalten  wir  nur  unvollkommene  Kenntniss,  und  von  körper- 
lichen Krankheitsmerkmalen  von  Erhebliclikeit,  welche  sich  bei  ihr 
dargeboten  haben,  sind  manche  von  den  Sachkundigen  nicht  näher  be- 
obachtet worden.  Es  kann  daher  auch  das  von  dem  Kreisphysikus  Dr.H. 
abgegebene,  an  sich  unbestimmte  Gutachten  nicht  anders  als  wenig  be- 
gründet sein,  und  es  muss  auffallend  erscheinen,  dass  das  Königliche 
Medicinalcollegium  von  *  *  hierbei  nichts  zu  erinnern  finden  konnte. 

Erwägen  wir  reiflich  die  in  den  Untersuchungsakten  dennoch  ent- 
haltenen Thatsachen,  so  ergeben  sich  mehrere  Gründe,  welche  der  An- 
nahme eines  zur  Zeit  der  begangenen  That  vorhanden  gewesenen  und 
noch  gegenwärtig  stattfindenden  gemüthskranken  Zustandes  entgegen 
zu  stehen  scheinen 

1)  Fälle  von  sogenanntem  verborgenen  AYahnsinn  sind  überhaupt 
selten  und  kommen,  besonders  als  anhaltende  Krankheitszustände, 
gewöhnlich  nur  bei  Erwachsenen  vor. 

Inquisitin  war  aber,  als  sie  das  Verbrechen  beging,  erst 
15^2  Jahre  alt  und  bei  noch  lauge  nicht  vollendeter  Pubertät  mehr 
als  ein  Kind  zu  betrachten. 

2)  Kranke  dieser  Art  fühlen  in  der  Kegel  nur  einen  Innern  Drang, 
z.  B.  zum  Selbstmord,  zur  Tödtung  Anderer  u.  dergl.  Inquisitin 
behau23tet  dagegen,  einen  doppelten  inneren  Drang  gehabt  zu  haben, 
einmal  zum  Feueraulegen ,  zweitens  zum  Bestehlen  ihrer  Dienst- 
herrschaft. Beides  steht  aber  in  gar  keiner  Verbindung  mit  einan- 
der, und  fixe  Ideen  und  blinde  Triebe  so  heterogener  Art  sind  in 
dem  Kopfe  eines  am  partiellen  Wahnsinn  Leidenden  selten  ver- 
einigt. 

3)  Solche  Kranke  läugnen  die  That  nicht,  betrachten  sie  auch  nicht 
als  ein  Verbrechen,  oder  schildern  sie  wenigstens  als  nothwendig 
und  unvermeidlich. 

Im  vorliegenden  Falle  wurde  sie  geläugnet,  als  Verbrechen  er- 
kannt, zurückgenommen  und  wieder  gestanden.  Ja  die  Inquisitin 
ersann  gleich  nach  begangenem  Verbrechen  ein  Vorgeben,  durch 
welches  sie  den  Verdacht  der  Brandstiftung  von  sich  abzulenken 
bemüht  war. 

4)  Wahnsinnige  verrathen  gewöhnlich  das  Dasein  einer  Seelenstörung 
vor  und  nach  einer  zweideutigen  That  zugleich  durch  verkehi-te 
Handlungen  und  Reden,  und  bei  der  blossen  Versicherung,  es  habe 
sich  ihnen  ein  böser  Gedanke  mit  Gewalt  aufgedrungen ,  bleibt  es 

K  aus  ch  ,  die  Kunstfehler.  16 
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gewöhnlich  nicht.    —    Hier   aber  bleibt  es  bei  der  blossen  Ver- 
sicherung. 

Von  dem  Benehmen  der  Inquisitin  vor  der  That  erfahren  wir 
nichts;  ihre  Reden  und  Handlungen  nach  derselben,  insoweit  sie 
aus  den  geringen  Angaben  der  Akten  hierüber  zu  entnehmen  sind, 
drücken  keine  Verkehrtheit  aus.  Sie  lügt,  betrügt  und  stiehlt,  und 
in  ihrem  geistigen  Benehmen  ist,  ungeachtet  ihrer  Jugend  und 
Ungeübtheit,  eine  gewisse  Consequenz  nicht  zu  verkennen.  Deut- 
liche Merkmale  des  Wahnsinns  zeigen  sich  dagegen  nirgends. 

Gegen  die  Annahme  eines  nur  zur  Zeit  des  begangenen  Ver- 
brechens vorhanden  gewesenen,  gleich  darauf  aber  verschwunde- 
nen, vielleicht  durch  die  That  selb^  entschiedenen  gemüthskranken 
Zustandes  liesse  sich  anführen: 
5)  die  Behauptung  der  Inquisitin,  dass  sie  späterhin  zu  den  wieder- 
holten Entwendungen  durch  einen  ähnlichen  inneren  Drang  ge- 
nöthigt  worden  sei.  Hier  würde  also  die  Seelenstörung  noch  fort- 
dauernd vorhanden  gewesen  sein,  und  doch  gab  sie  sich  durch  kein 
einziges  Merkmal  zu  erkennen,  obgleich  sie  als  mania  occulta  bei 
so  jugendlichen  Individuen  nicht  leicht  eine  längere  Zeit  anhalten 
würde. 

Ungeachtet  dieser  Gegengründe  ergeben  sich  auf  der  andern 
Seite  doch  auch  manche,  welche  es  recht  wohl  möglich,  ja  sogar 
wahrscheinlich  machen ,  dass  ein  gestörter  Seelenzustand  zur  Zeit 
der  begangenen  That  vorhanden  war,  obgleich  ein  jetzt  noch  statt- 
findender Wahnsinn  auch  nach  diesen  keineswegs  anzunehmen  ist. 

Es  war  aber 

1)  das  Alter  der  Inquisitin  gerade  dasjenige,  in  welchem  oft  schnell 
vorübergehende  Seelenstörungen  einzutreten  pflegen ,  und  in 
welchem  die  von  einem  krankhaften  Geisteszustände  abhängige 
Feuerlust  fast  ausschliesslich  beobachtet  worden  ist.  Auch  ihr  Ge- 
schlecht kommt  hierbei  in  Betracht,  da  bei  weiblichen  Personen 
dieser  Zustand  ungleich  häufiger  vorgekommen  ist,  als  bei  männ- 
lichen. 

2)  Sie  war  noch  in  der  Entwickelungsperiode  der  Mannbarkeit,  und 
diese  hatte  sich  ungewöhnlich  bei  ihr  in  die  Länge  gezogen,  wo- 
durch schon  eine  Unregelmässigkeit  des  dabei  im  Körper  stattfin- 
denden Vorganges  angedeutet  wird.  Sie  war  bereits  I5V2  Jahre 
alt,  und  noch  war  die  Menstruation  bei  ihr  nicht  eingetreten,  und 
wie  es  häufig  zu  geschehen  pflegt,  war  auch  hier  die  verspätete  Ent- 
wickelung  mit  mancherlei  krankhaften  Zufällen  vergesellschaftet. 
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Zu  diesen  gehören  aber: 

a)  Die  innere  Angst  und  die  periodisch  wiederkehrenden  Kopf- 
schmerzen, an  denen  sie  vor  der  begangenen  That  gelitten  hat. 

b)  Die  epileptischen  Zufälle,  welche  nach  abgelegtem  Geständnisse 
bei  ihr  eintraten,  und  von  denen  sie  namentlich  während  des 
Verhörs  zu  wiederholten  Malen  befallen  wurde. 

Diese  Erscheinungen  sind  hier  von  grosser  Wichtigkeit,  da 
die  Erfahrung  gelehrt  hat,  dass  die  Anfälle  der  Epilepsie  mit 
Zuständen  vorübergehender  Seelenstöruug,  unter  den  verschie- 
densten Formen,  häufig  alteruiren,  und  dass  dies  in  dem  Alter 
der  sich  nähernden  Pubertät  am  häufigsten  geschieht. 

c)  Der  harte  aufgetriebene  Leib,  welcher  ihr  solche  Beschwerden 
verursachte,  dass  sie  deshalb  um  ärztliche  Hülfe  zu  bitten  sich 
genöthigt  sah,  und  welcher  wahrscheinlich  mit  der  zurück- 
gebliebenen Menstruation  in  Verbindung  stand. 

d)  Die  hysterischen  Zufälle,  Kopf-  und  Unterleibsbeschwerden, 
von  denen  sie  während  der  Zeit  ihrer  Verhaftung  heimgesucht 
wurde,  und  an  welchen  sie  der  Dr.  H.  behandelt  hat.  Unter 
diesen  verdient  aber  das  einmal  eingetretene  Nachtwandeln  be- 
sondere Beachtung.  Krankheitserscheinungen  dieser  Art  sind 
es  gerade,  welche  man  an  denjenigen  in  der  Pabeitätsentwicke- 
lung  begrifi'enen  jugendlichen  Individuen  beobachtete,  bei 
welchen  eine  krankhafte  Xeig-un»-  zur  Brandstiftuno:  oder  ähn- 
liehe  Seelenstörungeu  sich  äusserten.  Und  wie  in  den  analogen 
Fällen,  so  fühlte  sich  auch  hier  die  Inquisitin  erleichtert  und 
nicht  so  beängstigt  mehr,  wie  früherhin,  und  wie  besonders 
zur  Zeit  der  begangenen  That,  nachdem  die  Entwickelung  des 
Körpers  vorgerückt,  und  die  Menstruation  wirklich  eingetre- 
ten war. 

3)  In  dem  Verlaufe  der  ganzen  Untersuchung  entdeckte  man  durch- 
aus keinen  Beweggrund  zur  That.  Die  Inquisitin  lebte  mit  ihrer 
Dienstherrschaft  in  dem  besten  Vernehmen  und  hatte  nicht  die 
mindeste  Veranlassung,  irgend  eine  Rache  oder  Bosheit  auszuüben. 
Vor  und  wähi-end  der  Untersuchung  kam  sie  zu  allen  Geständnis- 
sen, und  es  wird  daher  um  so  auffallender,  dass  es  nicht  möglich 
war,  irgend  eine  causa  facinoris  aufzufinden,  die  unter  diesen  Ver- 
hältnissen doch  sicher  zu  entdecken  gewesen  sein  würde,  wenn 
eine  gewöhnliche  verbrecherische  vorhanden  gewesen  wäre. 

4)  Ganz  besonders  wichtig  erscheint  auch  noch  die  durchaus  zufällige 
Veranlassung   zur  wirklichen  Ausführung  der  That.     Ohne  vor- 

16* 


244 

herige  Ueberlegung,  ohne  irgend  einen  Plan  entworfen  zu  haben, 
legt  sie  am  hellen  Mittage  Feuer  an,  zu  einer  Zeit,  wo  viele  Men- 
schen ganz  in  der  Nähe  waren,  und  wo  sie  erwarten  musste,  dass 
ihr  Vorhaben  schnell  würde  vereitelt  oder  doch  schlecht  erreicht 
werden,   wenn  es   ihre  Absicht   überhaupt   gewesen   wäre,   ihrer 
Dienstherrschaft  Schaden  zuzufügen,  oder  Aehnliches  durch  die 
Brandstiftung  zu  erzielen.    Hätte  ihr  die  andere  Magd  nicht  eben, 
als  sie  sich  in  dem  Bansen  befunden,  zugerufen:  sie  solle  die  Töpfe 
aus  der  Küche  holen,  so  wäre  der  Trieb  zum  Feueranlegen,  der 
sich  ihrer  bemeistert  hatte ,  wenigstens  damals  nicht  zur  Ausfüh- 
rung gekommen  und  vielleicht  späterhin  von  selbst  wieder  ver- 
schwunden. 
Nach  einer  reiflichen  Erwägung  dieser  Gründe  und  Gegengründe, 
so  viel  deren  aus  den  mangelhaften  Untersuchungsakten  noch  haben 
entnommen  werden  können,   kann  man  nicht  mit  einer  völlig  zweifels- 
freien Gewissheit  bestimmen,  in  welchem  Gemüthszustande  die  Inquisi- 
tin  zur  Zeit  der  Brandstiftung  sich  befunden  habe. 

Die  unterzeichnete  Deputation  muss  demnach  ihr  Gutachten  dahin 
abgeben : 

dass  zwar  keinesweges  mit  völliger  Gewissheit  hierüber  entschieden 
werden  kann,  dass  es  aber  doch,  nach  den  angegebenen,  aus  den 
Akten  entnommenen  Thatsachen  und  nach  den  bisherigen  Erfahrun- 
gen häufiger  analoger  Fälle,  allerdings  wahrscheinlich  ist,  dass  Inqui- 
sitin  zur  Zeit  der  Brandstiftung  sich  in  einem  solchen  krankhaften 
Seelenzustande  befunden  habe,  welcher  ihre  Zurechnungsfähigkeit  in 
casu  concreto  ganz  ausschliesst. 
Berlin,  den  12.  November  1821. 
Königliche  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen." 

Dass  der  Geheimrath  Klug  1828  dieses  Gutachten  in  seine 
Sammlung  aufnahm ,  beweist ,  dass  auch  noch  in  diesem  Jahre  die  An- 
sicht der  wissenschaftlichen  Deputation  über  diesen  Gegenstand  sich 
nicht  verändert  hatte. 

Dem  Herrn  Geheimrath  Casper  war  es  vorbehalten,  die  Pyro- 
manie für  ein  Gespenst  zu  erklären  und  sie,  nebst  der  ganzen  Lehre 
von  den  Manieen,  welche  er  als  die  „Sucht  nach  Suchten"  bezeich- 
net, aus  der  gerichtlichen  Psychologie  im  Interesse  des  Strafrechts 
zu  verbannen.  Er  that  dies  in  seiner  ,,Wochensclmft  1846  N.  1"  in 
einem  Aufsatze:  „Das  Gespenst  des  sogenannten  Brandstiftungstriebes"; 
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.und  es  ist  nicht  uninteressant,  dass  er  dieser  Abhandlung,  um  sogleich, 
wie  er  sagt,  seinen  eigentlichen  Zweck  zu  erkennen  zu  geben,  folgen- 
des, dem  Münchhausen  entlehntes  Motto  vorausschickt:  ,,Auch  die 
^lädchen  haben  mitunter  das  Gelüst,  Feuer  anzulegen;  sie  lassen  es 
aber  wohl  bleiben,  wenn  sie  scharf  zusammen  genommen  Averden." 

Drei  Jaln-e  nach  dem  Erscheinen  des  Casp ersehen  Gespenstes 
kam  ein  Fall  von  Brandstiftung  eines  15jährigen  Mädchens  zur  Begut- 
achtung der  wissenschaftlichen  Deputation,  nachdem  di-ei  Vorgutachten 
(von  zwei  Gerichtsärzten  und  einem  Provinzial-Medicinalcollegium)  sich 
gegen  die  Zurechnungsfähigkeit  der  Angeschuldigten  ausgesprochen, 
aber  den  Eicht  er  nicht  befriedigt  hatten.  Ich  habe  diesen  Fall  unter  die 
von  mir  herausgegebenen  ,, Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputa- 
tion" (So.  XIY.  S.  437 — 46 3 1  aufgenommen  und  neben  dem  von  dem 
Collegium  angenommenen  Gutachten  des  zweiten  Referenten  (Casp er) 
auch  das  von  dem  ersten  Referenten  (Ideler)  erstattete  mitgetheilt. 
Das  letztere  ist  vom  medicinischen  Standpunkte  aus  meisterhaft  gear- 
beitet, und  der  Verfasser  kommt  zu  dem  Resultat,  zu  welchem  auch  das 
Medicinalcollegium  gelangt  war,  dass  der  gesetzliche  Begriff  der 
Zurechnungsfähigkeit  auf  die  Inculpatin  keine  Anwendung 
finden  kann. 

Das  Collegium  der  wissenschaftlichen  Deputation  schloss  sich  da- 
gegen dem  Votum  CasjDers  an  und  erklärte, 

dass  die  Dünnebier  zur  Zeit  der  geständlich  verübten  bei- 
den Brandstiftungen  zurechnungsfähig  gewesen. 

Dieses  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  ward  unter 
dem  10.  April  1850  erstattet  und  ist  von  Klug,  Casper,  Schmidt, 
Mitscherlich,  W.  Hörn,  v.  Stosch,  Link  und  Jüngken  unter- 
zeichnet: der  Xame  des  ersten  und  eigentlichen  Fachreferenten,  Idelers, 
fehlt.  Am  Schlüsse  desselben  Jahres  übernahm  Herr  v.  Raum  er  die 
Leitung  des  Medicinalministeriums,  und  bereits  im  Jahre  1851  brachte 
das  Justizministerialblatt  (S.  378  sq.)  nachstehende 

„Allgemeine  Verfügung  vom  30.  November  1851  — 

das  Verfahren  in  Untersuchungen  gegen  jugendliche 

Brandstifter  betreffend. 

Die  wisenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen  hat  sich 
veranlasst  gefunden,  das  von  derselben  über  den  sogenannten  Brand- 
stiftungstrieb (Pyromanie)  unterm  28.  August  1824  erstattete  und  durch 
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das  ßescript  des  Justizministers  vom  6.  September  desselben  Jahres, 
sämmtlichen  Gerichten  zur  Nachachtung  mitgetheilte  Gutachten  von 
Neuem  einer  Prüfung'  zu  unterwerfen.  Diese  hat  nach  Inhalt  des  von 
der  gedachten  Deputation  an  den  Herrn  Minister  der  geistlichen,  Unter- 
richts und  Medicinalangelegenheiten  erstatteten  Berichts  vom  8.  v.  Mts. 
das  Ergebniss  geliefert,  dass  die  früher  vertheidigte  Annahme  einer  auf 
körperlichen  Ursachen  begründeten  unwiderstehlichen  Feuerlust  als  nicht 
haltbar  zu  verwerfen  sei. 

Sämmtlichen  Gerichtsbehörden  wird  dieser  Bericht  hierdurch  zur 
Kenntnissnahme  und  Nachachtung  mit  dem  Bemerken  mitgetheilt,  dass 
es  demgemäss  künftig  nicht  weiter  nöthig  sein  wird,  bei  jeder  Unter- 
suchung wider  jugendliche  Brandstifter  in  dem  Alter  von  12  bis  20  Jah- 
ren vor  Abfassung  des  Erkenntnisses  das  Gutachten  von  Sachverstän- 
digen einzuholen,  dass  dies  vielmehr  lediglich  dem  Ermessen  des  Gerichts 
in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen  bleiben  muss. 

Berlin,  den  30.  November  1851. 

Der  Justizminister 
Simons. 

Bericht  der  wissenschaftlichen  Deputation  für  das 
Medicinalwesen  vom  8.  October  1851. 

Unter  dem  28.  August  1824  erstattete  die  gehorsamst  unter- 
zeichnete wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinalwesen  ein 
Gutachten  ,  betreffend  die  Zurechnungsfähigkeit  jugendlicher  Brand- 
stifter, in  welchem  dieselbe,  nach  der  damaligen  Sachlage,  sich  für 
die  Annahme  einer  sogenannten  Pyromanie  entscheiden  zu  müssen 
glaubte.  In  Folge  dessen  erliess  der  Herr  Justizminister,  unter  ab- 
schriftlicher Mittheilung  jenes  Gutachtens,  das  Rescript  an  das  König- 
liche Kammergericht  vom  6.  September  1824  (Jahrbücher Bd.  XXIV 
S.  155),  in  welchem  verordnet  wiu'de,  dass  in  den  Untersuchungen 
gegen  jugendliche  Brandstifter  auf  das  etwanige  Vorhandensein  einer 
in  der  körperlichen  Entwickelung  begründeten,  krankhaften,  folglich 
die  Zurechnungsfähigkeit  ausschliessenden  Feuerlust  Rücksicht  zu 
nehmen.  Es  war  unschwer,  vorauszusehen,  dass  von  den  gerichtlichen 
Aerzten,  namentlich  aber  von  den  Vertheidigern  solcher  Angeschul- 
digten, von  dieser  Lehre  resp.  Vorschrift  eilie  nur  allzuhäufige  An- 
wendung in  foro  gemacht  werden  würde,  und  diese  Voraussetzung  ist 
in  dem  Maasse  eingetroffen,  dass  längst  die  Wissenschaft  sich  veran- 
lasst gesehen  hat,  eine  Revision  jener  Lehre  zu  unternehmen  und  die 
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Fälle  von  sogenannter  Pyromanie  einer  tiefer  eingehenden  Kritik  zu 
unterziehen. 

Letztere  hat  das  Ergebniss  geliefert,  dass  die  Annahme  einer 
oben  angedeuteten,  auf  körperlichen  Ursachen  begründeten  unwider- 
stehlichen Feuerlust  als  nicht  haltbar  verworfen  worden,  und  hat  auch 
die  unterzeichnete  wissenschaftliche  Deputation  bereits  seit  langen 
Jahren  ihre  vor  fast  einem  Menschenalter  aufgestellte  Ansicht  ver- 
lassen auch  in  ihren  betreffenden  Superarbitriis  aus  Ueberzeugung 
und  vielfacher  Erfahrung  jene  Ansicht  bekämpft  und  sich  der  neuen 
Lehre  angeschlossen.  Mittlerweile,  und  da  in  den  bestehenden  Vor- 
schriften bisher  noch  keine  Aenderung  eingetreten,  hat  das  für  die 
Strafrechtspflege  gewiss  nicht  erwünschte  Verschleppen  solcher  Fälle 
durch  alle  Instanzen  auch  bis  in  die  neueste  Zeit  nicht  nachgelassen, 
und  selbst  jetzt  noch,  nachdem  durch  Einführung  des  Geschwornen- 
iustituts  die  ganze  Sachlage ,  betreffend  die  Zurechnungsfähigkeit 
(von  Angeschuldigten) ,  im  Allgemeinen  eine  durchaus  veränderte 
Gestalt  gewonnen,  gelangen  immer  noch  Fälle  von  behaupteter  oder 
vermutheter  sogenannter  Pyromanie  zu  unserer  Entscheidung. 

Wenn  hiernach  die  Erftihrung  darüber  sattsam  belehrt  hat,  dass 
unsere  Abweisung  jener,  als  irrig  erkannten,  Lehre  in  den  einzel- 
nen bezüglichen  Fällen  deren  Verbannung  aus  dem  Forum  nicht  hat 
bewirken  können,  und  es  vielmehr  einer  geeigneten  allgemeinen  Er- 
klärung der  wissenschaftlichen  Deputation,  als  obersten  wissenschaft- 
lichen Mßdicinalbehörde ,  zu  bedürfen  scheint,  so  ersuchen  Ew.  Ex- 
cellenz wir  im  Interesse  der  gerichtlichen  Arzneiwissenschaft  wie  der 
Strafrechts-Pflege  gehorsamst: 

hochgeneigtest  das  weiter  Geeignete  zur  Aufhebung  des  be- 
regten Justiz-Ministerialrescripts  veranlassen  zu  wollen,  von 
dessen  Ausserkrafttreten  bei  den  Bestimmungen  der  §§.  40 
und  42  des  Strafgesetzbuchs  unseres  Erachtens  nicht  der  ge- 
ringste Nachtheil  zu  besorgen  steht. 

Berlin,  den  8.  October  1851. 

Die  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinal- 

Wesen. 

(gez.)  Klug.   Casper.  v.  Stoscli.  Schmidt.  Jüngken.  Ideler. 

Hörn.  Busch. 

An  den  Königlichen  Staats-  und  Minister  der  geistlichen  etc. 
Angelegenheiten  Herrn  v.  Raum  er  Excellenz." 
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Gegen  den  hier  niitgetlieilten  „Bericht"  der  wissenschaftlichen 
Deputation  lassen  sich  in  formeller,  wie  in  materieller  Beziehung  sehr 
wesentliche  Bedenken  erheben. 

1)  Die  wissenschaftliche  Deputation  hatte  zunächst  zu  ihrem  Be- 
richte von  dem  Minister  keinen  Auftrag  erhalten;  sie  war  aber  ohne 
einen  solchen,  nach  §-11  ihrer  Instruction  vom  23.  Januar  1817,  zu 
einem  Ersuchen,  wie  sie  es  am  Schlüsse  des  Berichts  an  den  Minister 
stellt,  durchaus  nicht  berechtigt.  Allerdings  hat  sie  eine  Eingangs- 
formel gewählt,  welche  ihre  Ausschreitung  in  einem  sehr  günstigen 
Lichte  erscheinen  lässt,  allein  auch  dies  ohne  Berechtigung.  Es  klingt 
sehr  schön  und  macht  einen  imponirenden  Eindruck,  wenn  in  Wissen- 
schaft und  Amt  hochgestellte  Männer  einen  früher  von  ihnen  gehegten 
Iirthum  eingestehen  und  zurücknehmen,  allein  im  vorliegenden  Falle 
erklärt  die  wissenschaftliche  Deputation  von  1851,  welche  aus  den 
Mitgliedern  Klug,  Casper,  v.  Stosch,  Schmidt,  Jüngken,  Ide- 
ler, W.  Hörn  und  Busch  gebildet  war,  dass  die  wissenschaftliche 
Deputation  von  1824,  deren  Mitglieder  B er ends,  E.  Hörn,  v.  Konen, 
V.  Siebold,  Hermbstädt  und  K u d o  1  p h i  bildeten,  in  ihrem  Gutachten 
wissenschaftlich  sich  geirrt  haben.  Und  ist  denn  dies  wahr?  Es  muss 
dies  entschieden  verneint  werden. 

2)  Die  wissenschaftliche  Deputation  von  1851  sagt  im  Eingang  ihres 
Berichts,  dass  die  Deputation  in  ihrem  Gutachten  von  1824,  betreffend 
die  Zurechnungsfähigkeit  jugendlicher  Brandstifter,  sich  für  die  An- 
nahme einer  sogenannten  Pyromanie  entscheiden  zu  müssen  geglaubt 
habe.  In  dem  angeführten  Gutachten  kommen  aber  die  beiden  Schlag- 
worte ,, Zurechnungsfähigkeit"  und  ,, Pyromanie"  gar  nicht  vor-,  und  es 
handelte  sich  damals  um  eine  ganz  andere  Frage,  deren  begutachtende 
Antwort  Seitens  der  Dej)utation  nicht  nur  nach  damaliger  Sachlage, 
sondern  auch,  ja  mehr  noch,  nach  der  gegenwärtigen  als  vollkommen 
medicinisch  wissenschaftlich  begründet  anerkannt  werden  muss. 

3)  Die  wissenschaftliche  Deputation  giebt  in  ihrem  Bericht  an, 
dass  sie  bereits  seit  langen  Jahren  ihre  frühere  Ansicht  verlassen  und 
in  ihren  betreffenden  Superarbitriis  aus  Ueberzeugung  und  vielfacher 
Erfahrung  jene  Ansicht  bekämpft  und  sich  der  neuen  Lehre  ange- 
schlossen habe ,  dass  aber  nichts  desto  weniger  immer  noch  Fälle  von 
behaupteter  oder  vermutheter  sogenannter  Pyromanie  zu  ihrer  Ent- 
scheidung gelangen.  Mit  Bedauern  muss  ich  mir  gegen  diese  Be- 
hauptung eine  thatsächliche  Berichtigung  erlauben.  In  den  Jahren 
1840  — 1850  ist  nur  der  einzige  oben  angegebene  Fall  Dünnebier 
vor  die  wissenschaftliche  Deputation  zur  Begutachtung  gelangt,  und 


249 

in  diesem  sind  die  Ansichten  der  beiden  Referenten,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  Beziehung  auf  die  Zurechnungsfähigkeit  der  Tnculpatin  ein- 
ander vollkommen  widersprechend  gewesen.  Es  leuchtet  ein,  dass  die 
Fälle,  von  denen  hier  die  wissenschaftliche  Deputation  spricht,  sich  auf 
diejenigen  beziehen,  welche  nicht  ihr,  sonderndem  Referenten  Casper 
zur  Begutachtung  vorgekommen  waren,  und  dass  die  Deputation  pure 
das  Referat  Caspers,  welches  im  Pluralis  gefasst  war,  annahm  und 
vollzog. 

4)  Die  wissenschaftliche  Deputation  bedauert,  dass,  trotz  ihrer  Ab- 
weisung jener  als  irrig  erkannten  Lehre,  die  Verbannung  derselben 
aus  dem  Forum  nicht  hat  bewirkt  werden  können,  und  ersucht  daher 
als  oberste  wissenschaftliche  Medicinalbehörde  den  Minister  um  Auf- 
hebung des  früheren  Justizministerialrescripts  „im  Interesse  der  gericht- 
lichen Arzneiwissenschaft  wie  der  Strafrechtspraxis". 

Was  in  aller  Welt  hat  denn  die  wissenschaftliche  Deputation,  ohne 
dazu  aufgefordert  zu  sein,  mit  dem  Interesse  der  Strafrechtspraxis  zu 
thun?  Und  in  welche  falsche  und  gefährliche  Verbindung  bringt  sie 
hierbei  die  gerichtliche  Arzneiwissenschaft  mit  derselben? 

Der  Bericht  der  wlssenschaftliclien  Deputation  au  den  Herrn  Mi- 
nister V.  Raum  er  ist  medicinisch  vollkommen  verfehlt  und  würde  für 
die  Strafrechtspraxis  von  unendlichem  ISrachtheil  sein,  wenn  nicht  glück- 
licherAveise  unsre  Gerichtshöfe  aus  Mitgliedern  gebildet  wären,  welche 
sich  durch  keine  Autorität  blenden  oder  irre  leiten  lassen,  und  wenn 
nicht  ausserdem  die  Rechtswissenschaft  durch  Männer  vertreten  wäie, 
welche  mit  der  ganzen  Macht  ihres  umfassenden  Wissens  und  ihres  ein- 
dringlichen Wortes  so  gefährliche  Lehren,  wenn  sie  auch  durch  Mini- 
sterialverfügungen  sanctionirt  sein  sollten,  auf  das  Entschiedenste  zu 
bekämpfen  sich  beeilt  haben. 

Schon  im  Jahre  1853  zeigte  sich  dieser  Gegensatz  zwischen  den 
eifrigen  Beförderern  der  Strafrechtspraxis  durch  die  gerichtliche  Arznei- 
wissenschaft, Casper  und  Ideler,  einerseits  und  dem  grossen  Be- 
schützer der  Strafrechtspraxis  gegen  das  Gespenst  der  Casper  sehen 
sogenannten'  gerichtlichen  Medicin,  dem  nicht  genug  zu  verehi-enden 
Meister  des  Rechts  und  Jünger  der  Gerechtigkeit,  Mittermai  er, 
andererseits. 

Im  dritten  Bande  seiner  Vierteljahrsschrift  S.  34.  seq.  vom  Jahre 
1853  theilt  nämlich  Casper  den  nachstehenden  Fall  einer  jugendlichen 
Brandstifterin  mit,  in  welchem  sowohl  er,  als  sein  hochverehi-ter  College 
Ideler  die  vollkommene  Zurechnungsfähigkeit  der  Inculpatin  auf  das 
Gründlichste   nachgewiesen,  die  Geschwornen  aber  nichtsdestoweniger 


250 

sich  erlaubt  hätten,  die  Ang-eschuldigte  für  nicht  zurechnungsfähig  zu 
erklären,  so  dass  sie  ihrer  gerechten  Strafe  entging. 
Der  Fall  lautet  in  der  Vierteljahrsschrift  1.  c. 

„Das  Gespenst  des  sogenannten  Brandstiftungs- 
triebes 

von  Casper. 

Unter  diesem  Titel  habe  ich  in  meinen  ,, Denkwürdigkeiten  zur 
medicinischen  Statistik  und  Staatsarzneikunde"  (Berlin,  1846.  S.  251  u.  f.) 
in  einer  ausführlichen ,  nicht  bloss  theoretischen ,  sondern  auch  auf  sta- 
tistischen Thatsachen  begründeten  Abhandlung  nachzuweisen  versucht, 
wie  gänzlich  unhaltbar,  wie  rein  aus  der  Luft  gegriffen,  wie 
nur  allein  aus  unrichtiger  Deutung  gewisser  wirklicher,  und 
andererseits  aus  der  Annahme  von  bloss  angeblichen  That- 
sachen, die  sich  bei  genauerer  Forschung  als  gar  nicht  einmal  existi- 
rende  ergeben  haben ,  die  Lehre  von  einer  eigenthümlichen  Species  von 
Wahnsinn,  von  einem  krankhaften  Brandstiftungstriebe  sei.  Was  ich 
in  der  nicht  geringen  Anzahl  von  Fällen,  die  mir  seit  der  Veröffent- 
lichung jener  Abhandlung  abermals  vorgekommen,  beobachtet  habe, 
hat  meine  Ansichten  nur  bestätigt,  meine  Ueberzeugung  von  der  Nicht- 
existenz  dieser  mystischen  Pyromanie  nur  bestärkt.  Wie  sich  die 
Königl.  wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medicinal- 
wesen  diesen  Ansichten  angeschlossen,  und  wie  das  Königl. 
Justiz-Ministerium,  in  Folge  des  betreffenden  Gutachtens 
der  Deputation,  endlich  diese  Irrlehre  amtlich  aus  dem 
preussischen  Forum  verbannt  hat,  ist  den  Lesern  dieser  Zeit- 
schrift bekannt. 

Vor  wenigen  Tagen  aber  sass  ein  junges  Mädchen  auf  der  An- 
klagebank eines  der  hiesigen  Schwurgerichtshöfe  als  gestandliche, 
wiederholte  Brandstifterin,  die  einen  psychologischen  Fall  darstellte, 
der  wohl  geeignet  war,  zumal  im  Anfange  der  Voruntersuchung,  mich 
einen  Augenblick  wankend  zu  machen,  einen  Fall,  der  von  Henke, 
Masius  und  allen  andern  Anhängern  der  Pyromanie  gewiss  als  ein 
höchst  glänzendes  und  beweisendes  Beispiel  derselben  citirt  worden 
wäre,  und  den  ich,  seines  hohen  Literesses  wegen,  um  so  mehr  der 
Veröffentlichung  werth  erachte,  als  ich  dadurch  aufs  Neue  zeigen  zu 
können  hoffe,  wie  leicht  es  einer  laxen  Ultraphilanthropie  werden  kann, 
Thatsachen  im  Sinne  einer  blinden  ,, Sucht",  eines  krankhaften,  Unzu- 
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rechnungsfähigkeit  und  Straflosigkeit  bedingenden  Gemüthsdranges  zu 
deuten,  und  als  eben  dieser  Fall  zugleich  ein  interessantes  Beispiel  zur 
Charakteristik  des  Geschworenen-Instituts  liefert,  wie  man  am  Schlüsse 
sehen  wird. 

Ein  junges,  bisher  ganz  vollkommen  unbescholtenes  Mädchen,  das 
bei  seiner  Herrschaft,  über  welche  es  sich  niemals  zu  beklagen  hatte, 
und  bei  der  dasselbe  gern  diente,  beliebt  war,  ein  Mädchen,  das  von 
überall  her  die  günstigsten  Zeugnisse  aufzuweisen  hat,  legt  im  Hause 
eben  jener  Herrschaft  in  wenigen  Wochen  sechsmal  Feuer  an. 
Warum?  Weil,  sagt  die  Angeschuldigte,  ein  unbestimmter  Drang,  eine 
„wahre  Wuth'',  eine  ,, innere  Stimme"  sie  dazu  getrieben  habe!  Jedes- 
mal empfand  sie  nach  der  That  die  bitterste  Reue ,  die  lebhaftesten  Ge- 
wissensbisse, die  gerade  so  lange  das  böse  Princip  in  ihr  daniederhielten, 
bis  —  die  ,,Wuth"  sie  wieder  ,, zwang",  Feuer  anzulegen.  Xoch  mehr! 
Auguste  Schäfer  wird  fast  unmittelbar  nach  der  Entdeckung  ihrer 
Thäterschaft  im  Gefangniss  wahnsinnig  und  bleibt  Jahr  und  Tag- 
wahnsinnig  in  der  Irrenheilanstalt. 

Das  war  doch  wohl  Pyromanie? 

Nein ! 

Der  im  Gefangniss  ausgebrochene  Wahnsinn  wurde  zunächst  Ver- 
anlassung zu  der  amtlichen  Aufforderung  an  mich,  die  Inculpatin  zu 
beobachten.  Sehr  bald  ergab  sich  die  traurige  Wirklichkeit  (nicht 
Simulation)  dieser  Geisteskrankheit  und  die  Nothwendigkeit  der  Unter- 
bringung der  S.  in  die  Heilanstalt  der  Charite.  Die  Voruntersuchung 
wurde  ausgesetzt  und  erst  nach  der  (von  mir  erklärten)  völligen  Wie- 
derherstellung der  Angeschuldigten  wieder  aufgenommen,  und  nach 
geschlossener' Untersuchung  wurde  ich,  auf  Grund  meiner  langen  und 
oft  wiederholten  Beobachtungen  derselben  und  des  Inhaltes  der  Vor- 
untersuchungsakten, zu  einem  Gutachten  darüber  aufgefordert: 

1)  ob,  nach  ihrer  körperlichen  Beschaffenheit  und  nach  den  in  den 
Akten  ermittelten  Umständen ,  anzunehmen,  dass  die  Schäfer 
durch  Pyromanie  zu  dem  von  ihr  eingeräumten  Verbrechen  der 
Brandstiftung  getrieben  worden?  oder 

2)  ob  anzunehmen,  dass  sie  sich  bei  Verübung  der  That  in  einem 
zurechnungsfähigen  Zustande  befunden  habe?  und 

3)  ob  dieselbe  sich  gegenwärtig  in  einem  dispositionsfähigen  Zu- 
stande befinde? 

Das  hierauf  dem  König!  Staatsanwalt  unter  dem  26.  December 
1851  erstattete  Gutachten,  woraus  alle  Einzelheiten  dieses  Falles  er- 
sichtlich sind,  ging  dahin. 
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1)  dass  nach  ihrer  körperlichen  Beschaffenheit  und  nach  den,  in  den 
Akten  ermittelten  Umständen  nicht  anzunehmen  ist,  dass  die 
Schäfer  durch  Pyromanie  zu  dem  von  ihr  eingeräumten  Ver- 
brechen der  Brandstiftung  getrieben  worden,  sondern  dass 

2)  anzunehmen ,  dass  sie  sich  bei  Verübung  der  That  in  einem  zu- 
rechnungsfähigen Zustande  befunden  habe,  und  dass 

3)  dieselbe  sich  gegenwärtig  in  dispositionsfähigem  Zustande 
befindet. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  nunmehr  die  Anklage  gegen 
die  Schäfer  erhoben,  und  am  11.  September  d.  J.  stand  sie  vor  dem 
Stadtschwurgerichtshofe.  Sie  war  auch  im  Audienztermin  ruhig,  ge- 
fasst,  still,  reuig,  brach  oft  in  Thränen  aus,  räumte  alle  Brandstiftungen 
ein,  war  aber  in  Betreff  der  Diebstähle  auffallend  zurückhaltend  und 
erwiderte  auf  die  Aviederholten  Fragen  nach  der  causa  facinoris  bei 
den  Brandstiftungen  immer  mit  tiefen  Seufzern:  „ich  weiss  es  nicht!" 
Die  Zeugen  bestätigten  ihre  Aussagen  in  der  Voruntersuchung,  wie 
auch  ich  in  meinem  mündlichen  und  ausführlichen  Vortrage,  natürlich, 
da  gar  keine  nova  zum  Vorschein  gekommen  waren,  erklären  musste,  bei 
meinem  Gutachten  stehen  bleiben  zu  müssen.  Nothwendig  erschien  es 
mir  hierbei,  vor  den  Geschworenen  und  für  dieselben,  noch  mehr, 
als  es  in  dem  schriftlichen  Gutachten  für  den  Staatsanwalt  geschehen 
war  und  zu  geschehen  brauchte,  Accent  darauf  zu  legen,  dass  die  von 
mir  angenommene  Zurechnungsfähigkeit  nur  die  eines  noch  halbkind- 
lichen, leichtsinnigen,  phantasiereichen  Subjectes  sei,  welches  aber 
immerhin  mit  ,,Untersclieidungs -Vermögen"  (im  Sinne  des  Strafgesetz- 
buches) und  in  dem  Bewusstsein  des  Bösen  und  Unerlaubten  in  seinen 
Handlungen  dieselben  ausgeführt  habe.  Mein  geehrter  College,  Herr 
Prof.  Dr.  Ideler,  der  gleichfalls  geladen  war,  um  über  das  Verhalten 
der  Schäfer  während  ihres  längeren  Aufenthalts  in  der,  von  ihm  ge- 
leiteten Irrenheilanstalt  Zeugniss  abzulegen,  schloss  sich,  zu  meiner 
nicht  geringen  Beruhigung,  meinem  Gutachten  vollständig  an. 

Deutlich  war  der  gute  Eindruck,  den  die  ganze  Persönlichkeit  der 
Angeschuldigten,  und  noch  viel  mehr  die  übereinstimmend  günstigen 
Zeugenaussagen,  betreffend  den  Charakter  derselben,  auf  die  Geschwor- 
nen  machten,  zu  entnehmen,  und  das  Ergebniss  ihrer  Berathungen 
war —   dass  sie  die   Schäfer  der  Brandstiftungen  für  schuldig,    aber 

zugleich  (mit  7  gegen  5  Stimmen)  sie  für unzurechnungsfähig 

erklärten,  in  Folge  Avelches  Wahrspruchs  sie  freigesprochen  und  so- 
fort auch  in  Freiheit  gesetzt  wurde! 


253 

Das  Urtheil  von  7  Laien,  das  aus  blossen  unklaren  Empfindungen 
und  augenblicklichen  Eindrücken  hervorgegangen,  wog  also  auf  die,  auf 
wissenschaftliche  Gründe  basirten  und  ausführlich  motivirteu,  Urtheile 
zweier  Sachverständiger,  die  durch  langjähriges  Studium  an  und  Ver- 
kehr mit  Geisteskranken  und  Verbrechern  doch  wohl  befähigt  waren 
zu  einem  Urtheile  über  den  geistigen  Zustand  dieser  jungen  Uebel- 
thäterin! 

Was  mich  betrifft,  so  hat  mich  das  Verdict  nicht  eben  besonders 
überrascht,  der  ich  aus  eigener  amtlicher  Praxis  eine  recht  ansehnliche 
Gallerie  von  wunderbaren  Aussprüchen  der  Geschwornen  in  gerichtlich 
niedicinischen  Dingen  liefern  könnte  und  vielleicht  gelegentlich  in 
diesen  Blättern  liefern  werde. 

Ich  habe  hier  nicht  über  den  Werth  des  Geschwornen -Instituts  in 
politischer,  socialer  und  juristischer  Beziehung  zu  verhandeln.  Die  Ueber- 
zeugung  aber  hat  sich  in  mir  befestigt ,  dass  der  EinÜuss  der  gericht- 
lichen Medicin  auf  die  Eechtspflege  durch  die  Einführung  jenes  In- 
stituts ein  sehr  erheblich  gegen  vormals  verminderter  geworden  ist." 

Denselben  Fall  theilt  aber  auch  Herr  Geheimrath  Ideler  in  den  „An- 
nalen  des  Charite-Krankenhauses"  fünfter  Jahrgang  1854  S.  131 — 153 
mit.  Seine  Darstellung  weicht  in  vielen  Punkten  von  der  Casp er  sehen 
ab;  und  der  Eindruck,  den  dieselbe  im  Ganzen  macht,  lässt  die  ange- 
schuldigte Brandstifterin,  wenn  man  den  gesunden  Menschenverstand 
nicht  vollkommen  unterdrücken  will,  als  geistesgestört  im  Sinne  der 
Arzneiwissenschaft  imd  daher  unzurechnungsfähig  im  Sinne  des  Straf- 
gesetzes erscheinen.  Man  kann  nicht  einen  Augenblick  verkennen, 
dass  selbst  nach  der  Schilderung  Idelers,  welcher  die  Zurechnungs- 
fälligkeit auf  diese  Darstellung  hin  angenommen  hatte  ^  die  Geschwor- 
nen zu  ihrem  entgegengesetzten  Wahrspruch  vollen  Grund  hatten. 
Jeder  etwa  noch  übrig  bleibende  Zweifel  aber  muss  schwinden,  wenn 
man  das  Schicksal  dieses  Mädchens  nach  ihrer  Freisprechung  in  Betracht 
zieht,  wie  es  Ideler  selbst  sclüiesslich  erzählt. 

,,Zu  dem  auf  den  11.  September  1852  angesetzten  Audienz- 
termin des  Schwurgerichts  —  sagt  er  S.  149  1.  c.  —  waren  der  Herr 
Geh.  Med.-Rath  Dr.  Casp  er  und  ich  als  Sachverständige  vorgeladen. 
Ersterer  hat  in  seiner  Vierteljahrschrift  für  gerichtliche  und  öffentliche 
Medicin  (Bd.  III.  S.  34  —  51)  nicht  nur  sein  mit  schlagenden  Gründen, 
sondern  auch  unser  übereinstimmendes  Votum,  dass  die  S.  für  zurech- 
nungsfähig zu  halten  sei,  so  wie  das  Verdict  der  Geschwornen  mitge- 
theilt,   welche  sie  dessen  ungeachtet   für   nicht   schuldig   erklärten. 
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daher  sie  denn  von  aller  Strafe  frei  gesprochen  und  aus  der  Haft  ent- 
lassen wurde. 

Sie  wurde  durch  die  unerwartete  Freisprechung  dergestalt  über- 
rascht, dass  sie  Anfangs  ihren  Ohren  nicht  trauen  wollte,  und  empfand 
daher  nach  erlangter  Gewissheit  eine  so  grosse  Freude,  dass  sie  die 
erste  Nacht  schlaflos  zubrachte,  zumal  da  auch  ihre  Eltern,  zu  denen 
sie  zurückkehrte,  ihr  eine  herzliche  Theilnahme  bezeigten.  Indess 
diese  glückliche  Stimmung  konnte  nicht  von  Dauer  sein,  denn  sie  hatte 
die  ganze  Zeit  ihrer  Haft  nach  der  Entlassung  aus  der  Charite  in  der 
heftigsten  Angst  vor  der  ihr  bevorstehenden  Strafe  zugebracht,  so  dass 
sie  nur  durch  den  häufigen  Gebrauch  von  Sturzbädern  in  einem  erträg- 
lichen Zustande  erhalten  werden  konnte.  Schon  in  den  ersten  Tagen 
nach  wiedererlangter  Freiheit,  als  sie  sich  emsig  mit  weiblichen  Arbeiten 
beschäftigte,  gerieth  sie  in  Unruhe  und  Bangigkeit  aus  Besorgniss,  dass 
sie  sich  auf  der  Strasse  nicht  sehen  lassen  dürfe ,  weil  die  Vorüberge- 
henden mit  Fingern  auf  sie  weisen  würden,  und  dass  der  Staatsanwalt 
sich  nicht  bei  dem  Verdicte  der  Geschwornen  beruhigen,  sondern  eine 
neue  Klage  gegen  sie  erheben  würde.  Sie  konnte  sich  dieser  Unruhe 
auf  keine  Weise  erwehren,  und  obgleich  sie  von  den  Eltern  gut  ge- 
halten wurde,  so  fehlte  es  doch  nicht  an  mannigfachen  Anlässen,  ihr  ein 
verändertes  Verhältniss  zu  ihnen  fühlbar  zu  machen.  Wurde  sie  an 
den  Sonntagen  von  Verwandten  zu  erheiternden  Spaziergängen  einge- 
laden, so  verweigerte  ihr  der  Vater  dazu  die  Erlaubniss  mit  dem  Hinzu- 
fügen, dass  sie  nur  mit  ihrer  Mutter  ausgehen  dürfe;  gerieth  sie  in 
Zwistigkeiten  mit  ihrem  Bruder,  so  erinnerte  sie  derselbe,  sie  habe 
genug  an  ihre  eigene  Schuld  zu  denken.  Kein  Wunder  daher,  dass  sie 
grüblerisch  und  einsiedlerisch  wurde,  nur  des  Sonntags  zum  wieder- 
holten Besuche  der  Kirchen  auszugehen  wagte,  und  dass  ihr  diese  trübe 
Stimmung  als  üble  Laune  und  Eigensinn  ausgelegt  wurde. 

Ihre  Lage  im  elterlichen  Hause  wurde  dadurch  im  hohen  Grade 
drückend  und  peinlich  für  sie,  weshalb  sie  ihre  Eltern  bat,  Unterricht 
im  Schneidern  nehmen  zu  dürfen,  damit  sie  besser  für  ihren  Erwerb 
sorgen  könne.  Dies  wurde  ihr  zugestanden,  und  da  sie  auf  diese  Weise 
Zutritt  in  fremden  Familien  fand,  in  denen  sie  niemals  Zurücksetzung 
und  kränkende  Anspielungen  auf  ihre  Vergangenheit  erfuhr,  so  würde 
ihre  Lage  eine  ganz  erträgliche  gewesen  sein,  wenn  nicht  immerfort 
der  Wurm  an  ihrem  Herzen  genagt  hätte.  Noch  errang  sie  mühsam 
die  nöthige  Fassung,  bis  sie  tieferschüttert  wurde  durch  eine  im  strengen 
Tone  gehaltene  Predigt,  welche  die  Sünder  mit  ewigen  Höllenstrafen 
bedrohte,   und   welche   sie   unmittelbar   auf  sich  bezog.     Es  war  nun 
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schon  so  weit  mit  ihr  gekommen,  dass  sie  bei  einer  Abendmahlsfeier  in 
der  ehrwürdigen  Gestalt  des  Predigers  den  Teufel  zu  erblicken  glaubte 
und  sich  von  dieser  Vorstellung  gar  nicht  losmachen  konnte.  Nachdem 
im  Laufe  der  Zeit  diese  Gährung  in  ihrem  Innern  den  höchsten  Grad 
erreicht  hatte,  kam  ihr  Gemüthsleiden  am  2.  September  1853  plötzlich 
dadurch  zum  Ausbruch,  dass  sie  am  Eingange  eines  Hauses  den  Teufel 
zu  erblicken  glaubte,  welcher  ihr  den  Eintritt  in  dasselbe  verweigerte. 
Von  sinnloser  Angst  ergriffen,  rannte  sie,  ohne  zu  wissen,  wohin  sie 
ihre  Schritte  lenken  solle,  in  den  nahen  Thiergarten,  bis  sie  in  die  Nähe 
eines  Canals  kam  und  plötzlich  den  Entschluss  fasste,  sich  hineinzu- 
stürzen. Indem  das  Wasser  über  ihren  Kopf  zusammenschlug,  hörte 
sie  unter  Hohngelächter  die  Worte:  Du  hast  recht  gethan,  worauf 
sie  das  Bewusstsein  völlig  verlor.  Als  sie  aus  ihrer  Betcäubung  völlig 
erwachte,  fand  sie  sich  auf  den  Rasen  gelagert  und  neben  sich  zwei 
Männer,  welche  sie  unstreitig  gerettet  hatten  und  Wiederbelebungs- 
versuche mit  ihr  anstellten,  indem  einer  derselben  ihr  Wasser  ins  Gesicht 
spritzte.  Auf  deren  Frage  nach  ihrem  Namen,  rief  sie  heftig,  sie  sei 
eine  Verbrecheriu ,  dürfe  aber  nichts  weiter  sagen  und  wolle  zu  ihrer 
Mutter  zurückkehren.  Eine  Frau  suchte  sie  mit  der  Versicherung,  sie 
sei  ihre  Mutter,  zu  beruhigen,  und  führte  sie,  von  herbeigerufenen  Cctn- 
stablern  begleitet,  nach  der  Stadt  zurück.  Sie  befand  sich  dabei  in  der 
heftigsten  Aufregung,  so  dass  sie  einem  Manne,  welcher  eine  Frage  an 
sie  richtete ,  eine  Ohrfeige  gab ,  und  dass  sie  einen  begegnenden  Trupp 
Soldaten  für  Revolutionäre  und  für  Mörder  hielt,  welche  sie  mit  dem 
Bajonette  erstechen  wollten. 

Sie  wurde  in  das  Polizeigefängniss  gebracht,  woselbst  sie  in  ihrer 
Aufregung  glaubte,  dass  die  Anwesenden  sie  verspotteten,  worüber  sie 
dergestalt  ausser  sich  gerieth,  dass  sie  mit  einer  andern  Verhafteten  in 
eine  andere  Zelle  gebracht  wurde.  Während  der  nächsten  Nacht  gerieth 
sie  in  die  heftigste  Angst  durch  die  Vision  von  vielen  Leichen,  welche 
näher  an  sie  heranrückten.  Ausser  sich  vor  Entsetzen,  suchte  sie  den- 
selben auszuweichen,  und  nun  begann  eine  furchtbare  Phantasmagorie, 
welche  ihr  zahllose  menschliche  Gestalten  unter  den  mannigfaltigsten 
Verwandlungen  vorgaukelte.  Unter  ihnen  erblickte  sie  einige  Teufel, 
welche  die  Ki-allen  nach  ihr  ausstreckten,  nnd  besonders  schrecklich 
war  ihr  unter  denselben  eine  grosse,  schwarze  und  verhüllte  Gestalt. 
Zugleich  vernahm  sie  den  Ruf,  sie  sei  verdammt,  den  Teufeln  zur 
ewigen  Strafe  in  der  Hölle  übergeben.  Wirklich  sah  sie  sich  von 
Flammen  und  hüpfenden  Irrlichtern  umringt,  welche  sich  mit  den 
Spitzen  zu  ihr  liinneigten   und  ihr  dadurch   die  Ueberzeugung  gaben, 
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dass  die  Höllenstrafe  für  sie  schon  begonnen  habe.  Am  nächsten  Tage 
dauerte  dieser  Zustand  fort,  sie  weigerte  sich,  Speisen  zu  gemessen, 
weil  eine  Stimme  ihr  zugerufen  hatte,  sie  müsse  sterben.  Die  folgende 
Nacht  wurden  alle  Wahnbilder  noch  gräulicher  und  qualvoller,  so  dass 
sie  laut  um  Hülfe  schrie,  die  Fenster  zerschlagen  wollte  und  dabei 
äusserte,  sie  werde  sich  ersäufen,  wenn  sie  dazu  Gelegenheit  fände. 
Am  Morgen  darauf,  als  ein  Beamter  einige  Notizen  von  ihr  zu  Protokoll 
nehmen  wollte,  protestirte  sie  dagegen,  um  nicht  in  die  Liste  der  Hölle 
aufgenommen  zu  werden. 

Am  4.  September  erfolgte  ihre  Aufnahme  in  die  Charite,  woselbst 
ihr  qualvoller  Zustand,  welcher  sich  besonders  in  den  schlaflosen  Näch- 
ten verschlimmerte,  etwa  8  Tage  dauerte.  Ihr  Bewusstsein  war  der- 
gestalt zerstört,  dass  sie  nicht  einmal  das  Haus,  in  welchem  sie  über 
ein  Jahr  zugebracht  hatte,  wieder  erkannte,  und  an  einen  gefährlichen 
Ort  gebracht  zu  werden  fürchtete.  Noch  immer  wurde  sie  von  Visionen, 
welche  ihr  Teufel  und  Flammen  vorspiegelten,  und  von  dem  Rufe,  sie 
sei  verdammt,  anhaltend  gequält.  Insbesondere  aber  glaubte  sie  den 
Zuruf  vernommen  zu  haben,  sie  sei  in  Stein  verwandelt,  könne  nicht 
mehr  essen,  daher  ihr  Anfangs  die  Speisen  aufgedrungen  werden 
mussten.  Diese  Vorstellung  trat  in  allen  Gesprächen  deutlich  hervor, 
denn  sie  klagte,  für  sie  sei  keine  Hülfe  mehr  möglich^  da  ihr  zum  Stein 
verhärtetes  Herz  für  jedes  menschliche  Gefühl,  für  göttliche  Gnade 
verschlossen  sei,  und  dass  sie  ihre  Schuld  in  ewiger  Höllenstrafe  ab- 
büssen  müsse. 

Allmälig  wich  ihre  Angst  unter  der  Anwendung  von  lauwarmen 
Bädern  mit  kalten  Uebergiessungen  und  von  gelinden  Abführungen. 
Nach  Ablauf  einer  Woche  bat  sie  dringend  um  die  Anwendung  der 
Douche ,  deren  wohlthatige  Wirkung  sie  das  erste  Mal  kennen  gelernt 
hatte,  und  welche  auch  ihr  diesmal  so  schnelle  und  auffallende  Hülfe 
brachte,  dass  sie  die  Zeit  der  Anwendung  jedesmal  mit  Ungeduld  er- 
wartete. So  gelang  es  in  Avenigen  Wochen,  sie  vollständig  zu  beru- 
higen, alle  Wahnvorstellungen  gänzlich  zu  verscheuchen  und  ihr  mit 
wiederkehrender  klarer  Besinnung  auch  neue  Hoffnung  und  Muth  ein- 
zuflössen, so  dass  sie  jetzt,  zu  Ende  des  März,  keine  Spur  von  Geistes- 
störung mehr  blicken  lässt.  Indess  bekennt  sie  selbst,  dass  die  Heilung 
noch  lange  nicht  vollbracht  ist,  dass  sie  namentlich  während  der  bei 
ihren  Eltern  abgestatteten  Besuche  noch  eine  Schüchternheit  und  Be- 
fangenheit empfindet,  aus  welcher  sehr  leicht  ihre  früheren  Leiden  von 
Neuem  entspringen  könnten.  Wie  sollte  auch,  nachdem  bereits  seit 
länger  als  3  Jahren  die  furchtbarsten  Stürme  in  ihrem  Gemüthe  getobt 
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haben,  die  Verfassung  desselben  binnen  weniger  Monate  so  dauerhaft 
befestigt  worden  sein,  um  im  spätem  Leben,  dessen  Verhältnisse  für  sie 
stets  mit  sehr  ernsten  Schwierigkeiten  verknüpft  sein  werden,  eine 
unerschütterliche  Haltung  zu  gewinnen!" 

Und  doch  beruft  sich  Herr  Geheimrath  Ideler  vier  Jahre  später 
gerade  auf  diesen  Fall,  um  das  Gefährliche  der  ,, berüchtigten"  Lehre 
von  der  Pyromanie  für  die  Strafrechtspraxis  und  für  die  milden  ärzt- 
lichen Gutachten  über  den  Gemüthszustand  derartiger  Verbrecher  zu 
beweisen!  In  seinem  ,, Lehrbuch  der  gerichtlichen  Psychologie"  1857 
spricht  er  sich  nämlich  (S.  336  seq.  §.  62)  über  die  Pyromanie  folgen- 
dermassen  aus: 

,,Der  Gesetzgeber  muss  die  Schwere  der  Strafen  nach  dem  objec- 
tiven  Charakter  der  Verbrechen,  oder,  was  gleichviel  sagt,  nach  der 
Grösse  ihrer  verderblichen  Folgen  abmessen,  well  ihm  ausserdem  kein 
Mittel  zu  Gebote  steht,  den  verheerendsten  Leidenschaften  einen  die 
öffentliche  Ordnung  schützenden  Damm  entgegenzusetzen.  Auch 
rechtfertigt  sich  im  Allgemeinen  die  Voraussetzung,  dass  eine  weit 
tiefere  sittliche  Entartung  erfordert  wird,  um  die  empörendsten  Ver- 
brechen des  Mordes,  der  Brandstiftung  möglich  zu  machen,  deren  ent- 
setzliche Bedeutung  auch  dem  schlichtesten  Verstände  einleuchten 
muss,  als  bei  einem  blossen  Betrüge,  Unterschleife  u.  dgl.  angenommen 
werden  kann.  Dennoch  ereignet  es  sich  häufig  genug,  dass  jene 
schwersten  Verbrechen  von  Personen  verübt  werden,  die  rücksichtlich 
ihres  Charakters  unendlich  hoch  über  Missethätern  stehen,  denen 
wegen  leichter  Vergehen  nur  eine  unbedeutende  Strafe  zuerkannt 
werden  darf.  Hierin  scheint  besonders  die  Behauptung  begründet  zu 
sein,  dass  bei  strafrechtlichen  Untersuchungen  auf  den  sittlichen 
Charakter  des  Inquisiten  nur  in  untergeordneter  Beziehung  Rücksicht 
genommen  werden  dürfe,  da  er  doch  in  der  Hauptsache,  nämlich  bei 
der  Bestimmung  des  Strafmaasses,  durch  die  objective  Bedeutung  des 
Verbrechens  nicht  in  Anschlag  gebracht  werden  könne.  Indess  bleibt 
dieser  Satz  nur  so  lange  gültig,  als  gar  kein  Zweifel  an  der  Zurech- 
nungsfähigkeit des  Inquisiten  aufgeworfen  werden  kann,  dagegen  sich 
aus  allen  bisherigen  Erörterungen  wohl  zur  Genüge  ergiebt,  dass  fast 
in  allen  zweifelhaften  Fällen  der  sittliche  Charakter  des  Inquisiten 
einen  der  vornehmsten  Bestimmungsgründe  der  Schuld  oder  Xicht- 
schuld  abgiebt. 

Ich  glaube,  mit  diesen  Bemerkungen  am  schicklichsten  die  Kritik 
der  berüchtigten   Lehre   von   der  Pyromanie   einleiten  zu  können, 

Kaiisch,  die  Kunstfehler.  17 
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welche  nur  in  sofern  einen  natürlichen  Sinn  enthält,  als  das  grosse 
Missverhältniss,  welches  zwischen  den  auf  das  Feueranlegen  gesetzten 
schweren  Strafen  und  dem  oft  ziemlich  harmlosen  Charakter  jugend- 
licherBrandstifter  obwaltet,  es  fast  als  eineUngerechtigkeit,  wenigstens 
als  eine  schreiende  Unbilligkeit  erscheinen  lasst,  letztere  mit  ergrauten 
Bösewichtern  auf  die  gleiche  Stufe  der  Strafbarkeit  zu  stellen.  Wie 
oft  waren  jene  Unglücklichen  gutartige  Geschöpfe,  -welche  in  ihrer 
kindischen  Unbesonnenheit  nicht  an  die  entsetzlichen  Folgen  einer 
That  dachten,  durch  welche  sie  sich  aus  verhassten  Verhältnissen  be- 
freien, ihr  Heimweh  befriedigen  wollten.  Selbst  bei  erwiesenen  bös- 
artigen Motiven  der  Eachsucht,  tückischen  Schadenfreude,  des  be- 
absichtig'ten  Diebstahls  sträubt  sich  das  natürliche  Gefühl  dagegen, 
über  jugendliche  Uebelthäter,  denen  es  noch  so  sehr  an  gereifter,  kalt- 
blütiger Reflexion  und  Selbstbeherrschung,  als  den  wesentlichen  Be- 
dingungen der  Zurechnungsfähigkeit,  fehlt,  dasselbe  Verdaramuugs- 
ürtheil,  wie  über  alte  Schandbuben  auszusprechen.  Denn  da  jugendliche 
Verbrecher,  namentlich  weiblichen  Geschlechts,  nicht  die  zur  offenen 
Gewaltthat  erforderliche  rohe  Kraft  besitzen,  und  da  das  Feueranlegen 
sehr  leicht  verheimlicht  werden  kann,  so  liegt  hierin  für  jene  eine 
hinreichende  Verlockung  zu  einer  That,  welche,  wenn  ihre  schreck- 
lichen Folgen  uns  mit  Abscheu  erfüllen,  doch,  psychologisch  aufgefasst, 
nicht  schwer  ins  Gewicht  fällt. 

Wenn  also  die  Aerzte,  zur  Beurtheilung  des  Gemüthszustandes 
von  Brandstiftern  in  zweifelhaften  Fällen  aufgefordert,  namentlich  bei 
jugendlichen  Individuen  von  durchaus  nicht  bösartigem  Charakter  auf 
Entschuldiguugsgründe  sannen,  so  gereicht  dieser  menschenfreund- 
liche Eifer  ihrem  Herzen  zur  Ehre,  und  ihren  Bemühungen  mag  es 
wohl  zum  Theil  zu  danken  sein,  dass  die  Strafgesetzgebung  gerade  in 
dieser  Beziehung  wesentlich  gemildert  worden  ist.  Hätten  sie  ihren 
V ortheil  recht  verstanden,  so  würden  sie  in  der  W^ahl  der  Eut- 
schuldigungsgründe  glücklicher  gewesen  sein  und  namentlich  eine 
grössere  Sorgfalt  auf  den  Beweis  der  verminderten  Zurechnungsfähig- 
keit verwandt  haben,  deren  Begriff  schon  von  selbst  alle  Milderungs- 
gründe in  sich  schliesst,  wie  besonders  das  unreife  Alter  mit  seiner 
Beschränktheit  an  Geist  und  Charakter  unter  mannigfachen  Hinder- 
nissen der  Erziehung  und  körperlichen  Krankheitszustände  sie  dar- 
bietet. Unter  diesem  Gesichtspunkte  lässt  sich  in  jedem  dazu  geeigne- 
ten Falle  eine  völlig  ausreichende  Menge  von  beweiskräftigen  That- 
sachen  ermitteln,  deren  richtige  Auffassung  jede  Einmischung  von 
blossen  Hypothesen  verschmäht.   Leider  verirrten  sich  aber  die  Aerzte 
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auf  einen  ganz  falschen  Weg,  indem  sie  sich  ihre  Aufgabe,  welche  nur 
nach  der  Individualität  des  Falles  gelöst  werden  kann,  durch  die  Auf- 
stellung eines  allgemeinen  KrankheitsbegrifPs,  des  Brandstiftungs- 
triebes, zu  erleichtern  suchten,  sich  dabei  in  eine  Menge  der  ärgsten 
Widersprüche  gegen  die  Grundsätze  der  gerichtlichen  Psychologie 
verwickelten  und  dadurch  Controversen  hervorriefen,  welche  eine  fast 
unübersehbare  Ausdehnung  in  einer  weitschichtigen  Literatur  ge- 
wonnen haben. 

Für  die  Strafrechtspflege  in  Preussen  hat  dieser  Ge- 
genstand den  grössten  Theil  seiner  Bedeutung  verloren, 
seitdem  durch  die  allgemeine  Verfügung  des  Herrn 
Justizministers  Simons  vom  30.  November  1851  auf  An- 
regung d  er  wissen  seh  aftli  chen  D  eputation  für  das  Me  diei- 
nalwesen  bestimmt  wurde,  dass  es  künftig  nicht  weiter  nöthig  sein 
werde,  bei  jeder  Untersuchung  wider  jugendliche  Brandstifterin  dem 
Alter  von  12 — 20  Jahren  vor  Abfassung  des  Erkenntnisses  das  Gut- 
achten von  Sachverständigen  einzuholen,  dass  dies  vielmehr  lediglich 
dem  Ermessen  des  Gerichts  in  jedem  einzelnen  Falle  überlassen 
bleiben  müsse.  Denn  der  berüchtigte  Brandstiftungstrieb  hat 
dadurch  seine  frühere  gesetzliche  Anerkennung  verloren, 
durch  welche  er  manchen  Aerzten  dergestalt  imponirte,  dass  sie  ihn 
bei  jedem  jugendlichen  Brandstifter  voraussetzen  zu  müssen  glaubten, 
nachdem  die  Yertheidiger  der  Pyromanie  die  absurdesten  Beweisgründe 
nicht  verschmäht  hatten,  von  denen  man  mit  vollem  Eechte 
behaupten  kann,  dass  sie  unter  aller  Kritik  sind.  Man  be- 
greift es  kaum,  wie  wissenschaftlich  gebildete  Männer  im  Ernste  das 
Motiv  des  in  Rede  stehenden  Verbrechens  in  einem  Lichthunger 
aufsuchen  konnten,  welcher  nach  Oslander  aus  vorherrschender 
Venosität  entspringen  sollte.  Dann  müssten  ja  die  meisten  ünter- 
leibskranken  und  alle  Scorbutischen,  welche  unverkennbar  an  letzterer 
laboriren,  von  der  Sucht  geplagt  werden,  Feuer  anzulegen.  Eben  so 
wenig  sieht  man  ein,  warum  die  sogenannten  Pyromanen,  wenn  es 
ihnen  nur  um  die  Stillung  des  Lichthungers  zu  thun  war,  nicht  lieber 
stundenlang  in  die  Sonne  oder  in  die  Flamme  des  Küchenheerdes 
blickten,  anstatt  auf  Gefahr  ihres  Gewissens  und  Lebens,  die  ihnen  bei 
(iem  geringsten  Reste  von  Besinnung  deutlich  vorschweben  musste, 
ihre  unerhörte  Begierde  zu  rechtfertigen.  Ebenso  unglücklich  ist  die 
Hypothese  Marcs  von  einem  Instinkte  der  Brandstiftung,  da  letztere 
niemals  ein  zwingendes  Naturbedürfniss  zur  Befriedigung  eines  noth- 
wendigen  Lebenszweckes  sein  kann.    Denn  dass  einige,  wahrscheinlich 
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vor  Alter  und  Krankheit  stumpfsinnige,  Thiere  starr  in  ein  Feuer 
blicken,  oder  dass  neugierige  Affen  lange  vor  einem  solchen  hocken, 
wird  man  doch  wohl  nicht  von  einem  angebornen  Instinkte  herleiten 
wollen!  Ich  habe  mich  hierüber  so  ausführlich  in  meinen  Anmerkun- 
gen bei  Marc  erklärt,  dass  ich  nicht  darauf  zurückkomme. 

Unstreitig  hatte  Platner  den  ersten  Anstoss  zu  dieser  Irrlehre 
durch  sein  oben  erwähntes  zweites  Programm  über  die  Amentia  occulta 
gegeben,  in  welchem  er  eine  Brandstifterin  hauptsächlich  mit  dem 
Grunde  vertheidigte,  dass  sie,  von  rastloser  Unruhe  gequält,  über 
M^elche  sie  sich  keine  Eechenschaft  geben  konnte,  ohne  jedes  ander- 
weitige Motiv  Feuer  bei  ihrem  Dienstherrn  anlegte.  Obgleich  er  diese 
Gründe  mit  grossem  Nachdruck  hervorhebt,  so  entkräftet  er  sie  doch 
völlig  durch  die  Schlussbemerkung:  at  vero,  quum  tarnen  res  aliquid 
amhiguitatis  haheret^  ordo  medicorum,  haec  causa  deferretur^  non  affir- 
mavit  simpliciter,  ream  insanae  mentis  fuisse^  sed  non  fuisse  proboTi posse 
negavit  Es  war  ihm  folglich  keinesweges  um  die  vollständige  Ent- 
schuldigung seiner  Clientin  zu  thun,  sondern  er  wollte  nur  Zweifels- 
gründe  aufstellen,  um  das  Spruchgericht  von  der  Anwendung  der 
ordentlichen  Strafe  zurückzuhalten,  welche  damals,  wenn  ich  nicht 
irre,  im  Feuertode  bestand.  Angesichts  einer  so  barbarischen  Justiz 
war  es  auch  wohl  dem  aufgeklärten  Rechtsfreunde  erlaubt,  derselben 
ihr  Opfer  in  zweifelhaften  Fällen  selbst  durch  Scheingründe  zu  ent- 
reissen,  und  wir  wollen  deshalb  mit  Platner  nicht  darüber  rechten, 
obgleich  er  unstreitig  Scharfsinn  genug  besass,  umihre  Wertlosigkeit  zu 
erkennen.  —  Denn  schon  der  gesunde  Menschenverstand  musste  es 
ihm  sagen,  dass  der  Mangel  au  einem  eingestandenen  Motive  nicht  den 
Beweis  einer  ausserdem  nicht  erkennbaren  Seelenstörung  liefern  könne, 
da  es  viel  zu  sehr  im  Interesse  der  Verbrecher  liegt,  dasselbe  zu  ver- 
heimlichen, als  dass  sie  nicht  von  selbst  daraufkommen  sollten.  Eben 
so  muss  Jeder  es  einsehen,  dass  die  dem  Verbrechen  so  häufig  vorher- 
gehende Unruhe  ein  deutliches  Zeichen  des  Kampfes  ist,  in  welchem 
Gewissen  und  menschliches  Gefühl  den  frevelhaften  Antrieb  zu  unter- 
drücken streben,  wobei  es  natürlich  ohne  pathologische  Aufregung  im 
Körper  nicht  abgehen  kann,  und  dass  bei  unglücklichem  Ausgange 
des  Kampfes  der  Inquisit  wiederum  geflissentlich  jeder  nähern  Rechen- 
schaft über  denselben  auszuweichen  sucht,  durch  welche  er  sich  un- 
mittelbar dem  Schwerte  der  Gerechtigkeit  überliefern  w^ürde. 

Aber  diese  bodenlose  Beweisführung  Platners  war  den  Ver- 
theidigern  der  Pyromanie  so  willkommen,  dass  sie  derselben  ohne  alle 
tiefere  Prüfung  das  volle  Bürgerrecht  in  der  gerichtlichen  Psychologie 
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einräumten.  Denn  es  wurde  ja  dadurch  die  Annahme  automatischer, 
folglich  unzurechnungsfähiger  Seelenzustände  gerechtfertigt,  und  man 
war  nun  jeder  Mühe  einer  tieferen  Erforschung  des  Gemüths  tiber- 
hoben, um  jeden  zweifelhaften  Fall  in  Bausch  und  Bogen  abzufertigen, 
wenn  der  Inquisit  hartnäckig  behauptete,  er  sei  durch  innere  Stimmen, 
durch  eine  wahre  Feuerlust,  nachdem  er  sie  vergeblich  zu  bekämpfen 
suchte,  widerstandslos  zu  seinem  Verbrechen  angetrieben.  Dass  der 
Vorsatz  zu  einem  Verbrechen  sich  häufig  durch  solche  Stimmen  ob- 
jectivirt,  ohne  dadurch  das  Geringste  an  seiner  Zurechnungsfähigkeit 
zu  verlieren,  erwähnte  ich  schon  in  §.  48*,  eben  so  wenig  hat  die 
Feuerlust  etwas  Befremdliches,  weil  der  Vorsatz,  nachdem  er  das 
Widerstreben  des  Gemüths  niedergekämpft  hat,  eine  wahre  Begierde 
zu  seiner  Erfüllung  erzeugt.  Eben  so  gut  wie  der  Brandstifter  Feuer, 
will  auch  der  Mörder  Blut  sehen,  und  Niemand  wird  den  Macbeth 
deshalb  für  unzurechnungsfähig  erklären,  weil  ihm  das  Blut  seines 
Schlachtopfers  als  Vision  an  dem  gezückten  Dolciie  erschien.  Dass 
man  doch  noch  immer  so  bereitwillig  Ursache  und  Wirkung  mit  einander 
verwechselt,  nachdem  jVJTkcbeth,  betroffen  über  die  Sinnestäuschung, 
die  allein  richtige  Erklärung  davon  gab: 

„Es  ist  die  blutige  That,  die  mein  Gehirn  so  in  die  Lehre  nimmt." 
Wenn  es  möglich  wäre,  die  zahlreichen  Gutachten,  welche  jugend- 
liche Brandstifter  für  unzurechnungsfähig  erklärten,  durch  eine  strenge 
Kritik  der  ihnen  zum  Grunde  gelegten  Thatsachen  zu  prüfen  und  die 
bei  letzteren  eingeschlichenen  objectiven  Irrthümer  zu  berichtigen,  so 
würde  unstreitig  oft  das  Nämliche  herauskommen,  wie  in  dem  Falle, 
welchen  ich  in  den  Annalen  des  Charite-Kraukenhauses  (Jahrgang  5. 
S.  131)  ausführlich  mitgetheilt  habe."  — 

Nun  was  ist  denn  dort  herausgekommen?  wir  haben  es  oben  mit- 
getheilt, und  nur  die  Geschwornen  haben  gut  gemacht,  was  die 
gerichtliche  Psychologie  der  Sachverständigen  verderben  wollte.  Es 
erinnert  dies  an  die  Verse: 

,,Es  war  mal  eiu  Abt,  ein  gar  stattlicher  Herr  5 
Nur  Schade:  sein'Schäfer  war  klüger  als  er." 

Wollen  die  hochverehrten  Mitglieder  der  wissenschaftlichen  Depu- 
tation in  ihrer  wohlverdienten  Eigenschaft  als  Autoritäten  und  —  ich 
darf  hinzufügen —  alsNobilitäten  ihrer  respectiven  Fachwissenschaften 
zugeben,  dass  man  bei  solchen  Darstellungen  sich  auf  sie  als  Gewährs- 
männer beruft?  Wollen  sie  wirklich  die  betreffenden  Ansichten  und 
Gutachten  ihrer  grossen  Lehr-  und  Amtsvorgänger  Berends,  Hörn, 


262 

Rudolph!  als  Ausflüsse  einer  ,,abgethanen  und  berüchtigten"  Lehre 
proclamiren  lassen,  deren  von  ihren  Vertheidigern  aufgestellte  Beweis- 
gründe „unter  aller  Kritik"  seien? 

Ich  möchite  dies  ohne  die  stringentesten  Beweise  entschieden  in 
Abrede  stellen.  Die  Erklärung  der  allerdings  bedauerlichen  Thatsache, 
dass  die  Geheimräthe  und  Mitglieder  der  wissenschaftlichen  Deputation 
Casper  und  Ideler  derartige  drakonische  Gutachten  und  Ansichten 
im  Namen  und  unter  Mitwirkung  des  gesammten  Collegiums  und  mit 
Genehmigung  des  Herrn  Ministers  v,  Raum  er  veröffentlichen  durften, 
möchte  sich  viel  leichter  daraus  erklären,  dass  der  Herr  Minister,  statt 
sich  mit  dem  wissenschaftlichen  Geiste  der  Deputation  zu  erfüllen  und 
sich  von  demselben  in  rein  wissenschaftlichen  Dingen  leiten  zu  lassen, 
gerade  umgekehrt  die  Deputation  durch  den  Geist  seines  politischen 
Systems  zu  beherrschen  und  zur  Umkehr  zu  bringen  strebte.  Die 
gerichtliche  Psychologie  war  dazu  ein  fruchtbares  Feld;  die  Geistes- 
kranken sollten  wieder  Sünder;  die  medicinische  Wissenschaft  sollte 
die  Gehülfin  des  Strafrichters ;  die  Richter  und  besonders  die  Geschwor- 
nen  sollten  durch  die  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  nicht 
aufgeklärt  —  Gott  behüte  vor  Aufklärung  —  sondern  zur  Verurthei- 
lung  hingerissen  werden. 

Ein  höchst  merkwürdiges  Beispiel  zum  Belege  für  diese  Ansicht 
hat  der  Oberstaatsanwalt  Paschke  zu  Frankfurt  a/0.  im  Golt- 
d am mer  sehen  Archiv  Bd.  I.  S.  480  seq.  niedergelegt;  ich  will  ^laher 
den  betreffenden  Fall ,  welcher  für  Aerzte  und  Juristen  vom  höchsten 
Interesse  ist,  nachstehend  mittheilen. 

„Am  Abend  des  3.  März  1851  gerieth  der  Arbeitsmann  Michael 
Friedrich  Bethke  zu  Reichenfelde  mit  seiner  Frau  in  Wortwechsel. 
Das  Ende  desselben  war,  dass  Bethke  seine  Frau  und  seine  Söhne 
Wilhelm  und  Heinrich  tödtete,  seiner  Mutter  den  rechten  Arm  zer- 
schmetterte, der  Sohn  Friedrich  durch  die  Flucht  sein  Leben  rettete, 
und  der  Ortsschulze  nur  durch  Zufall  dem  auch  sein  Leben  bedrohen- 
den Axthiebe  entging. 

Das  Unerhörte  des  Falles  selbst,  das  Benehmen  vor  und  nach  der 
That  und  der  Mangel  einer  ersichtlich  genügenden  Ursache  erregten 
Bedenken  gegen  die  Zurechnungsfähigkeit  des  Familienmörders  und 
gaben  Veranlassung,  ein  ärztliches  Gutachten  darüber  herbeizuführen. 
Der  Dr.  Seh  web  es  zu  Königsberg  i.  N.  nahm  Kenntniss  von  den  bis 
dahin  bekannten,  der  That  vorausgegangenen,  sie  begleitenden  und  ihr 
nachfolgenden  Umständen,  beobachtete  selbst  den  Bethke  in  der  Zeit 
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vom  10.  März  bis  zum  13.  Mai,  und  zwar  zum  Tlieil  unerkannt,  12  mal 
und  gab  demnächst  am  20.  Mai  sein  Gutachten  dahin  ab, 

1)  dass  während  seiner  Beobachtung  des  Bethke,  theils  im  Verhör, 
theils  im  Gefängnisse,  sich  zu  keiner  Zeit  auch  nur  die  geringste 
Spur  einer  Geisteskrankheit  kund  gegeben  habe; 

2)  dass  auf  Grund  dieser  Beobachtungen  und  nach  Lage  der  Akten 
mit  einem  an  Gewissheit  gränzenden  hohen  Grade  von  A¥ahr- 
scheinlichkeit  angenommen  werden  müsse,  dass  der  Bethke  im 
Momente  der  Tödtung  seiner  Ehefrau  in  einem  zurechnungs- 
fähigen Seelenzustande  sich  befunden,  dass  er  aber  bei  der 
Tödtung  seiner  beiden  Kinder  nicht  mehr  vollkommen  zurech- 
nungsfähig gewesen  sei. 

Bei  der  Wichtigkeit  der  Sache  wurde  auch  der  Physikus  des 
Kreises,  Dr.  Wolf f  zu  Küstrin,  aufgefordert,  den  Gemüthszustand  des 
Bethke  zu  erforschen  und  demnächst  sein  Gutachten  über  dessen  Zu- 
rechnungsfähigkeit abzugeben.  Ersteres  geschah  am  10.  Juni,  letzteres 
am  24.  August  1851.      Dieses  Gutachten  fiel  dahin  aus, 

dass  Bethke  bei  Ausführung  des  Mordes  an  seiner  Frau  und  seinen 
beiden  Söhnen  in  einem  unfreien,  die  Zurechnung  ausschliessenden, 
Geisteszustände  sich  befunden  habe. 

Bei  diesen  sich  widersprechenden  Gutachten  konnte  zur  Erhebung 
der  Anklage  nicht  geschritten  werden ,  es  wurde  daher  das  Medicinal- 
collegium  der  Provinz  Brandenburg  um  Entscheidung  jenes  Wider- 
spruchs angegangen.  Dieses  erklärte  jedoch  in  seinem  Gutachten  vom 
21.  November  1851, 

dass  sich  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen  lasse,  dass  der  Bethke  bei 
Verübung  der  That  in  einem  zurechnungsfähigen  Zustande  ge- 
wesen sei. 

Dadurch  kam  man  in  der  Sache  selbst  natürlich  nicht  weiter,  und 
es  blieb  nichts  übrig,  als  das  Gutachten  der  Avissenschaftlichen  Depu- 
tation für  das  Medicinalwesen  herbeizuführen.  Diese  endlich  erklärte 
in  ihrem  Gutachten  vom  3.  März  1852  mit  aller  Bestimmtheit, 

dass  Bethke  die  Tödtung  der  Seinigen  in  einem  zurechnungsfähigen 
Zustande  begangen  habe. 

Auf  Grund  dieses  Gutachtens  wurde  nun  die  definitive  Versetzung 
des  Bethke  in  den  Anklagestand  beschlossen,  und  unterm  14.  Septbr. 
1852  gegen  ihn  die  Anklage  erhoben: 

am  3.  März  1851  seine  Ehefrau,  sowie  seine  Söhne  Wilhelm  und 
Heinrich  vorsetzlich  und  mit  Üeberlegung  getödtet  zu  haben,  straf- 
bar aus  §.  286.  seq.  IL  20.  Allg.  Landi-echts  und  §.  175  Strafgesetzbuchs. 
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Zu  dem  Audienztermine  beantragte  die  Staats  -  Anwaltschaft,  den 
Dr.  Schwebes  zu  Königsberg  und  den  Referenten  bei  der  wissen- 
schaftlichen Deputation,  den  Professor  Ideler  zu  Berlin,  die  Verthei- 
digung  dagegen,  den  Kreis -Physikus  Dr.  Wolff  zu  Küstrin  und  den 
Medicinalrath  Dr.  Schütz  zu  Berlin,  Mitglied  des  Medicinalcollegii 
der  Provinz  Brandenburg,  zuzuziehen.  Diese  vier  Sachverständigen 
haben  denn  auch  der  mündlichen  Verhandlung  am  18.  und  19.  October 
1852,  und  zwar  von  Anfang  an,  beigewohnt,  in  der  Reihenfolge,  in 
welcher  die  schriftlichen  Gutachten  oben  erwähnt  worden,  ihre  münd- 
lichen Vorträge  gehalten,  in  diesen  ihre  früher  ausgesprochenen  An- 
sichten wiederholt  und  am  Schluss  auf  ausdrückliches  Befragen  des 
Schwurgerichts-Präsidenten  die  Versicherung  abgegeben,  dass  sie  weder 
durch  die  in  der  mündlichen  Verhandlung  vorgekommenen  Erörterungen, 
noch  durch  die  gehörten  abweichenden  Erklärungen  zu  einer  anderen 
Ansicht  gelangt  seien. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Zurechnungsfähigkeit  des  Ange- 
klagten Gegenstand  besonderer  Erörterung  geworden,  wurde  von  dem 
Gerichtshofe  nach  Art.  81  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1852  zu  den,  die 
drei  Ermordungen  feststellenden,  Hauptfragen  die  besondere  Frage 
hinzugefügt : 

Ist  festgestellt,    dass  der  Angeklagte  zur  Zeit  der  in  vorstehender 
Frage  erwähnten  That  zurechnungsfähig  gewesen  ist? 

Die  Geschwornen   bejahten   nun   zwar   die  drei  Hauptfragen  und 
die  zu  der  ersten,  die  Ermordung  der  Frau  betreffenden,  gestellte  Zusatz- 
frage, verneinten  aber  die  Zusatzfragen,   die  Zurechnungsfähigkeit  zur 
Zeit  der  Ermordung  der  beiden  Kinder  betreffend. 
Der  Gerichtshof  erkannte  daher  hierauf, 
dass   der  Arbeitsmann  Michael  Friedrich  Bethke  aus  Reichen- 
felde  wegen  Mordes    an  seiner  Ehefrau  der  bürgerlichen  Ehre  für 
verlustig  zu  erklären  und  mit  dem  Tode  zu  bestrafen ,   von  der  An- 
klage des  Mordes   an  seinen  Söhnen  Wilhelm  und  Heinrich  da- 
gegen freizusprechen. 

Der  Angeklagte  erklärte  am  29.  October,  dass  er  sich  bei  diesem 
Erkenntnisse  beruhigen  wolle,  und  wurde,  mit  Allerhöchster  Ermäch- 
tigung vom  22.  Februar  d.  J.,  am  11.  März  in  dem  umschlossenen  Hofe 
des  Gefangenenhauses  zu  Küstrin  mit  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften durchs  Beil  vom  Leben  zum  Tode  befördert. 

Dies  der  Gang  der  Untersuchung,  so  weit  er  die  oben  aufgestellte 
Frage  betrifft.  Es  sei  noch  gestattet,  die  Erwägungen  hinzuzufügen, 
welche  die  Staatsanwaltschaft  dabei  geleitet  haben. 
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Zu  den  Thatsachen,  welche  durch  den  Ausspruch  der  Geschwornen 
festzustellen  sind,  gehört  insbesondere  auch  die  Zurechnungsfähigkeit 
(Art.  81,  Gesetz  vom  3.  Mai  1852).  Der  Fällung  des  Urtheils  soll  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  ein  mündliches  Verfahren,  bei  welchem  nament- 
lich auch  die  Beweisaufnahme  vorzunehmen  ist,  vorhergehen  (§.  14. 
Verordnung  vom  3.  Januar  1849).  Ist  die  Zurechnungsfähigkeit  zwei- 
felhaft und  bereits  Gegenstand  besonderer  Erörterung  in  der  Vorunter- 
suchung geworden,  so  ist  die  Beweisaufnahme  darüber  auch  zum 
Gegenstande  der  mündlichen  Hauptverhandlung  zu  machen.  Beruhen 
die  Beweismittel  in  Gutachten  von  Sachverständigen,  so  haben  diese 
dasselbe  in  der  mündlichen  Verhandlung  abzugeben  und  zu  begründen, 
wenn  nicht  ganz  besondere  Umstände  eine  Ausnahme  davon  gestatten. 
Der  vorgetragene  Fall  bot  keine  Veranlassung  zu  einer  solchen  Aus- 
nahme, erheischte  vielmehr  für  die  mündliche  Verhandlung  ein  noch 
näheres  Eingehen  auf  das  ganze  Leben  des  Angeklagten  und  nament- 
lich auf  dessen  Verhalten  vor  und  nach  der  That.  Darum  schien  es 
unabweislich  geboten,  die  Sachverständigen,  durch  welche  der  Beweis 
der  Zurechnungsfähigkeit  geführt  werden  sollte,  zur  mündlichen  Ver- 
handlung zuzuziehen,  zumal  ja  gar  nicht  vorausgesehen  Averden  konnte, 
ob  durch  die  mündliche  Verhandlung  nicht  erhebliche  Momente  festge- 
stellt werden  würden,  welche  ein  anderes,  als  durch  die  Gutachten  in 
der  Voruntersuchung  erzieltes  Resultat  zur  Folge  haben  könnten. 
Deshalb  erbat  man  sich  von  dem  Ministerium  der  geistlichen  Angele- 
genheiten den  Namen  des  Referenten  der  wissenschaftlichen  Deputation, 
weil  der  Beweis  der  Zurechnuugsfähigkeit  zu  führen  beabsichtigt  wurde, 
und  dazu  der  Referent  bei  jener  Deputation  als  der  geeignetste  Sach- 
verständige erschien.  Der  Herr  Minister  der  geistlichen  Angelegenheiten 
kam  diesem  Gesuche  sehr  bereitwillig  entgegen. 

Das  betreffende  Schreiben  vom  22.  Sept.  vor.  Jahres,  in  welchem 
die  Stellung  des  Referenten  als  Sachverständiger  bei  der  mündlichen 
Verhandlung  näher  bezeichnet  wird,  lautet  dahin: 

„„Ew.  überlasse  ich,  den  Dr.  Ideler  als  Sachverständigen  zu  der 
betreffenden  Sitzung  des  Schwurgerichts  vorladen  zu  lassen.  Da- 
gegen kann  ich  weder  dem  Ideler,  noch  einem  andern  Mitgliede 
der  genannten  Deputation  den  Auftrag  erth eilen,  jenes  Gutachten  zu 
vertheidigen.  Es  muss  vielmehr  dem  betreffenden  Sachverständigen 
lediglich  selbst  überlassen  bleiben,  welche  Ansicht  über  die  Zurech- 
nungsfähigkeit des  Angeklagten  er  im  Audienztermine  aussprechen, 
und  wie  er  dieselbe  motiviren,  resp.  vertheidigen  will.  Als  Ver- 
treter gedachter  Deputation  kann  er  nicht  fungiren.     Das 
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Gutachten  der  letzteren  kann  vielmehr  nur  verlesen  werden;  dem 
Sachverständigen  wird  dann  anheimgestellt  bleiben  müssen ,  seine 
Ansicht  auszusprechen  und  zu  begründen. 

Ew.  gefälliger  Erwägung  stelle  ich  aber  anheim,  ob  nicht  die 
ungewöhnliche  Massregel  der  Vorladung  eines  Sachverständigen  aus 
Berlin,  Behufs  des  Nachweises  der  Zurechnungsfähigkeit  des  Ange- 
klagten, ihren  Zweck  verfehlen  und  einen  der  beabsich- 
tigten Wirkung  gerade  entgegengesetzten  Eindruck  auf- 
die  Geschwornen  hervorzubringen  geeignet  sein  möchte. 
Nach  meinem  unmassgeblichen  Dafürhalten  kann  es  dem 
Staatsanwalt  nicht  schwer  fallen,  das  sehr  gut  motivirte 
Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  gegen  die 
etwaigen  Angriffe  der  von  der  Vertheidigung  zu  stellen- 
den Sachverständigen  zu  vertheidigen-,  auch  ist  das  Gut- 
achten so  gefasst,  dass  es,  gut  vorgetragen,  den  entspre- 
chenden Eindruck  auf  die  Geschwornen  nicht  verfehlen 
wird."  " 

Die  in  diesem  Schreiben  angeregten  Bedenken  sind  natürlich  einer 
sehr  sorgfältigen  Erwägung  unterzogen,  jedoch  nicht  für  geeignet  be- 
funden worden,  den  betretenen  Weg  zu  verlassen.  Die  mündliche 
Verhandlung  selbst  hat  kein  Moment  angegeben,  welches  geeignet 
gewesen  wäre,  die  Richtigkeit  oder  auch  nur  Zweckmässigkeit  dieses 
Weges  in  Zweifel  zu  ziehen.  Der  Ausspruch  der  Geschwornen,  welcher 
anscheinend  auf  dem  Gutachten  des  Dr.  Schwebes  basirt,  kann  nicht 
dafür  angeführt  werden,  einmal  darum  nicht,  weil  ja  auch  dieser  Sach- 
verständige nur  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  die  Zurechnungs- 
fähigkeit des  B  et  like  bei  dem  Morde  der  Frau  annahm,  mithin  das 
Gutachten  des  Dr.  Ideler  bei  den  Geschwornen  den  Ausschlag  gegeben 
haben  muss,  und  sodann  darum  nicht,  weil  die  lange  Zeit  von  den 
Aerzten  aufgestellte  Lehre  von  der  Mania  transitoria  so  tief  ins  Volk 
eingedrungen  ist,  dass  man  sich  nur  wundern  kann,  wenn  in  einem 
Falle,  Avie  dem  hier  mitgeth eilten,  jene  von  dem  Dr.  Wolff  mit  grosser 
Gewandtheit  vertheidigte  Ansicht  nicht  vollständig  den  Sieg  davon 
getragen  hat. 

Als  praktisches  Resultat  in  Betreff  der  oben  aufgestellten  Frage 
würde  nun  der  Grundsatz  aufgestellt  werden  müssen, 

dass  Sachverständige,  wenn  durch  sie  ein  Beweis  geführt  werden  soll 
bei  der  mündlichen  Hauptverhandlung  —  gleich  den  Zeugen  —  zu- 
zuziehen sind,  und  dass  davon  nur  da  eine  Ausnahme  gemacht  wer- 
den kann,  wo  besondere  Umstände  dies  gestatten. 
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Eiue  solche  Ausnahme  ist  z.  B.  in  Untersucliuiigen  wegen  Münz- 
verbrecheu  gemacht  worden. 

Erw^ähnt  mag  noch  werden,  dass  das  in  dieser  Sache  beobachtete 
Verfahren  dem  Herrn  Justizminister  berichtet  und  von  diesem  nicht  ge- 
missbilligt  worden. 

Nachschrift. 

Vorstehende  Mittheilung  hat,  wie  Eingangs  erwähnt,  nur  ein  Bei- 
spiel geben  sollen,  wie  die  Stellung  der  Sachverständigen  bei  dem 
jetzigen  Strafverfahren  von  der  Praxis  aufgefasst  wird.  Der  Fall  selbst, 
so  unerhört  und  scheusslich  er  auch  ist,  bietet  kein  juristisches,  wohl 
aber  ein  sehr  bedeutendes  psychologisches  Interesse.  —  Von  einer  Mit- 
theilung aus  dieser  Rücksicht  muss  jedoch  Abstand  genommen  werden, 
da  die  Gutachten  allein  einen  Umfang  von  92  Bogen  haben  und  selbst 
in  einer,  immer  bedenklichen  Bearbeitung  zur  Aufnahme  in  diese  Blät- 
ter zu  voluminös  sein  würden.  Nur  eine,  in  dem  Gutachten  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  zur  Begründung  der  Zurechnungsfähigkeit  vor- 
kommende Idee  möge  hier  noch  ihren  Platz  finden,  weil  sie,  wenn  auch 
nicht  ganz  neu,  doch  selten  von  den  Aerzten  gehörig  berücksichtigt 
wird. 

Das  Gutachten  hat  es  sich  nämlich  zur  Aufgabe  gemacht,   darzu- 
thun,  dass  die  blutige  That  des  Bethke  in  folgerechter  Entwickelung 
aus  seiner  ganzen  früheren  Lebensführung  als  die  letzte  Frucht 
derselben  hervorging,  dass  sie  in  Uebereinstimmung  mit  seinem  Charak- 
ter steht,  und  dass  zu  ihrer  Erklärung  nicht  Einflüsse  zu  Hülfe  genom- 
men werden  müssen,  durch  welche  die  Natur einrichtung  seiner  Seele 
mit  sich  in  Widerspruch  und  dadurch  in  einen  krankhaften,  die  freie 
Selbstbestimmung  ausschliessenden  Zustand  versetzt  worden  wäre. 
,,,,Den  stärksten  Beweis  —  so  lautet  das  Gutachten  selbst  —  für  die 
objective  Wahrheit  der  bisherigen  Darstellung,  durch  welche  die  Zu- 
rechnungsfähigkeit des  Bethke  zur  Zeit  seiner  blutigen  That  dar- 
gethan  wird,  finden  wir  indess  darin,  dass  bald  nach  ihrer  Vollbringung 
sein  Gewissen  erwachte  und  sein  Gemüth  in  die  furchtbarste  Er- 
schütterung versetzte.    Wenn  die  Wuth  aus  wirklicher,  selbst  schnell 
vorübergehender  Seelenkrankheit  entspringt,  muss  sie  eben  deshalb 
eine  längere  Verstimmung  des  Gemüths  zur  Folge  haben,  welches 
erst  sehr  allmälig  in  das  Gleichgewicht  seiner  Kräfte  und  Antriebe 
zurückkehrt   und   die   freie   Thätigkeit    derselben  zum  Bevvusstsein 
gelangen  lassen  kann.    Der  w^ahnsinnige  Mörder  wird  daher  jedesmal 
erst  nach  langer  Zeit  über  die  wesentliche  Bedeutung  seiner  blutigen 
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That  zur  Besinnung  kommen  können  und  bis  dahin  sie  auf  eine 
Weise  beurtheilen,  welche  eine  Störung  seines  religiösen  Bewusst- 
seins,  als  seines  G-ewissens,  deutlich  zu  erkennen  giebt.  Wenn  aber 
letzteres  wenige  Minuten  nach  verübtem  Frevel  ein  der  Grösse  des- 
selben angemessenes  Verdammungsurtheil  über  ihn  ausspricht,  so 
liegt  hierin  der  überzeugende  Beweis ,  dass  in  der  innersten  Seelen- 
thätigkeit  durchaus  kein  Hinderniss  obwaltete ,  sondern  sie  ihrer 
Natureinrichtung  gemäss,  also  frei  wirkte."" 

Zur  Erläuterung  diene,  dass  Bethke,  als  ihm  seine  That  kurz 
nach  Verübung  derselben  vorgehalten  wurde,  rief: 

,,„Burr,  brr,  brr,  Kinder,  was  habe  ich  gemacht,  helft  beten!"" 
dass  er  Wasser  mit  den  Worten  verlangte : 

„„Kinder,  wenn  ich  bitten  darf,  schenkt  mir  doch,  ich  verbrenne!"" 
dass  ihm  die  Zähne  vor  Frost  klapperten,  er  sich  schüttelte  und  sagte: 

„„Hu,  Kinder,  ich  erfriere!    Helft  mir  beten,  was  habe  ich  gemacht, 

ich  habe  es  verdient!"" 
und  dass  er  entsetzlich  blass  aussah  und  kaum  wieder  zu  erkennen  war." 

Aber,  wie  oben  bemerkt  worden,  es  fehlte  der  so  gefährlichen 
Wendung  der  gerichtlichen  Arzueiwissenschaft ,  sobald  die  traurigen 
Resultate  in  die  Oeffentlichkeit  gelangten,  nicht  an  einem  Gegengewicht; 
und  gerade  der  Mann,  auf  dessen  Autorität  Casper  sich  für  die  Ab- 
schaffung der  Pyromanie  und  der  Suchten  überhaupt  ausdrücklich  ge- 
stützt hatte,  der  treffliche  Mittermaier,  war  der  erste,  welcher  seinen 
weit  hallenden  und  mächtig  erschütternden  Mahnungs-  und  Warnungs- 
ruf gegen  solche  Irrlehren  erschallen  liess.  Auch  er  hat  seine  desfall- 
sigen  Ansichten  im  Golt  dämm  er  sehen  Archiv  Bd.  I.  1853  in  mehre- 
ren Artikeln  über  „Die  Stellung  und  Wirksamkeit  der  Sachverständigen 
im  Strafverfahren"  ausgesprochen;  und  ich  will  die  betreffenden  Stellen 
mittheilen.    Er  sagt  (S.  287  sq.): 

„Der  wichtigste  Punkt  bei  Feststellung  des  richtigen  Verhältnisses 
der  Sachverständigen  betrifft  die  Ausmittelung  der  Zurechnungsfähig- 
keit Angeklagter  und  die  Aufsuchung  der  Mittel,  durch  welche  am 
sichersten  auf  eine,  ebenso  das  öffentliche  Interesse  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft, als  das  Interesse  der  Angeschuldigten  fördernde  Weise  die 
Herstellung  der  Zurechnungsfähigkeit  geschehen  kann. 

Ernste  und  selbst  betrübende  Betrachtungen  drängen  sich  dem 
Freunde  der  Gerechtigkeit  bei  der  genauen  Beobachtung  der  Art  auf, 
wie  in  manchen  Ländern  diese  Herstellung  erfolgt,  und  wenn  man  ge- 
nauer die  mangelhaften  Grundlagen  prüft,   auf  welche  die  ärztlichen 
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Gutachten  gegeben,  und  die  Entscheidungen  der  Richter  und  Ge- 
schwornen  gebaut  werden.  Eine  40jährige  Beobachtung,  unterstützt 
durch  Besuche  der  bedeutendsten  L-renanstalten  Europa's  und  durch 
Mittheilungen  ausgezeichneter  Directoren  von  IiTcnanstalten  mag  es 
rechtfertigen,  wenn  der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  vielleicht  scheinbar 
oft  zu  hart  das  bestehende  Verfahren  angreift " 

„Man  ist  gewöhnt,  gewisse,  von  den  Aerzten  vor  30  Jahren  auf- 
gestellte FoiTiien  der  Seelenstörungen  für  die  erschöpfenden  zu  halten 
und  mit  Misstrauen  den  Aerzten  entgegenzutreten,  sie  des  Materialis- 
mus oder  der  Sentimentalität  zu  beschuldigen,  wenn  sie  von  Manie, 
Monomanie  oder  plötzlich  ausgebrochener  Seelenstörung  sprechen.  N^och 
niederschlagender  ist  es,  wenn  man  die  Art  kennt,  nach  welcher  manche 
französische  Staatsanwälte  die  Aerzte  behandeln,  welche  von  Mono- 
manie und  ähnlichen  Zuständen  sprechen.  Der  Ausspruch  eines  hoch- 
gestellten Staatsanwalts  in  einem  Falle,  in  Avelchem  der  Arzt  die  Mono- 
manie des  Augeklagten  behauptete:  ,,Nun,  wenn  wirklich  die  Monomanie 
vorkommt,  so  muss  man  sie  durch  die  Guillotine  heilen",  war  kei»  wür- 
diger. Ohnehin  kann  nicht  verkannt  werden,  dass  häufig  der  Arzt, 
welcher  den  eines  scliAveren  Verbrechens  Angeklagten  als  an  Seelen- 
störung leidend  darstellen  will,  in  einer  ungünstigen  Stellung  sich  be- 
findet, weil  das  Fortwirken  des  Abschreckungsprincips 
Staatsmänner  und  Richter  leicht  zur  Ansicht  verleitet,  dass  man 
dui'ch  strenge  Handhabung  der  Strafgesetze  dem  Einflüsse  der  gefähi'- 
lichen  neuen  materialistischen  Theorieen  entgegentreten  müsse,  um  so 
mehr  als  die  sogenannten  Seelenstörungen  regelmässig  solche  von  dem 
sündhaften  Verbrecher  verschuldeten  Zustände  seien." 

Glaubt  man  hier  nicht  eine  Darstellung  und  Bekämpfung  der 
Heinroth-,  Münchhausen-Casper-  und  Idel ersehen  Principien  zu 
lesen! 

„Die  grössten  Schwierigkeiten  —  fährt  Mittermai  er  fort  —  treten 
bei  der  richtigen  Beui-theilung  der  Manie en  in  der  Form  ein,  in  welcher 
sie  krankhaft,  unwiderstehlich  zu  gewissen  Handlungen  antreiben,  ohne 
zunächst  das  geistige  Leben  zu  ändern  und  das  Bewusstsein  aufzu- 
heben. Es  gehörte  noch  vor  20  Jahren  zum  guten  Ton  von  Seiten  der 
Juristen,  gegen  die  Annahme  dieser  Krankheiten  zu  Felde  zu  ziehen 
und  diejenigen,  welche  den  Einfluss  dieser  Krankheitsformen,  auf  die 
Zurechnungsfähigkeit,  selbst  mit  vielen  Einschränkungen  behaupteten, 
der  Leichtgläubigkeit,  der  Sentimentalität  oder  des  Materialismus  zu 
beschuldigen.  Es  ist  bemerkenswerth ,  dass  Feuerbach,  der  so« heftig 
die  Vertheidiger  dieser  KJrankheitsformen  angriff,  in  dem  von  ihm  zu- 
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riickgelassenen  Entwürfe  eines  Strafgesetzbuchs  selbst  die  Manie  als 
Aufhebung'sgrund  der  Zurechnung  anerkannt  hat.  Jetzt  hat  der  Fort- 
schritt der  Wissenschaft  und  der  Sieg  besserer  Forschungen  die  allge- 
meine Ueberzeugung  herbeigeführt,  dass  ohne  Ungerechtigkeit  die 
Beachtung  dieser  Krankheitsformen  im  Strafverfahren  nicht  verworfen 
werden  darf." 

Ich  glaube,  diesen  Aussprüchen  Mittermaiers  nichts  hinzusetzen 
zu  dürfen;  sie  werden  aber  mehr  als  ausreichen,  um  zu  zeigen,  welche 
bedauerliche  Rückschritte  die  gerichtliche  Psychologie  seit  30  Jahren 
in  Preussen  gemacht  haben  müsste,  wenn  man  die  wissenschaftliche 
Deputation  als  Gesammtheit  für  die  motivirten  gerichtsärztlichen  Gut- 
achten verantwortlich  machen  wollte,  welche  unter  ihrem  ISTamen  von 
den  betreffenden  Keferenten  veröffentlicht  worden  sind.  Glücklicher- 
weise darf  man  dies  nicht.  Wir  haben  aus  dem  oben  (S.  265)  mitge- 
theilten  amtlichen  Schreiben  des  Herrn  v.  Raum  er  an  den  Oberstaats- 
anwalt Paschke  gesehen,  dass  der  Referent  des  von  der  Deputation 
abgegebenen  Gutachtens  nicht  einmal  bei  der  Gerichtsverhandlung,  für 
welche  es  doch  erstattet  worden,  dasselbe  als  Collegialgutachten  zu 
vertheidigen  oder  überhaupt  die  Deputation  dabei  zu  vertreten,  für 
befugt  erachtet  werden  sollte ;  um  wieviel  weniger  darf  nun  umgekehrt 
dem  Collegium  zugemuthet  werden,  die  Arbeiten  der  Referenten, 
welchen  es  für  einen  concreten  Fall  seine  Zustimmung  gegeben,  der 
Wissenschaft  gegenüber  zu  vertreten.  Die  gerichtlich -psychologischen 
Gutachten  der  Herren  Geheimräthe  Casper  und  Ideler  sind  in  foro 
unschädlich,  weil  die  Richter  das  Correctiv  in  ihrem  freien  Urtheil, 
die  GescliAvornen  das  Abwehrmittel  in  ihrem  gesunden  Menschenver- 
stände finden;  allein  wenn  die  Referenten  derartiger  Gutachten  die- 
selben mit  ministerieller  Genehmigung  als  „Entscheidungen"  der  höchsten 
medicinisch -technischen  Instanz  herausgeben  und  sie  gleichsam  als 
„PräJudicien"  für  die  Gerichtsärzte  und  die  Medicinalbeamten  geltend 
machen,  so  kann,  ja  muss  ein  solches  Unternehmen  praktisch  die  grössten 
Nachtheile  nach  sich  ziehen.  Die  theoretischen  Kunstfehler,  welche 
die  wissenschaftliche  Deputation  in  den  unter  ihrem  Namen  herausge- 
gebenen gerichtlich -psychologischen  Obergutachten  an  den  Gutachten 
der  gerichtsärzlichen  Vorinstanzen  mit  Unrecht  gerügt  haben,  verwan- 
deln sich  in  ärztliche  Kunstfehler  der  wissenschaftlichen  Deputation 
selber,  treten  aber  durch  die  Veröffentlichung  der  betreffenden  Entschei- 
dungen aus  dem  theoretichen  Gebiet  in  das  praktische  über,  wenn  der 
Einwirkung  ihrer  amtlichen  Autorität  durch  die  höhere  Autorität  der 
freien  Wissenschaft  nicht  entgegengetreten  Avird. 
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Wie  sehr  der  Nimbus  einer  amtlich  hohen  Stellung  in  solchen 
Fällen  blenden  kann  und  eine  unbefangene  Kritik  nicht  aufkommen 
zu  lassen  geeignet  ist,  ergiebt  sich  aus  den  „<iiutacht<'ii  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  über  geburtshülfliche  Kunstfehler",  mit  deren  Ver- 
öffentlichung das  hohe  Collegium  den  betreffenden  Referenten,  den 
Geheimrath  Jos.  Herm  Schmidt  angeblich  beauftragt  hatte,  und  welche 
zu  der  hier  vorliegenden  Schrift  die  erste  Veranlassung  gegeben  haben. 
Ich  habe  oben  den  Ausspruch  Idelers  angeführt,  dass  die  frühern  Gut- 
achten über  die  Pyromanie,  zu  denen  auch  die  der  wissenschaftlichen 
Deputation  von  1821  und  1824  gehörten,  vom  Standpunkte  der  wissen- 
schaftlichen Psychologie  aus  ,, unter  aller  Kritik"  seien;  man  darf 
aber  wohl,  nicht  mit  gleichem,  sondern  mit  wirklichem  Recht  behaupten, 
dass  die  von  Herrn  Geheimrath  Schmidt  im  angeblichen  Namen  der 
wissenschaftlichen  Deputation  herausgegebenen,  von  ihm  gearbeiteten 
,, Gutachten  zur  gerichtlichen  Geburtshülfe"  formell  und  materiell  sich 
jeder  Kritik  entziehen.  Die  wissenschaftliche  Deputation  kann  und  darf 
als  Herausgeberin  dieser  Gutachten  nicht  angesehen,  und  die  wissen- 
schaftliche Bedeutung  ihrer  einzelnen  Mitglieder  nach  dem  Maassstabe 
des  Werths  dieser  Gutachten  nicht  gemessen  werden.  Der  folgende 
Abschnitt  soll  dies  näher  nachweisen. 


IX. 

Das  Buch:  „Entscheidungen  der  wissenschaftlichen  De- 
putation zur  gerichtlichen  Geburtshülfe ;  über  Kunstfehler 
der  Geburtshelfer  und  Hebammen"  ist  von  diesem  Colle- 
g'ium  nicht  herausgegeben  worden.  Herr  Geheimrath 
Schmidt  allein  tragt  für  die  eben  so  unberechtigte,  als 
nachtheilige  Veröffentlichung  die  Verantwortlichkeit. 

Bereits  am  Scliluss  meiner  Einleitung  zu  den  „medicinisch-gericlit- 
liclien  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation"  habe  ich  bemerkt, 
dass  die  von  Herrn  Geheimrath  Schmidt  im  Namen  der  Deputation 
herausgegebenen  5  Gutachten  über  Kunstfehler  der  Geburtshelfer  for- 
mell und  materiell  vollkommen  verfehlt  sind,  und  eine  Veröffentlichung 
derselben  nur  zu  dem  Zwecke  denkbar  sei,  um  an  ihnen  zu  zeigen,  dass 
die  Kunstfehler  der  Aerzte  auch  von  der  wissenschaftlichen  Deputation 
nicht  immer  richtig  beurtheilt  würden.  Ich  habe  mir  daher  eine  Kritik 
jener  Gutachten,  und  zwar  in  einer  besonderen  Schrift:  über  „die  Kunst- 
fehler der  Aerzte"  vorbehalten.  Das  Recht  hierzu  ist  an  sich  unbe- 
streitbar, aber  der  Herr  Geheimrath  Schmidt  hat  ausserdem  noch  zum 
Gebrauch  dieses  Rechts  aufgefordert,  indem  er  in  seinem  Nachwort 
(S.  253)  sagt: 

„So  sehr  ich  also  der  Ansicht  bin,  dass  die  wissenschaftliche  De- 
putation in  foro  das  ,, letzte  Wort"  behalten  muss,  so  bin  ich  doch 
(ganz  unbeschadet  dieser  formellen  Nothwendigkeit  im  engeren  Kreise 
der  Rechtspflege)  auf  dem  weiten  Gebiete  der  Wissenschaft  des  Glau- 
bens, dass  das  letzte  Wort  nicht  immer  das  objectiv- richtige 
und  unfehlbare  ist.  Mit  dem  Tage,  an  welchem  ein  Geheimes  Ober- 
Tribunal,  sei  es  ein  juridisches  oder  ein  medicinisches,  anfängt.  Gründe 
anzugeben,  fällt  der  letzte  Schein  der  Unfehlbarkeit.  Ein  Aus- 
spruch ohne  Gründe  entgeht,  ein  Ausspruch  mit  Gründen  verfallt 
der  Kritik;  aber  nicht  unter  der  Bedingung  der  ,, Heimlichkeit", 
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sondern  unter  der  Bedingung  der  „Oeffentlichkeit".  Die  wissen- 
schaftliche Deputation  hat  niemals  „Autoritäten"  anerkannt,  nie  in 
Verba  eines  Lehr-  oder  Handbuches  geschworen,  nie  Büchertitel  citirt, 
—  die  Autorität  war  sie  selber;  aber_sie  hat  stets  Gründe  angegeben 
und  dadurch  bewiesen,  dass  sie  auch  Respect  vor  den  Gründen  An- 
derer hat.  Schon  um  deswillen  ist  es  gut,  dass  ihr  ,, letztes  Wort"  nicht 
im  Staube  der  Registraturen  vergraben  werde,  sondern  von  der  Fach- 
Commission  an  das  Plenum  komme.  Denn  die  wissenschaftliche  „Welt" 
ist  eine  noch  höhere  Instanz,  als  die  wissenschaftliche  ,, Deputation". 

„Die  wissenschaftliche  Welt"  hat  von  dem  Buche  des  Herrn 
Geheimrath  Schmidt  keine  Notiz  genommen;  und  es  ist  gewiss  be- 
zeichnend, dass  der  treffliche  Mittermai  er  in  seinem  Archiv  des  Cri- 
minalrechts,  1853,  in  welchem  er  S.  1 — 37  und  167  —  205:  über  „die 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Aerzte,  Wundärzte,  Apotheker 
und  Hebammen  wegen  Kunstfehler  und  anderer  Handlungen  und  Unter- 
lassungen in  Bezug  auf  die  Ausübung  ihrer  Kunst"  handelt  und  zur 
Erläuterung  eine  grosse  Menge  lehrreicher  Rechtsfälle ,  sowie  eine  den 
Gegenstand  fast  erschöpfende  Literatur  von  Gutachten  anführt,  zwar 
vielfach  die  Gas  per  sehe  Vierteljahrsschrift,  aber  auch  nicht  mit 
einem  einzigen  Worte  die  von  Schmidt  herausgegebenen  Gutachten 
erwähnt. 

Die  Tagespresse  hat  freilich  vielfach  Anzeigen  über  die  erschienenen 
Gutachten  gebracht;  allein  auf  eine  wissenschaftliche  Beurtheilung  des 
Inhalts  hat  sich  keine  einzige  derselben  eingelassen.  Sie  haben  alle 
sich  darauf  beschränkt,  den  grossen  Nutzen  derartiger  Veröffentlichungen 
anzuerkennen  und  dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  gerade  für  das- 
jenige Verfahren  Lob  und  Dank  auszusprechen,  durch  welches  er  die 
wissenschaftliche  Deputation ,  wenn  dieselbe  wirklich  als  Collegium  die 
Gutachten  mit  Wissen  und  Willen  herausgegeben  hätte,  compromittirt 
haben  würde.  Statt  unnützer  Wiederholungen  mag  es  genügen,  auf 
die  Anzeige  in  dem  trefflichen  und  unparteiischen  „Gersdorf sehen 
Repertorium  der  deutschen  und  allgemeinen  Literatur"  aufmerksam  zu 
machen.  In  diesem  heisst  es  (Bd.  IV,  1851,  S.  14):  „Den  einzigen 
dritten  Fall  abgerechnet,  konnte  und  musste  der  Verfasser  (?!)  die  an- 
geschuldigten und  zu  harten  Strafen  und  Verlust  ihrer  Praxis  verur- 
theilten  Medicinalpersonen  in  Schutz  nehmen,  ja  dieselben  nicht  selten 
sogar  wegen  ihres  Verhaltens  da  loben,  wo  einseitig  befangene 
Medicinalcollegien  im  Dünkel  der  Schreibtischgelehrten 
das  Verdammungsurtheil  ausgesprochen  hatten.  Offen- 
herzig und  bieder  tritt  der  Verfasser  als   Vertheidiger  der 
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lieblos  und  ungerecht  Verurtheilten  auf  und  schont  in 
seinem  löblichen  Eifer  keineswegs  die  Mittelinstanzen,  wo 
diese  sich  selbst  unwissenschaftliche  Blösen  gegeben  haben." 
Ist  dieses  aufrichtig  gemeinte  Lob  für  den  Herrn  Geheimrath 
Schmidt  nicht  der  bitterste  Tadel  für  die  wissenschaftliche  Deputation? 
Hat  dieses  hochachtbare  und  nur  in  der  Wissenschaft  seine  wohlver- 
diente Ehre  suchende  und  findende  Collegium  jemals  darein  willigen 
können,  dass  es,  auf  Kosten  der  Mittelinstanzen,  deren  Referenten  in 
der  Wissenschaft  eine  bei  weitem  höhere  Stufe  und  Autorität,  als  der 
Herr  Geheimrath  Schmidt,  einnahmen,  ein  solches  Lob  erwarte  und 
verdiene?  War  es  dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  als  Referenten 
gelungen,  die  wissenschaftliche  Deputation  zur  Annahme  und  Unter- 
zeichnung seiner  derartigen  Gutachten  für  den  concreten  Fall  zu  be- 
wegen: würde  sie  dann  nicht  wenigstens  es  gewiss  mit  allen  Kräften 
von  sich  gewiesen  haben,  diese  Gutachten  unter  ihrem  Namen  der 
Oeffentlichkeit  zu  übergeben,  selbst  wenn  dieselben  einen  wissenschaft- 
lichen Wertli  gehabt  hätten,  der  ihnen  aber  vollständig  abgesprochen 
werden- muss? 

Ich  antworte  auf  alle  diese  Fragen  mit  dem  einfachen  Satze :  die 
wissenschaftliche  Deputation  ist  für  jene  Veröffentlichung  nicht  verant- 
wortlich, sie  hat  jene  „Entscheidungen"  nicht  herausgegeben,  sie  hat 
lediglich,  wie  bei  der  Erstattung,  so  auch  bei  der  Herausgabe  derselben, 
dem  mächtigen  Einfluss  des  Herrn  Geheimrath  Schmidt  nicht  zu  wider- 
stehen vermocht.  Es  war  dies  allerdings  eine  bedauerliche  Schwäche, 
allein  diese  muss  mit  besonderem  Nachdruck  hervorgehoben  werden, 
um  klar  zu  machen,  dass  ein  anderer  bedenklicher  Vorwurf  ihr  mit 
Unrecht  gemacht  werden  würde.  Ich  habe  nun  diese  meine  Behaup- 
tungen näher  nachzuweisen,  da  sie  mit  der  Feststellung  der  Grundsätze 
für  die  wissenschaftliche  Beurtheilung  und  gerichtsärztliche  Begutach- 
tung der  ärztlichen  Kunstfehler  im  innigsten  Zusammenhange  stehen. 

Das  Buch  des  Herrn  Geheimrath  Schmidt  führt  folgenden 
Doppeltitel: 

I.  Neue  Auswahl  medicinisch-gerichtlicher  Gutachten,  mit  Genehmi- 
gung des  Herrn  Ministers  der  geistlichen,  Unterrichts-  und  Medi- 
cinal  -  Angelegenheiten  herausgegeben  von  der  Königlichen 
wissenschaftlichen  Deputation  für  das  Medicinalwesen.  Erste 
Lieferung:  Zur  gerichtlichen  Geburtshülfe.  Ref:  Jos.  Herm. 
Schmidt.  Berlin,  1851. 
IL  Zur  gerichtlichen  Geburtshülfe.  Eine  Auswahl  von  Entschei- 
dungen der  Königlichen    wissenschaftlichen  Deputation  für  das 
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Medicinalwesen,  mit  Genehmigung  des  Herrn  Ministers  der  geist- 
lichen ,  Unterrichts-  und  Medicinalangelegenheiten  herausgegeben 
von  Joseph  Hermann  Schmidt.  Erste  Abtheilung:  Ueber 
Kunstfehler  der  Geburtshelfer  und  Hebammen.    Berlin,  1851. 

Nach  I.  giebt  also  die  wissenschaftliche  Deputation  nicht  von  ihr 
angenommnene,  sondern  medicinisch- gerichtliche  Gutachten  überhaupt 
heraus,  und  zwar  zunächst  von  Herrn  Geheimrath  Schmidt  verfasste; 
nach  II.  dagegen  giebt  der  Herr  Geheimrath  Schmidt  dieselben  Gut- 
achten, aber  nicht  als  die  seinigen,  sondern  als  ,, Entscheidungen  der 
wissenschaftlichen  Deputation  zur  gerichtlichen  Geburtshiilfe "  heraus. 
Es  ist  klar,  dass  beide  Titel  als  richtig  neben  einander  nicht  bestehen 
können;  es  ist  aber  auch  jeder  einzelne  von  ihnen  unrichtig,  und  die  unter 
andern  Umständen  kaum  erklärliche  Confusion  beruht  auf  dem  sprach- 
lichen Kunststück  des  Herrn  Geheimrath  Schmidt,  statt  eines  für  sein 
Buch  durchaus  nicht  aufzufindenden  berechtigten  Titels,  zwei  zu  wählen, 
Avelche  durch  ihren  Inhalt  sich  gegenseitig  aufheben. 

Dass  die  wissenschaftliche  Deputation  von  ihr  dem  Minister 
erstattete  Gutachten  mit  dessen  Genehmigung  herausgeben  könne, 
braucht  gar  nicht  bestritten  zu  Averden;  niemand  aber  wird  doch  wohl 
in  Abrede  stellen,  dass  in  einem  solchen  Falle  das  Collegium,  welches 
die  betreffenden  Gutachten  abgegeben,  und  dasjenige,  welches  sie 
herausgiebt,  aus  denselben  Mitgliedern  zusammengesetzt  sein  muss. 
Wir  haben  oben  gesehen,  wie  die  wissenschaftliche  Deputation,  unter 
der  Einwirkung  Caspers  und  Idelers,  im  Jahre  1851  das  Gutachten 
der  wissenschaftlichen  Deputation  von  1824  verworfen  und  die  früher 
von  der  Deputation  thatsächlich  festgestellte  Pyromanie  als  eine  abgethane 
und  berüchtigte  Lehre  erklärt  hat.  Eben  so  wenig  giebt  nun  überhaupt 
ein  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  aus  irgend  einer  Zeit 
die  Bürgschaft,  dass  die  aus  andern  Mitgliedern  gebildete  Deputation  zu 
einer  spätem  Zeit  von  denselben  wissenschaftlichen  Grundsätzen  aus- 
gehen und  zu  denselben  Resultaten  gelangen  werde.  Ja  es  ist  möglich, 
dass  derselbe  Referent  —  bei  inzwischen  theils  selbstgemachten, 
theils  von  Andern  entlehnten  Erfahrungen  —  seine  frühere  Ansicht 
modificirt  haben  und  ein  anderes  Gutachten  zur  Genehmigung  vorlegen 
kann.  Mit  einem  Wort,  nicht  der  Name  des  Collegiums,  sondern  die 
Summe  der  Namen  der  unterzeichneten  Deputationsmitglieder  ist  für 
das- jedesmalige  Gutachten  Bürge  und  verantwortlich.  Ja,  da  nicht 
Einstimmigkeit,  sondern  einfache  Majorität  über  die  Annahme  des  Gut- 
achtens entscheidet,  kann  der  Wechsel  eines  einzigen  Mitgliedes,  vollends 
wenn  dasselbe  früher  der  Referent  gewesen,   ein  früheres  Gutachten 

18* 


276 

nicht  mehr^  als  dasjenige  des  gegenwärtigen  Collegiums  erscheinen 
lassen. 

Giebt  demnacli  die  wissenschaftliche  Deputation  von  ihr  erstattete 
Gutachten  heraus,  so  muss  sie  die  Namen  der  zur  Zeit  der  Herausgabe 
das  Collegium  bildenden  Mitglieder  anführen,  damit  man  wisse,  ob  die- 
selben das  veröffentlichte  Gutachten  billigen  oder  nicht?  Jeder  Andre 
kann  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  aus  früheren  Jahren 
mit  Angabe  der  jedesmal  unterzeichneten  Mitglieder  veröffentlichen, 
eben  weil  Datum  und  Namen  die  relative  Gültigkeit  der  betreffenden 
Gutachten  bezeichnen;  die  wissenschaftliche  Deputation  selbst  aber 
darf  nur  in  dem  Falle  ihre  früheren  Gutachten  später  herausgeben, 
wenn  sie  mit  der  Verantwortlichkeit  ihrer  gegenwärtigen  Mitglieder  die 
Gutachten  der  früheren  zu  vertreten  geneigt  ist.  Im  vorliegenden 
Falle  würde  also  der  Geheimrath  Busch,  welcher  zur  Zeit  der  angeblich 
von  der  wissenschaftlichen  Deputation  veröffentlichten  Gutachten  ordent- 
liches Mitglied  für  die  Geburtshülfe  war,  die  Verantwortlichkeit  für  die 
von  der  Deputation  vor  seinem  Eintritt  angenommenen  Schmidt  sehen 
Gutachten  mitzutragen  gehabt  haben,  was,  wie  wir  zeigen  werden^  ent- 
schieden in  Abrede  gestellt  werden  muss. 

Nach  dem  zweiten  Titel  enthält  das  Schmidtsche  Buch  „Ent- 
scheidungen der  wissenschaftlichen  Deputation  zur  gerichtlichen  Ge- 
burtshülfe." Dieser  Titel  wäre  ein  Unglück,  wenn  er  glücklicherweise 
nicht  eine  Unwahrheit  wäre.  Die  wissenschaftliche  Deputation  giebt 
in  concreten  Fällen  ein  technisches  Gutachten  über  den  Thatbestand 
eines  angeblichen  Kunstfehlers  zur  Information  des  Eichters  ab;  „Ent- 
scheidungen" hat  sie  nicht  zu  fällen;  vollends  aber  hat  sie  über  eine 
sogenannte  „gerichtliche  Geburtshülfe"  nichts  zu  entscheiden,  da  eine 
solche  ebenso  wenig,  wie  eine  gerichtliche  Therapie  existirt,  und  eine 
Herstellung  derselben,  wenn  sie  von  einem  gerade  herrschenden  Regie- 
rungssystem versucht  werden  sollte,  in  der  wissenschaftlichen  Deputation 
ihr  ausreichendes  Gegengewicht  finden  müsste. 

Es  möchte  überflüssig  erscheinen,  auf  einen  blossen  Buchtitel, 
hinter  welchem,  wie  hinter  jedem  andern  Titel,  oft  sehr  wenig  liegt,  so 
weitläufig  einzugehen;  allein  Herr  Geheimrath  Schmidt  hat  den  auf- 
gestellten Begriff  einer  gerichtlichen  Geburtshülfe  bei  den  einzelnen 
Gutachten  festgehalten  und  eine  Dogmatik  aufgestellt,  welche,  wenn 
sie  als  von  der  Avissenschaftlichen  Deputation  sanctionirt  angesehen 
werden  könnte,  nicht  nur  die  geburtshülfliche  Praxis  nicht  als  eine 
helfende,  sondern  als  eine,  das  Leben  der  Gebärenden  und  der  Frucht 
gefährdende  Kunst  gestalten  würde. 
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Ich  nehme  keinen  Anstand,  zu  erklären,  class  Herr  Geheimrath 
Schmidt  selbst,  in  Beziehung  auf  seine  geburtshülflichen  Kenntnisse, 
nicht  nach  den  von  ihm  erstatteten  Gutachten  beurtheilt  werden  darf, 
denn  wäre  dies  der  Fall,  so  würde  ihm  kaum  eine  schwere  Entbindung, 
geschweige  denn  ein  maassgebendes  Gutachten  über  gebui-tshülfliche 
Kunstfehler  im  Schoosse  der  wissenschaftlichen  Deputation  anzuver- 
trauen gewesen  sein.  Dieses  Urtheil  ist  allerdings  ein  strenges,  allein 
schon  die  grossen  Nachtheile,  welche  die  von  Herrn  Geheimrath 
Schmidt  unter  der  Autorität  der  wissenschaftlichen  Deputation  in 
seinen  Gutachten  als  maassgebend  aufgestellten  Lehrsätze,  stillschwei- 
gend hingenommen,  für  die  geburtshülfliche  Theorie  und  Praxis  nach 
sich  ziehen  müssten,  verbieten  jede  persönliche  Rücksicht.  Und  ebenso 
scheint  es  dringend  geboten,  das  Collegium  der  wissenschaftlichen  De- 
putation von  der  solidarischen  Verantwortlichkeit  für  Gutachten  zu 
befreien,  deren  Tenor  sie  zwar  amtlich  angenommen,  deren  wissen- 
schaftliche Begründung  sie  aber  gewiss  nicht  anerkannt  hat.  Ich  will 
dies  nun  näher  nachweisen. 

Das  erste  Gutachten  in  der  Auswahl  des  Herrn  Geheimrath 
Schmidt  betrifft  folgenden  Fall: 

Im  Jahre  1819  wurde  ein  Stabsarzt  auf  das  Land  zu  einer 
schweren  Entbindung  gerufen.  Er  fand  eine  Scheitellage  mit  Vorfall 
des  rechten  Arms ,  der  zugleich  geschwollen  war.  Da  er  das  Kind  für 
todt  hielt  und  mit  der  Zange  nicht  eindringen  konnte,  so  fand  er  es 
zweckmässig,  den  vorgefallenen  Arm  am  Ellenbogengelenk  mit  einem 
ßasirmesser  abzuschneiden,  und  holte  dann  das  Kind  leicht  mit  der 
Zange.  Zu  seiner  Ueberraschung  kam  nun  aber  ein  lebender  Knabe; 
und  dieser  war  es,  welcher  1842,  also  über  23  Jahre  alt,  in  Gemein- 
schaft mit  seinem  Vater  gegen  den  Geburtshelfer  eine  Civilklage  auf 
Alimentation  des  angeblich  durch  seine  Schuld  Verstümmelten  an- 
strengte. Das  Klagefundament  lautete  (nach  den  von  Schmidt  nicht 
mitgetheilten  Acten): 

„Durch  die  Art  und  Weise  seiner  Handlung  hat  sich  Verklag-ter 
eines  groben  Versehens ,  wenn  nicht  eines  noch  Mehreren ,  schuldig  ge- 
macht; denn: 

1.  Musste  er  unbedingt,  der  Kunst  gemäss,  mit  dem  Kinde  die  soge- 
nannte Wendung  machen  oder  wenigstens  versuchen,  indem 
dadurch  wahrscheinlich  das  Kind  unverletzt  hätte  geboren  werden 
können. 

2.  In  keinem  Falle  aber  war  das  Abschneiden  des  Arms  angezeigt 
oder  gerechtfertigt,  denn 
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a)  nur  in  sehr  wenigen  Fällen,  zu  welchen  dieser  nicht  gehörte, 
kann  man  mit  Bestimmtheit  behaupten,  dass  das  Kind  bereits 
gestorben,  und  sonach  zu  einer  ganzen  oder  theilweisen 
Section  übergehen. 

b)  Selbst  in  dem  Falle,  dass  das  Kind  todt  war,  hat  bis  jetzt 
kein  Geburtshelfer  behauptet,  dass  die  Amputation  des  vor- 
liegenden Arms  eine  Erleichterung  für  die  Geburt  sei. " 

Nachdem  zwei  praktische  Geburtshelfer  und  ein  Provinzial-Medi- 
cinalcoUegium  den  Fall  technisch  dahin  begutachtet  hatten,  dass  der 
Geburtshelfer  sich  bei  der  Entbindung  keinen  Kunstfehler  habe  zu 
Schulden  kommen  lassen,  wurde  die  Klage  in  erster  Instanz  zurück- 
gewiesen, auf  die  Appellation  der  Kläger  aber  ein  Gutachten  dei- 
wissenschaftlichen  Deputation  erfordert.  Diese  sprach  sich  dahin  aus, 
,,dass  Verklagter  überhaupt  kein  Versehen,  am  allerwenigsten  ein 
grobes  begangen  habe,  als  er  dem  Mitkläger  den  Arm  abschnitt". 

In  den  Motiven  heisst  es  nun  aber: 

,, Unbestreitbar  ist  es,  dass  die  Diagnose  des  Todes  des  Kindes 
während  der  Geburt  selbst  noch  in  unserem  Zeitalter  der  Specula  und 
Stethoskope  mehr  der  moralischen  Ueberzeugung  des  Geburts- 
helfers, als  der  zweifelsfreien  Gewissheit  anheimfällt. 

Von  diesem  Standpunkte  der  zu  entschuldigenden  Annahme  des 
Todes  haben  beide  technische  Vorinstanzen  auch  die  in  Verfolg  dieser 
Hypothese  unternommene  Abschneidung  des  Arms  entschuldigt  und 
es  obendrein  gerechtfertigt  gefunden,  dass  der  Verklagte  dieses  Ver- 
fahren der  Enthirnung  vorgezogen.  Wir  gehen  einen  Schritt  weiter, 
indem  wir  behaupten  und  beweisen  wollen, 

dass  Verklagter  im  concreten  Falle  auch  dann  und  vollends 
gerade  dann  den  Arm  abschneiden  (nicht  bloss  durfte,  sondern) 
musste,  wenn  er  vom  Leben  des  Kindes  zweifelfrei  überzeugt  ge- 
wesen wäre." 

„Der  Wundarzt  darf —  so  lehrt  die  Chirurgie  —  unter  Umständen 
zwei  Arme  abschneiden,  um  Einen  Menschen  zu  retten.  Der  Ge- 
burtshelfer Dr.  R.  hat  es  umgekehrt,  aber  noch  besser  gemacht,  er  hat 
nur  Einen  Arm  fortgeschnitten,  um  Zwei  Menschen  am  Leben  zu 
erhalten. 

Der  Fall  steht  einzig  in  seiner  Art  in  den  Annalen  der 
Chirurgie,  wie  der  Geburtshülfe  und  ist  ganz  dazu  geeignet,  die 
immer  noch  in  der  Entwickelung  begriffene  Indicationenlehre  beider 
Wissenschaften  durch  eine  wichtige  Anzeige  zu  vervollständigen,  die 
da  lautet: 
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Man  darf  und  miiss  sogar  ein  gesundes  GKed  amputiren,  wenn  diese 
Amputation  das  einzige  noch  übrige  Mittel  ist,  einem  grossen  oder 
kleinen  Menschen  oder  beiden  zugleich  das  Leben  zu  erhalten. 

Wir  nehmen  keinen  Anstand,  diese  Indication,  wenn  sie  auch  in 
keinem  Handbuche  der  Chirurgie  vorkommen  sollte,  nach  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Wissenschaft  gut  zu  heissen." 

Dieser  Ausführung  gemäss  hat  denn  auch  der  Herr  Geheimrath 
Schmidt  auf  dem  Schmutztitel  zu  diesem  Gutachten  als  das  allgemeine 
Resultat  desselben  für  die  gerichtliche  Geburtshülfe  die  Beantwortung 
der  Frage  angegeben:  „Kann  es  erlaubt  und  nöthig  sein,  einer  leben- 
digen Leibesfrucht  den  Arm  abzuschneiden?" 

Es  ist  zunächst  die  Behauptung  des  Herrn  Geheimrath  Schmidt 
ganz  unbegreiflich,  dass  der  in  Rede  stehende  Fall  einzig  in  den  An- 
nalen  der  Chirurgie  und  Geburtshülfe  dasteht;  nicht  nur  sind  solche 
Fälle  mehrfach  vorgekommen  und  in  verschiedenen  geburtshülflichen 
Schriften  mitgetheilt  und  wissenschaftlich  beurtheilt,  sondern  ein  ganz 
ähnlicher  ist  im  Jahre  1825  in  Frankreich  vorgekommen  und  hat  zu 
vielen  Abhandlungen  Veranlassung  gegeben,  ja  auch  zu  richterlich 
erforderter  Begutachtung  durch  die  Academie  de  medecine  zu  Paris, 
an  welcher  der  Herr  Geheimrath  Schmidt  sich  ein  Muster  für  derartige 
Gutachten  wohl  hätte  nehmen  können.  Heck  er  hat  diesen  Fall  in 
seinen  literarischen  Annalen  der  gesammten  Heilkunde,  1830  Bd.  XVII. 
S.  158  seq.  in  folgender  Weise  mitgetheilt: 

„Die  34jährige  Ehefrau  des  Bäckers  Faucault  in  Landry-Patry 
im  Bezirk  von  Domfront,  Mutter  von  fünf  lebenden  Kindern,  welche 
sie  ohne  Kunsthülfe  und  überaus  leicht  geboren,  fühlte  am  Ende  der 
sechsten  Schwangerschaft,  am  22.  September  1825  um  drei  Uhr  Nach- 
mittags, die  ersten  Wehen.  Eine  augenblicklich  herbeigerufene  Heb- 
amme verschob  die  erste  Untersuchung  bis  zum  folgenden  Morgen  um 
sieben  Uhr  ( ! ! ) ,  wo  sie ,  eine  Kindeshand  in  der  Scheide  fühlend ,  die 
Herbeischaffung  des  eine  halbe  Stunde  von  der  Kreissenden  Entfernt 
wohnenden  Geburtshelfers  (Dr.  Helie)  verlangte.  Dieser  traf  um 
neun  Uhr  ein,  fand  die  rechte  Pland  bis  zum  Ellenbogengelenk  aus  den 
Geburtstheilen  hervorgefallen,  blau  und  angeschwollen,  die  Finger  der 
linken  Hand  in  der  Scheide;  dabei  klagte  die  Mutter  über  unerträgliche 
Schmerzen,  versichernd,  dass  sie  seit  längerer  Zeit  keine  Bewegungen 
des  Kindes  mehr  spüre. 

Nach  einigen  fruchtlosen  Wendungsversuchen  eröffnete  Helie 
dem  Manne  der  Kreissenden,  dass  das  Leben  der  Frau  in  Gefahr  schwebe 
und  nur  durch  die  Excision  des  vorliegenden  Armes  gerettet  werden 
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könne,  zu  welcher  Operation  er  um  so  mehr  entschlossen  sei,  als  er  die 
Ueberzeugung  vom  Tode  des  Kindes  habe.  Sobald  der  Vater  seine 
Zustimmung  gegeben,  exstirpirte  er  den  rechten  Arm  im  Schulter-  und 
den  linken  im  Ellenbogengelenk,  worauf  es  ihm  möglich  wurde,  die 
Frau  schnell  zu  entbinden.  Aber  zum  Schrecken  der  Umstehenden 
gab  das  Kind  bald  darauf  sichere  Lebenszeichen;  man  unterband  den 
Nabelstrang,  die  Arm-  und  Schulterwunden,  welche  schon  am  30.  October 
sich  völlig  vereinigt  hatten,  und  übergab  das  unglückliche  Kind  einer 
Amme.     Kind  und  Mutter  leben  noch  in  diesem  Augenblicke. 

Schon  am  19.  November  desselben  Jahres  wurde  der  Dr.  Helie, 
auf  Veranlassung  des  Vaters  jenes  Kindes,  vor  das  Friedensgericht 
citirt,  wo  eine  durch  den  Eichter  zufolge  seines  Amtes  versuchte  Aus- 
gleichung fehlschlug.  Zur  Verantwortung  vor  das  Tribunal  von  Dom- 
front gerufen,  erklärte  er,  dass  ein  Arzt  nicht  verbunden  sei,  für  sein 
ärztliches  Verfahren  einem  Gerichte  Eechenschaft  abzulegen.  Dieses 
hingegen  leitete  nun  eine  Untersuchung  ein,  liess  den  Thatbestand  auf- 
nehmen, die  Augenzeugen  vernehmen  und  beschloss  am  13.  Juli  1827, 
bevor  zum  Spruche  in  dieser  Sache  geschritten  werde,  über  folgende 
Punkte  das  Gutachten  der  Academie  de  Medecine  in  Paris  einzuholen: 

1)  Geht  aus  dem  Thatbestande  hervor,  dass  beide  Arme  des  Kindes 
brandig  waren,  und  dass  sie  aus  diesem  Grunde  nach  der  Geburt 
hätten  amputirt  werden  müssen? 

2)  Insofern  beide  Arme  nicht  brandig  waren,  und  insofern  es 
namentlich  der  linke  nicht  war,  wie  hätte  der  Geburtshelfer  sich 
benehmen  sollen? 

3)  Verdient  er  wegen  seiner  Handlungsweise  den  Vorwurf,  so 
gegen  die  Principien  der  Arzneiwissenschaft  gefehlt  zu  haben, 
dass  er  dafür  zur  Verantwortung  gezogen  werden  kann? 

4)  War  der  Zustand  der  Mutter  von  der  Art,  dass  dieser  das  von 
ihm  eingeleitete  Verfahren  nothwendig  machte? 

Die  Academie  ernannte  eine  Commission,  bestehend  aus  Desor- 
meaux,  Deneux,  Gardien,  Moreau  und  Adelon,  letzteren  als  Be- 
richterstatter. Diese  legte  der  Academie  in  einer  Sitzung  bei  ver- 
schlossenen Thüren  ein  Gutachten  vor,  das  sich  durch  grosse  Strenge 
auszeichnete  und  folgende  Punkte  enthielt: 

1)  Die  Arme  waren  nicht  brandig,  und  es  ist  kein  Grund  vorhanden, 
anzunehmen,  dass  ihre  Amputation  nach  der  Entbindung  nöthig 
gewesen  wäre. 

2)  Die  Handlungsweise  des  Geburtshelfers  ist  des  Tadels  werth  (la 
conduite  du  Docteur  Helie  est  blamable). 


281' 

3)  Der  Geburtshelfer  hat  gefehlt,  aber  es  kommt  der  Academie  die 
Entscheidung  nicht  zu ,  ob  er  dafür  verantwortlich  gemacht  wer- 
den könne. 

4)  Der  Zustand  der  Mutter  rechtfertigt  das  Verfahren  Helle' s 
keinesweges. 

Gegen  das  Gutachten  der  Commission  erhoben  sich  zunächst  Mar- 
jolin  und  Double,  späterhin  Dupuytren,  Itard,  Kochoux, 
Emery,  Desportes,  Marc,  Castel,  Recamier,  Desgenettes  und 
Andere.  Als  es  zur  Abstimmung  kam,  wui'de  das  Gutachten  der 
Commission  verworfen,  und  dagegen  folgendes,  von  Dupuytren  vor- 
geschlagenes, angenommen : 

1)  Aus  dem  Thatbestande  geht  nicht  mit  Gewissheit  hervor,  ob  die 
Arme  brandig  oder  nicht  brandig  waren,  mithin  lässt  sich  auch 
nicht  mit  Bestimmtheit  sagen,  ob  eine  Amputation  nach  der  Ent- 
bindung würde  nöthig  gewesen  sein. 

2)  Die  Arme  mochten  brandig  sein  oder  nicht,  die  Handlungsweise 
des  Geburtshelfers  ist  in  diesem  Falle  gleich. 

3)  Für  das  Verfahren  des  Dr.  Helle  sprechen  viele  bedeutende 
Autoritäten,  so  dass  es  weder  als  das  Resultat  der  Unwissenheit 
oder  des  Irrthums,  noch  als  ein  Fehlgriff  angesehen  werden  kann; 
mithin  darf  ein  Arzt  für  dasselbe  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden. 

4)  Aus  dem  Thatbestande  geht  nicht  mit  Gewissheit  hervor,  von 
welcher  Art  der  Zustand  der  Kreissenden  gewesen,  in  dem  sie  bei 
Ankunft  des  Geburtshelfers  sich  befunden  5  mithin  kann  die  Aca- 
demie auf  den  letzten  Fragepunkt  keinen  Bescheid  geben. 

Dieser  Fall  machte  Aufsehen,  wurde  in  verschiedenen  medicinischen 
und  politischen  Zeitschi'iften  besprochen  und  veranlasste  namentlich 
zwei  berühmte  Aerzte  für  und  gegen  Helle  aufzutreten.  Die  Vertbei- 
digung  übernahm  Leroux  in  einer  Schrift  unter  dem  Titel:  Respon- 
sabilite  medicale.  Troisieme  lettre  ä  TAcademie  royale  de  medecine, 
concernant  une  question  chirurgico-legale ;  documens  relatifs  ä  l'accou- 
chement  avec  sortie  de  bras,  Paris  1829.  Nicht  aber  wird  hier  etwa 
das  Verfahi-en  Helle 's  als  ein  rationelles  hervorgehoben  und  in  die 
Indicationslehre  aufgenommen,  sondern  der  Verfasser  hält  im  Allgemeinen 
die  Brachiotomie  füi'  ve^^^•erflich ,  glaubt  aber,  dass,  da  mehrere  Autori- 
täten sich  für  dieselbe  ausgesprochen,  Dr.  Helle  nach  Gesetzen  der 
Billigkeit  beurtheilt  werden  müsse,  indem  derselbe  nach  seiner  Ueber- 
zeugung  gewissenhaft  gehandelt  habe.  Er  führt  verschiedene  Fälle  an, 
wo  bei  vorgefallenem  Arme  die  Geburtshelfer  gleichfalls  die  Excision 
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vorgenommen  haben,  und  hebt  besonders  einen  hervor,  wo  bei  der 
vorgezogenen  Wendung  eine  Ruptur  der  Gebärmutter  erfolgte. 

Die  andere  Schrift  ist  von  Capuron  und  führt  den  Titel:  De 
TAccouchement  lorsqu«  le  bras  de  l'enfant  se  presente  et  sort  le  premier. 
Dissertation,  oii  Ton  discute  les  raisons  pour  et  contre  la  mutilation  de 
ce  membre  et  oii  Ton  prouve ,  qu'elle  n'est  jamais  necessaire ,  mais  tou- 
jours  contraire  aux  principes  de  l'art.  Paris  1828.  In  dieser  wird  das 
Verfahren  Helie's  mit  grosser  Entschiedenheit  als  verwerflich  erklärt. 
Von  diesen  beiden  Schriften  scheint  demnach  die  erstere  den  Ausspruch 
des  Celsus:  Remedium  anceps  melius  quam  nullum,  die  zweite  dagegen 
die  Behauptung  Sydenhams:  Aegrotus  non  raro  nulla  alia  de  causa, 
quam  nimia  medici  diligentia  ad  patres  migrat,  ins  Auge  gefasst 
zu  haben. " 

Wenn  aber  die  wissenschaftliche  Deputation  vom  Jahre  1851,  zu 
welcher  Zeit  der  treffliche  Busch  ihr  Fachmitglied  für  die  Geburts- 
hülfe  war,  das  obige  1845  erstattete  Gutachten  als  ihre  Entscheidung 
herausgegeben  hat,  so  dürfte  wohl  eine  schlagendere  Kritik  desselben 
kaum  möglich  sein,  als  der  Ausspruch  Buschs  über  die  Anwendung 
der  Brachiotomie  in  der  Geburtshülfe.  In  seinem  Lehrbuch  der  Ge- 
burtskunde gestattet  er  zwar  die  Embryotomie,  verwirft  aber  ausdrück- 
lich die  Amputation  des  vorliegenden  Arms,  indem  er  §.  931,  bei  Voll- 
führung der  Wendung  nach  abgeflossenem  Fruchtwasser,  sagt: 

,, Alle  Versuche,  den  vorgefallenen  Arm  zurückzuführen,  sind  streng 
zu  vermeiden,  das  früher  empfohlene  Ausdrehen  oder  Aus- 
schneiden desselben  verdient  kaum  eine  Erwähnung"  und 
§.  1002  den  Ausspruch  thut:  „Es  ist  als  allgemeine  Regel  bei  der  Em- 
bryotomie festzustellen,  dass  weder  einzelne  Gliedmassen  des 
Kindes  abgelöst,  noch  der  Zusammenhang  des  Körpers  ge- 
trennt werden  darf." 

In  seiner  neuen  Zeitschrift  für  Geburtskunde,  Bd.  III,  S.  226, 
macht  er  zu  einer  Gegenäusserung  von  Oehler  (über  Beendigung 
schwerer  Geburten)  folgende  Bemerkung: 

„Um  über  meine  Ansicht  dieses  Gegenstandes  nicht  missverstan- 
den zu  werden,  muss  ich  hier  hervorheben,  dass  die  Vermeidung  der 
Ausschneidung  des  Armes  des  Kindes  bei  der  Embryotomie  von  mir 
als  allgemeine  Regel  aufgestellt  worden  ist,  welche  allerdings  in 
seltenen  Fällen  ihre  Ausnahme  finden  mag,  wie  mir  denn  selbst  ein 
Fall  vorgekommen  ist,  in  welchem  die  Ausschneidung  des  vorliegenden 
Arms  und  zugleich  die  vollkommene  Ausweidung  des  Kindes  nöthig 
wurde.    In  andern  Fällen  hingegen  ist  die  Eröffnung  der  Höhlen  allein 
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vollkommen  zureichend  gewesen.  Der  Hauptgrund,  weshalb  ich  mich 
gegen  die  Ausschneidung  des  Arms,  als  allgemeine  Regel,  erklärt 
habe  und  noch  erkläre,  besteht  in  der  Erfahrung,  welche  seit  Mittel- 
häusers  Zeit  bis  jetzt  bestanden  hat,  dass  wegen  der  Leichtigkeit  der 
Ausführung  des  Ausschneidens  minder  geübte  Geburtshelfer  sehr  leicht 
bei  schwer  auszuführenden  Wendungen  veranlasst  werden,  den  Arm 
auszuschneiden,  statt  mit  Beharrlichkeit  ihre  Wendungsversuche  fort- 
zusetzen, welche  häufig  bei  G-eduld  und  Ausdauer  noch  gelingen.  In 
solchen,  noch  durch  unblutige  Hülfe  zu  beendigenden  Fällen  halte  ich 
daher  die  Ausschneidung  des  Arms  für  durchaus  verwerflich,  weil  sie 
überflüssig  ist,  und  einer  geübten  Hand  die  Wendung  nicht  erleichtern 
kann :  wie  gewissenlos  sie  aber  ausgeübt  worden  ist,  beweisen  die  Nach- 
ri  chten  von  D  e  i  s  c  h  und  M  i  1 1  e  1  h  ä  u  s  e  r  bis  auf  Helle;  daher  wünsche 
ich  die  Armausschneidung  als  eine  entbehrliche  Operation  durch  die 
einfache  Wendung  ersetzt,  wo  es  nur  immer  möghch  ist. 

In  den  schweren  Fällen  aber,  in  welchen  die  geübteste  Hand  er- 
kennen muss,  dass  hier  das  Feld  für  die  Wendung  auf  die  Füsse  nicht 
mehr  ist,  ist  die  Armausschneidung  allein  nach  meinen  gemachten  Er- 
fahrungen nicht  ausreichend,  und  es  muss  alsdann  doch  noch  die  Aus- 
weidung des  Kindes  vorgenommen  werden,  und  in  diesen  Fällen  halte 
ich  es  daher  für  rathsamer,  die  Eröffnung  der  Höhlen,  wenn  es  irgend 
angeht ,  stets  allein ,  ohne  vorhergehende  Armausschneidung  vorzuneh- 
men und  diese  letztere  nur  dann  in  Anwendung  zu  bringen,  wenn  man 
einen  wesentlichen  Nutzen  von  derselben  erwarten  kann. 

Besonders  für  jüngere  Collegen,  welche  vielleicht  noch  keine  hin- 
reichende Erfahi'ung  in  der  Ausführung  schwerer,  versäumter  Wen- 
dungen haben,  kann  ich  nicht  genug  meine  früher  schon  ausgesprochene 
Ansicht  wiederholen,  das  scharfe  Instrument  zur  Zerstückelung  nur  so 
selten  als  möglich  in  Anwendung  zu  bringen,  indem  eine  richtige  Beur- 
theilung  des  Falles,  und  besonders  die  AnAvendung  der  Seitenlage  bei 
der  Wendung  in  Fällen  der  zweiten  Unterart  sämmtlicher  Schulterlagen, 
die  Wendung  öfters  noch  ausfühi-en  lässt,  wenn  auch  bereits  keine  Aus- 
sicht mehr  dazu  vorhanden  zu  sein  scheint.  Dass  die  Geschwulst  des 
vorgefallenen  Armes  selbst  der  Einführung  der  Hand  in  die  Mutter- 
scheide Behufs  der  Wendung  so  hinderlich  sein  kann,  um  ihn  deshalb 
ausschneiden  zu  müssen,  habe  ich  niemals  beobachtet;  im  schlimmsten 
Falle  dieser  Art  reichte  es  hin,  eine  Schlinge  an  die  vorgefallene  Hand 
zu  legen  und  den  Arm  durch  dieselbe  sanft  anziehen  zu  lassen,  während 
die  operirende  Hand  eindrang." 

Was   aber  dem   ganzen   Gutachten    seine   eigentliche   Bedeutung 
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nimmt,  ist  der  vom  Geheimrath  Schmidt  vorsichtig  verhüllte,  ja  ent- 
stellte Umstand,  dass  es  sich  im  vorliegenden  Falle  um  das  Verfahren 
eines  Gebui'tshelfers  handelte,  welcher  gar  kein  Geburtshelfer  war.  „Der 
Militärarzt,"  sagt  er,  „hat  nicht  den  Vorwand  benutzt,  dass  er  nur 
Soldatenfrauen  entbinde;  er  hat  vielmehr  die  Bedenken  der  formellen 
Berechtigung  bald  beseitigt  und  sich  an  seine  Verpflichtung  gehalten." 
In  der  That  hatte  aber  der  Verklagte  nicht  nur  nach  den  damaligen  ge- 
setzlichen Bestimmungen  zur  Civilpraxis  keine  Befugniss,  sondern  er 
durfte  auch  Soldatenfrauen  nicht  entbinden,  da  er  ein  geburtshülfliches 
Examen  nicht  gemacht  und  eine  Approbation  zur  Geburtshülfe  nicht 
erhalten  hatte. 

Der  zweite  von  Schmidt  mitgeth eilte  Fall  betrifft  eine  Zangen- 
entbindung, nach  welcher  die  Entbundene  sechs  Tage  später  starb,  und 
wegen  welcher  der  Geburtshelfer  auf  Grund  des  §.  18,  Theil  I,  Tit.  3 
des  Allgemeinen  Landrechts  angeklagt  wurde. 

Nachdem  ein  Medicinalcollegium  die  vom  Gerichte  ihm  gestellte 
technische  Frage  dahin  beantwortet  hatte, 

„dass  der  Dr.  N.  in  der  Art  und  Weise,  in  welcher  er  von  der  Zange 
Gebrauch  machte,  seine  Berufspflichten  vernachlässigend  gehandelt 
und  ein  Versehen  begangen,  welches  bei  den  gewöhnlichen  Fähig- 
keiten eines  Arztes  und  Geburtshelfers  ohne  Anstrengung  der  Auf- 
merksamkeit vermieden  werden  konnte,  also  nach  §.18,  Thl.  I, 
Tit.  3  des  Allgemeinen  Laudrechts  als  ein  grobes  anzusehen  sei." 
wurde  richterlich  dahin  erkannt, 

„dass  der  Dr.  N.  wegen  Tödtung  eines  Menschen  durch  fahrlässige 
Ausübung  seiner  Amtspflichten  ausserordentlich  mit  einjährigem 
Festungsarrest  zu  bestrafen,  zur  fernem  Ausübung  der  Praxis  als 
Arzt  und  Geburtshelfer  für  unfähig  zu  erklären  und  schuldig  sei, 
die  Kosten  der  Untersuchung  zu  tragen." 

Der  Dr.  N.  appellirte  gegen  dieses  Erkenntniss  und  provocirte  auf 
ein  Superarbitrium  der  wissenschaftlichen  Deputation,  welches  denn 
auch  auf  Requisition  des  Gerichts  erstattet  wurde.  Dasselbe  spricht 
sich  schliesslich  dahin  aus, 

„dass  der  Dr.  N.  bei  der  Entbindung  und  nachherigen  Behandlung 

der  unverehelichten  Z.  überhaupt  kein  nachweisbares,  technisches 

Versehen,   am  allerwenigsten   ein   grobes,   nach  Maassgabe   des 

§.  18.  Th.  I.  Tit.  3  des  Allgemeinen  Landrechts  begangen  habe." 

Juristisch  ist  dieser  Fall,   wenigstens  wie  Schmidt  ihn  mittheilt, 

eine  Monstrosität.    Es  ist  durchaus  unerfindlich,  wie  der  Titel  3,  Thl.  I. 

des  Allg.  Landrechts,  welcher  von  der  civilrechtlichen  Vertretung 
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freier  Handlungen  spricht,  auf  ein  angeblich  unrichtiges  Verfahren  bei 
einer  schweren  Zangenentbindung  in  der  Art  angewendet  werden 
konnte,  dass  der  betreffende  Arzt,  nach  gutachtlicher  Feststellung  des 
im  §.  18.  1.  c.  angegebenen  Thatbestandes,  wegen  Tödtung  eines  Men- 
schen durch  fahrlässige  Ausübung  seiner  Amtspflichten  mit  einjährigem 
Festungsarrest  bestraft  und  zur  ferneren  Ausübung  der  ärztlichen  und 
geburtshülflichen  Praxis  für  unfäliig  erklärt  werden  durfte. 

M"ag  immerhin  aber  auch  ein  so  hartes  Urtheil  die  wissenschaft- 
liche Deputation  bewogen  haben,  in  der  Appellationsinstanz  den  ange- 
schuldigten Arzt  gegen  die  Anwendbarkeit  des  §.18  zu  schützen,  so 
zeigt  doch  die  Art  und  Weise ,  wie  sie  es  gethan ,  ein  Verkennen  ihrer 
eigentlichen  Aufgabe  und  ihrer  Stellung  zu  den  Vorgutachten  der 
Obducenten  und  des  Medicinalcollegiums.  Die  wissenschaftliche  De- 
putation ist,  und  hierauf  kann  nicht  oft  genug  aufmerksam  gemacht 
werden,  nur  im  Medicinalministerium  eine  höhere  und  nach  Er- 
messen des  Ministers  entscheidende  Instanz ;  bei  gutachtlichen  Aeusse- 
rungen  in  wissenschaftlichen  Dingen  zum  Zweck  gerichtlicher  Fest- 
stellung technischer  Thatsachen  hat  ihr  Gutachten  seine  Stellung 
lediglich  neben,  nicht  aber  über  dem  der  Vorinstanzen.  Der  Richter 
kennt,  und  hat  nur  zu  kennen ,  begutachtende  Sachverständige ;  und  so 
wenig  es  Unter-  und  Ober-Sachverständige  giebt  und  geben  kann,  eben- 
sowenig giebt  es  Unter-  und  Ober-Gutachten. 

In  dem  vorliegenden  Fall  sagt  die  wissenschaftliche  Deputation : 
„Wie  verschieden  gestalten  sich  solche  Dinge  in  der  Schule  des 
Lebens  im  Angesichte  des  nahen  Todes  zweier  Menschen,  des  unver- 
meidlichen Todes,  wenn  nicht  beide  getrennt  werden,  und  —  an  dem 
Schreibtische  der  nachträglichen  Kritik?!  Wenn  es  gewöhnlich  der 
Feder  ein  leichtes  ist,  die  Sache  besser  zu  machen,  als  sie  in  der  Wirk- 
lichkeit ausgeführt  wurde,  so  liefert  der  vorliegende  Fall  einen  seltenen 
Beweis,  dass  in  allen  drei  Stadien  der  Kunsthülfe: 

im  Stadium  der  Indicationen,  im  Stadium  der  Zeitwahl,  im  Stadium 
der  wirklichen  Ausführung, 
nicht  die  Ansichten  der  nachträglichen  Kritik  der  Obducenten  und  des 
Medicinalcollegiums,  sondern  die  Beschlüsse  und  Handlungen  der  Aerzte, 
die  unzweifelhaft  richtigeren  waren.  Vergleichen  wir  unbefangen  die 
Geburtsberichte  beider  mit  den  eidlichen  Aussagen  der  nicht  technischen 
Zeugen,  so  finden  wir  überall  nichts  mehr  und  nichts  weniger,  als  das 
Bild  einer  sehr  schweren  Zangenentbindung,  aber  wir  suchen  vergebens 
nach  groben  Versehen,  die  der  Dr.  N.  begangen  haben  soll.  Wir 
finden  keine  technische  Schuld  an  ihm." 
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Können  zwei  Gutachten  "des  Medicinalcollegiums  und  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  über  eine  an  sich  einfache  geburtshülfliche 
Frage  der  Zangenindication  und  der  Zangenanwendung  einander  so 
widersprechen;  und  kann  die  wissenschaftliche  Deputation  das  Gut- 
achten des  MedicinalcoUegiums  als  eine  nachträglich  leichte  und  für  die 
Praxis  unbrauchbare  Kritik  erklären,  so  darf  das  Wohl  und  Weh  eines 
augeschuldigten  Arztes  wegen  eines  Kunstfehlers  nie  und  nimmermehr 
von  einer  solchen  nachträglichen  Kritik  abhängig  gemacht  werden. 
Das  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  ist  also  in  dem  vor- 
liegenden Falle  gar  kein  gerichtsärztliches  Gutachten,  sondern,  genau 
genommen,  die  amtliche  Rüge  eines  Vorgutachtens  bei  Superrevision 
desselben  durch  die  wissenschaftliche  Deputation,  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Centralbehörde  im  vorgesetzten  Medicinalministerium.  Nicht  zur 
gerichtlichen,  sondern  zu  einer  ministeriellen  Geburtshülfe  liefert 
dieses  Gutachten  einen  Beitrag. 

Diese  Anschauung  der  Verhältnisse  liegt  denn  auch  consequent 
dem  dritten  Falle  Schmidts  zu  Grunde,  bei  welchem  zwei  praktische 
Aerzte  und  eine  Hebamme  wegen  fahrlässiger  Tödtung  bei  einer 
schweren  Entbindung  angeschuldigt  waren.  Nur  stellte  sich  hier  die 
Sache  umgekehrt,  indem  die  Vorgutachten  milder  als  das  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  ausfiel. 

„Nach  einer  sehr  ausführlichen  Betrachtung  —  heisst  es  in  dem 
Deputationsgutachten   —   über    den    Standpunkt,    von    welchem    aus 
,, ärztliche"  Kunstfehler  beurtheilt  werden  können,  über  s.  g.  Natur- 
heilkraft  und  Veränderlichkeit  der  medicinischen  Systeme   und  einer 
dann  folgenden  allseitigen  Kritik  des  geburtshülflichen  Verfahrens  im 
vorliegenden  Falle,  kommt  diese  technische  Behörde  zu  dem  Resultate : 
Wenn    gleich    unter    Berücksichtigung    des  heutigen  Standpunktes 
der  Geburtshülfe  die  überwiegende  Wahrscheinlichkeit  zugestanden 
werden    müsse,    dass    bei    gehörig    unternommener  und   schon  am 
25.  März  mit  kunstfertiger  Hand  ausgeführter  Wendung  das  Leben 
der  p.  p.  F.  erhalten  sein  würde,  und  dass  der  Todt  derselben  als 
mittelbare  Folge   der  wiederholten  kunstwidrigen  und  gewaltsamen 
Eingriffe  durch   die  Doctoren  C.  und  D.  anzusehen  sei,  so  könne 
dennoch  dieser  Ausspruch,  dem  wissenschaftlichen  Standpunkte  der 
ganzen  Medicin  gemäss,  zu  einer  absoluten  und  unantastbaren  Ge- 
wissheit nicht  erhoben  werden. 

Wir  Averden  nun  sehen,  ob  und  eventualiter  unter  welchen  Mo- 
dificationen  wir  diesem  Ausspruche  beitreten  können." 

Man  hätte  glauben  sollen,    dass  diese  Ansichten    des  Medicinal- 
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collegiums ,  welche  den  von  der  wissenscLaftliclien  Deputation  selbst  im 
vorigen  Falle  geltend  gemachten  vollkommen  entsprechen,  nun  auch  in 
diesem  von  der  Deputation  gebilligt  werden  würden;  dies  ist  aber  nicht 
geschehen,  das  Verfahren  der  Aerzte  wird  vielmehr  entschieden  gemiss- 
billigt.  Es  soll  hiergegen  eine  weitere  Einwendung  nicht  gemacht 
werden,  denn  dass  die  Geburtshelfer,  nachdem  sie  den  vorgefallenen 
Kindesarm  abgeschnitten  hatten,  die  Kreissende  auf  längere  Zeit  ver- 
liessen,  und  das  Geburtsgesehäft  von  einem  andern  Arzte  vollendet 
werden  musste,  verdient  unter  allen  Umständen  Rüge  und  Strafe. 
Wenn  aber  die  wissenschaftliche  Deputation  in  Beziehung  auf  die  Ab- 
schneidung des  Kindesarms  sagt: 

„Wir  wollen  es   gern  glauben,  dass  dasselbe  todt  war,  als  Dr.  D. 
•ankam.     Ein  todtes  Kind  darf  man  zerschneiden,  und  es  ist  hierbei 
ganz  unerheblich,   ob  man  das  Schulterblatt  mit  dem  Arm  herauff- 
schneidet,   oder  es  am  Rumpf  hängen  lässt.     Manche  Geburtshelfer 
behaupten ,  selbst  bei  todten  Kindern  könne  durch  das  Abschneiden 
eines  vorliegenden  Armes  das  Wendungsgeschäft  niemals  erleich- 
tert  werden.     Dem   müssen  wir  widersprechen.     In  der  Regel  ist 
dieses   Verfahren    zwar    ganz    überflüssig,    zuweilen   aber   sehr   er- 
leichternd," 
so  muss  dieser  Ausspruch,  den  Ansichten  geburtshülflicher  Autoritäten 
gegenüber,  für  um-ichtig  und,  als  Beitrag  zur  gerichthchen  Geburtshülfe 
unter  der  Autorität  der  wissenschaftlichen  Deputation,  sogar  für  schäd- 
lich erklärt  werden.    Auch  hier  ist  wieder  hervorzuheben,  dass  Busch, 
welcher  1851   als  ordentliches  Mitglied   der  wissenschaftlichen  Depu- 
tation bei  der  Veröffentlichung  dieses   Gutachtens   als  Mitherausgeber 
angesehen  werden   müsste,   gerade   der   eifrigste  Gegner   der  Armab- 
schneidung  gewesen  ist  und,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  die  Erleich- 
terung des  Wendungsgeschäfts  durch  eine  solche  Abschneidung  ent- 
schieden  in   Abrede   gestellt   hat.     Die    wissenschaftliche    Deputation 
kann  demnach   als  solche  im  Jahre  1851  dieses  Gutachten  unter  ge- 
meinschaftlicher Verantwortlichkeit  ihi-er  Mitglieder  nicht  herausgegeben 
haben.     Und  diejenigen  Mitglieder  der  Deputation ,  welche  dieses  Gut- 
achten am  4.  October  1848  vollzogen  haben,  können  wiederum  eine 
Gewähr  für  einen  so  wichtigen,  in  die  Geburtshülfe  tief  einschneidenden 
allgemeinen  Ausspruch  nicht  bieten.    Es  waren  dies  nämlich  die  Herren 
Klug,  C asper,  von  Stoscli,   Schmidt  und  Jüngken,  also  ausser 
dem  Referenten  kein  einziger  Geburtshelfer. 

Man   sieht,    die    drei    ersten    Gutachten    des    Herrn    Geheimrath 
Schmidt  geben  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  aus  zu  mannig- 
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fachen  Bedenken  wohlbegründete  Veranlassung.  Da  sie  aber  ein  an- 
deres Interesse  nicht  darbieten,  so  war  es  vollkommen  gerechtfertigt, 
sie  aus  meiner  ursprünglich  beabsichtigten  Sammlung  von  Deputations- 
gutacliten  auszuschliessen.  Dass  Herr  Geheimrath  S  ch  m  i  d  t  sie  dennoch 
veröffentlicht  hatte,  machte  sie  nicht  besser;  sie  also  dem  Publikum 
noch  einmal  vorzuführen,  wäre  nicht  nur  gegen  dieses,  sondern  auch 
gegen  die  wissenschaftliche  Deputation  ein  Unrecht  gewesen.  Sie 
waren  vergessen,  und  das  genügte. 

Anders  verhält  es  sich  mit  dem  vierten  Schmidtschen  Gutachten. 
Durch  dieses  ist  die  wissenschaftliche  Geburtshülfe  vernichtet  und 
eine  gerichtliche  in  der  Form  einer  legalisirten  Tödtung  an  ihre  Stelle 
gesetzt.  Der  Fall  ist  folgender.  Zwei  Aerzte  —  von  denen  einer  ein 
hochbetagter  Kreisphysikus  —  und  ein  Wundarzt  zweiter  Klasse  sollten 
^ie  Frau  eines  praktischen  Arztes  entbinden,  konnten  dies  aber  auf 
gewöhnliche  Weise  nicht  zu  Stande  bringen  und  verrichteten  daher  den 
Kaiserschnitt.  Ob  sie  dazu  wissenschaftlich  begründete  Veranlassung 
hatten,  und  ob  sie  dabei  nach  den  Regeln  der  Kunst  verfuhren,  darüber 
war  ein  technisches  Gutachten  nöthig,  weil  wegen  des  Todes  der  Ent- 
bundenen gegen  alle  vier  betheiligte  Medicinalpersonen  —  auch  den 
Ehemann  nämlich,  der  die  Instrumente  hergegeben  und  seine  Frau 
dann  verlassen  hatte,  —  eine  Criminaluntersuchung  eingeleitet  worden 
war.  Das  Medicinalcollegium  hatte  nun  auf  Grund  der  Akten  und  der 
aus  diesen  hergestellten  Geschichtserzählung  —  ohne  welche  ein  rich- 
tiges, ja  überhaupt  nur  ein  motivirtes  Gutachten  gar  nicht  möglich  ist 
—  das  Verfahren  der  Geburtshelfer  streng  beurtheilt.  Es  hatte  die 
vorgenommene  Operation  des  Kaiserschnitts  als  durchaus  nicht  ange- 
zeigt und  sogar  als  nicht  gestattet,  die  Art  und  Weise  aber,  wie  die 
Operation  gemacht  worden  war,  für  verwerflich  und  für  eine  lethale 
Verletzung  erklärt.  Das  Gutachten  war  für  den  Richter  so  überzeugend, 
dass  er  ausdrücklich  im  Erkenntniss  die  Einholung  eines  Superar- 
bitriums  der  wissenschaftlichen  Deputation  für  überflüssig  erachtete. 
Nichtsdestoweniger  ward  ein  solches  in  der  Appellationsinstanz  auf  das 
Verlangen  der  Vertheidigung  erfordert.  Mit  diesem  haben  wir  es  nun 
hier  zu  thun.     Der  Anfang  desselben  lautet: 

„Indem  wir  dieser  Aufforderung  (ein  Superarbitrium  abzugeben)  ent- 
sprechen, unterlassen  wir  es,  eine  ausführliche 

G  es  chichtser  Zählung 

voranzuschicken.  Wir  halten  es  vielmehr  zur  Vermeidung  unnöthiger 
Wiederholungen  für  zweckmässig,  manche   historische  Data  mit  dem 
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Gutachten  selbst  zu  verweben,  und  concentriren  deshalb  einleitend  das 
Geschichtliche  des  Falles  auf  folgende  Hauptsachen." 

Es  ist  interessant,  dass  das  Wort  „Geschichtserzählung"  in  der  Form 
einer  Ueberschrift  dasteht,  obgleich  diese  Geschichtserzählung  unter- 
lassen wird;  wahrscheinlich  hatte  der  Factor  in  der  Druckerei  ein  für 
allemal  den  Auftrag,  dieser  Form  zu  genügen,  und  zwar  mit  Recht; 
denn  die  Geschichtserzählung  bildet  die  Grundlage  imd  daher  vor- 
schriftsmässig  einen  wesentlichen  Theil  des  nachfolgenden  Gutachtens. 
Es  ist  daher  die  Unterlassung  der  Geschichtserzählung  nicht  nur  formell 
unstatthaft,  sondern  materiell  ausreichend,  um  das  Referat  des  Begut- 
achters für  die  Verhandlungen  und  die  Abstimmung  im  Collegium 
unbrauchbar  zu  machen.  Schon  aus  diesem  Grunde  kann  das  vor- 
liegende Gutachten  als  ein  vorschriftsmässig  erstattetes  nicht  erachtet 
werden. 

Was  nun  aber  die  angebliche  und  für  ausreichend  gehaltene 
„Concentration  der  historischen  Data"  betrifft,  so  bestehen  letztere  in 
folgenden  Angaben. 

„Die  Ehefrau  des  Dr.  med.  M.  zu  B  .  .  .  hat  im  letzten  Monat  ihrer 
Schwano-erschaft  ausser  an  Oedem  der  Schenkel  und  Genitalien  an 
einer  krampfhaften  Krankheit  gelitten,  Avelche  der  behandelnde  Arzt 
Dr.  N.  als  Eclampsia  gravidarum  und  als  so  gefäln-lich  erkannte,  dass 
er,  im  Einverständnisse  mit  dem  Ehemann,  nach  Verordnung  eines 
Aderlasses  und  einiger  Arzeneien,  für  angemessen  hielt,  den  Beirath 
des  praktischen  Arztes  Dr.  L.  in  C.  ...  in  Anspruch  zu  nehmen.  Beide 
Aerzte  haben  den  Muttermund  geschlossen  und  überhaupt  von  eigent- 
licher Geburtsthätigkeit  keine  Spur,  dagegen  den  allgemeinen  Zustand 
der,  nach  Ankunft  des  L.  bereits  röchelnden  Schwangern,  deren  Herz- 
und  Pulsschlag  schwach  war,  zuweilen  auch  längere  Zeit  aussetzte, 
hoffnungslos  gefunden.  Der  Dr.  L.  hat  vorgesclilagen ,  mit  Rücksicht 
darauf,  dass  die  Mutter  doch  verloren  sei,  den  vollständigen  Tod  der- 
selben nicht  abzuwarten,  sondern  ohne  Weiteres  zur  Rettung  des 
Kindes,  welches  als  lebend  prasumirt  wurde,  zum  Kaiserschnitt  zu 
schreiten.  Dieser  ist  gemacht,  aber  ein  todtes  Kind  zur  Welt  ge- 
fördert. Der  Dr.  N.  und  der  Ehemann  Dr.  M.  haben  eingewilligt. 
Ersterer  hat  seine  thätige  Assistenz,  letzterer  nur  seine  Instrumente 
angeboten  und  hergegeben.  Man  ist  aber  übereingekommen,  zur  Aus- 
führung der  Sache  sich  des  Wundarztes  zweiter  Klasse  0.  zu  bedienen 
und  die  Hand  und  das  Messer  desselben  durch  Instruction  zu  leiten. 

Dieser  hat  einen  Längenschnitt  in  der  Linea  alba,  welcher  1/.2  Zoll 
unter  dem  Najbel  anfing  imd  6^-/2  Zoll  in  gerader  Richtung  zur  Vereini- 

Kali seh,  die  Kunstfehler.  19 
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gung  der  Schaambeine  verlief,  angelegt;  den  p.  p.  O.  nach  Durchsclinei- 
diing  der  Bauchdecken  ablösend,  hat  der  Dr.  N.  den  Uterus  gleichfalls 
in  der  Längenrichtung  mit  dem  Messer  geöffnet.  Als  das  Kind  durch 
die  Bauch-  und  Gebärmutterspalte  nicht  hervortreten  wollte,  hat  der 
p.  p  L.  eine  „Einkerbung"  des  Bauchschnitts  auf  beiden  Seiten  vor- 
geschlagen, welche  von  dem  Wundarzte  0.,  nach  der  rechten  Seite  hin 
3^2  Zoll,  nach  der  linken  2  Zoll  breit,  aiisgefiihrt  ist.  Bei  der  Section 
hat  man  auch  einen  Querschnitt  auf  der  vorderen  Fläche  der  Gebär- 
mutter vorgefunden,  welcher  2  Zoll  unter  dem  Anfange  des  41/2  Zoll 
langen  Längenschnittes  begann  und  sich  nach  der  rechten  Seite  hin 
1^/2  Zoll,  nach  der  linken  2  Zoll  erstreckte.  Zu  diesem  Querschnitt 
bekennen  sich  der  Dr.  L.  und  Dr.  N.  weder  durch  Rath  noch  durch 
That  mitgewirkt,  noch  überhaupt  bei  der  Operation  Kunde  davon 
gehabt  zu  haben.  Er  wird  der  Selbstthätigkeit  des  Wundarztes  O. 
zugeschrieben.  Letzterer  hat  auch  die  Vereinigung  der  Bauchwunde 
für  sich  allein  übernommen,  und  ist  solche  durch  eine  Kürschnernaht 
ohne  Anlegung  von  Heftpflastern  erfolgt. 

Die  Operirte  aber  hat  nach  der  Operation  noch  ungefähr  14  Stun- 
den schwach  fortgelebt,  die  bereits  vor  der  Operation  entschwundene 
Sprache  ist  nicht  zurückgekehrt,  dagegen  hat  sie  die  Augen  aufge- 
schlagen, auch  etwas  Thee  geschluckt.  Am  späten  Abend  ist  sie 
gestorben." 

Diese  Darstellung  bildet  keine  Concentration,  sondern  vielmehr 
eine  ausserordentliche  Verdünnung  des  wirklichen  Sachverhaltes;  aber 
auch  in  dieser  Form ,  welche  weniger  zu  dem  darauf  folgenden  Gut- 
achten durch  sich  selbst  hinführt,  als  dem  Eesultate  desselben  ange- 
passt  zu  sein  scheint,  rechtfertigt  der  objective  Thatbestand  dieses 
Gutachten  nicht,  es  muss  vielmehr  letzteres  theoretisch  für  falsch  und 
praktisch  für  gefährlich  erachtet  werden. 

Dasselbe  beginnt  von  vorn  herein  mit  einer  Wendung,  welche 
vollständig  geeignet  ist,  den  Hörer  zu  verblüffen,  und  wahrscheinlich 
auch  auf  das  Urtheil  der  wissenschaftlichen  Deputation  nicht  ohne  Ein- 
fluss  geblieben  ist.     Der  Referent  sagt: 

„Fassen  wir  zuerst  den  Indicationstheil  ins  Auge,  so  unterliegt  es 
keinem  Zweifel,  dass  die  Ehefrau  M.,  als  der  Kaiserschnitt  unternommen 
Avurde,  zwar 

1)  nicht  todt,  aber 

2)  eine  Sterbende 
war. 

fad  1).     lieber  die  ungeschickte  Ausrede   der  betheiligten  Medi- 
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cinalpersonen  verschiedeneu  Zeugen  gegenüber,  class  jenes  Röcheln  kein 
wirkliches  Leben,  sondern  nur  ,, der  Rest  eines  bereits  entschwundenen 
Lebens"  oder,  wie  sie  sich  ein  anderes  Mal  ausgedrückt  haben  sollen, 
,,nur  ein  animales  Leben"  und  ,, ein  Mechanismus"  u.  s.  w.  gewesen 
sein  soll,  verlieren  wir  nicht  viele  Worte,  da  wir  nicht  die  Redensarten, 
sondern  die  Handlungen  dieser  Medicinalpersonen  zu  kritisiren  haben. 
Es  ist  von  selbst  klar,  dass  wohl  die  äusseren  Erscheinungen  des  Lebens 
fehlen  können,  ohne  dass  das  Leben  fehlt  (Scheintod),  aber  es  ist  nicht 
zu  glauben,  dass  deutliche  Symptome  des  Lebens  da  sein  können,  ohne 
dass  das  Leben  da  ist  (umgekehrter  Scheintod!)  Wenn  eine  Frau 
röchelt,  die  Augen  aufschlägt,  Thee  schluckt,  einen  Schenkel  an- 
zieht u.  s.  w.,  so  lebt  sie,  das  ist  keine  Frage. 

Dagegen  sollen  (ad  2)  die  Aerzte  wohl  in  ihrem  unbedingten 
Rechte  gewesen  sein,  wenn  sie  die  moralische  und  wissenschaftliche 
Ueberzeugung  gewonnen  hatten,  dass  die  Frau  eine  Sterbende  ge- 
wesen sei.  Wie  die  Sache  positiv  und  negativ  liegt,  müssen  wir,  wollen 
wir  nicht  das  skeptische  dum  Spiro,  spero  heranziehen,  glauben,  dass 
die  hochschwangere  Frau  M.  wirklich  eine  Moribunda  war, 
als  man  zu  ihrer  Entbindung  schritt." 

Einen  wissenschaftlichen  Sinn  hat  diese  Ausführung  weder  für 
den  Arzt,  noch  für  den  Richter.  Ein  todter  Mensch,  der  einmal  gelebt 
hat,  muss  allerdings  zu  irgend  einer  Zeit  ein  Sterbender  gewesen  sein; 
allein  erst  der  Tod  gielDt  den  Beweis  dieses  vorausgegangenen  Zustandes. 
In  keiner  Weise  darf  aber  das  Sterben  in  der  Bedeutung  aufgefasst 
werden,  dass  durch  diesen  Act  irgend  ein  Recht  des  Sterbenden  aufhört 
oder  auf  einen  Andern  übergeht.  Der  Sterbende  kann  so  wenig  beerbt 
werden,  als  er  secirt  werden  darf.  Die  Jurisprudenz ,  wie  die  Medi- 
cin,  beide  kennen  nur  lebende  und  todte,  aber  keine  sterbende  Personen. 
War  es  daher  auch  wissenschaftlich  unrichtig,  so  entsprach  es  doch  voll- 
kommen der  beabsichtigten  Vertheidigung ,  wenn  diese  behauptete, 
dass  die  zu  entbindende  Frau  eine  todte,  und  ihr  sinnlich  wahrnehm- 
bares Leben  nur  noch  ein  „animales",  „ein  Rest  des  bereits  entschwun- 
denen Lebens"  war.  Es  könnte  fraglich  scheinen,  wie  die  Angeschul- 
digten hoffen  durften,  bei  der  höchsten  technisch -medicinischen  Listanz 
mit  einer  wissenschaftlich  so  unbegründeten  Behauptung  durchzu- 
kommen, welche  Herr  Geheimrath  Schmidt  „leere  Redensarten"  nennt, 
da,  wie  er  sagt,  man  nicht  glauben  könne,  dass  deutliche  Symptome  des 
Lebens  da  sein  können,  ohne  dass  auch  das  Leben  selbst  da  sei.  Allein 
die  Angeklagten  hatten  für  diese  Redensarten,  wenn  auch  nur  eine 
einzige,   so  doch  für  den  Herrn  Geheimrath  Schmidt,    der,   wie  sie 
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wussten,  der  Referent  in  ihrer  Sache  Avar,  in  dem  Grade  hohe  Autorität, 
dass  sie  auf  dieselbe  ein  vollkommen  ausreichendes  Gewicht  zu  legen 
wohl  berechtigt  waren.  Diese  Autorität  war  der  Herr  Gehcimrath 
Schmidt  selber.  Im  Jahre  1833  veröffentlichte  derselbe  nämlich  in 
Caspers  Wochenschrift  S.  385  —  394  einen  Aufsatz :  „Ueber  Leichen- 
häuser."    In  diesem  heisst  es  nun  am  Schluss: 

„Mehr  Gründe  anzugeben,  scheint  nach  dem  Gesagten  überflüssig. 
Deshalb  will  ich  vom  Tode  selbst  nicht  reden  und  hier  die  Frage  stellen, 
ob  derselbe  als  der  Act  eines  Augenblicks ,  oder,  nach  Annahme  vieler 
Physiologen,  als  successives  Ableben  Eines  Organs  nach  dem  Andern 
zu  betrachten  sei.  In  der  Natur  giebt  es  keine  Sprünge,  und  die  Idee 
der  Leichenhäuser  hat  schon  vom  Standpunkt  der  reinen  Naturnach- 
ahmung etwas  Schönes  und  Erhabenes,  insofern  sie  den  schroffen  Ge- 
gensatz des  Familienhauses  und  Grabes  durch  einen  dritten  freund- 
lichen Vermittlungsort  ausgleicht.  —  Denn  auch  der  Tod  hat  seine 
drei  Stadien,  wie  das  Leben  seine  drei  Stufen  hat.  Zuerst 
kommt  der  sensitive  Tod,  dann  der  animale  (eigentlich  sogenannte), 
zuletzt  der  vegetative  (die  Fäulniss).  Nicht  selten  aber  verdreht  sich 
diese  Reihenfolge,  und  ein  späteres  Stadium  anticipirt  dem  früheren. 
So  kommt  häufig  der  vegetative  Tod  dem  animalen  zuvor.  Die  ganze 
Bildungss^Dhäre  ist  in  absterbender  Zersetzung,  die  animale  noch  in 
schönster  Bewegung,  und  die  sensitive  in  reger  Thätigkeit.  Wir  nennen 
diesen  Zustand  Faulfieber." 

Die  Behauptung  also,  dass  ein  Mensch  eigentlich  todt  und  be- 
reits in  Zersetzung  der  ganzen  Bildungssphäre  begriffen,  und  doch  sein 
animales  Leben  in  schönster  Bewegung  sein  kann,  ja,  dass  dies  beim 
Faulfieber  wirklich  der  Fall  ist,  rührt  vom  Herrn  Geheimrath  Schmidt 
selbst  her;  und  aus  dieser  ihm  zugeworfenen  Schlinge  hat  er  sich  auch 
in  seinem  Gutachten  nicht  herauswickeln  können.  Es  ist  nur  ein  sprach- 
licher Kunstgriff,  wenn  er  die  früher  aufgestellten  drei  Todesstufen  mit 
factisch  abwechselnder  Reihenfolge  jetzt  durch  die  Collectivbezeichnung 
,, sterbend"  ersetzt  hat. 

Würde  die  von  Herrn  Geheimrath  Schmidt  in  diesem  concreten 
Falle  ausgesprochene  und  von  der  wissenschaftlichen  Deputation  ange- 
nommene Ansicht  in  die  praktische  Geburtshülfe  eingeführt,  so  würde 
der  Kaiserschnitt  bei  hochschwangorn  Frauen,  die  vom  Typhus,  von 
der  Cholera,  kurz  von  allen  denjenigen  Krankheiten  befallen  werden, 
bei  welchen  der  behandelnde  Arzt  ein  eingetretenes  Todesstadium  an- 
zunehmen sich  berechtigt  glaubt,  zu  einer  Indicatioii  erhoben  werden, 
deren  traurige  Folgen  nicht  hervorgehoben  zu  werden  brauchen.   Hier- 
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bei  ist  von  der  Heilbarkeit  oder  Uulieilbarkeit  der  in  dem  vorliegenden 
Falle  vorhanden  gewesenen  Eclampsie,  sowie  von  den  anderweitigen 
Entbindungsmitteln  unter  solchen  Umständen  nicht  einmal  zu  sprechen, 
da  hierauf  gar  nichts  ankommt. 

Ganz  abgesehen  aber  davon,  ob,  bei  der  nun  einmal  von  den  An- 
geschuldigten festgehalteneu  Diagnose  und  Prognose,  der  Kaiserschnitt 
indicirt  oder  auch  nur  zulässig  war,  so  bleibt  noch  der  weit  Avich tigere 
Umstand  zu  berücksichtigen,  dass  die  sogenannten  Greburtshelfer  an  der 
angeblich  sterbenden  Frau  nicht  die  eigentliche  Operation  des  Kaiser- 
schnitts, sondern  die  Section  und  zwar  in  einer  Weise  verrichtet  haben, 
welche  nicht  einmal  bei  einer  wirklich  Verstorbenen  kurz  nach  dem 
Tode  erlaubt  ist. 

„Tit.  20,  Th.  n.  des  Allgemeinen  Landrechts  —  fährt  das  Gut- 
achten fort  —  enthält  in  §.  737  eine  Bestimmung,  aus  welcher  die 
Nothwendigkeit  des  Kaiserschnitts  bei  einer  Verstorbenen  gefolgert 
werden  kann.  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  eine  noch  Lebende  auf 
diese  Weise  nicht  entbunden  Averden  darf,  wie  dieses  das  Medicinal- 
collegium  aus  jener  landrechtlichen  Bestimmung  deducirt  haben  mag. 
Das  Collegium  behauptet,  man  dürfe,  (ohne  die  bekannte  Indication  aus 
mechanischen  Gründen)  erst  dann  zu  dieser  Operation  schreiten,  „wenn 
die  Sterbende  wirklich  gestorben  sei."  Abgesehen  von  dem  Wider- 
spruche, der  sprachlich  in  dieser  Bedingung  liegt,  müssen  wir  auch  vom 
Standpunkt  der  medicinischen  Wissenschaft  bezweifeln,  dass  die  Forde- 
rung des  Collegiums  ein  über  allen  Zweifel  feststehendes  geburtshülf- 
liches  Dogma  sei." 

Es  ist  seh  AVer  begreiflich,  wie  ein  Mitglied  der  wissenschaftlichen 
Deputation  die  hier  ausgesprochenen  Sätze  dem  hohen  Collegium  vor- 
zutragen den  Muth  gehabt  hat,  A^ollkommeu  unbegreiflich  aber,  Avie 
dieselben  von  der  Deputation  adopth't  werden  konnten.  Jedenfalls 
Avar  doch  die  zu  entbindende  Frau  noch  nicht  gestorben;  und  der  ange- 
zogene laudrechtliche  §.  handelt  ja  ausdi'ücklich  A'on  verstorbenen 
Schwangeren.  Das  MedicinalcoUegium  soll  aus  jenem  §.  mit  LTnrecht 
deducirt  haben,  dass  noch  Lebende  durch  den  Kaiserschnitt  nicht  ent- 
bunden AA^erden  dürfen;  allein  zu  einer  Deduction  der  Art  war  keine 
Veranlassung.  Eine  Lebende  darf,  ohne  die  bekannte  Indication  aus 
mechanischen  Gründen,  niemals  durch  den  Kaiserschnitt  entbunden 
werden,  und  auch  dann  nur  mit  ihrer  ausdrücklichen  Zustimmung.  Und 
diese  Regel  steht  so  fest,  dass  dem  Gesetzgeber  eine  Vorschrift  nöthig 
schien,  um  für  die  Entbindung  des  Kindes  auch  noch  nach  dem  Tode 
der  Mutter  Sorge  zu  tragen.     Die  Entbindung  der  Verstorbenen  A\ärd 
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in  diesem  Falle  befohlen,  gleichzeitig  aber  die  nothwendige  Rücksicht 
auf  die  Möglichkeit  genommen,  dass  die  für  todt  gehaltene  Schwangere 
noch  lebe.  Aus  dem  Tit.  20.,  TL  IL,  §.  737  soll,  nach  dem  Gut- 
achten, die  Nothwendigkeit  des  Kaiserschnitts  bei  einer  Verstorbenen 
gefolgert  werden  können.  Dies  ist  vollkommen  richtig  und  zeigt  eben, 
dass  selbst  bei  einer  Verstorbenen  der  Kaiserschnitt  nicht  vom  Gesetz 
vorgeschrieben,  sondern  nur,  wenn  er  nothwendig  erscheint,  er- 
laubt wird. 

Der  Gutachter  verwechselt  die  geburtshülflich  angezeigte  Sectio 
caesarea ,  mit  der  durch  die  Lex  regia  staatlich  befohlenen  Ausschnei- 
dung der  Frucht  aus  dem  Leibe  der  Mutter.  Der  Kaiserschnitt  wird 
aus  wissenschaftlichen  Gründen  zunächst  zur  Rettung  der  Mutter  unter- 
nommen, wo  diese,  um  am  Leben  erhalten  zu  werden,  entbunden  werden 
muss,  wegen  obwaltender  Hindernisse  aber  nur  durch  die  genannte 
Operation  entbunden  werden  kann  und  zugleich  auf  diese  "Weise  ent- 
bunden werden  will.  Die  Lex  regia  dagegen  befiehlt  aus  staatlichen 
Gründen  die  Entbindung  der  verstorbenen  Mutter  lediglich  im  Literesse 
des  etwa  noch  lebenden  und  zu  rettenden  Kindes.  Es  ist  daher  eine 
wahrhaft  erschreckende  Ironie,  wenn  Herr  Geheimrath  Schmidt  das 
vorliegende  Gutachten  durch  die  besondere  Ueberschrift :  ,,Anticipirte 
Lex  regia"  bezeichnet.  Hat  ein  Geburtshelfer  nach  der  Vorschrift 
der  Lex  regia  gehandelt,  so  kann  von  seiner  Schuld  oder  Mitschuld  an 
dem  Tode  der  Entbundenen  allerdings  keine  Rede  sein;  denn  die  Lex 
regia  hat  ja  überhaupt  nur  verstorbene  Schwangere  im  Auge.  Hat  er 
aber,  wie  nach  dem  Herrn  Geheimrath  Schmidt  im  vorliegenden  Falle, 
die  Lex  regia  anticipirt,  d.  h.  das  für  eine  Verstorbene  gegebene  Gesetz 
auf  eine  noch  Lebende  angewendet,  so  hat  er  nicht  einen  Kunstfehler, 
sondern  einen  Mord  begangen. 

Aber  Herr  Geheimrath  Schmidt  hat  überdies  die  maassgebenden 
preussischen  Gesetzesvorschriften  vollkommen  verkannt  und  entstellt, 
um  die  Lex  regia  überhaupt  zur  Anwendung  zu  bringen.  Es  wird 
daher  nöthig  sein,  auf  beide  einen  Blick  zu  werfen. 

Der  Kaiserschnitt  ist  eine  uralte  bis  in  die  griechische  Mythenzeit 
hineinragende  geburtshülfliche  Operation.  So  soll  Bacchus  aus  dem 
Leibe  der  vom  Blitz  getödteten  Semele  durch  Hermes,  und  Aescu- 
lap  aus  dem  Leibe  seiner  Mutter  Corinis  durch  Apollo  herausge- 
schnitten worden  sein.  Um  nun  die  Rechte  der  im  Mutterleib  verstor- 
bener hochschwangerer  Frauen  vielleicht  noch  lebenden  und  zu  rettenden 
Kinder  zu  wahren,  erliess  Numa  Pompilius  die  Lex  regia,  welche 
ihrem  Wortlaute  nach  bestimmt: 
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„Mulier.  Quae.  Praegnans.  Mortua  ne  Humator.  Antequam.  Partus. 
Ei.  Excidatur.  Quei.  Secus.  Faxit.  Spei.  Animantis.  Cum  Gravida. 
Occisae.  Reus.  Estod.  (Digest.  Libr.  XVI.  T.  VH.)" 

Man  sieht,  dass  dieses  Gesetz  uiclit  ein  Gebot  für  die  Aerzte  ent- 
hält, den  Kaiserschnitt  vorzunehmen,  sondern  den  Umgebungen  der 
Verstorbenen  bei  hoher  Strafe  verbietet,  letztere  zu  begraben,  bevor 
die  Leibesfrucht  herausgeschnitten  worden  ist.  Die  christliche  Kirche 
hat  später  dieses  Gesetz  in  ihren  Schutz  genommen,  und  durch  ihren 
Einfluss  ist  dasselbe  mit  mannigfachen  Modificationen  in  die  Gesetz- 
gebung der  meisten  Staaten  übergegangen.  Ganz  besonders  Hess  man 
es  sich  angelegen  sein,  Sicherheitsmaassregeln  zu  treffen,  damit  die 
Mutter,  wenn  etwa  nur  ein  Scheintod  vorläge,  am  Leben  erhalten 
werden  könne.  So  schaffte  z.  B.  der  Eatli  zu  Venedig  durch  zwei 
Verordnungen  aus  den  Jahren  1608  und  1720  ausdrücklich  den  Kreuz- 
schnitt ab,  welcher  durch  einen  einfachen  Einschnitt  ersetzt  werden 
sollte. 

Ohne  auf  die  anderen  Gesetzgebungen  hier  weiter  einzugehen, 
haben  wh'  uns  an  das  allgemeine  preussische  Landrecht  zu  halten. 
Dieses  bestimmt  nun  in  Th.  IL,  Tit.  20.,  §.  737: 

„Personen,  die  wähi'end  ihrer  Schwangerschaft  und  vor  der  Entbin- 
dung gestorben  sind,  dürfen  nicht  eher  beerdigt  werden,  als  bis  wegen 
Rettung  des  im  Mutterleibe  befindlichen  Kindes  die  erforderlichen 
Anstalten  mit  der  nöthigen  Vorsicht  getroffen  worden." 

Auch  hier  ist  von  dem  Arzte  nicht  die  Rede,  aber,  was  wichtiger 
ist,  auch  nicht  vom  Kaiserschnitt.  Was  zur  Rettung  des  Kindes  ge- 
schehen soll,  bleibt  hiernach  vollständig  dem  wissenschaftlichen  Urtheil 
des  Arztes  überlassen.  Zwei  Punkte  nur  sind  ihm  dabei  zur  pflicht- 
mässigen  Nachachtung  vorgeschrieben:  nämlich  die  Schwangere  muss 
vor  der  Entbindung  j-erstorben  sein,  und  die  Anstalten  zur  Entbindung 
müssen  mit  der-  nöthigen  Vorsicht  getroffen  werden. 

In  dem  vorliegenden  Falle  war  die  zu  entbindende  Frau  unzwei- 
felhaft noch  lebend,  und  es  wurde  an  ihr  nicht  der  Kaiserschnitt  mit 
der  nöthigen  Vorsicht,  sondern  ein  &euzschnitt  in  die  Bauchdecken 
und  den  Uterus  gemacht,  ja  dieser  Ki-euzschnitt  mit  der  Kürschnernath 
auf  die  roheste  Weise  zusammengeheftet,  ohne  jede  Nachbehandlung 
und  ohne  jede  Rücksicht  auf  das  noch  vorhandene  Leben  der  mxehi* 
zerschnittenen  als  operirten  Frau. 

Ja  selbst  der  wirkliche  Tod  der  auf  diese  Weise  Entbundenen 
würde  die  Straf  barkeit  der  Geburtshelfer  nach  dem  vaterländischen 
Gesetz  nicht  ausgeschlossen  haben.     Es  bestimmt  nämlich  die  Verord- 
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nimg  vom  6.  Nov.  1811,  das  Verbot  der  frühen  Leiclienöffmiiigen  be- 
treffend, unter 

6)  „Auch  soll  die  schleunig-e  Operation  des  Kaiserschnitts  hier- 
durch nicht  eingeschränkt  werden,  die  ein  Sachverständiger  vornimmt, 
sobald  die  Entbindung  einer  plötzlich  verstorbenen  Schwangern  von 
einem  lebensfähigen  Kinde  auf  andere  Weise  nicht  bewirkt  Averden 
kann." 

Auch  hier  also  sind  für  die  Verrichtung  des  Kaiserschnitts,  wenn 
derselbe  nur  wegen  des  Kindes  unternommen  werden  soll,  zwei  Bedin- 
gungen festgehalten,  nämlich  dass  die  Mutter  plötzlich  verstorben,  also 
jedenfalls  bereits  todt  ist,  und  dass  die  Entbindung  auf  andere  Weise 
nicht  bewirkt  werden  kann.  Dass  aber  gar  an  einer  Lebenden ,  deren 
Entbindung  auf  andere  Weise  möglich  ist,  nicht  der  kunstgerechte 
Kaiserschnitt,  sondern  der  an  sich  tödtliche  Kreuzschnitt  gemacht,  und 
die  auf  diese  Weise  misshandelte  Frau  dem  Absterben  preisgegeben 
wird,  kann  doch  gewiss  als  ein  unschuldiges  geburtshülfliches  Verfahren 
nicht  begutachtet  werden. 

Es  konnte  daher  gar  nicht  fehlen,  das  dieses  Gutachten  der  wissen- 
schaftlichen Deputation,  als  es  nach  der  vorschriftsmässigen  Einrichtung 
vom  Minister  dem  Medicinalcollegium  ,,zur  weiteren  Veranlassung" 
zugesendet  wurde,  bei  dieser  Behörde  nicht  nur  auf  Widerspruch  stiess, 
sondern  im  Interesse  der  Wissenschaft  und  des  Rechts  eine  Remonstra- 
tion hervorrief.  Die  betreffenden  Schriftstücke,  welche  der  Herr  Ge- 
heimrath  Schmidt  nur  ihrem  Inhalte  nach  sehr  kurz  und  unklar  ver- 
öffentlicht hat,  habe  ich  in  meiner  Sammlung  (Fall  Fischer  und  Ge- 
nossen S.  333—428)  aktenmässig  mitgetheilt;  und  man  wird  aus  ihnen 
ersehen,  wie  die  wissenschaftliche  Deputation  bei  Begutachtung  gerichts- 
ärztlicher Fälle  ihre  Stellung  zu  der  des  Medicinalcollegiums  auffasst 
und  durch  den  Minister  festhalten  lässt.  Bei  einer  solchen  Stellung 
aber  kann  nicht  mehi'  von  technisch  gleichberechtigten,  sondern  von 
amtlich  übergeordneten  Gutachten  die  Rede  sein.  Würde  dies  aber 
gesetzlich  zugelassen  werden,  so  hätten  wir  keine  medicinische  Wissen- 
schaft mehr,  sondern  eine  Medicin  der  wissenschaftlichen  Deputation, 
oder  vielmehr  eine  Ministerialmedicin.  Selbst  wenn  die  Gutachten  der 
wissenschaftlichen  Deputation  als  immer  vom  wissenschaftlichen  Ge- 
sichtspunkte aus  richtig  angesehen  werden  dürften,  wäre  eine  gesetzlich 
an  sie  geknüpfte  Entscheidung  in  foro  ein  Uebelstand.  Wenigstens 
müsste  alsdann  sofort  an  diese  höchste  Instanz  recurrirt  werden,  da 
nicht  einzusehen  ist,  warum  das  Medicinalcollegium  sich  dazu  hergeben 
soll,  in  Dingen,  die  es  verstehen  muss,   sich  durch  die  wissenschaftliche 
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Deputation  compromittiren  zu  lassen.  Wenn  aber  gar,  wie  im  vorlie- 
genden Falle,  ein  Medicinalcollegium,  welches  aus  den  anerkannt  tüch- 
tigsten theoretischen  und  praktischen  Geburtshelfern  bestand,  sich 
schweigend  einem  vollständig  unrichtigen  Gutachten  des  Herrn  Geheim- 
rath  Schmidt  unterwerfen  muss,  Aveil  dieses  Gutachten  von  einer  in 
der  Medicinalverwaltujig  amtlich  übergeordneten  Behörde  angenommen 
worden  ist:  dann  hat  es  mit  der  gerichtlichen  Medicin  ein  Ende. 

Es  ist  daher  unbegreiflich,  wie  Herr  Geheimrath  Schmidt  den 
Muth  haben  konnte*  diesen  Fall  im  Namen  der  wissenschaftlichen  De- 
putation der  Oeffentlichkeit  zu  übergeben,  und  ich  muss  daher  —  so 
lange  eine  berechtigte  und  competente  Stimme  mich  nicht  zu  weiteren 
Beweisen  zwingt  - —  meine  mehrfache  Behauptung  aufrecht  halten,  dass 
die  wissenschaftliche  Deputation,  obgleich  sie  auf  dem  Titel  des 
Schmidtschen  Buches  als  Herausgeberin  genannt  wird,  an  dieser  Her- 
ausgabe keinen  Theil  gehabt  hat. 

Bliebe  aber  noch  der  geringste  Zweifel  an  der  Richtigkeit  dieser 
Behauptung  übrig,  so  müsste  er  bei  einem  Blick  auf  das  fünfte  und 
letzte  vom  Geheimrath  Schmidt  veröffentlichte  Gutachten  vollkommen 
schwinden.  Der  Medicinalrath  Dr.  D.,  Mitglied  eines  Medicinalcol- 
legiums  und  dirigirender  Wundarzt  eines  grossen  städtischen  Kran- 
kenhauses, hatte  im  Jahre  1836  an  der  p.  p.  Gelt n er  wegen  einer  von 
ihm  diagnosticirten  Geschwulst  im  Unterleibe  den  Bauchschnitt  ver- 
richtet, aber  keine  Geschwulst  gefunden.  Im  März  1838  ward  die  da- 
mals als  geheilt  Entlassene  wieder  wegen  einer  Unterleibsgeschwulst  in 
das  Krankenhaus  aufgenommen,  und  der  Dr.  D.  stellte  die  Diagnose 
auf  Degeneration  und  Anschwellung  des  Eierstocks  oder  doch  auf  eine 
derartige  Geschwulst,  dass  ihre  Exstirpatiou  ihm  angezeigt  und  noth- 
wendig  erschien.  Als  er  nun  diese  am  15.  März  1838  in  der  von  ihm 
geleiteten  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalt  in  Gegenwart  der  kli- 
nischen Zuhörer  vornahm,  indem  er  zunächst  mit  freier  Hand  in  der 
Richtung  der  weissen  Linie  einen  Schnitt  machte,  drang  ein  Theil  einer 
Blase  in  die  geöffnete  Wundspalte,  und  unmittelbar  darauf  zeigten  sich 
Gliedmassen  eines  Kindes  ,  welches  sein  Dasein  und  Leben  durch  kräf- 
tiges Schreien  kundgab.  Jetzt  erst  erkannte  Dr.  D.,  dass  er,  ohne  es 
zu  wollen  und  zu  wissen,  die  regelmässig  beschwängerte  Gebärmutter 
eröffnet  und  somit  ohne  alle  Veranlassung  den  Kaiserschnitt  verrichtet 
hatte.  Die  Entbundene  starb  zwei  Tage  später  an  der  durch  die  Ope- 
ration erzeugten  ünterleibsentzündung ,  und  Dr.  D.  ward  in  Anklage- 
stand versetzt.  Es  wurden  die  technischen  Gutachten  des  betreffenden 
Kreisphysikus  und  eines  Mediciualcollegiums  eingeholt,  und  auf  Grund 


derselben  und  der  Akten  verartlieilte  der  erste  Richter  den  Angeschul- 
dig-ten  zu  einer  ßmonatlicheu  Gefängnissstrafe  „wegen  Beschädigung  am 
Leben  aus  grober  Fahrlässigkeit." 

Die  Appellationsinstanz  ward  beschritten,  und  in  dieser,  nachdem 
zwei  Medicinalbeamten  technische  Vertheidigungsschriften  eingereicht 
hatten,  das  Gutachten  der  wissenschaftlichen  Deputation  vom  Gericht 
erfordert.  Es  handelte  sich  hierbei  vorzugsweise  um  die  Fragen,  ob 
der  vorhandene  Schwangerschaftszustand  in  dem  gegenwärtigen  Stadium 
überhaupt  noch  zu  verkennen  gewesen,  und  ob,  selbst  bei  einem  solchen 
Verkennen,  die  Beschaffenheit  des  Falles  die  Operation  des  Bauch- 
schnitts sich  rechtfertigen  oder  wenigstens  entschuldigen  lasse. 

Ueber  die  Veröffentlichung  dieses  Gutachtens  bemerkt  nun  Herr 
Geheimrath  Schmidt: 

,,Bei  demselben  bin  ich  im  strengsten  Sinne  des  Wortes  nur  der  Her- 
an sg  eher.  Die  verewigten  Geheimräthe  Wagner  und  Kluge 
hatten  hierbei  als  Referenten  fungirt;  es  fällt  vor  die  Zeit  meines 
Eintritts  in  die  Deputation.  Chronologisch  hätte  es  den  Anfang 
machen  sollen,  doch  halte  ich  es  für  klug,  das  Beste  zuletzt  zu 
bringen." 

Der  Herausgeber  im  strengsten  Sinne  des  Worts  ist  also  bei  einem 
Deputationsgutachten  der,  welcher  bei  der  Erstattung  desselben  nicht 
Referent  und  auch  nicht  Mitglied  des  Collegiums  gewesen  war.  Wenn 
nun  Herr  Geheimrath  Schmidt  ein  solcher  Herausgeber  im  strengsten 
Sinne  des  Wortes  sein  konnte,  warum  denn  nicht  eben  so  auch  jeder 
Andere,  warum  denn  nicht  auch  ich?  Wenn  aber  gar  die  wissenschaft- 
liche Deputation  die  Herausgeberin  gewesen  wäre,  dann  würde  ja  diese 
Unterscheidung  nicht  einmal  richtig  sein.  Hierzu  kommt  aber  noch  ein 
anderer  Umstand.  Der  Herr  Minister  v.  Räume r  hatte,  nach  den 
Worten  des  Herrn  Geheimrath  Schmidt,  der  wissenschaftlichen  De- 
putation die  Erlaubniss  gegeben:  „die  von  ihr  adoptirten  Gutachten 
entweder  durch  ihren  Director,  oder  durch  sie  selbst  als  CoUegium, 
oder  durch  jedes  einzelne  ihrer  Mitglieder  für  die  von  ihm  als  ersten 
Referenten  gearbeiteten  Gutachten  mit  Weglassung  der  Orts-  und  Per- 
sonennamen in  Sammlungen  oder  einzeln  der  Oeffentlichkeit  zu  über- 
geben." Das  sollte  doch  gewiss  nicht  den  Sinn  haben,  dass  die  Depu- 
tation und  zugleich  der  Referent  ein  Gutachten  herausgeben  durften, 
dass  ein  Gutachten  zweimal,  wie  es  geschehen  ist,  von  den  Herren 
Schmidt  und  Casper,  von  den  Herren  Casper  und  Ideler,  der 
Oeffentlichkeit  übergeben  werden  sollte,  dass  endlich  ein  Referent,  bei 
der  Veröffentlichung  seines  vom  Collegium  adoptirten  Gutachtens ,  sicli 
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als  solchen  zu  nennen  und  dann  ein  Gntacliten  ans  früherer  Zeit  —  wo 
er  nicht  einmal  Mitglied  der  Deputation  war  —  herauszugeben  berech- 
tigt war.  Wie  ist  er  denn  zu  diesem  Gutachten  gekommen,  da  die 
wissenschaftliche  Deputation  kein  eigenes  Archiv  besitzt  und  ihre  Gut. 
achten  sofort  in  die  Geheime  Registratur  abliefern  muss?  Hat  Herr 
Geheimrath  Schmidt  vom  Hrn.  v.  Raumer,  ausser  der  obigen Erlaub- 
niss,  keine  besondere  Genehmigung  erhalten,  um  aus  den  Akten  der 
Registratur  ein  altes  Gutachten  abschreiben  und  drucken  zu  lassen,  so 
hat  er  seine  Befugniss  überschritten.  Hat  er  sich  aber,  wie  vorauszu- 
setzen, jene  Genehmigung  zu  verschaffen  gewusst,  so  hat  er  dadurch 
nichts  Anderes  erlangt ,  als  was  mir  lange  vorher  von  Hrn.  v.  Laden- 
berg  gewährt  worden  war.  Durfte  eine  Officialarbeit  der  Herren  Ge- 
heimräthe  Wagner  und  Kluge  nicht  als  „geistiges  Eigenthum"  der- 
selben betrachtet,  sondern  als  ein  Theil  von  Ministerialakten  dem  Herrn 
Geheimrath  Schmidt  zur  Veröffentlichung  durch  Ministerialerlaubniss 
übergeben  werden,  so  durfte  dasselbe  auch  in  Beziehung  auf  alle  Gut- 
achten der  wissenschaftlichen  Deputation  bei  mir  geschehen.  Aber  es 
konnte  bei  mir  viel  eher  geschehen,  als  ich  davon,  wie  man  gleich  sehen 
wird,  einen  viel  discretei'^n  Gebrauch  gemacht  haben  würde,  ja  in  der 
That  dadurch  im  Stande  war,  die  Würde  und  das  Ansehen  der  wissen- 
schaftlichen Deputation  gegen  die  Beeinträchtigung  zu  schützen,  welche 
sie  durch  den  ,, klugen"  Herrn  Geheimrath  Schmidt  zu  erleiden 
Gefahr  lief. 

Klug  nennt  der  Herr  Geheimrath  es  nämlich,  das  ,, Beste"  zuletzt 
zubringen,  wenn  es  auch  ,,  chronologisch"  das  erste  hätte  sein  sollen; 
allein  man  wird  es  schwerlich  klug  nennen  können ,  wenn  ein  Autor 
seinen  Arbeiten  eine  fremde  darum  folgen  lässt,  weil  diese  besser  ist, 
und  weil  auch  er  sie  für  besser  hält.  Entweder  also  hielt  der  Herr 
Geheimrath  Schmidt  jenes  nicht  von  ihm  gearbeitete  Gutachten  für 
besser  als  die  seinigen,  und  er  war  nicht  klug,  oder  er  war  sehr  klug, 
aber  er  hielt  das  fremde  Gutachten  für  ein  schlechtes.  Nun,  Herr  Ge- 
heimrath Schmidt  war  sehr  klug,  und  das  Gutachten,  wie  er  aus  den 
Akten  wusste ,  ein  wissenschaftlich  verfehltes. 

Die  Geheimräthe  Wagner  und  Kluge,  sagt  Herr  Geheimrath 
Schmidt,  hatten  hierbei  als  Referenten  fungirt.  Hiernach  müsste  man 
annehmen,  dass  beide  in  ihren  Referaten  übereingestimmt  hatten.  Dies 
war  aber  nicht  nur  nicht  der  Fall,  sondern  sie  gingen  vollständig  aus- 
einander, und  Kluge  schloss,  nach  sehr  heftiger  Debatte,  sich  der 
milderen  Beurtheilung  Wagners  nur  deshalb  an,  weil  der  Angeschul- 
digte von  der  damals  ertheilten  allgemeinen  Amnestie  Gebrauch  machte, 
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der  Fall  in  concreto  also  seine  Bedeutung-  verloren  hatte.  Um  aber 
durch  das  Gutachten  nicht  zu  gerechten  Ausstellungen  Veranlassung 
zu  geben,  wurde  es  bei  Rücksendung  der  Akten  zurückbehalten.  Erst 
auf  den  ausdrücklichen  Antrag  des  Gerichtshofs  vom  9.  December  1840, 
welclier  darauf  hinwies,  dass  der  Angeschuldigte  auf  Grund  dieses  Gut- 
achtens ein  freisprechendes  Urtheil  vielleicht  der  Amnestie  vorziehen 
werde,  ward  das  Gutachten  ausgehändigt.  Hatte  nun,  frage  ich,  Herr 
Geheimrath  Schmidt  wirklich  die  Absicht,  das  „Beste"  zuletzt  zu 
bringen,  als  er  dieses  Gutachten  von  Wagner  veröffentlichte,  ohne  zu 
erwähnen,  dass  der  andere  Referent,  Kluge,  ein  ganz  anderes  gear- 
beitet hatte?  Musste  er  nicht  wenigstens  die  wissenschaftliche  Depu- 
tation ,  in  deren  Namen  er  es  veröffentlichte ,  auf  diesen  Hergang  auf- 
merksam machen?  Würde  diese  wohl  jemals  sich  dazu  verstanden  ha- 
ben, ein  Gutachten  im  Druck  herauszugeben,  welches  ihre  Vorgängerin, 
die  es  angenommen  hatte,  selbst  dem  Gericht  als  Manuscript  zu  über- 
antworten. Anstand  nahm?  Gewiss  darf  dies  dem  Collegium  nicht  zu- 
gemuthet  werden:  es  trägt  an  dieser  Veröffentlichung  keine  Schuld. 
Als  sie  aber  geschehen  war,  glaubte  ich  mich  verpflichtet,  dem  Wag- 
ner sehen  Gutachten  mindestens  das  Klugesche  folgen  zu  lassen;  und 
so  darf  es  Avohl  als  ein  der  wissenschaftlichen  Deputation  geleisteter 
Dienst  erachtet  werden,  wenn  ich  diesen  Fall,  den  ich  aus  den  ange- 
gebenen Gründen  ursprünglich  —  d.  h.  vor  dem  Schmi  dtschen  Buch  — 
weglassen  wollte,  in  meine  Sammlung  nachher  aufnahm  und  durch  das 
Kluge  sehe  meisterhafte  und  mustergültige  Referat  vervollständigte. 

Aber  wie  gehörte  denn  überhaupt  dieser  Fall  in  das  Buch  vom 
Geheimrath  Schmidt,  welches  nach  dem  Titel  ,, Entscheidungen  der 
wissenschaftlichen  Deputation  über  Kunst  fehler  der  Geburts- 
helfer und  Hebammen"  enthalten  sollte.  Ein  Chirurg  und  klini- 
scher Lehi-er  an  einer  medicinisch-chirurgischen  Lehranstalt  macht  zur 
Exstirpation  einer  vermeintlichen  Unterleibsgeschwulst  den  Bauchschnitt, 
und  als  dieser  verrichtet  worden,  zeigt  sich,  dass  der  regelmässig  be- 
schwängerte Uterus  eröffnet  worden^  und  es  wird  ein  lebendiges  Kind 
herausgeholt,  ohne  dass  der  Operateur  an  eine  vorhandene  Schwanger- 
schaft auch  nur  gedacht  hatte.  Wo  ist  denn  hier  der  Geburtshelfer 
oder  ein  geburtshülflicher  Kunstfehler?  Die  Anschuldigung  be- 
trifft einen  ausgezeichneten  Chirurgen  und  einen  chirurgischen 
Kunstfehler;  und  darum  ward  auch  nicht  das  geburtshül fliehe  Mit- 
glied der  Deputation,  Kluge,  sondern  das  chirurgische,  Wagner, 
mit  dem  ersten  und  maassgebenden  Referate  beauftragt.  Darum  und 
darum  allein  konnte  aber  auch  die  Deputation  dem  milderen  Urtheil 
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beistimmen.  Dem  Chirurgen,  welcher  sich  in  einer  geburtshülf- 
lichen  Diagnose  geirrt  und  auf  seinem  Gebiete  gehandelt  hatte,  durfte 
jener  Irrthum  von  einem  chirurgischen  Referenten  nachgesehen 
werden;  bei  einem  Geburtshelfer  würde  dies  Verfahren  von  dem 
geburtshülf liehen  Begutachter  —  wie  es  auch  von  Kluge  gesche- 
hen ist  —  streng  haben  gerügt  werden  müssen.  Und  der  wissenschaft- 
lichen Deputation  sollte  man  die  Verantwortlichkeit  aufbürden  wollen 
für  die  Nachtheile  und  Gefahren,  welche  ein  solches  Gutachten,  als 
unter  ihrer  Zustimmung  und  Autorität  veröffentlicht,  der  praktischen 
Geburtshülfe  zufügen  muss?  Ein  solches  Gutachten  sollte  von  der 
wissenschaftlichen  Deputation  unter  der  Ueberschrift :  ,,Zur  gerichtlichen 
Geburtshülfe;  zur  Diagnostik  der  Schwangerschaft,"  herausgegeben 
worden  sein?  Ich  wiederhole  daher  meine  Behauptung:  die  wissen- 
schaftliche Deputation  hat  an  jener  Herausgabe  keinen  Antheil.  Dem 
Herrn  Geheimrath  Schmidt  allein  fällt  dafür  die  Verantwortlichkeit 
zur  Last,  und  diese  ist  um  so  grösser,  als  er  sich  dabei  als  den  Refe- 
renten genannt  hat,  wozu  die  Druckerlaubuiss  des  Herrn  v.  Raum  er 
ihn  nicht  berechtigte  und  der  Sache  nach  gar  nicht  ermächtigen  konnte. 
Die  Einzelreferate  werden  durch  die  collegiale  Berathung  und  die  aus 
dieser  hervorgegangene  Redaction  Gutachten  und  Officialarbeiten  des 
Gesammtcollegiums ,  welche  in  die  Akten  des  Ministeriums  übergehen 
und  aus  der  Geheimregistratur  nie  mein*  anders,  als  in  der  Eigenschaft 
von  Deputationsgutachten  herausgeholt  werden  können,  sei  es  von  dem 
Referenten  eines  Gutachtens,  sei  es  von  einem  vortragenden  Kath  des 
Ministers,  sei  es  von  irgend  einem  Dritten,  dem  der  Minister  dies  zu  ge- 
statten für  gut  findet.  Dieser  Dritte  hat  aber  das  grosse  Vorrecht,  den 
Referenten  und  dieBetheiligten,  wenn  der  Zweck  der  Veröffentlichung  es 
erfordert,  zu  nennen,  während  ein  amtlicher  Herausgeber  daran  durch 
seinen  Amtseid  (Instruction  für  die  wissenschaftliche  Deputation  §  4) 
verhindert  ist. 

Herr  Geheimrath  Hörn  sagt  in  seinem  Buch:    „Das  preussische 
Medicinahvesen,  aus  amtlichen  Quellen"  S.  366: 

,,In  Betreff  der  Veröffentlichung  gerichtlicher  Gutachten  durch  den 
Druck  Seitens  der  Mediciualbeamten  erging  die 

Ministerialverfügung  vom  13.  März  1822  (v.  Altensteiu) 

„„Die  Königliche  Regierung  wird  hierdurch  beauftragt,  den 
Kreisphysikern  und  Kreischirurgen  ihres  Departements  zu  unter- 
sagen, ohne  besondere  eingeholte  Erlaubniss  des  Ministeriums 
ihre  gerichtlichen   Gutachten  vor  Ablauf  von  fünf  Jahren   seit 
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ihrer  Ausstellung,  selbst  nicht  mit  Weglassung  der  Orts-  und  Per- 
sonennamen, abdrucken  zu  lassen."" 
Wichtige  und  lehrreiche  Superarbitria  der  wissenschaftlichen  Depu- 
tation für  das  Medicinalwesen  finden  mit  deren  Zustimmung  in  C as- 
pers Vierteljahrsschrift  für  gerichtliche  Medicin  Aufnahme." 

Diese  Angaben  sind  im  ersten  Theil  nicht  vollständig,  daher  auch 
im  zweiten  nicht  richtig.  Der  Minister  v.  Alten  stein  wollte  —  auf 
Grund  einer  besondern  Veranlassung  —  ein  für  allemal  verhindern, 
dass  Medicinalbeamte  —  und  nur  für  solche  war  nach  dem  Akten- 
vermerk ein  Verbot  überhaupt  zulässig  —  ihre  gerichtlichen  Gutachten 
durch  den  Druck  veröffentlichten.  Aber  zu  den  Medicinalbeamten  ge- 
hörten ja  nicht  bloss  die  Kreisphysiker  und  Kreischirurgen,  sondern  auch 
die  Mitglieder  der  Medicinalcollegien  und  der  wissenschaftlichen  Depu- 
tation. Es  erging  daher  unter  demselben  Tage  an  diese  Medicinal- 
behörden  die  nachstehende  Ministerialverfügung: 

,,An  den  Director  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medicinalwesen  Herrn  p.  p.  Berends. 

An  das  Königliche  Medicinal-CoUegium  zu  N".  N. 
Der  wissenschaftlichen  Deputation  (dem  Medicinalcollegium )  wird 
hierdurch  zur  Nachachtung  bekannt  gemacht,  dass  es  nicht  zulässig 
ist,  dass  einzelne  Mitglieder  derselben  (desselben)  die  von  ihnen  aus- 
gearbeiteten gerichtlichen  Gutachten  ohne  Genehmigung  des  Ministerii 
abdrucken,  oder  wohl  gar  unter  ihrem  Namen  bekannt  wer- 
den lassen,  weil  dieselben  in  jeder  Hinsicht  durch  die  Art 
der  Bearbeitung  und  der  darüber  gepflogenen  Berathung 
als  Officialarbeiten  des  gesammten  Collegii  zu  betrach- 
ten sind. 

Berlin,  den  13.  März  1822. 

Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts- 
und Medicinal- Angelegenheiten 
(gez.)  V.  Altenstein." 
Warum  hat  denn  der  Herr  Geheimrath  Hörn  diese  viel  wichtigere 
Ministerialverfügung,  welche  in  seinen  amtlichen  Quellen  dicht  neben 
der  von  ihm  mitgeth eilten  steht,  weggelassen?    Ist  sie  etwa  später  zu- 
rückgenommen worden?   Nein!    Und  sie  konnte  auch  gar  nicht  zurück- 
genommen werden;    denn  das  Motiv  des  Verbots,    weil  nämlich    „die 
Gutachten  der  Referenten  durch  die  Art  der  Bearbeitung  und  der  da- 
rüber gepflogenen  Berathung  als  Officialarbeiten  des  gesammten  Collegii 
zu  betrachten  seien,"  ist  ein  gesetzlich  und  sachlich  begründetes,  und 
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daher  hat  selbst  der  Minister  (Instruction  für  die  wissenschaftliche  De- 
putation §  31)  auf  die  Beobachtung  desselben  zu  halten. 

Hiernach  kann  die  Schlussang-abe  des  Geheimrath  Hörn,  dass 
„wichtige  und  lehrreiche  Superarbitria  der  wissenschaftlichen  Deputation 
für  das  Medicinalwesen  mit  Zustimmung  derselben  in  Caspers  Viertel- 
jaln-sschrift  für  gerichtliche  Medicin  Aufnahme  finden,"  als  eine  gesetz- 
lich zulässige  Thatsache  nicht  erachtet  werden.  Wenn  aber  gar  Herr 
Geheimrath  Schmidt  und  Herr  Geheimrath  Casper  ihre  gerichtlichen 
Gutachten  unter  ihrem  Namen,  als  die  betreffenden  Referenten,  drucken 
lassen  und  dieselben  als  „Entscheidungen"  der  wissenschaftlichen  Depu- 
tation unter  der  Firma  der  letzteren  herausgeben:  so  steht  dies  Ver- 
fahren mit  der  ganzen  Einrichtung  und  Wirksamkeit  derselben  in  einem 
so  grellen  Widerspruch,  dass  es  auch  nicht  durch  eine  angebliche  Ge- 
nehmigung des  Herrn  Ministers  v.  Raum  er  gerechtfertigt  wäre.  Aber 
solang  nicht  nachgewiesen  ist,  dass  Herr  v.  Raum  er  den  Referenten 
erlaubt  hat,  ihre  Gutachten  unter  ihrem  Namen  und  zugleich  als  Gut- 
achten der  Deputation  herauszugeben:  so  lang  muss  die  Veröffentlichung 
der  Deputationsgutachten  in  der  Art  und  Weise,  wie  sie  von  den  Herren 
Geheimräthen  Schmidt  und  Casper  geschehen  ist,  als  ungeliörig 
erklärt,  und  die  wissenschaftliche  Deputation  als  solche  von  jeder  Mit- 
verantwortlichkeit freigesprochen  werden.  Dass  es  aber  Herrn  Geheim- 
rath Schmidt  möglich  war,  dies  Verfahren  einzuschlagen,  welches 
dann,  für  sich  gleichfalls  zu  benutzen,  der  Herr  Geheimrath  Casper 
sich  beeilte ,  erklärt  sich  aus  einem  Umstände ,  dessen  Erörterung  oiicht 
mehr  hierher  gehört,  der  vielmehr  bereits  in  das  Gebiet  der  Medicinal- 
reform  tief  eingreift.  Denn,  um  diesen  Punkt  schliesslich  wenigstens 
zu  berühren,  es  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  gerade  die  Noth wen- 
digkeit der  Medicinalreform  ihr  Haupthinderniss  ist.  Nicht  mit  den 
peripherischen  Sacli-  und  Personaleinrichtungen,  sondern  mit  den  Cen- 
tralbehörden  wird  der  Anfang  einer  Umgestaltung  gemacht  werden 
müssen,  also  mit  den  Functionen  derjenigen  Beamten,  die  bei 
den  Reformen  die  erste  und  entscheidende  Stimme  haben.  Man  gebe 
der  wissenschaftlichen  Deputation  ihre  ursprüngliche  noble  Bestimmung 
zurück,  welche  sie  zur  geistig-wissenschaftlichen  Kraft  des  Medicinal- 
ministeriuras  erhob,  und  Avelche  sie  dadurch  verloren  hat,  dass  die  vor- 
tragenden Verwaltungsräthe  Mitglieder  derselben  wurden  und,  statt  aus 
ihr  Belehrung  zu  schöpfen,  umgekehrt  sie  mit  dem  bureaukratischen 
Herrschergeist  erfüllten.  Man  lasse  die  Mitgliedschaft  der  Deputation, 
wie  es  bei  ihrer  Einrichtung  vorgeschrieben  war,  nach  kurzen  Zeiträu- 
men wechsehi,  damit  sie  nicht  —  wie  Humb  o  1  dt  bei  seinem  Anschreiben 
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an  die  ersternaunten  Mitglieder  heute  vor  50  Jahren  gesag-t  hat,  „in 
eine  Geschäftsbehörde"  ausarte  und  sich  ans  Befehlen  gewöhne,  statt 
(lurch  die  Autorität  ihrer  Wissenschaft  zu  wirken.  Dann  wird  es  sich 
V  zeigen,  dass  das  preussische  Medicinalwesen,  ohne  einzelne  Mängel  in 
»i^brede  zu  stellen ,  keine  Prüfung  zu  scheuen  und  keinen  Vergleich  zu 
fürchten  hat.  Dann  wird  auch  der  Arzt  getrost  mit  seinen  Irrthüraern 
"und  seinen  etwaigen  Kunstfehlern  vor  den  Richter  hintreten  und  offen 
sagen  können:  Ich  habe  gefehlt,  weil  mein  Beruf  dem  Irren  und  Fehlen 
*  unterworfen  ist.  Und  die  begutachtenden  Medicinalcollegien  und  die 
wissenschaftliche  Deputation,  sie  werden  dem  beistimmen.  Denn  sie 
werden  nicht  mehr  Beamte  sein  wollen,  die  Alles  wissen  und  entscheiden 
mjissen,  was  ihnen  zu  entscheiden  von  dem  Verwaltungschef  aufgetragen 
wird,  sondern  sie  werden  Diener  und  Jünger  einer  Wissenschaft  sein, 
in  welcher  das  Mehrwissen  zu  dem  zugleich  drückenden  und  erhe- 
benden Bewusstsein   des  Nichtwissens  führt. 
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